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ran die 


straße 10, oder an das zuständige Postamt ode 
nächste Buchhandlung. 


f er 

Beschwerden: wegen unregelmäßiger Lieferung, Of 
völligen Ausbleibens der Zeitschrift sind zu and- 
zuständige Postamt bezw. an die liefernde En olg füh 

lung zu richten. Erst wenn das zu keinem E 


- nach 
ren sollte, bitten wir, an unsere Bezugsabteilung 


Anschriften: Schriftleitung: Deutsches Recht, Wo- 
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er des 

5 ` 2 : : N füllung 
: : Bd. 36: Heinz Oeftering: Die Lohn- Die Entscheidung, ob die Er humigung 
Inhaltsverzeichnis Seite steuer in der Rechtsprechung (Os- Geschäfts durch ei A c 
ä ld) i er T a ounte g leichzeitigenthieia `o Dure- 
parn Aa HE R Hans Meuschel, Josef Stoppreis zu verlangen oder nur die Duits 

Die Rechtsfolgen des Preisverstoßes O me E PA führung des preisstopwidrigen 7 zu Ver 

ermann: Die Ost-Steuerhilfe (Kapp) 1146 ung 
im Grundstücksverkehr. Von LGR. 4 i durch Versagung der Genehmig altung® 
D EEN = DT a T A yele Kraftverkehrsrecht von A—Z. Ee Re allein bei der Verwa Nr.5 

Randgebiete des Preisrechts. Von (Hensen) . . . s- 2.0... 1146 | Behörde. OLG. Stettin: DR. 1941, 1! 
OLGR. Dr. Hanswerner Müller. . 1125 | Martin Kirst: Die Gewerbesteuer in (Friemann) elung 
. 5 > s der Praxis . uL? aoa i her die Re2® en 

Die Kostenordnung für Preisangele § 4 der 2. Anordnung übe andelsspannk! 
genheiten. Von RegR. Dr. von Kur- der Verbraucherpreise un rall 
natowskil a Pae e O e 1129 Rechtsprechung im Geschäftsverkehr mit gebrauch” „202 

Die Haftung des Kommanditisten. Von Strafrecht ah TReL gen Kr No Verkaul, Br 

. 20. A ä 
RA. Dr. v. Braunbehrens . . 1134 $ 265 StGB. i. Verb.m. $ 2 StGB. $ 265 ne e von e uf 
£ n À f StGB. ist unmittelbar nicht anwendbar, | braucher an einen anderen Verb" DAT. 
Blick in die Zeit wenn der Versicherungsnehmer an der |nach vorheriger Schätzung dur®® jage de! 

Aus dem Generalgouvernement. Aus Brandstiftung nicht beteiligt ist. RG.: DR. | und Nachweis derselben durch vor! Kaul- 
Norwegen. Aus den Niederlanden. 1941, 1147 Nr. 1 (Boldt) Schätzungsurkunde für zulässiß. i verstößt 
Aus Belgien. Aus Frankreich. Aus Das Ges zur Änderung der RAbgO. vom | vertrag, der gegen diese VorscHt BOB: 
Luxemburg. Aus Lothringen. Aus 4. Juli 1939 (RGBI. I, 1181) beseitigt die | ist deshalb aber nicht gemäß, ahsetzunß 
dem Elsaß. . . . 2 2 2... . 1140 į Gründe, die dafür maßgebend gewesen sind, | nichtig; es tritt lediglich eine ui den 2 

ge Fälle der Hinterziehung von Zöllen und | des vereinbarten Kaufpreises Pa, Stettini: 
se R erbrauchsabgaben bei der Frage der Bin- |setzlichen Höchstpreis ein. = 
Rechtspolitik und Praxis dung nach dem $ 468 RAbgO, besonders zu | DR.: 1941, 1155 Nr.6 (Süßkoch) pg der 

Ehebruch und Beleidigung. behandeln. RG.: DR. 1941, 1149 Nr. 2 $ 4 Anordnung über die Rege en iM 
1. Von Dr. v. Rozycki-v. Hoewel. . 1140| 834 ZustVO. v. 21. Febr. 1940. Ein Urteil | Verbraucherpreise und Handels te raft- 
II. Von RA. und Notar Dr. Messer . 1142 | ist schon dann i. S. des § 34 ungerecht, wenn | Geschäftsverkehr mit gebrauch uiver 
HI. Von RA. Dr. Helmut Seydel . . 1143 | die Möglichkeit sehr nahe liegt, daß der |fahrzeugen v. 17. Nov. 1939. Der yfahrzeté 

Die Aufklärungspflicht des Drittschuld- Tatrichter durch einen Rechtsfehler gehin- |trag über ein gebrauchtes ichtig 
ners im Lohnpländungsverfahren. dert worden ist, tatsächliche Verhältnisse | ohne vorherige Abschätzung rägtich en 
Von LGR. Dr. Merten . . 1143 | zu erkennen und festzustellen, bei deren Be- | Der Kauf wird nicht zum nac alien ob 

Behandlung von Grundstücksverkäu- rücksichtigung das Urteil von dem richtigen | gestellten Schätzwert aufrechterh 1 (Si 
fen, die gegen die Preisstopverord- Rechtsstandpunkte aus zu einem ganz an- | Zweibrücken: DR. 1941, 1156 I 

5 deren Ergebnis hätte gelangen müssen. RG.: | koch) . fer- 
nung verstoßen . . » 2 2... «1144 DR. 1941. 1149 Nr. 3 (M piele 
aE x ezger) Veriragshilfe, Abwicklung VON 
Schrifttum ; verträgen ein 
Zivilrecht pandeh- 
i i 2 Abs. 3, 7,8 VHV. Das Vori richte 

La Sr Hecker aa Preisildungerecht einer Zwangshypothek senließt dig Dar 
Raa, Aber: Kommentiert Preisiestsetzung für Industrie- oder Bau- | liche Vertragshilie nicht aus. O t 
Reichsverteidigungsgesetzgebung land bei schlechter Bodenbeschaffenheit. | stadt: DR. 1941, 1159 Nr. 8- von # 
(Dietrich) . . 2 2 . . . . . . 1145| Behandlung von Anträgen öflentlicher| 88 1,2 VO. iberan: Abe Kult 

Be k Dienststellen auf Festsetzung von Stopprei-|ferverträgen v. 20. April 1940. NE ire 
any PERE aus engen AHi 1145 |sen für Grundstücke, Reichskommissar für | eines Lielervertrags über eine un sii 

Erich Pienit i Sch Ser 4 ae bei die Preisbildung: DR. 1941, 1150 Nr. 4 für den a E V antechädit ae) 
ri ienitz: Schuld und Haftung E / für die Zubilligung einer vo 
Chad #llananıdenen Mindemäh- 88 7 Abs. 2, 10 WohnsiedlG.; $ 9 AusiVO. 6] 2 DR an one w 

3 ara „| v. 25. Febr. 1935 (RGBI. I, 292); 88 134, 139 < Jena; ; 
TEE beteiligt sind (Haupt) . . 1145 BGB.; VO. über das Verbot von Preis- 

M. Reuß, Wilhelm Grotefend: Das erhöhungen v. 26. Okt. 1936 (RGBI. I, 955). Lohnpfändungsverordnung f yon 
Preußische Berggesetz (Heinemann) 1146| Die Anordnung einer Preisherabsetzung A Im Rahme ng5° 
3 h 5 : a: 5 § 6 LohnpfändVO. 1940. Im cku! 

Bücherei des Steuerrechts: stellt sich nicht als „Auflage“ im herkömm- $ 6 LohnpfändVO. hat das Vollstre® inet 
Bd. 33: Ernst Drüeke: Die Einheits- lichen Sinne dar; sie wirkt vielmehr unmit- | ® ericht bei dem Pfändungsanträ&” 

bewertung des Grundbesitzes in telbar auf die Preisabrede ein, ändert sie = mer. 


der Praxis 

Bd. 34: Ernst Drüeke: Die Einheits- 
bewertung des Betriebsvermögens 
und die Vermögensteuer in der 
Praxis 

Bd. 35: Heinz Oeitering: Die Lohn- 
steuer in der Praxis 
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des Deutschen Rechtsverlages, Leipzig C ı, Insel- 


DEUTSCHER RECHTSVERLAG GmbH., Berlin W 3? 


ohne weiteres Zutun der Vertragsparteien 
und bedarf zur Durchsetzung keines Verwal- 
tungszwangsverfahrens. A X; 

Nach der überwiegenden, Rspr. ist ein 
Rechtsgeschäft bei Verstoß gegen die Preis- 
regelungsvorschriften nicht nichtig, sondern 
zu dem zulässigen Preise gültig. 


Leipzig zu schreiben. 


Anzeigenpreise und Anzeigenschluß: 
der Stellenanzeigen. 


Zahlungen: für den Bezug der Zeitschrift nur 
Postscheckkonto des Deutschen Rechtsverlage® 
Leipzig Nr. 74242 
für Anzeigenbeträge nur auf das Posts 
des Deutschen Rechtsverlags GmbH., Berlin Nr. 


siehe Kop! 


auf das 
GmbH 


i 


5 


hpt nichtehelichen Kindes den Unter- 
Kingg, Pruch eines zweiten nichtehelichen 
a, auch dann zu berücksichtigen, wenn 
Dinge Vorhandensein nur aus dem Vor- 
Ber des Gläubigers- hervorgeht. LG. 

P: DR. 1941, 1160 Nr. 10 


u Kohnpiänd VO. 1940. Die Kriegsbesol- 

dern k nicht identisch mit Wehrsold, son- 

tee N allgemeinen Grundsätzen pfänd- 
- Berlin: DR. 1941, 1161 Nr. 11 


AR: LohnpfändVO. v. 30. Okt. 1940; 
p MißbrVO. v. 13. Dez. 1934. 
deg Siep tSchaftlich günstigen Verhältnisse 
den k vaters eines ehelichen Kindes schei- 
Vater dessen Vollstreckung gegen seinen 
Au zus, 

sieh gerne allgemeine Preissteigerung kann 
| Preiss solcher Schuldner angesichts von 
Ya PD und Rationierung nicht berufen. 
besonderer Aufwendungen, zu 
Satz de Art des Berufes zwingt, kann der 
wengis für den Schuldner persönlich Not- 
EVO, rA auch nach der neuen Lohnpfänd- 
Nr. Oht werden. KG.: DR. 1941, 1161 


DR 6, 8 LohnpfändVO. 1940. 

telz Neue LohnpiändVO. ist ein Prozeß- 
tatir a daher mit dem Tage ihres In- 
TaN auch auf anhängige Verfahren 
„Der 
y, 13, 
p tnis 


\ 


en, 

grundsätzliche Beschluß des KG. 

Pril 1939, 8 W 1180/39 über das Ver- 

\ er nichtehelichen Kinder zu der 

cher Schuldners und zu seinen ehe- 
ohne dern (DR. 1939, 1337) ist durch die 
hupfäindvo. i. kihon j 


Verfahren, Gebühren- und Kostenrecht 


88 119, 627b ZPO. Beschwerde gegen, 
Versagung des Armenrechts für Abschluß 
eines Gesamtvergleichs zu gerichtlichem 
Protokoll ist auch nach Erklärung des Ver- 
gleichs zu Protokoll zulässig und tührt 
zu rückwirkender Armenrechtsbewilligung. 
KG.: DR. 1941, 1162 Nr. 14 

8 627 b ZPO.; §§ 28 a, 13 Ziff. 1 RAGebO. 
Berechnung der Prozeßgebühr des Anwalts 
bei Vergleich über den endgültigen Unter- 
haltsanspruch für die Zeit nach Scheidung 
der Ehe in Verbindung mit dem Eheprozeß. 
KG.: DR. 1941, 1163 Nr. 15 

§ 13 Zift. 3 RAGebO.; § 627 b ZPO. Teil- 
gwesamtvergleiche zur Beilegung des Ehe- 
prozesses nur in bezug auf die Klage des 
einen Ehegatten durch Rücknahme dieser 
Klage oder des entsprechenden Rechtsmit- 
tels gegen Regelung des Unterhalts für die 
Zeit nach der Scheidung sind zulässig und 
lassen im Eheprozeß die Vergleichsgebühr 
entstehen, obwohl wegen der Scheidungs- 
klage des anderen Teils Urteil ergeht. KG.: 
DR. 1941, 1164 Nr. 16 


§ 13 Zifi.3 RAGebO.; $ 627b ZPO. Be- 
gri des Gesamtvergleichs zur Beilegung 
des Eheprozesses und zur Unterhaltsrege- 
lung, Unterschied zwischen vor Erlaß des 
Scheidungsurteils getrofiener Scheidungs- 
einigung und nach Erlaß des Urteils, zur 
Ersparung eines Urteils höherer Instanz zu- 
stande gekommenen Vereinbarung betr. 
Rechtsmittelverzicht. KG.: DR. 1941, 1164 
Nr. 17 

Reichsarbeitsgericht 


Die, zumal vom Reichstreuhänder gebil- 


ligte, Handhabung einer Tariibestimmung 
kann für die Auslegung ihres Sinnes Bedeu- 
tung haben, aber ebenfalls nur dann, wenn 
die Tarifbestimmung selbst nicht eindeutig 
ist. RArbG.: DR. 1941, 1165 Nr. 18 


88 194 ñ., 242 BGB.; $ 2 ArbOG.; § 2 


ÖftArbOG. 


In der Berufung auf die Verjährung kann 


für sich allein niemals ein Verstoß gegen 
Treu und Glauben und noch weniger ein 
Verstoß gegen die guten Sitten erblickt 


werden. Das gilt auch für Lohnforderungen, 


insbes. auch für solche gegen den Staat. 


Wenn aber der Gefolgsmann infolge 


schuldhaiter Verletzung der dem Dienst- 


herrn obliegenden Fürsorgepflicht die ihm 
zustehenden Bezüge nicht vor dem Eintritt 


ter Verjährung erhalten hat, so ist der 


Dienstherr zum Ausgleich des Schadens, 
also zur Nachzahlung verpflichtet. 

Die Ansicht, ein Arbeiter (Angestellter) 
müsse sich darauf verlassen können, daß 
sein Lohn richtig berechnet werde, und er 
dürfe deshalb diesen regelmäßig ohne Nach- 
prüfung in Empfang nehmen, bedeutet eine 
Überspannung der Fürsorgepflicht. RArbG.: 
DR. 1941, 1166 Nr. 19 

„Bauort“ und „Baustelle“ i.S. von $ 5 
Nr.5 RBauTarO. v. 26. Nov. 1936 i. d. Fass. 
v. 5. März 1938. Bauort ist die Örtlichkeit, 
wo die Bauarbeiter jeweils ihre Arbeit ver- 
richten, Baustelle dagegen jedes mehr oder 
weniger selbständig geleitete Bauvorhaben. 
Bei Baustellen von größerer Ausdehnung 
können für die Entlohnung der Gefolgschait 


halle, rs umfangreiche gesetzliche Un- 
Lohnng lichten des Schuldners i.S. von $ 8 
handen ad VO. 1940 sind schon beim Vor- 

En von drei Kindern gegeben. 

tahma nnpfändVO. 1940 verlangt als Aus- 
Belana o Schrift, daß das Gericht auch die 
Pichten, mes Gläubigers, zumal die eines 
Prüfe, kaen Kindes, besonders sorgfältig 
G.: DR. 1941, 1162 Nr. 13 


Das Ariegswirtfchaftsfteafrecht 
von Rechtsanwalt Herm. Cunio 
208 Seiten. Preis RM 4.80 


| „Erste zusammenfassende Darstellung“ 


4 Atiegsfteaftecht und Kriegsftenfverfahren 


Häuterungen und Durchführungsbesiimmungen 
von Staatsanwalt Dr. Karl-Heinz Nüse 
128 Seiten. Preis RM 3.80 
sı..für den Praktiker ein wertvolles Hilfsmittel“ 


Die Derbrauchsregelungs-Strafoerordnung 


Kleines Erläuterungswerk von Dr. jur. Ludwig Käss 
476 Seiten. Preis RM 2.80 


V 
erlag August Lutzeyer, Bad Oeynhausen (Westf.) 


I hag Mit dem Beitritt zum Dreimächtepakt 
Japan seinen Weg in der Weltpolitik gewählt! 


Dr. Richard Huch 


i lapanifthes Internationales und Jnterlokales Privatrecht 


ta der zweiten Hälfte des vorigen Jahrhunderts Japan unter dem Ein- 
cr europäischen Rechte, hauptsächlich aber der deutschen Wissen- 
e * Sein heutiges Privatrecht schuf, sah es sich damit auch vor die Auf- 
nanstelit, ein Gesetz über das bis dahin unbekannte, weil unnötige, 
ionale Privatrecht zu erlassen. Da dieses Gesefz, das später Wieder- 
orbild für das chinesische Internationale Privatrecht gedient hat, 
5 deutschen Vorarbeiten zum Einführungsgesetz des Bürgerlichen 
mouches Art.7 bis 31 fußt, stößt der Leser immer wieder auf bekannte 
kengänge,. Als besonders interessant wird er Jedochdie Abweichun- 
a den japanischen Lösungen empfinden. Der Verfasser geht auch 
Interna, japanische Privatrecht und die besonderen Lehren des dortigen 
Misg ionalen Privatrechts ein, so dab ein abgerundetes Bild des japa- 
fern chtszustandes vermittelt wird, wie auch eine geschichtliche Er- 
Durcp 1g des Werdens’ des modernen japanischen Privatrechts nicht fehlt. 
k 1 Aulige Zitierung des japanischer: Schrifttums erhält der Leser Ein- 
à die Richtungen und Meinungsverschiedenheiten der namhaftesten 
Nschaftler des Ingelreichs. Vorangestellt ist der Schrift eine Über- 
| "e us Aller einschlligigen Gesetze und Verordnungen, beschlossen wird 
Sche In die Übersetzung wichtiger Entscheidungen der höchsten Japani- 
J kiche Gerichte, „Die knappe Schilderung des in seiner Eigenart oft nicht 
Sonde, eiständlichen japanischen Interlokalen Privatrechts verdient die be- 
Aufmerksamkeit des Lesers.“ (Prof. Kaape). 

X, 154 Selten — RM. 6— 


Conrad Triltsch Verlag, Würzburg 


§ 32 ArbOG. Tarifauslegung. 

Für die Beurteilung einer Tarifbestim- 
mung ist zunächst der darin zum Ausdruck 
gekommene Wille des Schöpiers der Tarif- 
ordnung maßgebend. Ist dieser aus der Ta- 
rifbestimmung selbst zweifelsfrei zu ermit- 
teln, so fällt demgegenüber eine abweichende 
Meinungsäußerung des Reichstreuhänders 
der Arbeit nicht ins Gewicht. 


gleichzeitig oder nacheinander verschiedene 
Bauorte maßgebend sein. RArbG.: DR. 1941, 
1168 Nr. 20 


Sächsisches Oberverwaltungsgericht 


§ 39 SächsBauges. Anliegerleistungen für 
Grundstücke an zwei Verkehrsflächen, deren 
eine ein Fußweg ist. SächsOVG.: DR. 1941, 
1168 Nr. 21 


Dr. en 
Dr. Atzler 
zur Vorbereitung auf die Assessorprüfung 
(auch abgekürzte Prüfung) M 
| em AR O A oit pod shira 6 eiO ] 


Soeben erschien: 


Kommentar 
zum Patentgejeg 


Dipl.-äng. De. jur. Heinrich Tegner 


Rechtsanwalt in Berditesgaben 


523 Geiten (Din A 5) in Ganzleinen gebunden RM 20.50 


Seit bem Ericheinen Des Standarbwertes von Pichder iit das Patents 
recht im allgemeinen mehr in abitralter Meife erläutert worden. Das 
hier angefündigte Wert bringt nunmehr die Bearbeitung des Patents 
aefekes in betonter Anlehnung an die für die Auslegung und Yorke 
entwidlung des Patentrechts bejonders wichtige Hödhftrihterliche Recht» 
iprechung. Da gerade im Patentrecht jede Entiheidung auf ben Einzel» 
fall aerichtet ift, vermeiden bie Erläuterungen im allgemeinen abitrafte 
Kormulierungen und fuden das Wefentlihe an zahlreidhen Beifpielen 
aus ber Sprudypraxis des Reihsgerichts und des Reichspatentamies 
zu veranihaulihen. Die Bearbeitung ift Ende 1940 abgefhloffen. 
Der Kommentar bringt zunächft den Wortlaut des Patentgefehes vom 
5, Mai 1936. Daran idließen fidh die Erläuterungen an, bie den 
Hauptieil des Buches bilben und die nad) Paragraphen geordnet find. 
Umfangreicher erläuterten Paragraphen ift eine Snhaltsüberfiht vor- 
angeltellt. Im Anhang lind die für den praftiihen Gebraud, wichti« 
geren Nebengejete abgedrudt. 


$ 


Beztehbar durd) gutgeführte Buchhandlungen oder von dem 


Verlag Dr. Otte Schmidt NG., Köln, Haniahaus 


AEN 

À Die beiden Werke der Sachreferenten ım RAM. 
WVO in Neuauflagen mit den Kriegsbestimmungen 
SE 


Schmidt: Arbeitszeitordönung, kommentar 


3. ergänzte Auflage. Die Neuauflage des bekannten Werkes des Sachreferenten im RAM., verarbeitet die inwis 
ergangene Rechtsprech. und ist vor allem auch deshalb wichtig, da hier jeweils auf die während des Krieges gelten u 
stimm. verwiesen ist. „Klar, übersichtlich, vollständig, von der Praxis bevorzugt benutzt.“ (DArbR.) 240 S. 8°, Leinen 4.80 


Aremer: Jugendfchutgefet;, kommentar 


3. neubearbeitete, erweiterte Auflage. Die nach wie vor lebhafte Nachfrage nach dem Erläuterungsbuch des Sach- 
referenten im RAM. zeigt, daß auch jetzt während des Krieges sich weite Kreise mit diesem Gesetz zu befassen haben. Die NeuaW'- Í 
t 


bringt die Erlänt. aufden neuesten Stand und enthält auch die während des Krieges zugelassenen Ausnahmen. 2305. 8°, Lein. 5.50 ri 
RfPr. VIII — 880- 4574/41 v. 50. $. 


® 


Früher erschien: 


kremer-Schmidt: Der Arbeitsfchuß; in der friegsuirtfchaft 


Ausführliche Erläuterung der beiden zuständigen Sachreferenten im RAM., bewährtes, zuverläss. Hilfsmittel, das bei allen be 
tretenden Fragen die sinngemäße Anwendung der während des Krieges gelt. Ausnahme-VO. ermöglicht. 122 S. 8°, geb. 3.20 RM: 


VERLAG FRANZ VAHLEN - BERLIN W9 


KUREURSTENDAMM 26 TÜBERUNDKRUGER 


ZENTRUM ältefter WESTEN 
Krausenstraße 64 Pilfner » Urguell-Ausfchank Grolmannstraße 39 


Ecke Charlottenstr. am Kurfürstendamm Werdet Mitglied der ngb! — 


Carl Heymanns Verlag. Berlin WË 


Soeben erschien: 


Lebensmittelgejeg 


Erläutert von 


De. jur. 9. Holthöfer 


Oberlandesgerichtspräsident I. R., und 


Dr. phil. und De.-öng. e. H. U. Jutenad 


Präsident i, R. der Preußischen Landesanstalt für Lebensmittel, Arzneimittel und gerichtliche Chemie, 
Geh. Reg.-Rat, Hon.-Professor an der Technischen Hochschule Berlin 


2. Auflage, Band Il. Nach dem Stande vom 2. April 1941 bearbeitet vom Mitverfasser Dr. jur. H.Holth örrek 


„für 
Ergänzungen der in Band I enthaltenen Erläuterungen zum Lebensmittelgesetz; neben dem Lebensmittelgesetz f 
Lebensmittel erlassene oder beachtliche Gesetze, Verordnungen, Ministerialerlasse, Anordnungen von( ia i 
sationen des Reichsnährstandes und der gewerblichen Wirtschaft, Verlautbarungen sonst maßgebender Stelle f 
1941, XXIII, 807 Seiten kurzen Erläuterungen. Preis RM 26. 


; $ n 
Der Rechtssammlung, die den Haupteil des Bandes H darstellt, sind Ergänzungen der in Band I enthalten" 
Erläuterungen zum LMG. vorausgeschickt. Dadurch werden diese auf den heutigen Stand gebracht und e in 
Jahre 1936 erschienene Ergänzungsheft zu Band I, 2. Aufl., ersetzt und entbehrlich. Zugleich wird dadurch di i 
Band II enthaltene Rechtssammlung mit den in Band I enthaltenen Erläuterungen zum Lebensmittelgesetz verza“ 


i A isin 
Das Buch, mit dessen Drucklegung im Juli 1940 begonnen wurde, ist bis auf den Stand vom 2. A pril 1941, also DR 
die letzte Zeit ergänzt worden. Das sehr eingehende Sachregister ermöglicht eine rasche und zuverlässige Unterrich 


Band I, 2. Auflage, 1933. Preis gebunden RM. 10. 


p beziehen durch alle Buchhandiingen Be 
Carl Heymanns Verlag - Berlin W 8 
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Die Rechtsfolgen des Preisverstoßes im Grundstücksverkehr 
Zum Urteil des Reichsgerichts vom 30. Januar 1941 — V 99/40 


Von Landgerichtsrat Dr. Friemann, beim Reichskommissar für die Preisbildung, Berlin 


In seinem Urteil v. 30. Jan. 19411) hat der V. Ziv- 
Sen, des RG. zu einer in der letzten Zeit lebhaft 
erörterten Frage des Grundstücksverkehrsrechts Stel- 
Ung genommen. Da der Grundstückshandel wie 
leder andere Warenaustausch dem Preiserhöhungs- 
verbot unterliegt, verstößt der preisstopwidrige Ver- 
auf eines Grundstücks gegen ein gesetzliches Ver- 
bot. Die alle am Grundstücksverkehr interessierten 
Kreise bewegende Frage geht dahin, ob dieser 

erstoß den Kaufvertrag in seinem gan- 
zen Umfang nichtig macht oder ob der 
Vertrag nur insoweit nichtig ist, als ein 
über der zulässigen Höhe liegender Preis 
Vereinbart worden ist. Bekanntlich hat die 
echtsprechung des Weltkriegs Verstöße gegen die 
damalige Höchstpreisgesetzgebung nicht mit völ- 
liger Nichtigkeit geahndet, sondern die Verträge 
zum gesetzlichen Preis aufrechterhalten. Ob diese 
vom RG. im Urteil v. 29. März 1939 (DR. 1939, 1633) 
auch auf die derzeitigen Preisvorschriften für an- 
Wwendbar erklärte Rechtsprechung uneingeschränkt 
ür den Grundstücksverkehr gilt, ist stark umstritten. 
Während einerseits die Ansicht vertreten wird, das 
ür alle Rechtsgeschäfte in gleicher Weise geltende 
reiserhöhungsverbot müsse einheitliche Rechtsfol- 
gen haben, der Grundstücksverkehr sei deshalb nicht 
anders zu behandeln als alle anderen Geschäfte?), 
verweist eine abweichende Meinung auf die wirt- 
Schaftlichen und weltanschaulichen Unterschiede 
Zwischen dem Grundstücksverkehr und den anderen 
techtsgeschäften und fordert eine Sonderstellung 
ür ersteren?). Das RG., das zu der Streitfrage 
noch nicht Stellung genommen hatte, hat jetzt 
im obenbezeichneten Urteil die bisher von der 
echtsprechung‘) durchweg abgelehnte Meinung 
geteilt, daß der Grundstücksverkehr anders zu wer- 
ten sei als der Warenhandel. Die Entscheidung führt 


1) DR. 1941, 109315. 

2?) Friemann: DR. 1940, 654. 

3) OehIschläger: DR. 1940, 301; DNotZ. 1940, 265; 
Jeschke: DGWT. 1941, 1; Peters: AkadZ. 1941, 27. 
1 4) OLG. München: DR. 1940, 1306; OLG. Stuttgart: DR. 
941, 496: LEHG Celle: DR. 1940, 662; DJ. 1941, 167. 


aus: Grundstücke seien im Gegensatz zu den Han- 
delswaren nicht zum Umsatz bestimmt. Der Gesetz- 
geber, der bei Handelswaren im Interesse eines un- 
gehinderten Güterumlaufs den gegen das Preis- 
erhöhungsverbot verstoßenden Vertrag zum gesetz- 
lichen Preis aufrechterhalten müsse, wolle das beim 
Grundstücksverkehr nicht. Anders als bei beweg- 
lichen Sachen sei der gegen das Gesetz verstoßende 
Grundstücksverkauf in vollem Umfange nichtig. 


Unmittelbar nach der Veröffentlichung dieses, in der 
Tages- und Fachpresse eingehend besprochenen Ur- 
teils ist der Runderlaß Nr. 30/41 des Reichskommis- 
sars für die Preisbildung v. 17. März 1941 ergan- 
gen?). In dieser an das Urteil anschließenden Ver- 
lautbarung hält der Reichskommissar an seinem, in 
dem bekannten Erlaß v. 16. März 1938 niederge- 
legten Standpunkt fest, wonach der Verkäufer eines 
Grundstücks den Vertrag zum gesetzlich zulässigen 
Preis erfüllen muß, wenn es die zuständige Preis- 
behörde aus Gründen des öffentlichen Interesses 
anordnet. Unter Hinweis auf die in der Öffentlich- 
keit vielfach übersehenen Schlußsätze des Urteils, 
das eine Stellungnahme zu dem Erlaß v. 16. März 
1938 ausdrücklich ablehnt, betont der Reichskommis- 
sar, es sei nicht nötig, die Rechtslage durch eine 
VO. zu klären. 

Über die rechtliche und wirtschaftliche Tragweite 
des Urteils v. 30. Jan. 1941 herrscht vielfach Un- 
klarheit. Durch den Verzicht auf die Auseinander- 
setzung mit dem Erlaß des Reichskommissars vom 
16. März 1938 hat das Urteil viel von der Bedeutung 
eingebüßt, die es durch seine grundsätzlichen Aus- 
führungen beansprucht. Nach diesem Erlaß müssen 
die Preisbehörden bekanntlich jeden Kaufvertrag 
daraufhin überprüfen, ob der Verkäufer im öffent- 
lichen Interesse an dem zulässigen Preis festzuhalten 
ist. Verneinen die Preisbehörden dies öffentliche 
Interesse und verbieten sie die Durchführung des 
Vertrages, so ist dieser entweder von vornherein, 
wie es das RG. will,.oder aber infolge der Anord- 
nung der Preisbehörde ohne rechtliche Wirkung. 
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Streit kann danach nur über die rechtliche Würdi- 
gung der Ausnahmefälle bestehen, zu denen das 
RO. nicht Stellung genommen hat. Gleichwohl wäre 
es verfehlt, wenn man dem Urteil v. 30. Jan. 1941 
nur dogmatische Bedeutung beimessen wollte. Zu- 
nächst ist es einmal für die Fälle überaus bedeutsam, 
in welchen ein Grundstück vor der Einführung des 
sogenannten Vorprüfverfahrens (s. Friemann: 
DR. 1940, 564) verkauft worden ist. Das Urteil 
wird damit besonders für die Teile des Reichs sehr 
aktuell, in denen das Vorprüfverfahren, wie in der 
Ostmark und im Sudetengau, erst unlängst einge- 
führt, oder in denen es, wie in den Ostgebieten, 
überhaupt noch nicht in Geltung ist. Darüber hinaus 
wirft das Urteil jedoch für den laufenden Grund- 
stücksverkehr im ganzen Reich überaus wichtige 
Probleme auf. Aus der vom RG. vertretenen 
Konstruktion, wonach ein gegen die 
StopVO. verstoßender Grundstücksver- 
kauf nichtig ist und erst durch eine et- 
waige Ausnahmebewilligung der Preis- 
behörden wirksam wird, ergeben sich manche 
Zweifelsfragen, die der Rechtsprechung und Lehre 
erheblich zu schaffen machen werden. 

Der zur Entscheidung stehende Fall erforderte — 
um auf die Gründe des Urteils einzugehen — nicht 
die vom RG. beabsichtigte grundsätzliche Klärung 
der Streitfrage. Der Vertrag über das im Wohnsied.- 
lungsgebiet liegende Grundstück hat die nach dem 
Gesetz v. 22. Sept. 1933 (RGBI. I, 659) erforder- 
liche Genehmigung nicht gefunden. Fehlt diese aber, 
so ist der Vertrag ohne weiteres nichtig. Damit ent- 
fällt jeder auf ihn gestützte Anspruch des Käufers. 
Die Gründe für die Versagung der Genehmigung 
sind dabei gleichgültig. Auch wenn die Genehmi- 
gungsbehörde den Vertrag nur mit Rücksicht auf 
den überhöhten Preis nicht genehmigt haben sollte, 
kann der Käufer aus ihm keine Ansprüche herleiten. 
Seine Rechtsansicht, der Vertrag sei kraft Gesetzes 
zum zulässigen Preis zustande gekommen, ist nicht 
zutreffend. Denn auch ein in dieser Weise durch 
das Gesetz abgewandelter Vertrag hätte der Geneh- 
migung nach dem WohnSiedIG. bedurft. Das Urteil 
hätte also da abbrechen müssen, wo es interessant 
zu werden beginnt. Über die grundsätzliche Frage 
hätte es folgerichtig nicht entscheiden dürfen. Der 
Senat hat demnach offensichtlich die ihm durch die 
Rechtsausführungen der Parteien gebotene Gelegen- 
heit bewußt benutzt, um die Rechtsfrage in ihrer 
ganzen Breite aufzurollen. 

Das zutreffend über den 8134 BGB. hinweg auf 
die Absichten des Gesetzgebers eingehende Urteil 
begründet die Nichtigkeit des stopwidrigen Grund- 
stücksgeschäftes mit rechtspolitischen und wirt- 
schaftspolitischen Erwägungen. Der Grundstücks- 
verkehr kann, wie es meint, welt- oder volksanschau- 
lich nicht mit dem Warenhandel auf eine Stufe ge- 
stellt werden. Die Anwendung der für den Waren- 
handel entwickelten Rechtsgrundsätze führt darüber 
hinaus nach der Ansicht des Urteils zu einer be- 
dauerlichen und vom Gesetzgeber nicht gewünsch- 
ten Rechtsunsicherheit. Dem Wohl der Vo ksgemein- 
schaft kann es, so sagt der Senat, nur dienen, wenn 
kein Verkäufer zur Weggabe seines Grundstücks 
zu einem von ihm nicht vorausgesehenen Preise ge- 
nötigt wird. 

Wenn das Urteil diese Begründung durch einen 
Hinweis auf die den Eigentümer an seinen Grund- 
besitz zu binden bestrebte Bodengesetzgebung des 
Nationalsozialistischen Staates weltanschaulich unter- 
mauern will, verkennt es den Sinn dieser Vorschriften, 
Die Erbhofgesetzgebung, das WohnSiedIG. und die 
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Grundstücksverkehrsbekanntmachung schränken die 
Verfügungsbefugnis des Eigentümers im öffent 
lichen Interesse ein. Die Veräußerung eines diesen 
Vorschriften unterliegenden Grundstücks ist daher 
nur zulässig, wenn ihr keine öffentlichen Belange 
entgegenstehen. Keins dieser Gesetze sagt aber etwas 
darüber, ob ein den öffentlichen Belangen nicht 
widersprechender Verkauf aus rechts- und wirt- 
schaftspolitischen Gründen, die einem ganz anderen 
Rechtsgebiet, dem Preisrecht, angehören, zum zu- 
lässigen Preis aufrechtzuerhalten ist. Denn keines 
dieser Gesetze ist zum Schutz und im Interesse des 
derzeitigen Eigentümers, sie alle sind nur 
im Interesse der Allgemeinheit zum Schutze 
gegen die Bodenspekulation erlassen worden. Ob 
man diesem Sinn der Gesetze nicht besser gerecht 
wird, wenn man einen Eigentümer, der seine Ver- 
bundenheit mit dem Grundbesitz von der Höhe des 
Preises abhängig macht, entgegen der Ansicht des 
RG. am gesetzlichen Preis festhält, dürfte zumindest 
fraglich sein. Mit besseren Gründen hätte sich der 
Senat dagegen auf die für den Grundstücksverkehr 
geltenden Sondervorschriften älteren Rechts, auf die 
Grundbuchordnung und den Formzwang berufen 
können. Diese Bestimmungen wollen in der Tat, 
anders als die Bodengesetze des neuen Rechts, in 
erster Linie die Sicherheit des Grundstücksverkehrs 
gewährleisten. Aus ihnen läßt sich durchaus auf 
den Willen des Gesetzgebers schließen, wonach 
der Verkauf nur so und nicht anders gültig sein 
soll, wie ihn der Eigentümer gewollt hat. Es fragt 
sich nur, ob diese aus der Zeit vor dem Um- 
bruch stammenden Vorschriften dann ausschlagge- 
bend sein können, wenn die Preisgesetzgebung eine 
abweichende Tendenz verfolgt. Darüber kann, wie 
der Senat mit Recht ausgeführt hat, nur unter ge- 
rechter Abwägung aller berührten Belange entschie- 
den werden. Wenn das RG. dabei jedoch zu dem 
Ergebnis kommt, die Preisgesetzgebung erfordere 
den Erfüllungszwang im Grundstücksverkehr nicht, 
während alle anderen ersichtlichen Gründe gegen 
ihn sprächen, so hat es in beiden Beziehungen geirrt. 

Die gegen den Erfüllungszwang angeführten 
Gründe vereinfachen sich, nachdem die welt- oder 
volksanschauliche Seite und die Bedeutung der 
Bodengesetze des Dritten Reichs für unsere Frage 
nunmehr geklärt sind. In Wahrheit ist es nur ein 
Grund, der gegen ihn geltend gemacht wird: Das 
RG. sieht die im Grundstücksverkehr besonders er- 
wünschte Rechtssicherheit durch ihn bedroht. Diese 
Rechtssicherheit wird nach der Ansicht des Senats 
erschüttert, wenn der Eigentümer zu einem gerin- 
geren als dem vereinbarten Preis verkaufen muß: 
Wenn der Senat aus diesem Grunde den Erfüllungs- 
zwang ablehnt, so verkennt er, daß die Rechtsun- 
sicherheit keine Folge des Erfüllungszwanges, son- 
dern daß sie eine notwendige Folge der staatlichen 
Preispolitik ist, und daß durch den Standpunkt des 
RG. das Übel nicht beseitigt, sondern vielfach nur 
verschlimmert wird. 


Durch das Preiserhöhungsverbot ist der Grund- 
stücksverkehr unter ein esetz gestellt worden, 
dessen Erfüllung häufig nicht leicht ist. So einfach 
und klar der Befehl ist, keinen höheren als den am 
Stichtag geltenden Preis zu fordern oder zu zahlen, 
so schwer wird sich manchmal dieser Preis ermit- 
teln lassen. Immer wird es Fälle geben, in denen die 
Meinungen über die Höhe des zulässigen Preises 
erheblich voneinander abweichen. Der Ei entümeh, 
den die Verantwortung für die gesetzmäßige Preis- 
bildung in erster Linie trifft, kann deshalb hin un 
wieder in eine sehr unerfreuliche Lage kommen. Die 
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Schuld trifft den Gesetzgeber, der ein Gesetz so all- 
gemeinen Inhalts erlassen hat. Daß diese Art der 
Gesetzgebung jedoch unvermeidlich ist, und daß der 
Moderne Gesetzgeber das Wirtschaftsleben nur mit 
Solchen Generalklauseln leiten kann, hat sich in 
allen Staaten mit behördlich gelenkter Preispolitik 
erwiesen. Ein Gesetzgeber, der die Preise in der 
and behalten will, muß zunächst ein allgemeines 
Grundgesetz aufstellen, von dem aus er allmählich 
ue notwendigen Einzelvorschriften entwickeln kann. 
So sind denn in der Ostmark, im Sudetenland und 
In allen anderen eingegliederten Gebieten sofort 
Nach dem Anschluß Preiserhöhungsverbote nach 
dem Muster der im Altreich geltenden StopVO. 
erlassen worden. Erst nach dem Erlaß dieser Vor- 
Schriften ist überall mit der Kleinarbeit begonnen 
worden. Dies Verfahren hat damit zwangsläufig 
den Geschäftsverkehr mit den Gütern, die keinen 
estimmten Tagespreis haben, in erster Linie 
also den Grundstückshandel, gefährdet und er- 
Schwert. Wie gering aber diese, dem Verkehr im 
Öffentlichen Interesse zugemutete Rechtsunsicher- 
ĉit im Verhältnis zu anderen Forderungen ist, die 
der Staat an die Wirtschaft stellen muß, zeigt die zur 
Leit überaus lebhafte Erörterung über den Umfang 
der durch § 22 KWVO. begründeten Pflichten be- 
sonders anschaulich. Was der Wirtschaft durch diese 
Vorschrift auferlegt werden mußte, ist bei weitem 
SChwieriger zu erfüllen als die vom Grundstücks- 
igentümer nach der StopVO. zu beachtenden 
lichten. 
„Über die durch das Preiserhöhungsverbot im 
Srundstücksverkehr geschaffene Rechtsunsicherheit 
Eerrschen im übrigen vielfach übertriebene Vor- 
Stellungen. Wenn der Gesetzgeber eine Pflicht auf- 
erlegt, über deren-Umfang und Grenzen manchmal 
durchaus gestritten werden kann, muß man billiger- 
Weise von ihm bei der Beurteilung des Einzel- 
falles eine gewisse Großzügigkeit fordern. Man 
Wird sie in der Tat bei den Entscheidungen 
der Preisbehörden durchweg finden. Der Beweis 
Cürfte durch die ganz außerordentlich geringe 
<ahl der beanstandeten Grundstücksgeschäfte er- 
racht sein. Wer allerdings, wie der Richter, immer 
Nur die beanstandeten Fälle sieht, der wird leicht 
Übertriebene Vorstellungen von der durch das Preis- 
erhöhungsverbot geschaffenen Rechtsunsicherheit 
Ockommen. In Wahrheit wickelt sich der weitaus 
überwiegende Teil des Grundstücksverkehrs nach 
Wie vor reibungslos ab. Bei einigem ‚guten Willen 
können die Eigentümer sehr wohl die Grenze er- 
ennen, bis zu welcher sie bei ihren Forderungen 
gehen können. Da, wo allerdings wie im vorliegen- 
den Falle für ein offensichtlich stark verwahrlostes 
Haus, in das der Käufer sofort mehr als 12000 2y 
Stecken mußte, ein Preis von 22000 RM vereinbart 
Wird, während die Preisbehörde höchstens einen 
Preis von 13000 AM zulassen will, liegt die Schuld 
an der entstandenen Verwirrung überwiegend auf 
Seiten der Parteien. Unter diesen Umständen ver- 
Mißt man im Urteil jeden Hinweis darauf, ob die 
arteien im vorliegenden Fall mit gutem Gewissen 
an die Zulässigkeit des vereinbarten Preises glau- 
ben konnten. All das, was der Senat nicht beein- 
frächtigt schen will, die Freiheit der Entschließung 
Und die an den Verkauf geknüpften wirtschaftlichen 
Erwartungen, verdient doch nur dann den Schutz 
des Gesetzes, wenn die Parteien gutgläubig waren. 
Fehlt dieser gute Glaube, so entfällt der 
das Urteilallein tragende Gesichtspunkt, 
der Schutz des redlichen Verkehrs vor unerwarteten 
behördlichen Eingriffen. 
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Unterstellen wir aber, um dem Standpunkt des 
Senats gerecht zu werden, den Fall des redlichen 
Verkäufers, der erst durch die Entscheidung der 
Preisbehörde auf seinen Verstoß hingewiesen wird: 
Ihm will der Senat durch die völlige Vernichtung 
des Vertrages helfen. Das Urteil, das damit der 
Rechtssicherheit zu dienen bestrebt ist, erweist ihr 
aber einen recht zweifelhaften Dienst. 

Das RG. sieht das Problem der Rechtssicherheit, 
wie sofort auffällt, nur vom Standpunkt des 
Verkäufers aus. Der am Vertrag in gleicher 
Weise interessierte Käufer hat jedoch, worauf das 
Urteil überhaupt nicht eingeht, auch ein Recht auf 
Schutz vor unerwartetem Schaden. Schon der zur 
Entscheidung stehende Fall hätte zur Erörterung 
darüber Anlaß geben müssen, wie es mit dem Käu- 
fer steht, der das Haus bezogen und für mehr als 
12000 2M renoviert hat. Er muß es jetzt gegen Er- 
stattung der Anzahlung und seiner Aufwendungen 
zurückgeben, wobei die rechtlich sehr heikle Frage, 
wieviel ihm der Verkäufer von den Aufwendungen 
ersetzen muß, einen langen Rechtsstreit verspricht. 
Hier wie in allen anderen Fällen dieser Art ist da- 
mit durch das Gesetz eine überaus unerfreuliche 
Lage geschaffen worden. Darüber, wie man diese 
Lage im Interesse der Rechtssicherheit am besten 
löst, wird man streiten können. Jedenfalls muß jede 
Lösung billigerweise die Belange beider Teile be- 
rücksichtigen. Immer wird sich dabei zeigen, daß es, 
wenn man das Problem nur vom Standpunkt der 
Rechtssicherheit aus sieht, keine in allen Fällen be- 
friedigende, generelle Lösung gibt. Ist der Vertrag 
ganz oder teilweise erfüllt, ist der Preisverstoß nur 
gering oder liegt der Vertrag schon sehr lange zu- 
rück, so dient eine Rechtsprechung, die, anders als 
das RG. will, den Käufer in demi Besitz läßt und den 
Verkäufer zur Rückzahlung der Preisspitze verur- 
teilt, durchaus der Rechtssicherheit. Anders erscheint 
die Interessenlage, wenn der Preisverstoß unmittel- 
bar nach dem Vertragsschluß entdeckt wird und der 
Unterschied zwischen dem vereinbarten und dem 
gesetzlich zulässigen Preis erheblich ist. Hier dürfte 
es vom Standpunkt der Rechtssicherheit aus richtig 
sein, den Vertrag zu vernichten und dem Verkäufer 
das Grundstück zu lassen. 

Der Standpunkt des Senats kann sich also sowohl 
verkehrssichernd als auch verkehrsgefährdend aus- 
wirken. Wenn demnächst der Verkäufer eines nach 
dem Erlaß des Preiserhöhungsverbots, aber vor der 
Einführung des Vorprüfverfahrens verkauften Grund- 
stücks unter Berufung auf das Urteil v. 30. Jan. 1941 
seine Auflassung kondiziert und das angeblich zum 
überhöhten Preis verkaufte Grundstück zurückfor- 
dert, dann wird sich zeigen, welche Gefahren die 
Rechtskonstruktion des RG. mit sich bringt. Bei 
diesen Fällen aus der Übergangszeit gefährdet die 
Entscheidung des V. Senats die Rechtssicherheit ganz 
erheblich. Man wird dagegen nicht einwenden kön- 
nen, daß bei umgekehrtem Standpunkt die Klage des 
Käufers auf Rückzahlung der Preisspitze zu fürchten 
sei. Wie sich gezeigt hat, haben sich die Käufer 
gerade bei diesen Fällen aus der Übergangszeit 
durchweg beruhigt und keine Ansprüche erhoben. 
Das ist, soweit es sich um zweifelhafte Fälle han- 
delt, bei denen, wenn überhaupt, dann nur eine 

eringe Preisüberschreitung vorliegt, durchaus zu 
Ban Der mögliche Gewinn ist hier im Ver- 
gleich zu den Mühen und Kosten des Verfahrens 
für den Käufer nicht lohnend. Anders ist es aber 
bei Verkäufern, die auf diese Weise ihren Besitz 
zurückzuverlangen hoffen. Sie werden die gering- 
sten Anzeichen eines Preisverstoßes auszunutzen 
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suchen und, wenn sie schon nichts anderes erreichen, 
den beteiligten Stellen eine Unsumme nutzloser 
Arbeit machen. Diese Gefahr wird keineswegs durch 
das Urteil des V.Senats v. 19. Dez. 1940 (DR. 1941, 
643) gebannt. In diesem Urteil hat das RG. dem 
Käufer eines, in der Übergangszeit vor der Ein- 
führung des Vorprüfverfahrens erworbenen Grund- 
stücks den Einwand abgeschnitten, der vereinbarte 
Preis sei volkswirtschaftlich nicht gerechtfertigt ge- 
wesen. Damit wird jedoch, wie Lampe a. a. O. über- 
zeugend dargetan haben dürfte, den Parteien nicht 
die Möglichkeit genommen, sich auf einen Verstoß 
gegen das Preiserhöhungsverbot zu berufen. Dies 
Verbot hat auch in der Übergangszeit stets unein- 
geschränkt gegolten. 

Geradezu gefährlich wirkt sich die Entscheidung 
jedoch vom Standpunkt der Rechtssicherheit aus 
auf die laufenden Verträge aus, die von 
der Preisbehörde noch nicht geprüft 
worden sind. Das Urteil bezeichnet jeden, zu 
einem überhöhten Preis geschlossenen Grund- 
stücksverkauf als nichtig und läßt ihn erst durch 
die von der Preisbehörde ausdrücklich oder still- 
schweigend erteilte _Ausnahmebewilligung gültig 
werden. Besteht also zwischen den Parteien dann, 
wenn der Preis auch nur geringfügig überhöht ist, 
bis zur Erteilung der Ausnahmebewilligung kein 
vertragliches Verhältnis, so kann sie niemand daran 
hindern, jederzeit die Nichtigkeit des Rechtsgeschäf- 
tes geltend zu machen und die Durchführung des 
Prüfungsverfahrens zu hintertreiben. Die reichsge- 
richtliche Rechtsprechung zerstört damit die vert- 
tragliche Bindung, welche die Parteien zur gemein- 
samen Durchführung des Genehmigungs- oder Prü- 
fungsverfahrens verpflichtet. Im Augenblick läßt sich 
noch nicht übersehen, wie die Rechtsprechung mit 
dieser wenig erfreulichen Folgerung fertig werden 
will. Offensichtlich tauchen hier erhebliche Schwie- 
rigkeiten auf, die das Urteil keineswegs als der 
Rechtssicherheit dienlich erscheinen lassen. 

Die Entscheidung des RG. fördert also die 
Rechtssicherheit nur sehr bedingt und ge- 
fährdet in einer ganzen Reihe von Fällen den nor- 
malen Grundstücksverkehr. Vom Standpunkt der 
Rechtssicherheit aus gesehen hat die eine wie die 
andere Lösung ihre Vor- und Nachteile. Vom 
Standpunkt der staatlichen Preispolitik 
ausist dagegen nur die Lösung möglich, 
die den Veräußerer eines Grundstücks 
grundsätzlich an den gesetzlichen Preis 
gebunden sein läßt. Der Senat irrt, wenn er 

laubt, der Gesetzgeber könne im Grundstücksver- 
ehr auf den Erfüllungszwang verzichten. 

Anders als die Höchstpreisvorschriften des Krie- 
ges umfaßt das Preiserhöhungsverbot alle Zweige 
des Wirtschaftslebens. Der Gesetzgeber hat durch 
die StopVO. ein Geschäftsleben sichern wolfen, das 
sich in gleicher Weise wie vor dem Erlaß des Ge- 
setzes aber zu staatlich festgesetzten Höchstpreisen 
vollzieht. Diesen Erfolg hat er dadurch zu erreichen 
versucht, daß er jedermann die Pflicht auferlegt hat, 
keine höheren als die am Stichtag geltenden Preise 
zu fordern. Wer damit für irgendeinen Ge- 
genstand einen Preis verlangt, trägt die 
Verantwortung für die Einhaltung des 
Preiserhöhungsverbotes. Gerade bei dieser 
Verantwortung, bei der jedermann auferlegten Pflicht 
liegt der Schwerpunkt des Gesetzes. Sein Zweck 
kann nur dann erreicht werden, wenn bei jedem 
Güteraustausch die Parteien dieser Pflicht eingedenk 
sind. Die Erfüllung dieser Pflicht ist aber nur dann 
sichergestellt, wenn jedermann beim Verkauf eines 


Gegenstandes weiß, daß die Überforderung nicht 
nur bestraft wird, sondern daß er darüber hinaus 
den Gegenstand zum gesetzlichen Preis abgeben 
muß. Stellt man, wie das RG. will, die Grundstücks: 
eigentümer von einem Teil dieser Rechtsfolgen m 
und hält man sie nicht am gesetzlichen Preis A 
dann erschüttert man die Wirksamkeit des Gehi 
und mindert das Verantwortungsbewußtsein., er 
gegen das Preiserhöhungsverbot verstoßender Eigen 
tümer wird, weil ihm schuldhaftes Handeln vieltach 
nicht nachzuweisen sein wird, durch die Rechtspri 
chung des RG. weitgehend vor den nachteiligei 
Folgen seines Verhaltens geschützt. Er wird Um 
dazu verleitet, seine gesetzliche Pflicht gar MC E 
oder nur sehr oberflächlich zu prüfen und or 
Rücksicht auf das Preiserhöhungsverbot den Pret: 
zu fordern, den er erzielen zu können glaubt. Dad 
diese Folge vom Gesetzgeber nicht gewollt ist, A 
darf keiner Frage. Er muß im Interesse einer Sue 
fen Durchführung der Preisvorschriften unbedingte® 
Wert darauf legen, daß beide Rechtsnachteile, E 
das Preiserhöhungsverbot mit sich bringt, die Sue 
und der Erfüllungszwang, auf das ganze Geschäft: 
leben zur Anwendung kommen. 

Seinen abweichenden Standpunkt stützt der Se 
auf die im Schrifttum mehrfach vertretene Meinung: 
der Reichskommissar für die Preisbildung Ts 
habe in seinem Erlaß v. 16. März 1938 die Ta 
nichtung solcher Verträge im allgemeinen als 26 
reichend erachtet. Entgegen der Ansicht des ee 
läßt sich aus diesem Erlaß jedoch nicht entnehmen, 
daß der Reichskommissar auf den Erfüllungszwal® 
keinen Wert legt. Wenn er die Preisbehörden ki 
gewiesen hat, den Verkäufer nur ausnahmsweis , 
am Vertrage festzuhalten, so war das unter Bet 
sichtigung auf die damaligen Verhältnisse auf de 
Grundstücksmarkt notwendig und richtig. Beden f 
man, daß sich beim Erscheinen des Erlasses VO" 
16. März 1938 die Grundstückspreisüberwachuß® 
noch kaum eingespielt hatte und die mit ihrer Durey 
führung betrauten unteren Verwaltungsbehörden ge 
rade erst zu arbeiten begonnen hatten, und üb 
man weiter, daß sich der Grundstücksverkehr 
zögernd auf die staatlichen Preisvorschriften ei 
stellen begann, dann wird man verstehen, wesna 
der Reichskommissar damals so weitgehende Zur! w 
haltung geübt hat. Solange die Beachtung des Pro 
erhöhungsverbots auf dem Grundstücksmarkt einig‘ 
gesichert erscheint, will es offensichtlich nur 5 
gern von Maßnahmen Gebrauch machen, die, pas 
zuzugeben ist, für den Betroffenen im Einzelfall b 
dauerliche Härten mit sich bringen können. a 
Reichskommissar hat denn auch in seinem nr 
Erlaß v. 20. März 1941 wiederum weitgeheknr 
Vorsicht angeraten und erkennbar jede Härte A 
den redlichen Grundstücksverkehr zu vermeiden Et 
sucht. Er muß sich aber unbedingt die Möglichk 
vorbehalten, seine Maßnahmen der jeweiligen 
wicklung anzupassen und bei erheblicher Anderung 
der Verhältnisse einen anderen Kurs zu steu 
Sollte die auch jetzt schon vielfach zu beobachten 
Flucht in die Sachwerte einmal beängstigende Bar 
annehmen und sollte sich dabei die Preisdiszip\! 
auf dem Grundstücksmarkt lockern, dann wäre H 
Reichskommissar zu schärferer Handhabung die 
Erfüllungszwanges verpflichtet. Die Gründe für ie 
bislang von ihm geübte Zurückhaltung sind, ie 
vielfach verkannt wird, im übrigen jetzt bei weiten! 
nicht mehr so schwerwiegend, wie sie es beim At 
scheinen des Erlasses v. 16. März 1938 waren. Wah- 
rend damals weite Kreise der Grundstückseiget” 
tümer kaum eine Vorstellung davon hatten, welche! 
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Preis sie zulässigerweise verlangen durften, hat sich 
dank der Arbeit der Preisbehörden jetzt doch weit- 
gehend die Kenntnis von der Höhe der zulässigen 
reise verbreitet. Mehr und mehr kann man deshalb 
von jedem Eigentümer die Einhaltung des gesetzlich 
zulässigen Preises verlangen. Die Fälle, in denen 
ein redlicher Grundstückseigentümer sich durch die 
ntscheidung der Preisbehörde vor völlig unerwar- 
tete wirtschaftliche Folgen gestellt sieht, werden im 
aufe der Zeit immer seltener werden. Einer der 
Ausschlaggebenden Gründe für die Zurückhaltung 
Dei der Anwendung des Erfüllungszwanges verliert 
damit wesentlich an Gewicht. Um so eher wird der 
Reichskommissar künftig dann zu schärferer An- 
Wendung des Erfüllungszwanges übergehen können, 
wenn die Lage auf dem Grundstücksmarkt es er- 
Ordert. 

Die Rechtsansicht des RG. ist also als 
Verfehlt zu bezeichnen. Es hat die wirtschaft- 
che und preispolitische Bedeutung der zu ent- 
Scheidenden Streitfrage verkannt. Auf die zu dem 
“roblem bislang geäußerten Meinungen ist das Ur- 
teil, wie abschließend festzustellen ist, leider nur 
Wenig eingegangen. Man vermißt dabei nicht so 
sehr die Widerlegung der gegenteiligen Ansicht, wie 
Serade eine Auseinandersetzung mit den in der 
Lehre bislang gegen diese erhobenen Bedenken. 
Wäre der Senat auf die Ausführungen von Oehl- 
Schläger, Peters und Jeschke‘) eingegangen, 
0 wären ihm gewiß erhebliche Bedenken gegen die 
Nichtigkeit seiner Ansichten gekommen. Sind doch 
von ihnen trotz ihrer grundsätzlichen Übereinstim- 
nn mit den Gedankengängen des Senats beacht- 
Iche Gründe gegen eine unbedingte Sonderstellung 
“es Grundstücksverkehrs geltend gemacht worden. 
Mit Recht ist hier beispielsweise die Meinung ver- 
teten worden, der Verkäufer sei jedenfalls dann am 
gesetzlichen Preise festzuhalten, wenn er ihn beim 
Vertragsschluß gekannt habe. Oehlschläger und 
Jeschke wollen darüber hinaus den Grundstücks- 
handel dem Fahrnishandel dann gleichstellen, wenn 
“as Grundstück wie eine Handelsware, also etwa 
Murch einen Güterparzellierer, verkauft wird. Auch 
Nach ihrer Meinung läßt sich also die vom RG. 
Sewollte, starre Regelung nicht halten. 


___, 


€) Siehe oben Anm. 3. 


Das Urteil v. 30. Jan. 1941 wird, wie ich glaube, 
demnächst noch eine ganze Reihe von Rechtsfragen 
aufwerfen, die sich zur Zeit kaum übersehen lassen. 
So wird das Problem des Schwarzkaufs wieder sehr 
akut werden. Das RG. wird solche Verträge, bei 
denen statt des vereinbarten, unzulässig hohen Prei- 
ses ein geringerer beurkundet und von den Preis- 
behörden genehmigt worden ist, folgerichtig für 
nichtig erklären müssen. Ich halte das für sehr be- 
dauerlich. Viele Eigentümer haben sich nur deshalb 
vor dem Abschluß solcher Verträge gehütet, weil sie 
bei einer Entdeckung außer der Strafe den Verlust 
sowohl des Grundstücks als auch des Überpreises 
fürchten mußten. Aber auch für den normalen Ver- 
kehr zeigen sich Gefahren. Maucher Verkäufer, den 
der Abschluß eines vor Jahren getätigten Verkaufs 
reut, wird sich vielleicht durch das Urteil zu einer 
Herausgabeklage bewegen lassen, die auf die an- 
gebliche Nichtigkeit des stopwidrigen Geschäfts ge- 
stützt wird. Darüber hinaus fürchte ich eine erheb- 
liche Rechtsunsicherheit bei laufenden, noch nicht 
geprüften Fällen. Unter diesen Umständen erscheint 
es fraglich, ob nicht eine gesetzgeberische Regelung 
notwendig ist. Wenn auch der Reichskommissar für 
die Preisbildung im Erlaß Nr.30/41 eine VO. nicht 
für erforderlich erklärt hat, weil seinen Interessen 
durch den vom Urteil des RG. nicht berührten Erlaß 
v. 16. März 1938 hinreichend Rechnung getragen 
sei, so glaube ich doch, daß über das Interesse 
des Reichskommissars hinaus gerade aus Gründen 
der allgemeinen Rechtssicherheit eine Regelung ge- 
troffen werden müßte, die die Rechtslage bei den 
Verträgen klärt, die vor Einführung des Vorprüf- 
verfahrens geschlossen worden sind. Es bedarf kei- 
ner Frage, daß es denkbar unerfreulich wäre, wenn 
durch die reichsgerichtliche Rechtsprechung die 
alten Fälle aus der Übergangszeit aufgerührt wür- 
den. Daneben ist abzuwarten, wie die Rechtspre- 
chung mit den Schwierigkeiten fertig wird, die sich 
bei laufenden Verträgen daraus ergeben, daß die 
Parteien nach der Ansicht des RG. vor der Erteilung 
einer Ausnahmebewilligung nicht an den Vertrag 
gebunden sind. Sollte hier keine haltbare Konstruk- 
tion gefunden werden können, die die Rechte der 
Parteien in ähnlicher Weise wie bei schwebend un- 
wirksamen Verträgen festlegt, so müßte auch in 
diesem Fall der Gesetzgeber sprechen. 


Randgebiete des Preisrechts’) 


Von Oberlandesgerichtsrat Dr. Hanswerner Müller, Justitiar beim Reichskommissar für die Preisbildung 


Will das Preisrecht seiner Aufgabe wahrhaft ge- 
recht werden, so darf es sich nicht auf das eigent- 
liche Entgelt selbst beschränken und kann auch 
nicht bei den rechtsgeschäftlichen Bedingungen, die 
Sich auf das Entgelt auswirken, stehenbleiben. Es 
Muß vielmehr auch Einfluß nehmen auf Dinge, die 
Mit der Preisgestaltung so eng zusammenhängen, 
daß sie sich schlechtweg nicht davon trennen lassen, 
Mögen dabei auch Zuständigkeiten anderer oberster 
Reichsbehörden berührt werden. Wie innig die Ver- 

nüpfung mit dem Preis sein kann, zeigt allein 
Schon der Umstand, daß gleich in den allerersten 
| hfängen eines besonderen Preisrechts, der Bestel- 
ung eines Reichskommissars für Preisüberwachung 


1) Vgl. die Aufsätze des Verfassers: „Der Begriff des 
Entgelts im Preisrecht“: DR.1941, 251f. und „Vertrags- 
bedingungen und Preisrecht‘‘: DR. 1941, 295. 


durch die 4. NotVO. v. 8. Dez. 1931 (RGBI. 1, 699), 
in der sog. BefugnisVO. vom selben Tage (RGBI. I, 
747) auch die Regelung von Preisschildern und -ver- 
zeichnissen vorgesehen war. 


I. Zahlund Artderam Wirtschaftsvorgang 
beteiligten Personen 

Die erste Richtung, in der ein zielbewußtes Preis- 
recht eingreifen muß, ist Zahl und Art der an 
dem Wirtschaftsvorgang beteiligten Per- 
sonen. 

Gegen den sog. Kettenhandel allgemein rich- 
tet sich neuerdings als Kriegsrecht die 2. DurchfVO. 
zum IV. Abschnitt der KWVO. v. 8. Dez. 1940 (RG- 
Bl. I, 1581). Dort ist es als Verstoß gegen die 
Grundsätze einer kriegsverpflichteten Wirtschaft be- 
zeichnet, wenn sich jemand ohne kriegswirtschaft- 
lich gerechtfertigten Grund in den Weg vom Er- 
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zeuger zum Verbraucher einschiebt. Voran ging $3 
Satz 1 der VO. über Preisbindung und gegen Ver- 
teuerung der Bedarfsdeckung v. 11. Dez. 1934 (RG- 
BI. I, 1248). Er lautet: „Der Weg der Waren vom 
Erzeuger zum Verbraucher soll durch Einschaltung 
volkswirtschaftlich entbehrlicher Zwischenstellen aller 
Art nicht erschwert, verlangsamt oder verteuert wer- 
den.“ Dazu sind in einigen Fachgebieten Sondervor- 
schriften erlassen. So sagt die VO. zur Verbilligung 
des Warenverkehrs v. 29. Okt. 1937 (RGBi. I, 1142) 
in $3: „Eine Erhöhung der Preise für Lebens- und 
Futtermittel darf nicht dadurch herbeigeführt wer- 
den, daß ein Käufer, Verkäufer oder Vermittler sich 
oder einen anderen in volkswirtschaftlich nicht 
gerechtfertigter Weise in den Warenverkehr ein- 
schiebt“, ausgedehnt durch die Bekanntmachung 
über das Verbot des Kettenhandels mit Zucht- und 
Nutzvieh v. 2. Febr. 1940 (RAnz. Nr.29); die VO. 
über den Handel und die Auftragsermittlung bei 
öffentlichen Aufträgen v. 11. Sept. 1940 (RGBI. i 
1235) in $1: „Die zur Erfüllung der Aufträge öffent- 
licher Auftraggeber unmittelbar oder mittelbar be- 
stimmten Waren dürfen nicht dadurch verteuert wer- 
den, daß sich ein Händler, Vermittler oder sonst 
jemand in volkswirtschaftlich nicht gerechtfertigter 
Weise in den Weg der Ware vom Erzeuger zum 
öffentlichen Auftraggeber einschaltet.“ Hierzu sind 
ferner heranzuziehen $$1, 2 der VO. zur Verein- 
fachung und Verbilligung des Warenverkehrs mit 
Ölen und Fetten v. 1. Juni 1935 (RGBi. I, 722), 
RdErl. 34/37 v. 17. Febr. 1937 betr. Regelung des 
Handels mit Apfelsinen, Mandarinen und Zitronen 
sowie Art. VI der 1. AusfVO. zur LederpreisVO. 
v. 29. April 1937 (RAnz. Nr. 101), in dem es heißt: 
„Der Absatzweg ist handelsüblich, wenn die Ware 
höchstens folgende Stufen durchläuft: ...“ Während 
in $6’der VO. über die Versicherung von Kraftfahr- 
zeugen v. 14. Febr. 1938 (RGBi. I, 200), welcher 
lautet: „Natürliche und juristische Personen und 
sonstige Personenvereinigungen, die Kraftfahrzeuge 
und Kraftfahrzeugbedarf herstellen, vertreiben, aus- 
bessern oder deren Absatz finanzieren, dürfen für 
die Vermittlung und Verwaltung von Kraftfahrzeug- 
versicherungen ein Entgelt nicht vereinbaren, for- 
dern oder annehmen“, den mit dem Kraftfahrzeug 
selbst befaßten Berufskreisen nur das Entgelt für 
eine Versicherungsvermittlung abgesprochen wird, 
werden in örtlichen VO. gewerbs- und berufsmäßige 
Wohnungsvermittler bei gewissen Raumarten völlig 
ausgeschaltet, so in $1 der VO. des Stadtpräsiden- 
ten Berlin über Wohnungsvermittlungen v. 25. Aug. 
1937. Gegen die Verteuerung der Ware durch Zwi- 
schenschaltung bisher nicht vorhandener Zwischen- 
glieder wendet sich der RfPr. in Auslegung des 
Preiserhöhungsverbotes bzw. der KWVO. im RdErl. 
37/40 v. 3. April 1940: MittBl. I, 212 in Abschn. II 
Abs.8 (Verteiler); Erl. v. 20. Nov. 1940: MittBl. I, 
817 (Verkaufsgesellschaft), v. 4. Dez. 1940: MittBl. I, 
832 (Wettbewerber). 


Ist die Vermittlervergütung nach bestimm- 
ten, auf den Vermittler abgestellten Merkmalen ab- 
gestuft (z.B. §§ 3, 4 der VÖ. über Versicherung von 
Kraftfahrzeugen v. 14. Febr. 1938; Anordnung über 
die Begrenzung der Maklerprovision in der Industrie- 
feuerversicherung v. 22. Dez.1938: RAnz. Nr. 303), 
so gibt der RfPr. auch die Richtlinien zur Abgren- 
zung (für die Kraftfahrtversicherung RdErl. 51/38 
v..5. Mai 1938: MittBl. I Nr.10 S.3 in Ziff. 7, 15; 
Erl. v. 29. Nov. 1939: MittBl. I, 527; v. 29. Dez. 
1939: MittBl. 1940, I, 25; v. 14. Febr. 1940: MittBl. I, 
129) und befaßt sich auch mit der Einordnung des 
einzelnen Vermittlers. 


Aufsätze 


[Deutsches Recht, Wochenausgabe 


Damit der vordringliche Bedarf an preisen i 
Gütern und Leistungen solcher Verbraucher, die 
besonders zu schützen sind, eher befriedigt wad 
können die Preisbehörden die Vertragsfreiheit auc 
durch Begrenzungen in der Auswahl der 
Abnehmer einschränken. Das ist im Mietwesen 
geschehen durch die VO. zur Erleichterung ‚de! 
Wohnungsbeschaffung für kinderreiche Fa 
v. 20. April 1939 (RGBl. I, 815) nebst DurchfVO. 
v. 15. Juni 1939 (RGBI. I, 1034). ; 

Das Preisrecht kann u, U. auch gegen Lel- 
stungsverweigerung eingreifen. Das ist i 
sog. Preisstopprecht z. T. ausdrücklich auska 
chen. So lautet § 2 Abs. 2 der VO. über das Verbo 
von Preiserhöhungen im Lande Österreich vom 
29. März 1938 (RGBI. I, 340): „Als Erhöhung on 
Preisen und Entgelten ist auch ... die ungerecht- 
fertigte Weigerung, Waren herzustellen oder A 
fern, anzusehen“, ebenso § 2 Abs.2 der VO. w 
des Verbot von Preiserhöhungen im Reichsgau 5 
detenland v. 22. Mai 1939 (RGBI. I, 959). In $ 
Abs.3 der VO. über das Verbot von Preiserhöhun- 
gen in den eingegliederten Ostgebieten v. 12. Dez. 
1940 (RGBI. I, 1584) heißt es: „Unter das Verbot .- 
fällt auch ... die ungerechtfertigte Weigerung, 
Waren zu dem bisherigen Preise zu liefern. pi 
die bisherige Handhabung zusammenfassende RdEN. 
37/40 sagt in Abschn. HI Abs.1 erläuternd dazu: 
„Noch weniger dürfen (gewisse) Umstände zum 
Anlaß genommen werden, einzelne Abnehmer 
haupt nicht mehr zu beliefern. Wer auf diese is 
das Verbot, Preise zu erhöhen oder die Zahlungs- 
und Lieferungsbedingungen zu verschlechtern, En 
geht, verstößt ebenfalls gegen die Preisvorschrifte j 
Die Pflicht der Lieferanten, Abnehmer zu beliefern, 
ist nach dem Sinn des Preiserhöhungsverbots jedo@! 
auf die Fälle beschränkt, in denen der Bewegetin” 
für die Nichtbelieferung preislicher Natur ist, 3 
Lieferant also durch die Nichtbelieferung eines ht 
stimmten Abnehmers einen höheren Gewinn erstre = 
Ein allgemeiner Lieferungszwang kann aus a 
Preiserhöhungsverbot nicht hergeleitet werden. 5 
ergänzt das Preisrecht in der Frage, unter welche! 
Voraussetzungen einem Kunden die Belieferung Ve 5 
weigert werden darf, das sonstige Recht, wie 2 
letzthin z. B. im Urteil des AG. Zella-Mehlis ei: 
3. Dez. 1940: DR. 1941, 15622 zu 8826 BOB. da 
gestellt ist. 


II. Einflußnahme auf die Artdes Umsatzes 
Die zweite Richtung, in der das Preisrecht seiner 
Einfluß geltend machen kann, geht auf die Art d€ 
Umsatzes. a 
Um Unterlagen für etwaige weitere Maßnahme 
zu gewinnen, können sich die Preisbehörden, 3 
sich der AuskunftspflichtVO. v. 13. Juli 1923 (R en 
Bl. I, 723) im einzelnen zu bedienen, allgem” 
Meldepflichten auferlegen. So hat der Ri" 
am 23. Sept. 1939 (RAnz. Nr. 224) eine Anordnung 
über die Meldepflicht für Verkäufe von pferde 
und Gangochsen erlassen. Der RfPr. hat ferner. = 
VO. über die Einführung einer Anzeigepflicht über 
den Abschluß und die Änderung von Großabne 
Ve in der Energiewirtschaft v. 12. Fu 
1940 (RGBI. I, 349) nebst DurchfVO. v. 5. April I x 
(RAnz. Nr. 88) sowie erläuterndem RdErl. 63/40 vo > 
25. Mai 1940 (MittBl. I, 344) erlassen. Im Mietwese. 
hat der RfPr. im RdErl. 6/39 v. 25. Jan. 1939 (Mi s 
BI. II, 63) örtliche Anordnungen der Preisbehörden 
über eine Meldepflicht bei der Neuvermietung VO 
Wohnungen empfohlen. f; 
Um den Verbraucher von vornherein vor über 


& 


‚einem angemessenen Umfang 
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feuerten Waren zu schützen, kann das Preisrecht 
das Inverkehrbringen gewisser Erzeugnisse von einer 
vorangegangenen behördlichen Preisfestsetzung ab- 
ängig machen. Das ist z.B. geschehen bei Reini- 
Sungs- und Putzmitteln durch die Anordnung vom 
11. Sept. 1940 (RAnz. Nr. 217) und bei kosmetischen 
tTzeugnissen durch die Anordnung v. 24. Dez. 1940 
(RAnz. 1941 Nr. 3). 


Damit nicht die teureren Warenarten, die dem 
Hersteller einen höheren Gewinn abwerfen, die wohl- 
feileren Warenarten verdrängen, ist in $7 der VO. 
über Fleisch- und Wurstpreise v. 22. Okt. 1936 
(RGBI. I, 897) vorgeschrieben, daß fleischverarbei- 
tende Betriebe die preisgebundenen Fleischwaren in 
herzustellen und ab- 
zugeben und fleischvertreibende Betriebe sie ebenso 
feilzuhalten haben. 


Damit sich niemand der Preisregelung dadurch 
entziehen zu können glaubt, daß er die Zusammen- 
Setzung seines Erzeugnisses willkürlich ändert und 
für das veränderte willkürlich benannte Erzeugnis 
ĉinen schwer nachprüfbaren Preis fordert, hat der 
RfPr. in 83 der 2.VO. über Fleisch- und. Wurst- 
Preise v. 2. Juli 1937 (RGBI. I, 728) vorgeschrieben, 
daß nur diejenigen Wurstsorten hergestellt und 
unter den bisher üblichen Bezeichnungen in Ver- 
ehr gebracht und feilgehalten werden dürfen, die 
am 17. Okt. 1936 (dem Stichtag des Preiserhöhungs- 


. Verbots im Altreich) nachweislich eingeführt waren. 


Zur Wahrung preisrechtlicher Belange können 
gewisse Umsatzformen völlig ausgeschaltet oder 
eingeschränkt werden. Auf einigen Fachgebieten 

at der RfPr. jede Versteigerung wegen ihrer preis- 
treibenden Wirkung untersagt, z.B. durch die VO. 
über das Verbot von Rundholzverkäufen nach dem 
Meistgebat v. 10. Febr. 1937 (RGBl. I, 189) und die 
VO. über das Verbot von Brennholzverkäufen nach 
dem Meistgebot und über die Preisbildung von 

Tennholz v. 21. Jan. 1938 (RAnz. Nr. 21). Im RdErl. 
95/37 v. 22. Mai 1937 hat der RfPr. in Abschn. B 1 
zur Durchführung des Preiserhöhungsverbots die 

reisbildungsstellen ermächtigt, die öffentlich meist- 
letende Verpachtung landwirtschaftlich, gärtnerisch, 
fischereiwirtschaftlich oder weinbaulich benutzter 
Grundstücke allgemein zu verbieten. Die auf an- 
deren Fachgebieten getroffenen Einschränkungen 
für Versteigerungen sind aus RdErl. 108/40 vom 
4. Aug. 1940 (MittBl. I, 634) ersichtlich. 

Zur Sicherung einer angemessenen Preisgestal- 
ung kann auf den Umsatz auch durch Einschaltung 
gewisser Ordnungsmaßnahmen eingewirkt werden. 
So hat der RfPr. in 84 der 2. Anordnung über die 

egelung der Verbraucherpreise und Handelsspan- 
nen im Geschäftsverkehr mit gebrauchten Kraftfahr- 
zeugen v. 17. Nov. 1939 (RAnz. Nr. 272), nunmehr 
der 3. Anordnung v. 28. Febr. 1941 (RAnz. Nr. 56) an- 
geordnet, daß der Verkauf eines gebrauchten Kraft- 
fahrzeugs von einem Verbraucher an einen Händler 
oder einen Verbraucher nur zulässig ist, wenn das 

ahrzeug nach den von ihm gebilligten Richtlinien 
von einer von der Deutschen Automobil-Treuhand- 
GmbH. zugelassenen Schätzungsstelle abgeschätzt 
Worden ist; der Schätzungswert ist gleichzeitig zum 
Töchstpreis erklärt (zu vgl. Süßkoch, „Zivilrecht- 
liche Beschränkungen des Geschäftsverkehrs mit 
gebrauchten Kraftfahrzeugen nach den gegenwär- 
igen Preisvorschriften“: DR. 1940, 888; OLG. 
Zweibrücken v. 10. Okt. 1940: DJ. 1940, 1250). 

Der RfPr. kann auch, um die Preisüberwachung 
Zu vereinfachen und wirksamer zu gestalten, für den 

msatz gewisser Waren anordnen, daß der Preis 
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nur nach der Stückzahl, nur nach Raummaß, nur 
nach Gewicht oder nur nach einer sonstigen Einheit 
zu bemessen ist. So hat bereits sein Vorgänger, der 
Reichskommissar für Preisüberwachung, am 10. Okt. 
1934 (RGBI. I, 1185) für Kohlen den Verkauf nach 
Gewicht vorgeschrieben. Für Wurst ist in $ 2 der 
2. VO. über Fleisch- und Wurstpreise v. 2. Juli 1937 
(RGBI. I, 728) für den Regelfall Berechnung nach 
Be beim Verkauf festgestellten Gewicht ange- 
ordnet. 


Da wirtschaftliche Herstellungs- und Vertriebs- 
weise es erlaubt, den Preis für Verbrauchsgüter zu 
senken, ist der RfPr. auch an Maßnahmen beteiligt, 
die hierauf durch Vereinfachung, Vereinheitlichung 
usw. abzielen. So hat der RfPr. gemeinsam mit dem 
RWiM., dem in der VO. über die verbindliche Ein- 
führung von Normen, Geschäfts- und Lieferbedin- 
gungen sowie von Güte- und Bezeichnungsvor- 
schriften v. 8. Sept. 1939 (RGBI. I, 1445) eine all- 
gemeine Ermächtigung erteilt war, am 26. Sept. 
1939 einen Erlaß zur Beschränkung der Typen- und 
Sortenzahl herausgegeben (abgedruckt bei Wohl- 
haupt-Rentrop-Bertelsmann, „Die gesamten 
Preisbildungsvorschriften Teil II, 39 S. 3). 

Die Art des Umsatzes betrifft es schließlich noch, 
wenn das Preisrecht die sog. Koppelung regelt. 
Man versteht darunter das Abhängigmachen der 
Abgabe oder der Abnahme einer Ware von der 
gleichzeitigen Mitlieferung einer anderen Art oder 
Güte oder einer anderen Warengattung. Für Lebens- 
und Futtermittel ist das ausdrücklich durch § 1 der 
VO. zur Verbilligung des Warenverkehrs v. 29. Okt. 
1937 (RGBI. I, 1142) verboten, und zwar auch hin- 
sichtlich der Vermittlung. Im übrigen befaßt sich 
der die bis dahin ergangenen Erläuterungen zum 
Preiserhöhungsverbot zusammenfassendeRdEr1.37/40 
auch mit dieser Frage in Abschn. II Abs.9 als Um- 
gehung. Erscheinungen, wie die Koppelung, treten 
auch in einzelnen Fachgebieten auf. So kommt es 
nicht selten vor, daß ein Versicherungsunternehmen, 
das ein Darlehen gewährt, von dem Darlehnsnehmer 
verlangt, seine Versicherungen nur bei ihm abzu- 
schließen. Auch solches Verquicken von Darlehns- 
geschäften und Versicherungsverträgen unterliegt 
dem Preisrecht. 


UI. Buchhaltungswesen 


Die dritte Richtung, in der das Preisrecht sich 
noch betätigt, ist das Buchhaltungswesen als for- 
melles Mittel, das Zustandekommen von Preisen zu 
beleuchten. Hiermit beschäftigen sich die gemein- 
såmen Erlasse des RWiM. und des RfPr. v. 11. Nov. 
1937 betr. Grundsätze für Buchhaltungsrichtlinien 
und v. 16. Jan. 1939 betr. Allgemeine Grundsätze 
der Kostenrechnung (abgedr. bei Wohlhaupt- 
Rentrop-Bertelsmann Teil II, 20 und 29). 

Gewissermaßen als Verbindungsstück zwischen den 
die Buchhaltung ordnenden Vorschriften und ‘der 
Regelung der Preisauszeichnung hat der RfPr. Be- 
stimmungen über den Nachweis von Preisen er- 
lassen. So schrieb schon die 1. AusfVO. zur Aus- 
landswaren-PreisVO. v. 10. Aug. 1937 (RGBI. I, 884) 
in Art.3 vor: „Die Richtigkeit der Preiserrechnung 
muß jederzeit nachgewiesen werden können.“ Über 
dieses engere Gebiet der Einfuhrwaren hinaus ist 
neuerdings die am 1. Dez. 1940 in Kraft getretene 
VO. über den Nachweis von Preisen v. 23. Nov. 
1940 (RGBI. I, 1531) ergangen. Diese, die zunächst 
nur auf gewisse Betriebe anzuwenden ist, will Nach- 
forschungen nach der Höhe des Preises und dem 
Zustandekommen dadurch sichern, daß eine Auf- 
zeichnungs- und eine Aufbewahrungspflicht für Un- 
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terlagen (Belege) begründet wird. Sie schließt damit 
eine Lücke, die die Schlagkraft der Preisüberwachung 
oft empfindlich gelähmt hatte, 


IV. Preisauszeichnung und Rechnungs- 
erteilung 


Die vierte Richtung, in der das Preisrecht noch 
wirkt, ist die Bekanntgabe des Preises. Zunächst 
muß es dem Kauflustigen und der Preisüberwa- 
chung ohne weiteres möglich sein, sich über die ge- 
forderten Preise zu unterrichten. Die bislang sehr 
zersplitterten Vorschriften über Preiswahrheit und 
-klarheit sind nunmehr in der am 1. Jan. 1941 iu 
Kraft getretenen Verordnung über Preisaus- 
zeichnung v. 16. Nov. 1940 (RGBl. I, 1535) zu- 
sammengefaßt, die als Mittel der Preisauszeichnung 
Preisschilder, Preisverzeichnisse und Preislisten kennt 
und für gewisse Betriebsarten, z. B. das Gaststätten- 
und Beherbergungsgewerbe, Sonderregelungen ent- 
hält. Durch Erl. v. 7. Juni 1940 (MittBl. Il, 155) hat 
der RfPr. dafür gesorgt, daß bei Ankündigung aller 
Bücher neben dem Preise auch die Zahl der Buch- 
seiten und die Art des Einbands angegeben werden. 

Sodann muß der Abnehmer bei Empfang der Lei- 
stung gehörig über den Preis unterrichtet sein, so 
daß er auch der Preisüberwachung darüber Auskunft 
geben kann. Das Preisrecht befaßt sich deshalb 
auch damit, daß und wie dem Kunden Rechnung 
erteilt wird. Die Pflicht, dem Kunden eine Rech- 
nung auszustellen, ist in mehreren Vorschriften aus- 
drücklich niedergelegt, so in Ziff.19 Abs.1 Satz I 
der AusfAO,. zur NahverkehrspreisVO. v. 30. Juni 
1940 (MittBl. I, 446). Über die Art der Zusendung 
ist im Erlaß v. 11. Sept. 1940 (MittBl. I, 682) für den 
Handel mit Obst, Gemüse und Südfrüchten gesagt, 
daß die Rechnung oder deren Doppel grundsätzlich 
der Ware beizulegen ist. Der Inhalt der Rechnung 
ist in Ziff. 19 Abs.2, 3 der AusfAO. zur Nahver- 
kehrspreisVO. genau im einzelnen vorgeschrieben. 
Bei Bewilligung einer Ausnahme von Preisstop soll 
nach Ziff.10c des RdErl. 60/39 (MittBl. II, 146) 
die Auflage gemacht werden, auf der Rechnung sei 
die Ausnahmebewilligung unter Angabe des Datums 
und der Genehmigungsbehörde zu vermerken (zu 
vgl. Ziff.6 des amtl. Formblatts, Anl. zu RdErl. 
135/39 [MittBl. 1940 II, 1]). Über den Zeitpunkt der 
Rechnungserteilung ist im vorerwähnten Erl. vom 
11. Sept. 1940 gesagt, der Lieferer habe unter Be- 
nutzung geeigneter Beförderungsmittel dafür zu sor- 
gen, daß die Rechnung dem Empfänger spätestens 
bei Eingang der Ware vorliege; auch darin, daß die 
Rechnung dem Empfänger nicht rechtzeitig zuge- 
leitet werde, sei ein Verstoß gegen Preisvorschriften 
zu erblicken. 


V. Ausgleichszahlungen und Gewinn- 
abführung 

Endlich muß das Preisrecht, das ja zum Vier- 
jahresplan in engster Beziehung steht, Handhaben 
bieten, nicht bloß die Preisberechnung, sonderu 
auch die dabei einzusetzenden Posten unmittelbar 
zu beeinflussen. Benötigt z.B. die Landwirtschaft 
dringend Elektrogeräte und -motoren, können deren 
Hersteller sie aber nicht billiger anfertigen als zum 
bekannten Preis, so läßt es sich rechtfertigen, von 
den Stromerzeugern und -verteilern, deren Umsatz 
bei Inbetriebnahme der Geräte ja steigt, was sich 
wieder auf ihren Betriebsgewinn auswirkt, Mittel 
aufbringen zu lassen, die zur Senkung der Geräte- 
preise benutzt werden können. Diesen Weg geht 
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die VO. des RfPr. v. 16. Juni 1939 (RGBI. I, po 
Haben einzelne Werke zur Erforschung und 5 E 
wicklung eines neuartigen Erzeugnisses hohe en 
wendungen gehabt und nutzen andere Werke en 
mehr die so erlangten Kenntnisse, so kann der Ri) k 
ihnen auferlegen, zum Ausgleich gewisse Betri 
an eine bestimmte Stelle zu zahlen (z.B. Am 
nung v. 2. Aug. 1940 [MittB]. 11, 218]). An der Ti 
derung neuer Gewinnungsverfahren kann der REPr. 
die Verarbeiter des Erzeugnisses durch EntriehttlßE 
einer Gebühr beteiligen (Anordnung über die 3 
hebung einer Gebühr zur Förderung der Schweiß 
enthäutung v. 2. Nov. 1940: RAnz. Nr. 260). DE 
fördernswerte Kulturfilmvorhaben nicht ai Ko 
gründen zu scheitern brauchen, haben die 
theaterbesitzer einen Förderungsbetrag zu > 
(VO. über die Preisbildung bei Maßnahmen © 
Förderung des Kulturfilmschaffens v. 23. Aug. 
[RGBI. 1, 1159]). na 
Soll dagegen aus irgendwelchen Gründen, eL 
ders der Einheitlichkeit, der Endpreis gehalten, s 3 
des vermieden werden, daß dem einzelnen is 
schafter ein übermäßiger Gewinn bleibt, so Ki 
der RfPr. solchen abschöpfen. War z.B. die aT 
Ware mit niedriger Gestehung eingekauft pra t 
nun erlaubtermaßen zum höheren Preise neuer oa 
verkauft werde, so kann der RfPr. anordnen, E 
Übererlös sei in voller Höhe oder zu einem Be 
ten Betrag abzuführen (Anordnung zur Eriassuf 


der Sondergewinne aus Anlaß der Bindegarnprels < 


erhöhung v. 9. Aug. 1940: RAnz. Nr. 188; Erl. vn 
25. Okt. 1940 betr. Preise für Baumwollgarng on 
Lagerbeständen der Vorkriegszeit [MittBl. II, 3 Er 
Hat ein Händler beim Absatz seiner Ware Me S 
gewinne etwa aus nachweisbar unverschuldet MT 
günstiger Kalkulation, nachträglichen Rückvergüthi 
gen für Verderbsendungen durch auswärtige JA 
lader, nachträglichen Frachtrückvergütungen Dd aS 
erzielt, so kann der RfPr. ihn anhalten, den U an 
gewinn ganz oder zum Teil abzuführen (Ei 
20. Juli 1940 betr. Obst, Gemüse und Südi e 
[MittBl. I, 552]; v. 2. Jan. 1941 betr. Trockenfrüch: 
und Schalenobst [MittBl. II, 46]). Erweist sich die 
öffentlichen Aufträgen die Handelsspanne od 
Vermittlervergütung unter Würdigung aller de: 
stände, insbesondere infolge wesentlicher verai 5 
rung der Verhältnisse, die für die Berechnung TR 
geblich waren, als unangemessen hoch, so Kanian 
RfPr. an Stelle einer Senkung der Spanne oder de 
gütung anordnen oder zulassen, daß entsprechen 
Beträge abzuführen sind (82 Abs.3 der VO. den 
11. Sept. 1940 [RGBI. 1, 1235]). Führt a aan 
Zusammenschluß genehmigte Preisbildung bei et 
einzelnen Betrieb, der besonders günstig, arb 
zu solch übermäßigem Gewinn, daß er nicht Mi 
lediglich als Ergebnis hervorragender Tüchtis 
zu bezeichnen ist, so kann der RfPr. anordnen, i 
solch Übergewinn in der von ihm bestimmten Ye 
abgeführt werde (81 Abs.6 der VO. über Pr 
bindungen v. 23. Nov. 1940 [RGBi. I, 1573]). vet 
Die aus den Preisvorschriften der KRUNVO S 
geleitete Abschöpfung eines nach den Grundsä Fe 
einer kriegsverpflichteten Volkswirtschaft nicht A 
rechtfertigten Gewinnes, hat der RfPr. in seiso) 
RdErl. Nr. 28/41 v. 11. März 1941 (MittBil. I, h 


näher geregelt, dem eine Durchführungsanweisung 


für den Bereich der Reichsgruppe Industrie beiliegt- 
Die AO. vom selben Tage (RAnz. Nr. 63) ER, 
die mit der Gewinnabführung zusammenhängen 
Aufgaben an die Preisüberwachungsstellen. 
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Die Kostenordnung für Preisangelegenheiten 


Von Regierungsrat Dr. von Kurnatowski, Sachbearbeiter beim Reichskommissar für die Preisbildung 


Allgemeines 


In der am 17. Jan. 1941 ausgegebenen Nr.7 des 
Reichsgesetzblattes, Teil I S. 20ff., ist die Kosten- 
Ordnung für Preisangelegenheiten (= KostOPr.) ver- 
kündet, die der Reichskommissar für die Preis- 
bildung (= RfPr.) am 6. Jan. 1941 erlassen hat!). Ge- 
mäß 818 Abs. 1 ist die VO. einen Monat nach ihrer 
Verkündung, also am 17. Febr. 1941, in Kraft ge- 
treten. Durch die VO. werden eine Anzahl Amts- 
handlungen gebührenpflichtig. Bisher sind für diese 
Amtshandlungen nur zum Teil und nur in einzelnen 
Ländern Gebühren erhoben worden. Die bisher 
einzige Gebührenregelung des RfPr. außerhalb des 

Tdnungsstrafverfahrens beschränkte sich auf das 

erfahren vor den mit der Preisbildung bei Mieten 
Und Pachten für Wohn- und Geschäftsräume be- 
trauten Behörden (VO. über die Kostenpflicht und 

ostenerhebung in Miet- und Pachtpreissachen vom 
29. Dez. 1938 — DRAnz. Nr. 2 v. 3. Jan. 1939 —, ein- 
geführt in der Ostmark, im Reichsgau Sudetenland 
und in den eingegliederten Ostgebieten durch VO. 
v. 3. Sept. 1940 -- DRAnz. Nr. 214 v. 12. Sept. 1940). 
Die dem RfPr. nachgeordneten Preisbehörden waren 
weitgehend auf die Gebührenordnungen angewie- 
Sen, die nach Landes- oder Ortsrecht für die Be- 
örden gelten, bei denen die Preisbehörden_ ein- 
gerichtet sind. Diese Gebührenordnungen weichen 
Stark voneinander ab. Abgesehen davon, daß mit- 
unter Zweifel bestanden, ob preisrechtliche Tatbe- 
Stände überhaupt gebührenpflichtig waren, weil die 
vor Inkrafttreten des Preisrechts ergangenen Ge- 
ührenbestimmungen derartige Tatbestände nicht 
ausdrücklich erwähnen, sind auch die Gebühren- 
Sätze ganz verschieden. Das zeigt beispielsweise ein 
ergleich von Ziff.30 des Gebührentarifs der Pr- 
VerwGebO. v. 29. Sept. 1923 i. d. Fass. der Bekannt- 


‚Machung v. 19.Mai 1934 (GS. 261) mit 85 Bad- 


VerwGebG. i. d. Fass. v. 17. Aug. 1923 (GuVOBl. 
83), mit Nr.3 des Gebührenverzeichnisses zum 
SächsVerwKostG. v. 27. Mai 1924 (SächsGBl. 332) 
und mit Art. 143 und 144 des BayKostG. v. 16. Febr. 
1921 (GVBl. 133). So konnte sich ergeben, daß für 
gleichartige Amtshandlungen unterschiedlich hohe 
Oder gar keine Gebühren zu entrichten waren, je 
nachdem, welche Behörde mit dem Antrag an- 
gegangen worden war. Dieser buntscheckige Rechts- 
zustand ist von den Betroffenen mit Recht be- 
anstandet worden. Auch die Preisbehörden haben 
das Unbefriedigende der Lage empfunden. Wo die 
Gebührenordnungen nicht ausreichten, haben sich 
Manche Preisbehörden dadurch geholfen, daß sie 
die Bearbeitung der Anträge von einer Verpflich- 
tung der Antragsteller, die entstehenden baren Aus- 
agen zu tragen, abhängig gemacht haben. Um die 
Grundstückspreisprüfungen, für die nicht selten 
Sachverständigenkosten aufzuwenden sind, über- 
aupt durchführen zu können, haben einzelne Preis- 
ehörden eigene Gebührenordnungen erlassen. Die 
KostOPr. beseitigt durch eine übersichtliche Neu- 
Ordnung des Gebührenwesens die bisherige Rechts- 
Unsicherheit und erleichtert damit die ohnehin 
Schwierige Arbeit der Preisbehörden. 

‚Es ist verständlich, daß die erwähnte VO. über 
die Kostenpflicht und KostenerheBung in Miet- und 
achtpreissachen in die neue KostO. eingearbeitet 
und als selbständige Gesetzesvorschrift außer Kraft 


— 


1) Abgedruckt im MittBl. des RfPr. I, 51 ff. 


gesetzt worden ist. Die KostOPr. macht durch § 18 
Abs.2 Satz 2 sowie durch den Wortlaut der 881 
und 2 deutlich, daß sie die Fälle, in denen in Preis- 
angelegenheiten Kosten (Gebühren und Auslagen) 
zu erheben sind, und die Höhe der Kosten aus- 
schließlich regeln will. Bestehende preisrechtliche 
Gebührenregelungen, wie die eigenen Gebühren- 
ordnungen von Preisbehörden für Grundstückspreis- 
prüfungen, sind deshalb als aufgehoben zu betrach- 
ten. Die KostOPr. hat davon in § 18 Abs.3 nur die 
Regelung der Verfahrenskosten des Ordnungsstraf- 
verfahrens als Bestandteil des Preisstrafrechts (VO. 
v. 3. Juni 1939 [RGBl. I, 999]) ausgenommen. Im 
übrigen ordnet der für den Dienstgebrauch der 
Preisbehörden bestimmte, nicht veröffentlichte Rund- 
erlaß des RfPr. Nr. 16/41 an, daß die in $4 Abs.3 
DurchfVO. zur VO. zur Erleichterung der Woh- 
nungsbeschaffung für kinderreiche Familien vom 
15. Juni 1939 (RGBI. I, 1034) geregelte Verwaltungs- 
gebühr von 0,50 ZM weiterhin erhoben werden darf. 
Künftige Preisvorschriften werden keine neuen Ge- 
bührentatbestände aufstellen dürfen, sondern sich 
darauf zu beschränken haben, die Voraussetzungen 
eines der in § 2 umschriebenen Gebührentatbestände 
zu übernehmen, wenn die Erhebung von Gebühren 
und Auslagen ermöglicht werden soll. Die bisher 
angewendeten landesrechtlichen Gebührenvorschrif- 
ten sind nicht aufgehoben worden, da sie nicht 
allein für preisrechtliche, sondern hauptsächlich für 
andere Amtshandlungen erlassen sind. Durch § 18 
Abs.2 Satz 2 KostÖPr. ist jedoch bestimmt, daß 
andere Gebührenvorschriften nicht mehr angewendet 
werden dürfen, soweit die Vorschriften der KostOPr. 
entgegenstehen; damit ist geklärt, daß auf landes- 
rechtliche Gebührenordnungen weder ein Kosten- 
anspruch noch die Berechnung des Kostenbetrages 
für preisrechtliche Amtshandlungen gestützt werden 
darf. Das schließt nicht aus, daß im übrigen nach 
den landesrechtlichen Vorschriften verfahren wird, 
soweit sich die KostOPr. einer selbständigen Rege- 
lung enthalten hat, wie ‚es zZ. B. hinsichtlich der 
Verjährung fälliger Kostenforderungen geschehen 
ist. Die KostOPr. hat nämlich, um einer reichsrecht- 
lichen Regelung des gesamten Gebührenwesens 
nach Möglichkeit nicht vorzugreifen, nur solche 
Regelungen getroffen, die zur Vereinheitlichung der 
Kostenerhebung für Preisangelegenheiten unbedingt 
erforderlich erschienen. 

Das Aufkommen aus Gebühren und Auslagen 
wird ohne Rücksicht auf den Umfang in die gleichen 
Kassen wie bisher fließen. Annahmeberechtigt ist 
nach $1 Abs.2 die Kasse, aus der die Verwal- 
tungskosten der die kostenpflichtige Amtshandlung 
vornehmenden Behörde haushaltsmäßig bestritten 
werden. Auf den Gebieten, auf denen Sachver- 
ständige nicht entbehrt werden können (vor allem 
bei Grundstückspreisprüfungen), werden die Preis- 
behörden hierdurch in die Lage versetzt, die Auf- 
wendungen für tüchtige Kräfte zu tragen. Der RiPr. 
wird durch einen innerdienstlichen Erlaß die Preis- 
behörden anweisen, in stärkerem Umfang geeignete 
private Sachverständige (Schätzer) zur Mitarbeit her- 
anzuziehen. In Zukunft wird es möglich sein, die Be- 
wertung der Grundstücke mit Rücksicht darauf, daß 
aus den durch die KostOPr. aufkommenden Ein- 
nahmen nicht unerhebliche Beträge für die Beschäf- 
tigung privater Sachverständiger aufgewendet wer- 
den können, weit gründlicher durchzuführen als in 
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der zurückliegenden Zeit. Das ist in der augenblick- 
lichen Lage, wo immer wieder das Bestreben zu 
beobachten ist, die Grundstückspreise unberechtigt 
zu steigern, eine unbedingte Notwendigkeit. 


Geltungsbereich 

Die KostOPr. gilt gemäß $1 für alle Preisbehör- 
den im Altreich, in den Reichsgauen der Ostmark, 
im Reichsgau Sudetenland, in den eingegliederten 
Ostgebieten (vgl. §18 Abs. 1 Satz 2) und in Eupen, 
Malmedy und Moresnet. In den Gebieten von Eupen, 
Malmedy und Moresnet ist nämlich nach der VO. 
über die Preisbildung v. 12. Juni 1940 (RGBI. I, 870) 
das PreisbildungsG. v. 29. Okt. 1936 (RGBI. I, 927) 
sinngemäß anzuwenden. Im übrigen ist dort das ge- 
samte Reichsrecht am 1. Sept. 1940 in Kraft getreten 
($ 3 Abs. 1 des Führererlasses v. 23. Mai 1940, 
RGBI. I, 803). Welche Behörden als Preisbehörden 
anzusehen sind, ist aus dem sog. Organisationserlaß 
des RfPr. v. 12. Dez. 1936 (DRÄnz. Nr. 291) und den 
weiteren Anordnungen über die Wahrnehmung der 
Aufgaben und Befugnisse des RfPr. leicht zu er- 
sehen. Darin nicht aufgeführte Behörden werden von 
der KostOPr. Gebrauch machen können, wenn ihnen 
auf andere Weise, wie z.B. durch RdErl.Nr. 105/39 
(MittBl. I, 488), den Aufsichtsbehörden über Wasser- 
und Bodenverbände, preisbildende Befugnisse über- 
tragen worden sind. Dagegen werden andere Stel- 
len, denen Preisbildungsbefugnisse auf Grund be- 
sonderer gesetzlicher Vorschriften zustehen (vgl. 
die Übersicht bei Schütz, „Preisstrafrecht“, Berlin 
1939, S. 42ff.), die KostOPr. nicht in Anspruch 
nehmen können. Derartige Stellen sind keine vom 
RfPr. „betraute Behörden“ im Sinne von § i Abs.1 
KostOPr.; sie haben auch meist eigene Ġebühren- 
ordnungen, die sich unnötigerweise mit der KostOPr. 
überschneiden würden. 


Die gebührenpflichtigen Amts- 
handlungen 

Der § 2 KostOPr. stellt fünf Gebührentatbestände 
auf. Für Amtshandlungen, die keinen dieser Tat- 
bestände erfüllen, dürfen aus den im allgemeinen 
Teil dieser Abhandlung erörterten Gründen Ge- 
bühren nicht erhoben werden. So werden also 
Rechtsauskünfte auf dem Preisgebiet (vgl. dazu den 
Runderlaß Nr. 79/40 — MittBl. I, 450 — und den Er- 
laß v. 23. Aug. 1940, A 309—3049 — MittBl. I, 634) 
gebührenfrei zu erteilen sein. Die Preisbehörden 
dürfen danach auch für betriebswirtschaftliche 
Untersuchungen, die sie zwecks Bildung volkswirt- 
schaftlich gerechtiertigter Preise von sich aus ein- 
leiten, keine Gebühren berechnen. Derartige Maß- 
nahmen sind kostenrechtlich nicht wie Ermittlungen 
zur Vornahme einer gebührenpflichtigen Amtshand- 
lung zu behandeln, weil sie keinen unmittelbaren 
Zusammenhang mit solchen Amtshandlungen haben. 

Der erste Gebührentatbestand (§ 2 Abs.1 Buch- 
stabe a) umfaßt Zustimmungen (Einwilli- 
gungen, Genehmigungen), Ausnahme- 
bewilligungen und ähnliche Amtshand- 
lungen, die in den einzelnen Preisvorschriften vor- 
gesehen sind und auf Antrag erfolgen. Es ist bei- 
spielsweise zu denken an Ausnahmebewilligungen 
nach den verschiedenen Preisstopverordnungen (vgl. 
z.B. $3 der für das Altreich maßgebenden Preis- 
stopVO. v. 26. Nov. 1936, RGBI. I, 955), an Einwilli- 
gungen und nachträgliche Genehmigungen gemäß 
$ 1 VO. über Preisbindungen v. 23. Nov. 1940 
(RGBI. I, 1573) und an Zustimmungen nach Abs. 2 
des einzigen Artikels der VO. über die Zurück- 
weisung von Geboten in der Zwangsversteigerung 
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v. 6. April 1938 (RGBl. I, 374). Von Amts wegen 
eingeleitete Maßnahmen scheiden aus. Anordnungen 
a § 2 PreisbildungsG. v. 29. Okt. 1936 (a. a. O.) 
können nicht unter den Gebührentatbestand fallen, 
weil sie als Maßnahmen zur Sicherung volkswirt 
schaftlich gerechtfertigter Preise und Entgelte selbs 
dann, wenn sie einen Einzelvorgang regeln un 
durch einen Antrag veranlaßt worden sind, d 
Charakter einer Rechtsvorschrift tragen und auc 
ohne vorangegangenen Antrag vorgenommen wal 
den können. Sind so auf der einen Seite die Mab: 
nahmen allgemeiner Art auszusondern, so sind au 
der anderen Seite auch die Fälle auszunehmen, 1m 
denen der vorgeschriebene Antrag reines Por 
erfordernis ist und zu keiner preisbildenden Mon 
nahme führt. Dies gilt beispielsweise für die Si 
vermerke der Preisüberwachungsstellen auf den u 
~ VO. über die Preisbildung von Spinnstoffen Eir 
pinnstoffwaren in der Großhandelsstufe v. 11. Jul 
1940 (RGBI.I, 981) vorzulegenden Verzeichnissen 
und für die Abstempelung von PreisverzeichnisseN 
gemäß $ 10 Abs. 4 VO. über Preisauszeichnung voM 
16. Nov. 1940 (RGBi. I, 1535). In der VO. über Preis- 
auszeichnung (a.a.O.) ist sogar besonders ar 
gesprochen, daß für die Abstempelung Gebühren 
nicht erhoben werden dürfen. Ebenso sind bep 
weise die Zustimmungen des RfPr. zu behande, 
die vor dem Erlaß preisbildender Anordnungen W 
den Stellen eingeholt werden müssen, die pe 
bildende Befugnisse auf Grund besonderer gese 
licher Vorschriften haben, oder die Zustimmungel; 
die von öffentlichen Auftraggebern gemäß Be 
und 6 LSÖ. eingeholt werden müssen, bevor x 
Selbstkostenpreisprüfungen bei den Auftragnehmer 
einleiten. Es läßt sich sagen, daß solche Amtshan“” 
lungen förmlicher Art mehr im Interesse der PER 
behörden als derjenigen Stellen vorgesehen s!Nd 
die die Amtshandlungen nachsuchen müssen. 7 
Von den Anträgen wird alles das auszunehme" 
sein, was sich im Grunde genommen nur als A 
regung zu allgemeinen preisrechtlichen Maßnahmen 
darstellt. Diese Unterscheidung des Antrages Ba 
einer Anregung ist von erheblicher praktischer 
deutung, wenn sich Zusammenschlüsse aller m 
(vor Mar berufsständische Organisationen) © 
schalten. Folgende Fälle sind denkbar: 2 der 
a) Der Zusammenschluß tritt ausdrücklich © Fi 
nach dem Inhalt der Eingabe erkennbar als Se 
treter einer Person oder eines Betriebes auf. Li 
Antrag ist gebührenpflichtig; nur greift § 5 A 
KostOPr. ein. Die Gebühren sind von dem, F 
dessen Gunsten die Amtshandlung vorgenommt i 
werden soll, also von dem Vertretenen, zu ‚erheben 
(vgl. dazu die Ausführungen im Abschnitt » 
bührenschuldner“). wi 
b) Der Zusammenschluß veranlaßt eine rz 
bildende Maßnahme einer Preisbehörde für einen 
ganzen Gewerbezweig oder einen nach wirtschä} 
lichen (nicht persönlichen) Gesichtspunkten abe“ 
renzten Teil der Mitglieder eines Gewerbezweigtn, 
Greift die Preisbehörde zu einer Anordnung na 
$ 2 PreisbildungsG. v. 29. Okt. 1936 (a. a. O.) ©, 
entfällt eine Gebühr schon deshalb, weil keine i 
stimmung, Ausnahmebewilligung usw. vorliegt- a 
aber das Merkmal des Gebührentatbestandes i 
geben, so fehlt es doch noch an einem regelrech E 
Antrag, wenn die Preisbehörde auch von sich falt 
tätig geworden wäre, falls sie von dem Sachver fe 
auf andere Weise Kenntnis erlangt hätte. Die Br 
behörden haben die Aufgabe, von selbst einzuschre”" 
ten, wenn sich die Notwendigkeit herausstellt, u 
bildende Maßnahmen für einen ganzen Wirtscha 
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Zweig zu treifen, der einen großen Kreis von im 
einzelnen nicht bestimmten Personen oder Betrieben 
umfaßt. Wenn Zusammenschlüsse den Preisbehör- 
den dabei behilflich sind, ihren allgemeinen Ver- 
Pilichtungen zu genügen, so erscheint es ausge- 
Schlossen, sie dafür mit Kosten zu belasten. Es ist 
deshalb geboten, Eingaben, die sich in dieser Weise 
algemein auswirken, als Anregungen zu bewerten. 
c) Der Zusammenschluß ist ein Kartell, eine 
Händlervereinigung oder ein sonstiger Zusammen- 
Schluß dieser ‘Art und geht eine Preisbehörde für 
die Gesamtheit oder einen Teil seiner Mitglieder an. 
Solche Anträge werden Gebühren auslösen, weil ihr 
egenstand auch dann, wenn zufällig ein ganzer 
Wirtschaftszweig erfaßt sein sollte, über den per- 
Sönlichen Interessenkreis der Mitglieder nicht hin- 
Alsreichen dürfte und für die Preisbehörden keine 
eigene allgemeine Bedeutung hat. Zum mindesten 
Werden die den Vorteil genießenden Mitglieder 
Namentlich bekannt oder durch Einsichtnahme in 
die Mitgliederlisten ohne besondere Ermittlung be- 
Sümmbar sein. Gemäß 85 Abs.4 KostOPr. ist von 
!edem der betroffenen Mitglieder eine Gebühr zu 
erheben. 
Der zweite Gebührentatbestand (82 Abs. 1 Buch- 
Stabe b) ist so gefaßt, daß die KostOPr. für die 
estsetzung oder Genehmigung aller 
iet- und Pachtpreise für Räume, Grund- 
Stücke, Jagden und Fischereien gilt. Die 
Vorschrift beschränkt sich also nicht auf Wohn- und 
Geschäftsräume, wie die durch § 18 Abs. 2 Satz 1 
Aufgehobene bisherige Regelung. Soweit der Ge- 
bührentatbestand des § 2 Abs. 1 Buchst. b ausnahms- 
Weise nicht anwendbar sein sollte, dürften immer 
le Voraussetzungen des ersten Gebührentatbestan- 
des erfüllt sein. Ein Antrag braucht nicht vorzu- 
Negen. Die Preisbehörde hat die Gebühr auch dann 
AU erheben, wenn sie genötigt gewesen ist, in Miet- 
Und Pachtpreissachen von Amts wegen tätig zu 
Werden. 
Der dritte Gebührentatbestand (§ 2 Abs. 1 Buch- 
Stabe c) umfaßt alle Grundstückpreisprü- 
Ungen. Die Grundstücke sind zugleich als „Lie- 
genschaften‘ bezeichnet, um den Verhältnissen in 
den Reichsgauen der Ostmark Rechnung zu tragen. 
Dort wird unter einem Grundstück nur der unver- 
baute (unbebaute) Besitz verstanden. Ebenso wie 
Im zweiten Gebührentatbestand sind die auf Antrag 
Vorgenommenen den von Amts wegen erledigten 
mtshandlungen gleichgestellt worden. Die VO. zur 
icherung der Preisüberwachung bei Grundstücken 
v. 8. Juli 1938 (RGBI. I, 850) ergibt, daß die Preis- 
ehörden bei der Veräußerung von Grundstücken 
Oder grundstücksgleichen Rechten durch die Finanz- 
amter eingeschaltet werden. Bei Grundstücksver- 
außerungen, die der Genehmigung nach der Grund- 
Stückverkehrsbekanntmachung vom 26. Jan. 1937 
(RGBI. 1,35), nach dem WohnsiedlungsO. v. 22. Sept. 
1933 (RGBI. I, 659) oder nach der 1. DurchfVO. zum 
Gesetz über die Sicherung der Reichsgrenzen und 
über Vergeltungsmaßnahmen v. 17. Aug. 1937 
(RGBI. I, 905) unterliegen, erhalten die Preisbehör- 
en von den vereinbarten Preisen auf audere Weise 
enntnis. Aus Anlaß des Eigentumswechsels wer- 
den die Preisbehörden mithin meist tätig, ohne daß 
ein Antrag auf Preisprüfung gestellt wörden ist. 
Der Gebührentatbestand nimmt darauf Rücksicht, 
erfordert aber einen ausdrücklichen Prüfungsantrag 
in allen übrigen Fällen. Die Preisbehörden nehmen 
Anträge auf Grundstückspreisprüfungen nur ent- 
gegen, wenn diese vom Eigentümer oder von einer 
am Erwerb des Grundstücks interessierten öffent- 
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lichen Dienststelle ausgehen oder sonst mit schrift- 
licher Zustimmung des Eigentümers gestellt werden. 
Die Enteignungsbehörde, das zwecks Festsetzung 
der Enteignungsentschädigung angerufene Gericht 
sowie das Zwangsversteigerungsgericht werden je- 
doch die Prüfung des Grundstückswertes beantragen 
können, ohne die Zustimmung des Eigentümers 
vorzulegen. Auskünfte über bestehende Richtpreise 
oder über allgemeine Fragen der Grundstückspreis- 
ermittlung werden wie Rechtsauskünfte anzusehen 
sein und gebührenfrei zu bleiben haben. Auch wenn 
eine Preisbehörde ohne weitere sachliche Ermitt- 
lungen eine unverbindliche Mitteilung über die vor- 
aussichtlich zulässigen Höchstpreise abgibt, liegt 
eine Preisprüfung im Sinne der Gebührenvorschrift 
nicht vor, so daß eine Gebührenerhebung entfällt. 

Der vierte Gebührentatbestand ($2 Abs. 1 Buch- 
stabe d) erfaßt die Prüfung des zulässigen 
Preises für Ersatzmittel und neue Erzeug- 
nisse, soweit die Prüfung auf Grund einer in den 
Preisvorschriiten angeordneten Anmeldung erfolgt. 
Danach müssen für Preisfestsetzungen, wie sie z.B. 
gemäß der Anordnung zur Regelung der Preise für 
Ersatzseifen und Ersatzwaschmittel v. 5. März 1940 
(MittBl. I, 163), gemäß der Anordnung zur Regelung 
der Preise für Reinigungs- und Putzmittel v. 11.Sept. 
1940 (MittBl. I, 681) und gemäß der Anordnung zur 
Regelung der Preise für kosmetische Erzeugnisse 
v. 24. Dez. 1940 (MittBl. 1941, I, 43) nachzusuchen 
sind, Gebühren bezahlt werden. Im übrigen be- 
rücksichtigt dieser Gebührentatbestand schon die 
inzwischen ergangene VO. über die Anmeldepflicht 
von Ersatzmitteln und neuen Erzeugnissen vom 
27. Jan. 1941 (RGBi. 1, 75). 

Durch die Bestimmung des § 2 Abs. 1 Satz 2 wird 
klargestellt, daß nur eine Gebühr zur Hebung 
kommt, wenn eine Amtshandlung den zweiten, drit- 
ten oder vierten und gleichzeitig den ersten Ge- 
bührentatbestand erfüllt. 

Der fünfte Gebührentatbestand ($2 Abs. 1 Buch- 
stabe e) ist der Vollständigkeit wegen in $2 mit 
aufgeführt, obwohl er erst in $12 näher umschrie- 
ben worden ist. Alle Beschwerdeentschei- 
dungen lösen Gebühren aus, wenn sich die 
Beschwerde auf eine der in § 2 Abs. 1 Buchst. a bis d 
umschriebenen Amtshandlungen bezieht und keinen 
Erfolg hat. Als Beschwerden in diesem Sinne sind 
nicht nur förmliche Beschwerden anzusehen. Förm- 
liche Beschwerden sieht das Preisrecht — abgesehen 
vom Ordnungsstrafverfahren — sehr selten vor, z.B. 
in der Fünften Anordnung über die Wahrnehmung 
der Aufgaben und Befugnisse des RfPr. v. 6. Okt. 
1937 (RAnz. Nr. 238) für Grundstückspreissachen. In 
den meisten Fällen kann nur der Weg der Dienst- 
aufsichtsbeschwerde beschritten werden. Der Ge- 
bührentatbestand schließt deshalb die Dienstaufsichts- 
beschwerden ein. Von den Beschwerden, die eine 
Gebühr auszulösen geeignet sind, werden jedoch 
die Gegenvorstellungen zu unterscheiden sein. Über 
Gegenvorstellungen befindet nicht. die übergeordnete 
Behörde, sondern die Behörde, von der die Ent- 
scheidung ausgegangen ist. Eine Gebühr nach § 2 
Abs.1 Buchst.e wird erst entstehen können, wenn 
die Gegenvorstellung als Beschwerde weitergegeben 
worden ist. Man wird den Einsender für befugt 
halten müssen, die Behandlung als Beschwerde aus- 
zuschließen. Enthält die Gegenvorstellung neue Tat- 
sachen, deren Überprüfung neuen Arbeitsaufwand 
erfordert, so kann aber ein neuer Antrag vorliegen, 
der eine neue Gebühr auslöst. Soweit einer Be- 
schwerde stattgegeben wird, bleibt der Beschwerde- 
entscheid gebührenfrei. Etwaige Beschwerden gegen 
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Gebührenfestsetzungen sind einer Gebühr nicht 
unterworfen worden. Bei der Bearbeitung von Dienst- 
aufsichtsbeschwerden in Miet- und Pachtpreissachen 
kann es angebracht sein, daß die Aufsichtsbehörden 
nicht entscheidungsreife Angelegenheiten mit Wei- 
sungen zur Nachprüfung an die unteren Preisbehör- 
den zurückzugeben, damit diese die in tatsächlicher 
Hinsicht noch erforderlichen Feststellungen treffen. 


Die Gebühr für die Beschwerdeentscheidung ent- ` 


steht dann erst, wenn die Aufsichtsbehörde ab- 
schließend entschieden hat. 

Während Beschwerdeentscheidungen nur dann zu 
Kostenrechnungen führen, wenn den Beschwerden 
nicht stattgegeben wird, ist durch $3 klargestellt, 
daß in den übrigen Fällen des $2 die Gebühren 
ohne Rücksicht auf den Erfolg zu zahlen sind. Dieser 
Vorschrift liegt die Erwägung zugrunde, daß die 
Gebühren dem Maß der Inanspruchnahme der Be- 
hörden angepaßt sein müssen. Es ist berücksichtigt, 
daß die Preisbehörden hauptsächlich durch die einer 
Entscheidung vorangehenden Ermittlungen belastet 
werden. Für einen lediglich wegen Unzuständigkeit 
ablehnenden Bescheid wird eine Gebühr nicht er- 
hoben (84 Abs.2). Ist eine örtlich unzuständige 
Preisbehörde angegangen worden, so wird diese 
den Antrag gebührenfrei weiterzuleiten und die 
Kostenerhebung der in der Sache selbst entschei- 
denden Behörde zu überlassen haben. 

Wenn Zweifel bestehen, ob eine Gebühr zu er- 
heben ist, so entscheidet gemäß § 2 Abs. 2 KostOPr. 
der RfPr. über diese Frage gebührenfrei. 


Gebührenschuldner 


Als Gebührenschuldner ist durch 8 5 Abs. 1 
KostOPr. der Antragsteller, bei Beschwerdeentschei- 
dungen der Beschwerdeführer bestimmt worden. Im 
allgemeinen wird das der Einsender sein. Ergibt 
sich, daß der Einsender als Vertreter auftritt, so 
trifft nach $5 Abs.4 die Gebühr den Vertretenen. 
Die Voraussetzung des 85 Abs. 4, daß der Ver- 
tretene mit der Einreichung des Antrages (der Be- 
schwerde) einverstanden war, wird bis zum Beweise 
des Gegenteils als gegeben anzunehmen sein. Mit 
der Vorschrift des §5 Abs.4 kann Versuchen ent- 
gegengetreten werden, durch Vorschieben einer 
Organisation und Zusammenfassung mehrerer An- 
träge nur eine Gebühr entstehen zu lassen oder die 
wirtschaftlichen Verhältnisse eines Zahlungspflich- 
tigen, soweit diese für die Gebührenberechnung von 
Bedeutung sind (vgl. § 8 KostOPr.), der Mitberück- 
sichtigung zu entziehen. Anstatt des Antragstellers 
hat gegebenenfalls dessen Rechtsnachfolger für die 
Gebühr einzustehen. Die Enteignungsbehörde, das 
zur Festsetzung der Enteignungsentschädigung an- 
gerufene Gericht sowie das Zwangsversteigerungs- 
gericht werden als Antragsteller zu behandeln sein, 
sofern sie die Preisbehörde um gutachtliche Stel. 
lungnahme ersuchen. Mit Rücksicht auf 86 KostOPr. 
haben diese zwar keine Gebühren, wohl aber die 
mit den Gebühren sonst abgegoltenen Auslagen, 
z. B. für Sachverständigengutachten, zu entrichten. 
Da die Preisbehörden gebührenpflichtige Amtshand- 
lungen der in § 2 Abs. | Buchst. b und c bezeichneten 
Art von Amts wegen tätigen können, sind die Ge- 
bührenschuldner für diese Fälle besonders bestimmt 
worden. Nach der Vorschrift des 85 Abs. 2 sind die 
Gebühren bei Miet- und Pachtpreissachen von dem- 
jenigen, der durch die Amtshandlung einen wirt- 
schaftlichen Vorteil erlangt hat, und bei Grund- 
stückspreisprüfungen von dem Eigentümer, d. h. 
dem bisherigen Eigentümer des Grundstücks, zu 
erheben. 
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Die Berechnung der Gebühren r 

Wie die Gebühren berechnet werden, ergeben die 
§§ 7—12 KostOPr. Für alle Gebührentatbestände 
ist die Mindestgebühr auf 3 RM, die Höchstgebühr 
auf 25000 RM festgesetzt. Eine eigentliche Rahmen- 
gebühr besteht jedoch nach 88 nur für den ersten 
und den vierten Gebührentatbestand. Die'Gebühren 
für Miet-, Pacht- und Grundstückspreisangelegen- 
heiten ergeben sich gemäß 889 und 10 aus Teil- 
beträgen der vorgeschriebenen, nach Maßgabe des 
9 11 aufzurundenden Wertansätze. Gebührenpflich- 
tige Beschwerdeentscheidungen schließlich lösen 
nach $12 den für die angefochtene Amtshandlung 
tatsächlich festgesetzten Gebührenbetrag noch ein- 
mal aus. 

Mit dem Mindestsatz von 3 R# ist die Regelung 
des $ 8 Abs. 2 der aufgehobenen VO. über die 
Kostenpflicht und Kostenerhebung in Miet- und 
Pachtpreissachen v. 29. Dez. 1938 (a. a. O.) über- 
nommen worden. Die obere Gebührengrenze bleibt 
hinter Gebührenbeträgen, die nach Landesrecht bis- 
her erhoben werden konnten, zurück. Das Bay- 
KostG. v. 16. Febr. 1921 (a.a.O.) läßt nämlich Ge- 
bühren bis zu 20000 RM zu (Art. 143), die bei den 
Ministerien zu verdoppeln (Art. 144) und außerdem 
nach dem Gesetz v. 24. Juni 1930 (GVBl. 203) um 
einen Zuschlag von 20% zu erhöhen sind. Die Ge- 
bühren für Zustiinmungen, Ausnahmebewilligungen 
und ähnliche Amtshandlungen (§ 2 Abs. 1 Buchst. a) 
und für Preisprüfungen bei Ersatzmitteln und neuen 
Erzeugnissen (82 Abs.1 Buchst.d) sind innerhalb 
des Gebührenrahmens von 3 bis 25000 gm fest- 
zusetzen. Dazu ist im §8 Satz 2 KostOPr. ange- 
ordnet: 


„Die Behörde hat insbesondere den Umfang und 
die Schwierigkeiten der Amtshandlung, ihre wirt- 
schaftliche Bedeutung für die Beteiligten und die 
wirtschaftlichen Verhältnisse des Zahlungspflich- 
tigen zu berücksichtigen.“ 


Diese Vorschrift ist den Bestimmungen des § 10 Abs. 1 
der PrVerwGebO. i. d. Fass. v. 19. Mai 1934 (a. a Q.) 
dem Art. 175 BayKostG. v. 16. Febr. 1921 (a.a. 0.) 
sowie dem $2 Äbs.2 Satz 2 VO. über Kosten im 
Bereich der Justizverwaltung (JVKostO.) v. 14. Febr. 
1940 (RGBI. I, 357) vergleichbar, wenn sie auch den 
Besonderheiten der preisrechtlichen Amtshandlungen 
angepaßt ist. Innerdienstliche Anweisungen sorgen 
dafür, daß die Preisbehörden von dem Gebühren- 
rahmen möglichst einheitlichen Gebrauch machen. 

Der den Gebührenberechnungen nach 89 zu 
grunde zu legende Maßstab ist der Jahreswert der 
beantragten oder von Amts wegen festgesetzten 
Miet- oder Pachtzinsänderung, also z. B. nicht der 
Jahreswert der Gesamtmiete. Die Gebühr beträgt 
bei einem Wert bis 1000 Rø einschließlich 10%, 
von dem höheren Wert bis 2000 RM einschließ- 
lich 5%, von dem höheren Wert bis 10000 A ein- 
schließlich 3% und von dem darüber liegenden 
Wertanteil 1%. Es kann vorkommen, daß der Jahres- 
wert einer Miet- oder Pachtzinsänderung sich nicht 
feststellen läßt, wenn z. B. die Zustimmung zu 
einem erstmalig vereinbarten Miet- oder Pachtzins 
nachgesucht wird. Dann sind die Preisbehörden 
nach 89 Abs.2 gehalten, den Wert nach frejem 
Ermessen festzusetzen. Dabei sollen auf Grund einer 
innerdienstlichen Anweisung wie bisher im al- 
gemeinen 10% des jährlichen Miet- oder Pacht- 
preises als Jahreswert angesetzt werden. Um zu 
verhindern, daß die Behörde mehrere Gebühren er- 
hebt, wenn bei ihr für den gleichen Vorgang nich 
nur eine preisrechtliche Entschließung, sondern zt- 
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gleich eine andere Genehmigung, z.B. nach der 
Grundstückverkehrsbekanntmachung v. 26. Jan. 1937 
(a. a. O.), nachgesucht wird, ist durch 89 Abs. 5 ge- 
regelt, dab andere Gebühren auf die Gebühren nach 
der KostOPr. anzurechnen sind. 

Nach 810 sind 1 v.T. des vereinbarten Grund- 
Stückspreises oder, wenn kein Preis vereinbart ist, 
des ermittelten Grundstückswertes als Gebühr zu 
berechnen. Vereinbarungen in diesem Sinne sind 
Schon privatschriftliche Abmachungen oder münd- 
liche Abreden, sofern sie glaubhaft gemacht werden 
und aus ihnen die Ernstlichkeit eines beabsichtigten 
Vertragsabschlusses zur Genüge hervorgeht. Die 
Formvorschrift des § 313 BGB. braucht mithin nicht 
gewahrt zu sein. Von dem ermittelten Wert wird 
beispielsweise auszugehen sein, wenn ein Hypo- 
thekengläubiger oder ein Bankinstitut zu Beleihungs- 
zwecken sich über den Wert vergewissern möchte. 

ie Anrechnung von Gebühren für andere Ge- 
Nehmigungen, die die gleiche Behörde in der gleichen 
Sache erteilt, ist durch § 10 Abs.3 ebenso geregelt 
wie für Pachtpreisangelegenheiten. 

Bei Beschwerdeentscheidungen ist die Gebühren- 
berechnung einfach, wenn die Beschwerde in vollem 
Umfang erfolglos bleibt. In diesem Fall wird die 
!ür die vorangegangene Amtshandlung schon einmal 
iestgesetzte Gebühr erneut erhoben. Andererseits 
Ist zu beachten, daß stattgebende Beschwerdeentschei- 
dungen gebührenfrei bleiben. Nun wird nicht selten 
die Beschwerde auf einen Teil der ursprünglich be- 
antragten Maßnahmen beschränkt. Auch kommt es 
vor, daß die Aufsichtsbehörde über die Entschei- 
dung der Vorinstanz hinausgeht, ohne der Be- 
Schwerde voll zu entsprechen. Die Vorschrift des 
$12 Abs.1 Satz 2 nimmt auf diese Fälle Rücksicht 
Und sichert dem Beschwerdeführer eine Verminde- 
rung der Gebühr. Es ist Vorsorge getroffen, daß 
bei der Gebührenberechnung stets von der für die 
Vorangegangene Amtshandlung festgesetzten Gebühr 
und deren Berechnungsgrundlagen ausgegangen 
wird. Maßstabgebühren sind, wenn der Beschwerde- 
führer seinen Antrag ermäßigt und dennoch keinen 
Erfolg hat, in dem Verhältnis herabzusetzen, in dem 
der alte Wert zu dem neuen Wert steht. Zwei Bei- 
Spiele mögen das erläutern: Der Jahreswert einer 
zur Genehmigung eingereichten Pachtzinserhöhung 
beläuft sich auf 1000 2M. Die Preisbehörde hat dem 
Antragsteller nur 600 %4# bewilligt. Der Antrag- 
steller legt Beschwerde ein mit der Maßgabe, die 
Genehmigung auf jährlich 800 AH zu erhöhen. Wird 
diese Beschwerde abgewiesen, dann ist die Gebühr 
Im Verhältnis von 800:1000 auf 80% der aus dem 
Jahreswert von 1000 24 errechneten Gebühr fest- 
zusetzen. Hat der Antragsteller beispielsweise in 
vollem Umfang Beschwerde eingelegt und hat die 
Aufsichtsbehörde die Genehmigung auf jährlich 
900 RM abgeändert, dann hat der Antragsteller mit 
seiner Beschwerde in Höhe von 300 24 Erfolg und 
in Höhe von 100 AM keinen Erfolg. Das Verhältnis 
von 300:100 ist für die Ermittlung der Gebühr maß- 
gebend. Da es sich darum handelt, die aus dem 
Jahreswert von 1000 24 errechnete Gebühr herab- 
zusetzen, ist das Verhältnis auf diese Gebühr zu 
übertragen, so daß in dem zuletzt gewählten Bei- 
spiel ein Viertel der alten Gebühr zur Hebung 
kommt. Bei Rahmengebühren muß sinngemäß 
ebenso verfahren werden. 


Der Auslagenersatz 
, Die Erstattung von Auslagen ist in § 6 Abs.2 und 
in 813 geregelt. Auslagen dürfen nur eingefordert 
werden, wenn die Voraussetzungen eines der in 82 


umschriebenen Gebührentatbestände erfülltsind. Daß 
Gebührenbefreiungen nach § 6 Abs.1 eintreten, soll 
in den dort genannten Fällen dem Ersatz der Bar- 
auslagen nicht entgegenstehen. Insoweit dürfen 
daher die Auslagen für Miet-, Pacht- und Grund- 
stückspreissachen in Rechnung gestellt werden, die 
sonst, wie aus § 13 folgt, als durch die Gebühr ab- 
gegolten zu behandeln sind. Es sollen aber im all- 
gemeinen keine höheren Beträge berechnet werden, 
als die Gebührenbeträge ausmachen, die nach §§ 9 
und 10 KostOPr. zu zahlen wären. Da § 13 von „be- 
sonderen baren Auslagen‘ spricht und §6 Abs. 2 
als Kannvorschrift gefaßt ist, steht es im pflicht- 
mäßigen Ermessen der Preisbehörden, welche Aus- 
lagen sie in Ansatz bringen wollen. Die Preisbehör- 
den werden regelmäßig die üblichen kleinen Auf- 
wendungen (z. B. Auslagen für Porti und Orts- 
gespräche) auf die Gebühreneinnahmen übernehmen 
und sich darauf beschränken, die Kosten für Sach- 
verständige, Reise- und Tagegelder und ähnliche 
größere Aufwendungen einzufordern. Sind derartige 
Kosten durch Ermittlungen entstanden, die der Über- 
prüfung mehrerer Anträge gedient haben, dann wer- 
den die Preisbehörden den auf die einzelne Amts- 
handlung entfallenden Betrag schätzen können. 


Befreiung von Gebührenzahlungen und 
Ermäßigung von Kostenforderungen 


Von der Zahlung der Gebühren (nicht der Aus- 
lagen, siehe oben) befreit sind nur das Reich, die 
Länder, die Reichsgaue, die Nationalsozialistische 
Deutsche Arbeiterpartei samt ihren Gliederungen 
sowie die nach den Haushaltsplänen des Reiches, 
der Länder und der Reichsgaue für Rechnung des 
Reiches, eines Landes oder eines Reichsgaues ver- 
walteten Öffentlichen Anstalten und Kassen. Die 
Vorschrift des § 6 Abs. 1 KostOPr. hat den gleichen 
Wortlaut wie $8 Abs.1 JVKostO. Der Umstand, 
daß die sonstigen reichsrechtlichen Vorschriften, 
durch die für bestimmte Angelegenheiten oder be- 
stimmte Personengruppen Gebühren- oder Kosten- 
freiheit gewährt wird (vgl. z. B. 829 RSiediG. vom 
11. Aug. 1919 — RGB]. 1429 — in der geltenden 
Fassung), in der KostOPr. nicht erwähnt worden 
sind, schließt ihre Berücksichtigung nicht aus. Die 
Preisbehörden können insoweit auf die Erhebung 
von Gebühren oder die Erstattung von Aus- 
lagen aus Billigkeitsgründen (815 KostOPr.) ver- 
zichten, behalten aber die Entschließung von Fall 
zu Fall in der Hand. Gemeinden genießen keine all- 
gemeine Gebührenfreiheit, werden aber Gebühren 
nicht zu zahlen haben, wenn sie Ausnahmebewilli- 
gungen für Entgelte nachsuchen, die im Verwal- 
tungszwangsverfahren beigetrieben werden ‚@.B. 
für Ortssatzungen über Anliegerbeiträge, Gebühren- 
ordnungen usw.). Die Bestimmung des $15, nach 
der bei nachgewiesener Bedürftigkeit des Zahlungs- 
pflichtigen oder aus anderen Billigkeitsgründen die 
Gebühren und Auslagen gestundet, ermäßigt oder 
erlassen werden können, gibt den Preisbehörden 
die Möglichkeit, allen Fällen gerecht zu werden, in 
denen Gebühren und Auslagen ganz oder teilweise 
nicht oder nicht gleich aufgebracht werden können 
oder deren Erhebung sonst unangebracht ist. Die 
einheitliche Handhabung dieser Vorschrift ist durch 
innerdienstliche Anweisungen geregelt. Einige genau 
begrenzte Gebührenermäßigungen ergeben sich aus 
§ 4 Abs. 1 Satz 1, aus § 9 Abs. 4 und aus $12 Abs. 2 
— auf deren Inhalt verwiesen wird —, wenn An- 
träge vor Abschluß der beantragten Amtshandlung 
zurückgenommen werden, wenn die Bewilligung 
eines höheren Miet- oder Pachtzinses wegen bau- 
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licher Verbesserungen der Miet- oder Pachtsache 
oder wegen der Erhöhung von Abgaben beantragt 
wird und wenn eine Beschwerde zurückgenommen 
wird, bevor eine Entscheidung ergangen ist. 


Fälligkeit, Erhebung und Vollstreckung 


Aus $14 Abs.1 KostOPr. ergibt sich, daß Ge- 
bühren mit der Beendigung der gebührenpflichti- 
gen Amtshandlung, zu erstattende Auslagen sofort 
nach ihrer Entstehung fällig werden. Nach -Erhalt 
einer Kostenrechnung muß deshalb, um die Bei- 
treibung zu vermeiden, die in der Kostenrechnung 
gesetzte Zahlungsfrist gewahrt werden. Nach 814 
Abs.2 können Vorschußzahlungen verlangt und 
kann die Vornahme einer Amtshandlung von der 
Zahlung oder Sicherstellung eines Vorschusses ab- 
hängig gemacht werden. Es ist damit zu rechnen, 
daß die Preisbehörden von dieser Ermächtigung bei 
Preisprüfungen auf Grund eines Grundstückkauf- 
vertrages und in Miet- und Pachtpreissachen sowie 
bei der Entscheidung über Beschwerden regelmäßig 
Gebrauch machen werden, da hier die vorherige Be- 
rechnung der Gebühr ohne weiteres möglich ist. 
Spricht im Beschwerdeverfahren eine Preisbehörde 
bei Anforderung des Vorschusses aus, daß die Be- 
schwerde als zurückgenommen gelte, wenn der Vor- 
schuß nicht innerhalb der gesetzten Frist gezahlt 
werde, so wird bei Nichtzahlung mit dem an- 
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gedrohten Nachteil zugleich die Rechtsfolge des 
$12 Abs.2 KostOPr. eintreten und die halbe Ge- 
bühr zu zahlen sein. Bescheinigungen, Austerti- 
gungen und Abschriften sowie Urkunden, die aus 
Anlaß der Amtshandlung eingereicht sind, können 
zurückbehalten werden, bis die in einer Angelegen- 
heit erwachsenen Gebühren und Auslagen bezahlt 
sind (§ 14 Abs. 3). 

Die Kosten werden nach $16 im Verwaltungs- 
zwangsverfahren beigetrieben. In Preußen ist da- 
mit Raum für die Anwendung der VO. betr. das 
Verwaltungszwangsverfahren wegen Beitreibung von 
Geldbeträgen v. 15. Nov. 1899 (GS. 545) in der gel- 
tenden Fassung in Verbindung mit der Anweisung 
v. 28. Nov. 1899 zur Ausführung der VO. v. 15. Nov. 
1899 in der geltenden Fassung. Die Preisbehörden 
in den Reichsgauen der Ostmark können von dem 
VerwVollstrG. v. 21. Juli 1925 (BGBl. Nr. 276) Ge- 
brauch machen. Wo das Landesrecht ein förmliches 
Verwaltungszwangsverfahren nicht kennt, werden 
die Preisbehörden die Übung einzuhalten haben, die 
für die Verwaltungsbehörden besteht, bei denen die 
Preisbehörden eingerichtet sind. In Bayern werden 
sich die Preisbehörden zur Be UN der Kosten 
beispielsweise der Finanzämter zu bedienen haben, 
die in Verfolg von Art.184 BayKostG. v. 16. Febr. 
1921 (a.a. O.) mit der Beitreibung der landesrecht- 
lichen Gebühren befaßt sind. 


Die Haftung des Kommanditisten 


Rechtszustand und Rechtsentwicklung 
Von Rechtsanwalt Dr. v. Braunbehrens , Berlin 


Der Ausschuß der Akademie für Deutsches Recht 
hat in einem ausführlichen veröffentlichten Gutachten 
die bisherige Rechtsgestaltung der Kommanditgesell- 
schaft grundsätzlich gutgeheißen und dieser für die 
Wirtschaft immer bedeutsamer werdenden Unter- 
nehmungsform ein Weiterbestehen auch in der kom- 
menden Gesetzgebung gewünscht. Der Ausschuß 
verlangt hauptsächlich eine deutlichere Trennung 
zwischen der Verpflichtung zur Zahlung der Einlage 
gegenüber der Gesellschaft (Pflichteinlage) und der 
Haftung für Verbindlichkeiten gegenüber den Gläu- 
bigern der Gesellschaft (Hafteinlage) und hat aus 
den seit dem Inkrafttreten des HGB. eingetretenen 
Entwicklungen und möglichen Mißbräuchen einige 
Anderungsvorschläge abgeleitet, die aber den 
bisherigen Charakter der Kommandit- 
gesellschaft im wesentlichen nicht be- 
rühren sollen. 

Es bleibt also auch in Zukunft dabei, daß der 
Kommanditist, da er von der Geschäftsführung aus- 
geschlossen ist und deshalb nur beschränkte Ein- 
wirkungsmöglichkeit auf das Schicksal des Unter- 
nehmens besitzt, grundsätzlich den Gläubigern der 
Gesellschaft nur mit seiner im Handelsregister ver- 
lautbarten Einlage (der Hafteinlage) haftet und daß 
er von dieser Haftung durch die Leistung der Ein- 
lage frei wird. Die Haftung lebt nur dann wieder 
auf, wenn ihm die Gehen die Einlage zurück- 
erstattet oder wenn sie ihm Gewinne ausbezahlt, ehe 
die Einlage voll geleistet oder ehe eine durch frühere 
Verluste geminderte Einlage durch Zuschreibung 
von Gewinnen wieder aufgefüllt ist. Die Haftung 
erweitert sich in den Fällen, in denen der Komman- 
ditist entgegen der Regel die Geschäftsführung oder 
die Vertretung der Gesellschaft an sich zieht. 

Bei seinen Erörterungen mußte sich der Ausschuß 


auf die Prüfung dieser grundlegenden Gesichtspunkte 
beschränken. In der Praxis ergeben sich jedoch daraus 
Schwierigkeiten, daß das Prinzip der Beschränkung 
der Haftung des Kommanditisten auf die eingetra- 
gene Einlage teils durch Gesetz, teils durch Aus- 
legung in drei Ausnahmetatbeständen aufgehoben 
wird. Wer einer Kommanditgesellschaft beitritt, kennt 
diese Ausnahmen nicht. Im Gegenteil: er verläßt 
sich darauf, daß zwar die ganze Einlage durch un- 
glückliche Geschäftsführung verlorengehen, daß aber 
niemals sein Privatvermögen angegriffen werden 
kann. Wenn die Kommanditbeteiligung einen Sinn 
und eine Anziehungskraft behalten soll, so muß jeder 
Kommanditist sich seiga darauf verlassen kön- 
nen, daß er über seine verlautbarte Einlage hinaus 
für Gesellschaftsverbindlichkeiten niemals in An- 
spruch genommen werden kann. Bei der künftigen 
Gesetzesreform sollten deshalb auch die drei Durch- 
brechungen der Grundregel der Kommanditgesell- 
schaft, den auf die eingetragene Einlage beschränk- 
ten Haftung des Kommanditisten, noch einmal 
sorgfältig erwogen und auf ihre zwingende Not- 
wendigkeit geprüft werden. 

Der Kommanditist haftet heute persönlich 
und unbeschränkt mit seinem ganzen übrigen 
Vermögen für Verbindlichkeiten der Ge- 
sellschaft, die zwischen dem genehmig- 
ten Geschäftsbeginn und der Eintragung 
des Kommanditisten entstehen oder be. 
stehen (I). Die Einlage gilt als von der Gesell- 
schaft zurückbezahlt, die Haftun g lebt also 
wieder auf, wenn der Kommanditist 
seine Beteiligung an einen Dritten ver- 
äußert (Il). Der Steuerfiskus erkennt die 
Beschränkung der Haftung auf die Ein- 
lage nicht in allen Fällen an (I). 


l1. Jahrgang 1941 Heft 21] 


I. 


Hat die Gesellschaft mit Zustimmung des Kom- 
Manditisten ihre Geschäfte begonnen, oder, was 
häufiger vorkommt, hat sie mit Zustimmung eines 
neu eintretenden Kommanditisten ihre Geschäfte fort- 
gesetzt, ehe der Kommanditist in das Handels- 
register eingetragen worden ist, so haftet der Kom- 
Manditist für alle bis zur Eintragung entstandenen 
Und ebenso für alle bei seinem Eintritt schon be- 
Stehenden Verbindlichkeiten der Gesellschaft nach 
$ 176 HGB. den Gläubigern unmittelbar mit seinem 
ganzen sonstigen Vermögen. Tritt also jemand durch 
Gesellschaftsvertrag in eine Firma als Kommanditist 
ein, und diese setzt nach Abschluß des Vertrages 
ihre Geschäfte fort, ehe der neue Kommanditist im 

andelsregister eingetragen worden ist, so haftet 
der Kommanditist für alle, insbesondere für lang- 
ftistige Schulden der Gesellschaft, ob er sie kennt 
Oder nicht, ohne zeitliche Begrenzung außer der 

erjährung, persönlich und unbeschränkt. 

‚1. Im Schrifttum wird überwiegend mitgeteilt, 
diese erweiterte Haftung diene dem Schutze des 
Qutgläubigen Verkehrs, sie solle die Sicherheit des 

erkehrs fördern oder ähnliches. Es wird also vor- 
ausgesetzt, daß die Gläubiger der Gesellschaft durch 
den Eintritt des Kommanditisten und die darauf er- 
folgende Aufnahme der Geschäfte für die neue 

ommanditgesellschaft in einen Zustand der Un- 
gewißheit versetzt würden, der schutzwürdig sei. 
ine nähere Prüfung ergibt jedoch, daß weder durch 
den Eintritt des Kommanditisten noch durch die 
Führung der Geschäfte auf den Namen der Kom- 
Manditgesellschaft Erklärungen in die Außenwelt 
dringen, welche eine Täuschung der Gläubiger oder 
nur eine Ungewißheit derselben hervorrufen könnten. 

a) Die Geschäfte der Kommanditgesellschaft wer- 
den unter ihrer Firma geführt. Denn nur wenn das 
Handelsgewerbe unter der gemeinsamen Firma be- 
trieben wird, liegt nach der Definition des $ 161 

GB. eine Kommanditgesellschaft vor. In der Firma 
der Kommanditgesellschaft tritt der Name des Kom- 
Manditisten, abgesehen von dem hier nicht inter- 
essierenden Fall des 822 HGB., wo der Name 
Schon früher Bestandteil der Firma war und fort- 
geführt werden darf, nicht hervor. Entweder behält 
die Gesellschaft die gleiche Firma, unter der das 
Geschäft schon bislang geführt worden ist, bei, 
was unbeschränkt zulässig ist und meist geschieht, 
dann kann durch den Gebrauch der bisherigen 

irma eine Erwartung des Publikums auf einen 
Haftzuwachs durch den neuen Gesellschafter nicht 
ervorgerufen werden. Oder bei Annahme eines 
veränderten Firmennamens darf die Firma der Kom- 
Manditgesellschaft nach § 19 I—IV HGB. nur aus 
dem Namen eines oder mehrerer offener Gesell- 
Schafter mit einem auf die Gesellschaft hinweisen- 
den Zusatz gebildet werden. Der erste und wich- 
tigere Teil der Firma deutet also auf den persönlich 
aftenden Gesellschafter hin, er kann eine Täu- 
Schung des Publikums hinsichtlich eines weiteren 
Haftenden nicht hervorrufen. Lautet der zweite Teil 
„&Co.“, so ist er so schwach, daß er gar nichts 
aussagt. Aus ihm kann weder geschlossen werden, 
ob ein weiterer Gesellschafter unbeschränkt haftet 
oder nur beschränkt, noch ob er kreditwürdig ist 
oder weshalb er lieber ungenannt bleibt und noch 
nicht einmal, ob er noch vorhanden ist oder nicht. 
Lautet der Zusatz „KG.“, wie jetzt mit Billigung 
des Kammergerichts häufiger geschieht, so wird 
eine Erwartung auf persönliche Haftung des nicht 
genannten Gesellschafters erst recht nicht erweckt. 
Irgendeinen guten Glauben, eine Hoffnung auf die 
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Haftung des neu hinzugetretenen Gesellschafters 
kann ein Gläubiger der Gesellschaft aus dem Fir- 
mennamen der Kommanditgesellschaft nicht ableiten. 

b) Ist also die Firma der Kommanditgesellschaft 
so gebildet, daß der Gläubiger durch sie hinsicht- 
lich der beschränkten Haftung des neuen Komman- 
ditisten nicht getäuscht wird, so wird er auch weiter 
durch die Art der Geschäftsführung nicht in einen 
unrichtigen guten Glauben versetzt. Zur Vertretung 
der Gesellschaft ist der Kommanditist nach $ 170 
HGB. nicht ermächtigt. Geborene Vertreter der 
Kommanditgesellschaft sind vielmehr nur die per- 
sönlich haftenden Gesellschafter. Tritt ein Kom- 
manditist als gewillkürter Vertreter der Gesellschaft 
auf, so handelt er nicht in seiner Eigenschaft als 
zeichnungsberechtigter Inhaber, sondern als Bevoll- 
mächtigter oder Prokurist. Auch hier tritt also eine 
schutzwürdige unrichtige Vorstellung beim Publi- 
kum nicht ein. Solche Fälle, in denen der Komman- 
ditist als Inhaber auftritt, also den unrichtigen An- 
schein erweckt, als sei er geborener Vertreter der 
Gesellschaft, werden auch ohne die Vorschrift des 
8176 HGB. nach den Vorschriften über den Rechts- 
schein behandelt, brauchen also keinen weiteren 
Schutz. Die Fälle schließlich, in denen die Gesell- 
schaft durch handelsübliche Bekanntmachung oder 
durch Einzelmitteilung von dem Eintritt des Kom- 
manditisten Kenntnis gibt, wobei also der Betref- 
fende als Kommanditist vorgestellt werden muß, 
wenn nicht der soeben erwähnte unrichtige Rechts- 
schein erweckt werden soll, finden schon heute nach 
dessen Satz 2 nicht den Schutz des § 176 HGB., weil 
durch sie ja der Gläubiger die Eigenschaft des 
neuen Gesellschafters als Kommanditist erfährt. 

c) Durch die Führung der Geschäfte nach dem 
Eintritt des Kommanditisten ist die Öffentlichkeit 
also auch nicht getäuscht worden. Ebensowenig 
kann sie aber durch den Abschluß des Vertrages 
getäuscht worden sein, durch den der neue Kom- 
manditist der Gesellschaft beigetreten ist. Denn 
dieser Vertrag spielt sich lediglich unter den Ge- 
sellschaftern ab und dringt gar nicht an die Öffent- 
lichkeit. Diese erfährt, soweit nicht die oben er- 
wähnte Mitteilung erfolgt, weder von den Ver- 
tragsverhandlungen noch von deren Abschluß. Da- 
mit ist also erwiesen, daß ein von den Erläuterungs- 
büchern angenommenes Vertrauen der Gläubiger 
durch den Geschäftsbeginn nach Eintritt des Kom- 
manditisten gar nicht erweckt wird und demnach 
auch nicht schutzwürdig ist. Offenbar hat sich diese 
Begründung aus früheren Erläuterungsbüchern fort- 
geerbt, als die gesetzlichen Verhältnisse noch an- 
ders lagen. 

2. Das RG. hat denn auch in dem großen Probe- 
fall RGZ. 128, 172ff. ausgesprochen, daß die Vor- 
schrift des § 176 HGB. nicht den Schutz eines guten 
Glaubens bezwecke. Denn in diesem vom RG. ab- 
geurteilten Fall, der für unsere Probleme besonders 
lehrreich ist, hatte der klagende Gläubiger über- 
haupt keine Kenntnis davon bekommen, daß der 
Beklagte der Gesellschaft beigetreten war. Das RG. 
hat den Kommanditisten trotzdem zur Haftung mit 
seinem gesamten sonstigen Vermögen für alle von 
der Gesellschaft eingegangenen Verbindlichkeiten 
verurteilt, weil er nicht in das Handelsregister ein- 
getragen worden war. 

Die rechtspolitische Begründung für die un- 
beschränkte Haftung des nicht eingetragenen Kom- 
manditisten liegt nicht im Schutze gutgläubiger 
Dritter, sondern im Ordnungswillen des Staates: 
Das RG. sagt, die unbeschränkte Haftung des Kom- 
manditisten sei eine Strafe für die unterlassene Ein- 
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tragung, sie solle der Erzwingung der Eintragung 
dienen. 

Nun ist es zweifellos richtig, daß der Komman- 
ditist im Gegensatz zum stillen Gesellschafter in das 
Handelsregister eingetragen werden soll, und dem 
Richter ist zur Erzwingung der Eintragung das Ord- 
nungsstrafverfahren in die Hand gegeben, den 
öffentlichen Behörden, besonders den Notaren die 
Anzeigepflicht an den Registerrichter, wenn die 
Eintragung unterblieben ist. Ein ordentlicher und 
gut beratener Kommanditist wird auch schon in 
Rücksicht auf § 172 Abs. 1 HGB. seine Eintragung 
herbeiführen, weil allein dadurch seine Einlage den 
Gläubigern gegenüber auf eine ziffernmäßig end- 
gültig begrenzte Summe festgelegt wird. Allein 
es kann nicht gerechtfertigt werden, daß eine bloße 
Ordnungsvorschrift, durch deren Übertretung, wie 
wir festgestellt haben, Dritte nicht geschädigt wer- 
den, die Strafe des möglichen Verlustes des ge- 
samten Vermögens androht. Es besteht auch kein 
öffentliches Interesse dafür, eine Strafe in die Taschen 
von Privatpersonen fließen zu lassen. 

Wegen der harten Folgen, welche der genehmigte 
Geschäftsbeginn oder die genehmigte Fortsetzung 
der Geschäfte nach dem Abschluß des Kommandit- 
vertrages bis zur Eintragung des Kommanditisten 
nach sich zieht, ist es üblich geworden, im Gesell- 
schaftsvertrag dem persönlich haftenden Gesell- 
schafter die Fortsetzung der Geschäfte bis zur Ein- 
tragung des Kommanditisten zu verbieten, wobei 
die Vertragschließenden und ihre Bevollmächtigten 
sich darüber klar sind, daß die Geschäfte ohne Ge- 
nehmigung weitergeführt werden müssen, denn das 
Unternehmen kann nicht wegen einer Ordnungsvor- 
schrift eine mehr oder weniger lange Zeit hindurch 
lahmgelegt werden. Eine Vorschrift aber, die durch 
eine Klausel unwirksam gemacht wird, ist von zwei- 
felhafter Wirksamkeit. Will man die Beteiligten (in 
dieser, aber auch in mancher anderen Hinsicht) 
wirksam schützen, so wäre weit eher die Vorschrift 
notarischer Beurkundung für den Abschluß (nicht 
für die Abänderung oder Beendigung) von Kom- 
manditverträgen zu erwägen. Der Notar hat dann 
von Amts wegen auf die Eintragung hinzuwirken. 

Was die Vorschrift des 8176 HGB. zu ihrem 
Zweck, der Erzwingung der Eintragung des Kom- 
manditisten, weiter unfauglich macht, ist die Er- 
fahrung, daß die Eintragung des Kommanditisten 
fast nur in solchen Fällen unterbleibt, in denen der 
Kommanditist die Pflicht zur Eintragung nicht kennt 
(wie offenbar in dem vom RG. entschiedenen Fall) 
oder sich nur für einen Unterbeteiligten hält oder 
in denen der Kommanditist hereingelegt werden soll. 
Gerade in diesen Fällen versagt aber die Abschrek- 
kungswirkung der Strafe und damit ihr Zweck, die 
Eintragung zu erzwingen. Erreicht wird vielmehr für 
die Gläubiger der Gesellschaft eine persönliche Haf- 
tung, auf die sie keinen Anspruch und mit der sie 
niemals gerechnet haben und für den unkundigen 
oder betrogenen Kommanditisten der Verlust nicht 
nur seiner versprochenen Einlage, sondern oben- 
drein seines sonstigen Vermögens. 

Nach der bisherigen Rechtslage haftet der Kom- 
manditist auch dann mit seinem ganzen Vermögen 
für alle bei seiner Eintragung bestehenden oder 
mangels Eintragung für alle Gesellschaftsverbind- 
lichkeiten überhaupt, wenn zwar der Antrag auf 
Eintragung an das Gericht vor Beginn der Geschäfte 
gestellt war, das Gericht aber die Eintragung erst 
nach Beginn oder Fortsetzung der Geschäfte oder 
gar nicht eingetragen hat. Er haftet sogar dann 
unbeschränkt mit seinem ganzen Vermögen, wenn 


die Eintragung etwa von Amts wegen oder vom 
BeschwG. wegen Vorliegens eines formellen Fehlers 
später wieder gelöscht und einer neuen formgerech- 
ten und inhaltlich anders gewünschten Anmeldung 
entgegengesehen wird. Rechnet man hierzu die- 
jenigen rechtlichen Schwierigkeiten, welche in dem 
vom RG. behandelten Fall aus der Frage nach der 
Gültigkeit des Gesellschaftsvertrages und dem Zeit- 
punkt seines Wirksamwerdens auftauchen, sowie 
diejenigen der Feststellung, ob eine Zustimmung 
des Kommanditisten zum Geschäftsbeginn vorliegt 
oder nicht, einer Willenserklärung, die nach dem 
RG. zwar positiv erteilt werden muß, aber auch 
durch schlüssige Handlung ersetzt werden kann, so 
widersetzen sich eine Menge Hindernisse der Durch- 
führung des § 176 HGB. Dieser erscheint nach allem 
als entbehrlich und seine völlige Beseitigung in def 
kommenden Reform daher erwünscht. 

Der Ausschuß der Akademie für Deutsches Recht 
will die Haftung des Kommanditisten wenigstens 
dann auf die angemeldete Einlage beschränken, 
wenn die Anmeldung zur Eintragung ohne schuld- 
haftes Zögern nach Abschluß des Gesellschaftsver- 
trages geschah. Allein auch diese Minderung der 
drakonischen Strafe für die Nichteintragung kann 
nicht befriedigen. Gerade diejenigen Kommandi- 
tisten, welche die Vorschrift der Eintragung nicht 
kennen, unterliegen einer Strafe, gegen die sich 
beratene Kommanditisten schützen können. Nur 
eine vollständige Streichung der Vorschrift des § 176 
HGB. kann die Gefahren ausschließen, denen ein 
Kommanditist ausgesetzt ist, ohne den Gläubigern 
etwas zu nehmen, auf das sie Anspruch haben. Nur 
dadurch kann insbesondere ohne Schädigung an- 
derer Volksgenossen erreicht werden, daß der Kom- 
manditist, der darauf vertraut, den Gläubigern wirk- 
lich nur mit der verlautbarten Einlage haftet. Mehr 
hat der Kommanditist nicht versprochen und mehr 
haben die Gesellschaftsgläubiger von ihm nicht er- 
wartet, mehr steht ihnen also nicht zu, selbst wenn 
eine staatliche Ordnungsvorschrift (die Eintragung), 
deren. Nichtbefolgung der Staat selbst verfolgen 
kann, nicht oder nicht schnell genug erfüllt wurde. 


II. 


Gründet sich die unbeschränkte Haftung des 
Kommanditisten für die vor seiner Eintragung im 
Handelsregister vorgenommenen Geschäfte und für 
die bereits vorhandenen Verbindlichkeiten auf eine 
ausdrückliche, wenn auch wie dargelegt nicht mehr 
zeitgemäße gesetzliche Bestimmung, die jedermann 
im Gesetzbuch nachlesen kann, so beruht die Haf- 
tung desjenigen Kommanditisten, der seine Beteili- 
gung verkauft hat, auf höchstrichterlicher Aus- 
legung. 

1. Das Bedürfnis des modernen Verkehrs erfordert 
auch bei der grundsätzlich an die Personen ihrer 
Mitglieder gebundenen Kommanditgesellschaft die 
Möglichkeit eines Wechsels im Mitgliederbestand. 
Dabei wird selten so vorgegangen, daß ein aus- 
scheidender Kommanditist aus dem Gesellschafts- 
vermögen abgefunden wird, denn das Kapital der 
Gesellschaft ist meist nicht in liquiden Mitteln, son- 
dern in Anlagen investiert, vielmehr sucht sich der 
Kommanditist einen neuen Teilhaber, dem er mit 
Zustimmung der übrigen Gesellschafter seinen Kom- 
manditanteil gegen einen Kaufpreis überträgt. Wirt- 
schaftlich besteht für eine derartige Übertragung ein 
unabweisbares Bedürfnis, und rechtlich wird eine 
solche Übertragung heute allgemein als zulässig an- 
erkannt. Die Gesellschaft verträgt einen Wechsel 
im Mitgliederbestand ohne ihre Identität zu ver- 
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lieren, und der Anteil am Gesellschaftsvermögen 
geht im Wege der Ab- und Anwachsung auf den 
Neuen Gesellschafter über (RGZ. 106, 63ff.). Es 
gehen also auf den neuen Kommanditisten die per- 
Sönliche Stellung als Mitgesellschafter über, ferner 
die Einlage des bisherigen Kommanditisten, seine 
Ansprüche auf Auszahlung des erzielten Jahres- 
gewinnes, sobald die Einlage voll geleistet und nicht 
durch Verluste gemindert ist und auf den Liqui- 
Jationserlös und seine Verpflichtung zur Leistung 
er Einlage. 
. Soweit die Einlage nicht oder nicht voll geleistet 
ist, regelt sich der Übergang dieser Schuld oder 
aftung entsprechend den Vorschriften der §§ 414 ff. 
GB. Stimmt also der Gläubiger dem Wechsel in 
der Person des Schuldners oder Haftenden nicht zu, 
So haftet dieser bis zum Ablauf der 5jährigen Ver- 
lährungsfrist weiter neben dem neuen Schuldner, 
enn niemand kann dem Gläubiger ohne dessen 
Zustimmung einen anderen Schuldner aufzwingen. 
Der Übergang der Ansprüche dagegen geht gemäß 
$S 389 ff. BGB. ohne weiteres vor sich, da hier- 
durch niemand betroffen wird und ebenso geht die 
Mitgliedschaft nebst der Inhaberschaft der Einlage 
ber, nachdem die Mitgesellschafter als die einzigen 
aran interessierten Personen zugestimmt haben. 
‚2. Von dieser allgemein anerkannten, wirtschaft- 
lich notwendigen und rechtlich zulässigen Möglich- 
eit, die gesamte Rechtsstellung des Kommanditisten, 
die „Beteiligung“, auf einen neuen Gesellschafter 
Zu übertragen, wird eine Ausnahme gemacht: Die 
Übertragung der (bereits geleisteten) Haftein- 
lage auf einen Dritten soll nach herrschender Mei- 
nung nicht möglich sein. Die Folge dieses angeb- 
lichen Verbotes der Übertragung der Hafteinlage ist 
ür den ausscheidenden Kommanditisten schwer- 
Wiegend: Es wird so angesehen, als zahle die Ge- 
sellschaft dem bisherigen Kommanditisten seine 
inlage zurück, dieser übertrage die erhaltene 
umme an den neuen Kommanditisten, der sie dann 
als seine neue Einlage in die Gesellschaft einzahle. 
Dadurch erfüllt zwar der neu eintretende Komman- 
itist seine Einzahlungspflicht und wird von seiner 
aftung gegenüber den Gläubigern befreit. Die 
aftung des ausscheidenden Kommanditisten da- 
gegen lebt in voller Höhe wieder auf. Nach seinem 
Ausscheiden kann also ein Gesellschaftsgläubiger 
Von ihm unmittelbar Zahlung seiner Forderung bis 
Zum Betrage der eingetragen gewesenen Einlage 
fordern, und diese Haftung erlischt erst mit der 
Nochmaligen Leistung der Einlage oder mit der 
Verjährung. War die Gesellschaft beim Wechsel 
der Kommanditisten aktiv, schließt sie aber wäh- 
tend der nächsten 5 Jahre danach schlechte Ge- 
Schäfte ab, so können die langfristigen Gläubiger 
Sich immer noch an den ausgeschiedenen Komman- 
ditisten halten, der gar nichts mehr damit zu tun 
tat, der seine Einlage geleistet und nicht von der 
Gesellschaft zurückerhalten hat. Vom wirtschaft- 
lichen Standpunkt aus muß die Kenntnis dieser ver- 
doppelten Haftung, die den Gläubigern nicht ver- 
Sprochen war und auf die sie nicht vertraut haben, 
jedermann davon abhalten, einer Kommanditgesell- 
Schaft beizutreten. Vom rechtlichen Standpunkt aus 
soll die Berechtigung der Konstruktion, als werde 
die Einlage dem ausscheidenden Kommanditisten 
von der Gesellschaft zurückbezahlt, nachgeprüft 
werden: 
‚ Begründet wird die Auffassung von der Unzuläs- 
Sigkeit der Übertragung der Hafteinlage zugleich 
mit der Mitgliedschaft hauptsächlich von den höch- 
Sten Gerichten, Die Erläuterungsbücher, insbeson- 


dere Schlegelberger, Anm. 11 zu § 173, und 
Schwalb: ZHR. 34, 402 folgen, ohne wesentliche 
neue Gesichtspunkte hinzuzufügen. Es soll deshalb 
im folgenden zu den neuesten Entscheidungen des 
RG. als oberstem Gericht für die materielle Rechts- 
lage und des KG. als oberstem preußischen Gericht 
für die Registerfragen Stellung genommen werden. 

3. Wird dem Kommanditisten bei seinem Aus- 
scheiden die Einlage von der Gesellschaft zurück- 
erstattet, bevor alle Gläubiger befriedigt sind, so 
ist es berechtigt, daß der bisherige Kommanditist 
mit dieser Einlage so lange weiter haftet, bis die 
Gläubiger, die zu diesem Zeitpunkt Forderungen an 
die Gesellschaft haben, dafür befriedigt sind. Denn 
insoweit die Einlage eingetragen war, vertrauten 
die Gläubiger auf diese Haftung. Hier aber wird 
die Einlage gerade nicht von der Gesellschaft zu- 
rückerstattet, sondern soll ihr in voller Höhe ver- 
bleiben. Sie soll lediglich von nun an als Einlage 
desjenigen, der in die Gesamtrechtsstellung des 
bisherigen Kommanditisten eingetreten ist, gelten. 

Für den Fall der Vererbung der Kommanditein- 
lage wird allgemein anerkannt, daß die Hafteinlage 
übertragbar sei (Waldmann in „Deutsche Freiwil- 
lige Gerichtsbarkeit“, Nebenblatt von DJ. 39, 219). 
Dies gilt sowohl für die Übertragung der Komman- 
diteinlage an den Erben, die eine Gesamtrechts- 
nachfolge bildet, als auch für das Vermächtnis einer _ 
Kommanditeinlage, die eine Einzelnachfolge ist. Es 
wird ausdrücklich hervorgehoben, daß die Über- 
tragung der Einlage auf den Erben oder Vermächt- 
nisnehmer nicht als eine Rückzahlung der Einlage 
an den Nachlaß und eine Wiedereinzahlung durch 
den Erben oder den Vermächtnisnehmer angesehen 
werde, daß also der Nachlaß nicht noch einmal 
mit der eingetragenen Haftsumme hafte. Nirgendwo 
wird dabei aber begründet, weshalb die gleichen 
Regelu auf die rechtsgeschäftliche Übertragung der 
Beteiligung keine Anwendung finden können. 

Das RG. hat in RGZ. 128, 172ff., auf die zur 
Unterstützung der herrschenden Meinung meist Be- 
zug genommen wird, zwar unterstellt, daß der aus- 
scheidende Kommanditist nochmals mit der von ihm 
geleisteten, aber an den Erwerber der Beteiligung 
abgetretenen Einlage hafte. Allein für die dort zu er- 
lassende Entscheidung war diese Frage nicht wesent- 
lich und ist vom RG. weder nachgeprüft, noch 
begründet worden. Erst kürzlich ist die Frage aus- 
drücklich zur Entscheidung gestellt worden: Das 
RG. kann sich RGZ. 162, 264ff. nicht mehr dazu 
entschließen, der bisherigen Meinung zu folgen und 
die Hafteinlage als zurückgezahlt anzusehen, also 
den bisherigen Kommanditisten für nochmals haft- 
bar zu erklären. Denn es erkennt an, daß dadurch 
die Übertragung der Mitgliedschaft in einer den 
Verkehrsbedürfnissen widersprechenden Weise ein- 
geschränkt werde. Es beanstandet ferner, daß sich 
die herrschende Ansicht zu einer Erweiterung der 
Haftungsgrundlage für die Gesellschaftsgläubiger 
auswirke, die nicht zugesagt war und mit der die 
Gläubiger niemals rechnen konnten. 

Das RG. erwägt auch, daß bei einem Übergang 
im Wege der Gesamtrechtsnachfolge und im Falle 
des Vermächtnisses einer Kommanditeinlage au- 
erkannt ist, daß der Erbe nicht zur nochmaligen 
Haftung herangezogen werden kann. Für den Fall 
der Einzelrechtsnachfolge weist das RG. darauf hin, 
daß der Gläubiger nur dadurch einen Anspruch 
gegen den Kommanditisten gewinnt, daß dieser be- 
stimmte, genau abgegrenzte Tatbestände setzt: Er 
muß einmal durch die Eintragung im Handels- 
register eine Erklärung auf Haftung (Hafteinlage) 
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abgeben und sodann muß er entweder diese Ein- 
lage nicht zahlen, oder er muß die Einlage von der 
Gesellschaft zurückerhalten. Beides ist hier nicht 
der Fall. Nach der jetzigen Ansicht des RG. (die 
zwar vom VHI. Zivilsenat ausgesprochen, aber in 
erster Linie auf Altreichsrecht gestützt wird) ist 
also die Konstruktion, als habe die Gesellschaft die 
Einlage zurückbezahlt, nicht anwendbar, die Über- 
tragung der einbezahlten Hafteinlage durch Rechts- 
geschäft vielmehr- möglich. Das RG. stellt aber 
fest, daß in dem seiner Beurteilung unterbreiteten 
Fall nicht die Übertragung der Beteiligung, sondern 
lediglich der Austritt des bisherigen und der Eintritt 
des neuen Kommanditisten im Handelsregister ein- 
getragen war. Auf diese Eintragung müßten sich die 
Gläubiger verlassen können. Wenn nunmehr die 
Einlage des bisherigen Kommanditisten abgebucht 
und dem neuen Kommanditisten gutgeschrieben wor- 
den sei, so sei dies eine Form der Rückzahlung, 
welche die Haftung des bisherigen Kommanditisten 
aufleben lasse. 

Damit erkennt das RG. an, daß die Eintragung 
der rechtsgeschäftlichen Übertragung der Komman- 
diteinlage, ähnlich wie sie beim Übergang infolge 
Todes des Kommanditisten eingetragen wird, die 
doppelte Haftung verhindern würde. Es erkennt an, 
daß die Hafteinlage genau so übertragen werden 
kann, wie die übrige Mitgliedschaftsstellung und die 
sonstigen Rechte und Pflichten des Kommanditisten, 
wenn nur der Vorgang der Übertragung im Han- 
delsregister öffentlich ausgewiesen wird. Damit ist 
die alte Konstruktion, als wenn die Gesellschaft die 
Einlage zurückbezahlt habe, vom RG. aufgegeben 
worden. 

4. Allein es besteht noch ein zweites Hindernis: 
Das KG. als die oberste preußische Spruchbehörde 
für Registersachen weigert sich, die Übertragung 
der Einlage einzutragen, weil zwar die Eintragung 
nicht formell ausgeschlossen, aber eine Übertragung 
der Hafteinlage materiell unmöglich sei (Beschluß 
v. 23. Aug. 1934: JW. 1934, 2699). Die Haftung 
werde für jeden Kommanditisten völlig selbständig 
begründet; die doppelte Haftung von zwei Kom- 
manditisten, von denen der eine im Zusammenhang 
mit dem Ausscheiden des anderen in die Gesell- 
schaft eintrete, könne nicht durch eine einmalige 
Einlage gedeckt werden. Es ist möglich, daß das 
KG. nach Kenntnis der neuen Auffassung des RG. 
im 162. Bande, welche die Übertragung der Haft- 
einlage für möglich erklärt, seine frühere Entschei- 
dung nicht mehr aufrechterhält und die Eintragung 
zuläßt, daß die Kommanditeinlage auf einen neuen 
Gesellschafter übertragen worden sei, genau so wie 
es den Übergang infolge Erbfalls oder die Über- 
tragung infolge Vermächtnisses in das Handels- 
register eintragen läßt. Vorläufig aber verfahren 
die Registergerichte noch nach dem Beschluß von 
1934. Sie tragen lediglich den Ein- und Austritt der 
Kommanditisten, nicht aber die Übertragung der 
Hafteinlage ein und versagen damit dem Veräußerer 
die Möglichkeit, die das RG. gibt, die doppelte Haf- 
tung für die nur einmal versprochene Einlage zu 
vermeiden. 

Maßgebend für die Verpflichtung des Komman- 
ditisten gegenüber der Gesellschaft (Pflichteinlage) 
ist der Gesellschaftsvertrag. Die rechtliche Zulässig- 
keit einer Übertragung der Mitgliedschaft und der 
Pflichteinlage gibt das KG. als aus der Gesamt- 
handsnatur der Kommanditgesellschaft folgend zu. 
Worin besteht nun die Eigenart der Hafteinlage, 
welche deren Übertragbarkeit ausschließen soll? 
Für die Haftung gegenüber den Gläubigern (Haft- 
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einlage) ist lediglich die Eintragung im Handels- 
register und das darauf gegründete Vertrauen des 
Publikums maßgebend; damit ist ihr Inhalt voll- 
ständig erschöpft, eine weitere Wirkung ist ihr nicht 
beizumessen. Die Hafteinlage wird durch die Ein- 
tragung erzeugt und durch die Leistung erlischt sie. 
Nun wird durch die Eintragung einer Übertragung 
der Einlage eine zusätzliche öffentliche Verlaut- 
barung der Haftung nicht abgegeben. Es ist also 
nicht einzusehen, weshalb die Übertragung materiell 
unzulässig sein soll. Das Interesse der Gläubiger 
verlangt es nicht, denn diese haben kein anderes 
Versprechen erhalten und, auf nicht mehr vertraut, 
als daß die Einlage einmal geleistet werden soll. 
Ist diese verlautbare Einlage geleistet, so haben sie 
nichts zu beanspruchen, solange die Einlage der Ge- 
sellschaft verbleibt. Durch die Übertragung der Ein- 
lage wird die Haftungsgrundlage für die Gläubiger 
auch in keiner Weise geschmälert. 

Vom Standpunkt der übrigen Gesellschafter, der 
Gesellschaft oder des Unternehmens aus ist die 
Übertragung, wenn sie mit deren Zustimmung €r 
folgt, ebenfalls nicht zu beanstanden, sondern er- 
wünscht. Ebensowenig verbieten öffentliche Belange 
die Übertragung, weil weder eine Rechtsnorm oder 
Ordnungsvorschrift verletzt wird, noch die Mög- 
lichkeit besteht, sich der öffentlich mitgeteilten Haf- 
tung zu entziehen. 

Das Verlangen des KG., daß zwei Komman- 
ditisten immer doppelt haften müssen, beruht sicher- 
lich auf dem Gedanken des Gläubigerschutzes. ES 
ist aber nur so lange berechtigt, als zwei Haftungs- 
versprechen nebeneinander eingetragen werden. Wir 
der Übergang der Gesamtrechtstellung des bis- 
herigen Kommanditisten, also nur ein einziges Haf- 
tungsversprechen eingetragen, so fällt es in sich 
zusammen. Die doppelte Haftung besteht dann nicht. 

Um jedoch die durch die bisherige Übung ge 
schaffene Unsicherheit zu beheben, wird vorgeschla- 
gen, folgende Bestimmung in das HGB. aufzu- 
nehmen: 


„Die Übertragung der geleisteten (Haft-) Ein- 
lage eines Kommanditisten ist mit Zustimmung 
der übrigen Gesellschafter zulässig. Sie ist zur 
Eintragung in das Handelsregister anzumelden.“ 


IN. 


Unter allen Gläubigern ist heute der Steuerfiskus 
am wenigsten zu mißachten. Im Interesse der Gleich- 
heit der Besteuerung muß bei den großen Aufgaben 
des Staates auf eine möglichst vollständige Aus- 
schöpfung der Steuerquellen geachtet werden. Auch 
hieraus drohen dem Kommanditisten Gefahren, an 
die er vielleicht nicht sofort denkt, wenn er sich mit 
der auf eine bestimmte Einlage beschränkten Haf- 
tung beteiligt. 

1. Sehr häufig fallen Steuerbilanz und Handels- 
bilanz auseinander. Die Steuerbehörde verlangt den 
Ausweis von Gewinnen nach bestimmten, zu einem 
durchgearbeiteten System gewordenen Grundsätzen, 
die ein solider Kaufmann keineswegs immer in 
gleicher Höhe in seiner Bilanz zeigt. Insbesondere 
das schnelle Fortschreiten der technischen Ent- 
wicklung und der schnelle Wechsel der wirtschaft- 
lichen Gegebenheiten erfordern Abschreibungen in 
der Handelsbilanz, die von den starren Regeln der 
Steuerbilanz nicht anerkannt werden. Auch darüber 
hinaus verbietet das Interesse des Unternehmens 
in vielen Fällen den Ausweis von Gewinnen, und 
deren Ausschüttung an die Gesellschafter, obwohl 
sie nach steuerlicher Rechnung erzielt worden sind. 
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Da der Kommanditist für die Einkommensteuer als 
nternehmer angesehen wird, so wird der volle 
steuerlich errechnete Gewinn seinem Einkommen 
Zugeschlagen und er muß ihn versteuern ohne Rück- 
Sicht darauf, ob die Kommanditgesellschaft ihn aus- 
Schüttet, also in die Verfügungsgewalt des Komman- 
üitisten gelangen läßt oder nicht. Im Gegensatz zur 
mbH., wo auf nicht ausgeschüttete Gewinne nur 
der feste Satz von 30 oder 40% Körperschaftssteuer 
Zu entrichten ist, hat der Kommanditist auch von 
em nicht als Gewinn ausbezahlten, wohl aber 
Steuerlich errechneten Gewinn die volle Einkommen- 
Steuer nebst Kriegszuschlag zu entrichten. Dabei 
ann es also sehr wohl vorkommen, daß der Kom- 
Manditist aus seinem sonstigen Vermögen erhebliche 
teuerbeträge für Gewinne der Gesellschaft ent- 
üchten muß. Das gleiche kann vorkommen, wenn 
ie Einlage des Kommanditisten durch frühere Ver- 
luste gemindert war, der Jahresgewinn also zur 
iederauffüllung der Einlage stehen bleiben muß. 
2. Beruht diese Schuld des Kommanditisten dar- 
auf, daß sich sein eigenes gewerbliches Vermögen 
Vermehrt hat und er selbst Steuerschuldner, nicht 
Mithaftender für die Schuld der Gesellschaft ist, so 
haftet er außerdem als Gesamtschuldner für die der 
Ommanditgesellschaft auferlegten Gewerbesteuern. 
Die unbeschränkte persönliche Haftung des Kom- 
Manditisten für die Grundsteuer, die auf dem Gut- 
achten des Großen Senats des RFH. v. 6. April 
1038 beruhte, ist inzwischen auf Ersuchen des Reichs- 
Inanzministers wieder aufgehoben worden, da an- 
erkannt wird, daß Steuerschuldner nur die Kom- 
Manditgesellschaft ist (RStBl. 1940, 307). Dagegen 
hält der Große Senat des RFH. noch in dem Gut- 
achten v. 27. April 1940 (RStBI. 1940, 547) an der 
Auffassung fest, da8 die Kommanditisten für die 
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Gewerbesteuer in vollem Umfang persönlich als 
Gesamtschuldner haften. Die Begründung bleibt ganz 
am äußerlichen hängen. Die Fassung des Gewerbe- 
steuergesetzes bezeichne als Steuerschuldner den 
Unternehmer, und das sei nicht das Unternehmen, 
sondern die Gesellschafter. Sachlich folgert der 
RFH. die unbeschränkte persönliche Haftung der 
Kommanditisten für die Gewerbesteuer aus dem 
Sicherheitsbedürfnis des Fiskus, das eine Erwei- 
terung der Haftung des Kommanditisten rechtfertige. 
Solche Maßnahmen seien im Öffentlichen Interesse 
erforderlich. 

Diese einseitige Hervorkehrung des Fiskus rapax 
wird vom Reichsfinanzminister, der einen sehr ge- 
rechten Standpunkt vertritt, um so weniger geteilt 
werden, als die Unterstellung des Reichsfinanzhofes, 
daß die Steuergesetzgebung den Körperschaften un- 
günstig sei, keineswegs allgemein zutrifft. Wenn 
der RFH. auf seiner Auffassung beharrt, so ist auf 
eine entsprechende Gesetzesänderung zu hoffen. Der 
Ausschuß der Akademie für Deutsches Recht hat 
den Standpunkt des RFH. einstimmig verworfen 
und mit dem Wesen der Kommanditgesellschaft 
für unvereinbar erklärt. Demnach besteht die Hoff- 
nung, daß ein geläutertes Recht, wie es mit der 
kommenden Reform beabsichtigt wird, alle drei Aus- 
nahmetatbestände forträumen wird und damit wesent- 
liche nationalsozialistische Ziele verwirklichen wird: 
Gerechtigkeit, klare Abgrenzung der Rechtsverhält- 
nisse, allgemeine Verständlichkeit und Vertrauen 
zum Recht. Es wird dann nicht mehr möglich sein, 
durch rein gedankliche Erwägungen, die nicht dem 
Volke nützen, Haftungen herzustellen, die die Be- 
teiligten nicht erwarten konnten. Der Kommanditist 
wird dann für Gesellschaftsschulden nur noch mit 
seiner verlautbarten Einlage haften. 


Blick in die Zeit 


Aus dem Generalgouvernement 
1. Schulungsburg der NSDAP. 
Generalgouverneur Dr. Frank hat Ende April d. J. den 
Tundstein zur östlichsten Schulungsburg der NSDAP. 
A der sowjetrussischen Grenze in Deutsch-Przemysl 
eiegt. 


2. Verwaltungsstellen des Reichsbundes 

Deutscher Beamten 
Bei den Distriktsstandorten des Arbeitsbereiches der 
NSDAP. Generalgouvernement sind Verwaltungsstellen 
des Reichsbundes der Deutschen Beamten (RDB.) er- 
richtet worden, die im Benehmen mit der Verwaltungs- 
Stelle des RDB. im Arbeitsbereich sämtliche im Gebiet 
des Distriktsstandortes tätigen Angehörigen des RDB. zu 
Erfassen haben. 


3. Bewirtschaftungsstelle für Chemie 
Zur Regelung und Überwachung des Verkehrs mit 
Chemischen Erzeugnissen, mit Erzeugnissen für die indu- 
Strielle Fettversorgung, mit Gummi und Asbest sowie mit 
ineralölerzeugnissen, mit Ausnahme sonstiger monopol- 
gebundener Waren, wurde ab 1. Mai 1941 eine Bewirt- 
Schaftungsstelle für chemische Erzeugnisse im General- 
gouvernement mit dem Sitz in Krakau errichtet. Sie ist 
der Regierung des Generalgouvernements (Hauptabteilung 
Wirtschaft) unterstellt. 


» Aus Norwegen 
1. Anderungen der Verkehrsregeln 
. Durch eine VO. des Arbeitsdepartements wurden wich- 
tige Änderungen der bisherigen Verkehrsregeln festgelegt. 
Sie beinhalten im wesentlichen eine Angleichung an die 
im Reich geltenden Bestimmungen. Die Höchstgeschwin- 
digkeit in Städten wird auf 40 km/std. festgesetzt. 


2. Industrieproduktion fast auf Vorkriegs- 
höhe = 
Die norwegische Industrieproduktion entwickelt sich 
sehr befriedigend. Das statistische Zentralbüro Norwegens 
teilt mit, daß der Industrieindex für März 96 Punkte 
zeigt. Als Basis für diese Bewertung wird das Jahr 1938 
mit 100 Punkten verwendet. 


Aus den Niederlanden 


1. Mietrecht auf sozialer Grundlage 

Die im VOBI. für die besetzten niederländischen Ge- 
biete erschienene MieterschutzVO. v. 25. April 1941 hat 
den Zweck, den wirtschaftlich schwächeren Mieter gegen- 
über dem Vermieter in all den Fällen zu schützen, in 
denen eine Kündigung oder Räumung als unbillige Härte 
erscheinen müßte. Zwei Gesichtspunkte waren beim Erlaß 
der VO. maßgebend. Einmal wird damit dem sozialen 
Gedanken Rechnung getragen, daß der Mieter vor un- 
gerechtfertigten Mietssteigerungen geschützt wird, so- 
dann hat die VO. einen rein wirtschaftlichen Zweck, 
indem ein überflüssiger Wohnungswechsel vermieden 
werden soll. 


2. Gleichstellung von Prüfungszeugnissen 


Durch eine im VOBI. für die besetzten niederländischen 
Gebiete erschienene VO. wird die Gleichstellung deut- 
scher Prüfungszeugnisse mit den niederländischen aus- 
gesprochen. Zeugnisse, die von innerhalb des Großdeut- 
schen Reiches oder innerhalb der Niederlande gelegenen 
deutschen Unterrichts- und Erziehungsanstalten ausgestellt 
wurden, werden den entsprechenden Zeugnissen nieder- 
ländischer Unterrichts- und Erziehungsanstalten öffent- 
licher oder privater Art gleichgestellt. Diese Bestimmun- 
gen haben nur an für deutsche Reichsbürger und 
für niederländische Staatsangehörige, es sei denn, daß 
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die niederländische Staatsangehörigkeit nach dem 30. Jan, 
1933 erworben wurde. Dadurch wird ein Hemmnis be- 
seitigt, das bisher der Freizügigkeit zwischen dem Deut- 
schen Reich und den Niederlanden im Wege stand. 


3. Aufhebung der Fahrradsteuer 
Nach einer VO. des Generalsekretärs im Ministerium 
für Finanzen wurde die Fahrradsteuer von 1934 mit Wir- 
kung vom 1. Mai 1941 aufgehoben. 


Aus Belgien 
1. Neuorganisation der Schiffsversiche- 
rungen 

Die belgischen Schiffsversicherungen sind jetzt so weit 
organisiert, daß Lloyd’s keinen Einfluß mehr hat und 
somit vollständig ausgeschaltet ist. Die belgischen Unter- 
nehmungen arbeiten nun mit den deutschen Versiche- 
rungen eng zusammen. 


2. Neuerliches Sinken der Arbeitslosenzahl 

Nach den letzten Veröffentlichungen für die Zeit vom 
24. zum 29, März ist die Zahl der kontrollierten Arbeits- 
losen um 6514, und zwar von 156287 auf 149773 ge- 
sunken. Das bedeutet eine weitere Abnahme von 4,2%, 


Aus Frankreich 

Ir Kriegssachschädenregelung 
Durch eine VO. des Militärbefehlshabers in Frank- 
reich wurde die Entschädigung der Schäden im besetzten 
Gebiet Frankreichs geregelt, die deutsche Staatsange- 
hörige, Volksdeutsche und deutsche Firmen infolge des 
Krieges an ihren Grundstücken, Häusern usw. und an 
ihrer beweglichen Habe erlitten haben. Außerdem kann 
für den Verdienstausfall, den ein Deutscher infolge 
seiner Internierung erlitten hat, Entschädigung gewährt 
werden. Anträge sind bis 1, Okt, 1941 an die zuständige 
Feldkommandantur zu richten. Juden und Emigranten 

werden von der Entschädigung ausgeschlossen. 


2. Arisierung und Ausweispflicht der Juden 

Im Rahmen der Judengesetzgebung in Frankreich sind 
jetzt für eine große Anzahl jüdischer Geschäftsbetriebe 
arische Verwalter ernannt worden, deren Tätigkeit sich 
auch auf die Niederlassungen der betreffenden Betriebe 
im besetzten Gebiet erstreckt, 

Alle im Departement der Seine wohnenden Juden 
müssen ständig einen besonderen Ausweis, der den Ver- 
merk „Jude“ trägt, mitführen, Juden, die ohne Ausweis 
angetroffen werden, werden schwer bestrait. 


Ehebruch und Beleidigung 


1. 


Allgemein „rd angenommen, daß ein Ehebruch sich 
sachlich als Beleidigung des Ehemannes der Ehebrecherin 
darstellen kann, daß aber eine Bestrafung des Ehebrechers 
grundsätzlich nur unter dem Gesichtspunkt des Ehe- 
bruchs ($ 172 StGB.) stattfinden darf. Dieser Standpunkt 
wird damit begründet, daß der Ehebruch zwar mindestens 
regelmäßig auch den Tatbestand der Beleidigung (8 185 
StGB.) erfülle, „im Interesse der Aufrechterhaltung der 
Ehe“ aber die Sondervorschrift des $ 172 StGB. geschaf- 
fen worden sei, die als solche eine Anwendung des 8 185 
StGB. ausschließe (RGSt. 65, 1/2 u.a.). Im Laufe der Zeit 
ergab sich, daß dieser Standpunkt den Bedürfnissen der 
Strafrechtspflege nicht ausreichend Rechnung trug, daß 
eine Bestrafung des Ehebruchs lediglich unter dem Ge- 
sichtspunkt des § 172 StGB., d.h. lediglich nach Auf- 
lösung der gebrochenen Ehe, nicht genügte. Die Recht- 
sprechung ging somit dazu über, eine Bestrafung des 
Ehebruchs unter dem Gesichtspunkt der Beleidigung 
während des Bestehens der Ehe zuzulassen, allerdings 
unter engbegrenzten Voraussetzungen. Eine Bestrafung 
des Dritten als Ehebrecher unter dem Gesichtspunkt des 
$ 185 StGB. soll nur dann statthaft sein, wenn die Ehren- 
kränkung des verletzten Ehegatten sich „aus besonderen 
begleitenden Umständen oder aus mit ihm verbundenen, 
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Aus Luxemburg 


1. Ausdehnung des denutsch-französischen 
Kompensationsabkommens 

Die Bestimmungen des deutsch-französischen Kom- 

pensationsabkommens v. 14. Nov. 1940 werden nach einer 

neuen Vereinbarung auch auf den Zahlungsverkehr zwi- 
schen Frankreich und Luxemburg ausgedehnt. 


Aus Lothringen 


1. Deutsche Pflichtsprachkurse 
Auf Anregung der Deutschen Volksgemeinschaft hat 
der CdZ. die Erlernung der deutschen Sprache ‚allen 
jugendlichen Personen deutscher Volkszugehörigkeit bis 
zur Vollendung des 21. Lebensjahres in Lothringen zuf 
Pflicht gemacht. Insoweit ist für Lothringen eine er 
weiterte Schulpflicht geschaffen. 


Aus dem Elsaß 


1. Rechtswahrertagung 
Im Rahmen der vom Nationalsozialistischen Rechts- 
wahrerbund gemeinsam mit der Reichsjustizverwaltung 
durchgeführten Schulung der Rechtswahrer fand Ende 
April eine Tagung der elsässischen Rechtswahrer in 
Straßburg statt. 


2. Mitgliedschaft bei Religions- 
gesellschaften 

Zwecks Klärung der Mitgliedschaft an den Religions- 
gesellschaften bestimmte der CdZ. in einer am 1. April 
1941 in Kraft getretenen VO., daß Personen, die ‚das 
14. Lebensjahr vollendet haben, den Austritt aus eine! 
Religionsgesellschaft erklären können. Der Austritt ist 
bei dem Standesbeamten des Wohnsitzes zu erklären. Ef 
wird mit der Aufnahme der Niederschrift beim Standes- 
beamten wirksam. 


3. Armenrecht und Erstattung von Rechts- 
anwaltsgebühren 

Mit Wirkung vom 15. April 1941 gelten im Elsaß in 
bürgerlichen Rechtsstreitigkeiten und bei der Nebenklage 
französischen Rechts die Vorschriften des Reichsrechts 
über das Armenrecht und über die Beiordnung von Rechts- 
anwälten zur Wahrnehmung der Rechte der Armenpartel- 
Das französische Gesetz über das Arımenrecht wird in- 
soweit aufgehoben, 


aber nicht zum Tatbestand des Ehebruchs gehörigen 
Merkmalen“ ergibt (RGSt.65, 2; DJ. 1941, 138). Was mit 
jenen besonderen „Umständen“ und „Merkmalen“ ge- 
meint ist, hat das RG., soweit ersichtlich, bisher nicht 
ausdrücklich dargelegt. Seinem DJ. 1941, 138f. veröffent- 
lichten Urteil kann entnommen werden, daB es einen 
„besonderen Umstand“ vielleicht darin sicht, daß 
der Ehebruch mehrmals oder mit einer Frau ausgeführt 
worden ist, deren Ehemann zur Wehrmacht eingezogen 
war. Möglicherweise werden jene „besonderen Umstände‘ 
auch in der Art erblickt, wie der Ehebruch ausgeführt 
worden ist. z 

Diese Rechtsprechung befriedigt nicht, weder im Er- 
gebnis noch in der Begründung. Darauf ist vom LG. 
Konstanz in seinem Urteil DJ. 1941, 139 zutreffend hin- 
gewiesen worden. Jener Rechtsprechung kommt gerade 
zur Zeit erhöhte Bedeutung zu. (Vgl. neuerdings RG.: 
DR. 1941, 9232 und 9243,) r 

Der Ausgangspunkt des RG. ist offenbar folgender: 
Daraus, daß ein Ehebruch mindestens regelmäßig eine 
Beleidigung des verletzten Ehegatten enthält und daß 
andererseits für den Ehebruch eine besondere Straf- 
bestimmung aufgestellt worden ist, kann als Wille des 
Gesetzgebers entnommen werden, den Ehebruch nur 
unter dem Gesichtspunkt des § 172 StGB. bestrafen zu 
lassen, und nicht unter dem des $ 185 StGB, Dieser Aus- 
gangspunkt als solcher, der Wille des Gesetzgebers, ist 
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richtig. Es mag auch zugegeben werden, daß jener Wille 
des Gesetzgebers zutreffend beurteilt worden ist. Es 
ann jedoch nicht zugegeben werden, daß jener Aus- 
gangspunkt allein entscheidend sein kann. Als Wille des 
Üesetzgebers muß stets eine vernünftige Ordnung un- 
Serer Gemeinschaftsverhältnisse unterstellt werden. Sie zu 
Erreichen, ist der Zweck 'eines jeden Gesetzes und die 
bsicht eines jeden Gesetzgebers. Andererseits kann kein 
esetz so geplant und abgefaßt werden, daß die in ihm 
getroffene Regelung stets und unter allen Umständen 
Eine brauchbare Ordnung unserer Gemeinschaftsverhält- 
nisse ermöglicht. Dieses Ergebnis ist in erster Linie von 
den jeweiligen Verhältnissen verschiedenster Art und den 
durch sie bedingten Bedürfnissen der Gemeinschaft ab- 
angig. Da jene Verhältnisse und Bedürfnisse keine be- 
Ständige, sondern eine ständig wechselnde Größe sind, 
so muß die in einem Gesetz getroffene Regelung, so wie 
SIE ursprünglich gemeint gewesen ist, einmal notwendig 
Versagen. Unsicher ist allein der Zeitpunkt, zu dem sie 
Versagen wird. Daraus folgt, daß man sich mit der Fest- 
Stellung des Willens des Gesetzgebers nicht begnügen 


arf, daß vielmehr die Prüfung hinzukommen muß, ob 
dle das Ergebnis bedingenden Verhältnisse sich seit Erlaß 
des Gesetzes geändert haben. 

Zu diesen bedingenden Verhältnissen gehören auch die 
Volksanschauungen. Als 8 172 StGB. Gesetz wurde, be- 
fachtete man die Ehe in erster Linie als eine Einrich- 
tung, bei der das Einzelinteresse das Gemeinschafts- 
Interesse überwog. Demgemäß nahm man an, daß der 
hebruch seine nen. Bedeutung in den Beziehun- 
gen der Eheleute untereinander beschränkte, daß der 
durch den Ehebruch verletzte Ehegatte nur die Wahl zu 
naben brauchte zwischen Aufrechterhaltung der Ehe und 
Straffreiheit der Ehebrecher einerseits und andererseits 
Auflösung der Ehe mit der Möglichkeit, dann eine Be- 
Strafung der Ehebrecher herbeizuführen. Den Gedanken, 
daß der Bedeutung der Ehe nur ein positiver Strafschutz 
auch während ihres Bestehens gerecht werden könnte, 
hatte man nicht; angesichts der Beurteilung, die man der 
Bedeutung der Ehe für die Allgemeinheit zuteil werden 
ließ, konnte man ihn auch nicht haben. 

. Die Auffassungen von der Bedeutung der Ehe haben 
Sich inzwischen grundlegend geändert. Die Ehe wird 
letzt als die wichtigste kleinste Gemeinschaft des Volkes 
angesehen, auf der sich die große Gemeinschaft, die 
olksgemeinschaft, aufbaut. An der Aufrechterhaltung 
tiner wirklichen Ehegemeinschaft hat die Volksgemein- 
Schaft ein großes unmittelbares Interesse, Sie hat mithin 
ein unmittelbares Interesse an der Fernhaltung von An- 
griffen auf die Ehegemeinschaft. Einen solchen Angriff 
kann der Ehebruch darstellen. Er ist in besonders hohem 
Grade geeignet, eine Ehe und damit eine für die Volks- 
Be neeheit wichtige Zelle zu zerstören. Die jetzigen 
nschauungen über die Bedeutung der Ehe stellen es 
also nicht in erster Linie auf den einzelnen Ehegatten 
ab, darauf, welchen Schutz er verdient, sondern auf die 
hegemeinschaft. > 

Diesem Wechsel der Volksanschauungen muß die Recht- 
Sprechung Rechnung tragen, will sie ihrer Aufgabe ge- 
recht werden; denn zu ihren Aufgaben gehört es, in ihren 
Entscheidungen eine Regelung zu geben, die den jeweiligen 
Bedürfnissen unseres Volkslebens genügt. Diesen Stand- 
Punkt hat das RG. in zahlreichen Entscheidungen ein- 
genommen. Es hat mehrfach darauf hingewiesen, daß der 
Wechsel der Volksanschauungen für die Ergebnisse der 
Rechtsprechung von unmittelbarer Bedeutung sein könne 
(vgl. z.B. den Hinweis in RGSt. 70, 98 = JW. 1936, 930). 

Die Rechtsprechung muß in dieser Hinsicht auch fol- 
gendes Re ehren In Zeiten, in denen zur Wehr- 
macht Ehemänner in besonders großer Zahl eingezogen 
Sind, ist die Gefahr ehelicher Treuverletzungen größer 
als sonst. In solchen Zeiten besteht an einem wirksamen 
Schutz der Ehe ein doppeltes Gemeininteresse. Einmal 
an der Aufrechterhaltung der Ehen selbst. Sodann muß 
die Volksgemeinschaft darauf bedacht sein, den stim- 
mungsmäßig nachteiligen Folgen zu begegnen, welche 
eheliche Verfehlungen in Zeiten wie den gegenwärtigen 
haben können, Derjenige, der als Soldat für sein Volk 
sein Leben einsetzt, muß die Gewißheit haben, daß 
gegen denjenigen, der unter Ausnutzung der Kriegsver- 
hältnisse seine Ehe nicht geachtet hat, mit den Mitteln 
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des Strafrechts vorgegangen wird. Vielfach ist die Ein- 
stellung des verletzten Ehemannes doch die, daß er sich 
sagt, wäre er zu Hause geblieben, so wäre an seine Frau 
die Versuchung nicht herangetreten und sie wäre ihm 
treu geblieben. Er hat schon deshalb vielfach nicht die 
Absicht, wegen des Ehebruchs seiner Frau die Schei- 
dungsklage einzureichen. Vielmehr ist er recht häufig 
gewillt, die Ehe mit ihr fortzusetzen. Andere wieder 
wollen die Ehe mit Rücksicht auf ihre Kinder nicht zur 
Auflösung bringen. Alles das sind berechtigte Erwägun- 
gen, die von der Volksgemeinschaft in ihrem eigenen 
Interesse zu achten sind. Andererseits ist es selbstver- 
ständlich, daß der verletzte Ehemann den Ehebruch sei- 
tens des Dritten nicht ohne weiteres hinnehmen will, 
daß er vielmehr eine Genugtuung durch den Strafrichter 
begehrt. 

Sie ihm zu verschaffen, liegt im öffentlichen Interesse. 
Wenn man ihm sagt, eine Bestrafung des Ehebrechers 
könne er erst nach Auflösung der Ehe erreichen, und 
wenn man ihn unter Berufung z.B. auf RGSt. 70, 173 f. 
darauf hinweist, daß eine Bestrafung des Ehebrechers 
vor Auflösung der Ehe nur möglich gewesen wäre, so- 
fern dieser sich lediglich ehewidrigen Verkehr, nicht aber 
einen Ehebruch hätte zuschulden kommen lassen, dann 
wird der verletzte Ehemann das als eine Verhöhnung 
auffassen. Er wird — von seinem Standpunkt aus mit 
Recht — einwenden, wenn derjenige, der es bloß zu ehe- 
widrigem Verkehr hat kommen lassen, wegen Beleidigung 
bestraft werden könne, ohne Rücksicht darauf, ob die 
verletzte Ehe fortbesteht oder nicht, so müsse eine Be- 
strafung lediglich eine Selbstverständlichkeit sein, wenn 
der Dritte es nicht bei einem ehewidrigen Verkehr hat 
bewenden lassen, sondern einen Ehebruch begangen hat. 
Schon diese Erwägungen zeigen, daß die gegenwärtige 
Rechtsprechung unhaltbar ist. Sie ist „Juristenrecht“, das 
mit dem „Volksrecht‘“ nicht übereinstimmt. 

Hinzu kommt eine weitere Erwägung. v. Jhering hat 
in seinem „Kampf ums Recht“ auf die Unterschiede hin- 
gewiesen, die bei den Angehörigen verschiedener Berufe 
hinsichtlich der Reaktion auf die Verletzung bestimmter 
Rechtsgüter bestehen (S.28f.). Der Offizier reagiere am 
heftigsten auf die Verletzung seiner persönlichen Ehre; 
der Kaufmann auf die Verletzung seines Kredites; der 
Bauer auf die Verletzung seines Eigentums. Der Grund 
für diese Erscheinung liege darin, daß das verletzte Gut 
in jedem der drei Fälle die Lebensgrundlage des ein- 
zelnen Berufsstandes bilde. Die mutige Behauptung sei- 
ner Persönlichkeit sei für den Offizier die Bedingung 
seiner ganzen Stellung, die Voraussetzung für sein beruf- 
liches Wirken. Des Bauern Lebensgrundlage werde von 
seinem Eigentum gebildet; nur mit Hilfe seines Eigen- 
tums könne er der Gemeinschaft Werte schaffen, Ebenso 
könne der Kaufmann ohne Kredit die ihm gestellten Auf- 
gaben nicht erfüllen. Hierin liegt folgender Gedanke be- 
schlossen: Ein Angriff auf die Lebensgrundlagen eines 
Menschen oder einer Gemeinschaft enthält eine Nicht- 
achtung jener und damit auch eine Nichtachtung des 
Menschen, der Gemeinschaft selbst. Jeder, der Ehre be- 
sitzt, jeder, der glaubt, wertvolle Aufgaben noch zu er- 
füllen zu haben, wird sich gegen jeden, der ihn an der 
Erfüllung jener Aufgaben hindern will, zur Wehr setzen. 
Die Volksgemeinschaft hat allen Anlaß, eine solche Ein- 
stellung, die zutiefst eine bäuerliche ist, zu unterstützen 
und ihr durch Ausgestaltung des Strafrechts Rechnung 
zu tragen. 

Dieser Grundsatz auf die Ehe übertragen, nötigt dazu, 
Angriffe auf ihre Lebensgrundlagen unter ausreichen- 
den strafrechtlichen Schutz zu stellen. Eine der Lebens- 
bedingungen wirklicher Ehe besteht in der gegenseitigen 
Treue der Ehegatten. Ein Angriff auf die Verpflichtung 
zu ehelicher Treue bedeutet einen Angriff auf eine der 
Grundlagen der Ehe; er enthält den Ausdruck der Nicht- 
achtung vor der Ehegemeinschaft und damit auch der 
Nichtachtung vor den Lebensrechten der Eheleute. Diese 
Nichtachtung ist nichts anderes als eine Form der in 
§ 185 StGB. normierten Beleidigung. A 

Die jetzigen Anschauungen nötigen mit- 
hin dazu, den Ehebruch vor Auflösung der 
Ehe grundsätzlich als Beleidigung nach §185 
StGB. zu bestrafen. Der Grundsatz der Spezialität, 
unter dem man die 8$ 172 und 185 StGB. bisher gesehen 


1142 


Aufsätze 


[Deutsches Recht, Wochenausgabe 


m ne Fe TEE ne un u. a 


hat, hindert daran nicht. Jener Grundsatz ist nichts Denk- 
notwendiges. Er ist lediglich eine begriffliche Bezeich- 
nung eines Verhältnisses, das man nicht aus dem Be- 
griff, sondern aus den Absichten des Gesetzgebers 
gefolgert hat. Der Wortlaut der §§ 172 und 185 StGB. 
gestattet es, ihr Verhältnis zueinander dahin zu um- 
schreiben, daß die Strafvorschrift des 8 172 StGB. erst 
dann Platz greift, wenn die Ehe wegen Ehebruchs ge- 
schieden ist, während bis zu diesem Zeitpunkt die Strafe 
dem § 185 StGB. entnommen werden muß. Eine solche 
Deutung des Verhältnisses beider Strafbestimmungen 
würde innerlich auch insofern gerechtfertigt sein, als dem 
Gemeinschaftsinteresse nach Auflösung der Ehe durch 
eine Strafvorschrift mit milderem Strairahmen als dem 
genügt wird, den die bei Aufrechterhaltung der Ehe 
anzuwendende Strafvorschrift enthält. Solange eine Ehe 
noch besteht, müssen ihre Lebensgrundlagen durch einen 
verschärften Strafschutz gesichert werden; nach ihrer 
Auflösung kann die Gemeinschaft sich eler mit einer 
milderen Ahndung des Ehebruchs begnügen. Von der 
hier dargelegten Beurteilung des Verhältnisses zwischen 
$8$ 172 und 185 StGB. brauchen bloß ehewidrige Be- 
ziehungen nicht schärfer gestraft zu werden als der eine 
viel schwerere Verletzung der Lebensgrundlagen der Ehe- 
gemeinschaft darstellende Ehebruch. Sie vermeidet mit- 
hin ein Ergebnis, das in besonders hohem Maße ge- 
künstelt und innerlich unwahr ist. 

Gegen das von mir dargelegte Verhältnis zwischen 
den §§ 172 und 185 StGB. kann man nicht einwenden, 
daß es einen Bruch mit den bisherigen Auffassungen 
darstellt. Daß es das bedeutet, ist richtig. Das bedeutet 
aber schließlich jede neue Rechtsauffassung. Jede neue 
Rechtsauffassung schiebt alte ganz oder teilweise bei- 
seite. Der Sieg jeder neuen Rechtsauffassung hat den 
gänzlichen oder doch teilweisen Untergang einer alten 
zur Voraussetzung. Darauf beruht ja jede Rechtsentwick- 
lung. Jener Einwand, wäre er richtig, würde jede Fort- 
entwicklung des Rechts hindern. 

Die von mir dargelegte Auffassung des Verhältnisses 
zwischen den 88 172 und 185 StGB. deckt sich übrigens 
mit der des RG. teilweise. Dieses will § 185 StGB. dann 
anwenden, wenn „besondere begleitende Umstände“ 
„oder nicht zum Tatbestand des Ehebruchs gehörige 
Merkmale‘ vorhanden sind. In diesen Fällen soll die 
Strafe des Ehebruchs nicht dem 8 172 StGB. entnommen 
werden, sondern dem § 185 StGB. In diesen Fällen soll 
§ 172 StGB. gegenüber $ 185 StGB. keine Sondervorschrift 
mehr sein. Den ursprünglichen Absichten entspricht diese 
Annahme genau so wenig wie die meinige. Und das RG. 
kann sich für die von ihm für richtig gehaltene Um- 
Pur des Verhältnisses beider Strafbestimmungen auf 
keine Gesetzesnorm berufen. Weder § 172 noch §185 
StGB. sprechen im mindesten von „besonderen Uinstän- 
den“ oder irgendwelchen „Merkmalen“. Wenn schon das 
RG. das Verhältnis zwischen jenen Bestimmungen nur 
eingeschränkt umkehren will, so wäre es richtiger, an 
Stelle von „Umständen“ und „Merkmalen“ vom „öffent- 
lichen Interesse“ zu sprechen und zu sagen, daß wäh- 
rend Bestehens der durch Ehebruch verletzten Ehe die 
Strafe dem $ 185 StGB. dann zu entnehmen ist, wenn das 
öffentliche Interesse es erfordert. Das wäre eine klare 
und jedem einleuchtende Regel. Dazu ist offenbar sie 
es, die der Formulierung des RG. in Wahrheit zugrunde 
liegt. Ist das aber richtig, so sollte das „öffentliche 
Interesse“ zur Grundlage der Rechtsfindung in der Urteils- 
begründung selbst gemacht werden, so wie es in den 
Gründen des Urteils des LG. Konstanz: DJ. 1941, 139 ge- 
schehen ist. 

Von meiner Auffassung aus ist es richtig, 8 185 StGB. 
auch auf den Ehebruch der Ehefrau anzuwenden. Auch 
dies würde der Bedeutung der Ehe und des Ehebruchs 
gerecht werden. Der Umstand, daß die Bestrafung der 
Ehefrau unter dem Gesichtspunkt des § 185 StGB. nur 
auf Antrag des Ehemannes erfolgen kanın, wird eine zu 
weitgehende Anwendung dieser Vorschrift verhüten. 

Will der verletzte Ehemann die Ehe mit Rücksicht auf 
den Ehebruch seiner Ehefrau nicht mehr aufrechterhalten, 
so ist es zweckmäßig, ein auf seinen Strafantrag gegen 
die Ehefrau oder den Dritten eingeleitetes Strafverfahren 
auszusetzen, bis feststeht, ob die Ehe wegen des Ehe- 
bruchs aufgelöst wird oder ob sic bestehen bleibt. Ergibt 


sich das erste, so hat eine Bestrafung nach § 172 StGB., 
in dem zweiten Falle nach § 185 StGB. zu erfolgen. 

Durch einen Ehebruch werden die Lebensgrundlagen 
der Ehe nur dann angegriffen, wenn es sich um E: 
wirkliche Ehe handelt und nicht um eine Ehe, di 
in keiner Hinsicht mehr eine Gemeinschaft ist. Auf rn 
Ehebruch, der erst zu einem Zeitpunkt begangen worde 
ist, zu dem die Ehe keine wirkliche Ehe mehr war, 
kommt mithin nur § 172 StGB. zur Anwendung. Man 
kann gegen dieses Ergebnis nicht einwenden, es sei 2 \ 
folgerichtig. Richtig ist lediglich, daß es nicht jeden E = 
bruch gleich bewertet. Eine solche unterschiedliche Ba 
wertung wird jedoch der Eigenschaft der Rechtswissei” 
schaft als Wertwissenschaft allein gerecht. Nicht ee. 
gleich zu behandeln, was für unsere bisherigen Begri e 
gleich gewesen ist, sondern nur das, was für 
Lebensordnung wertmäßig gleich ist. Nur wenn dieser 
Grundsatz ausreichend berücksichtigt wird, wird es Ba 
lingen, unsere Rechtsprechung stets lebensnah zu ge 
stalten. Nicht begriffliche Folgerichtigkeit brauchen wih 
sondern wertmäßige. 


Dr. v. Rozycki-v. Hoewel, Magdeburg. 


I. 

Dic Frage, ob der hintergangene Ehemann, der seinni 
Frau den Ehebruch verzeiht, den Ehebrecher noch 23 
Verantwortung ziehen kann, hat das RG. in seiner Ei 
scheidung v.25, Nov. 1940 (DR. 1941, 377) behandelt. Di 
Entscheidung, die mit einer im Ergebnis zustimmenden 
Anmerkung des AGR. Dr. Krille versehen ist, bei 
digt nicht, denn die Entscheidung läuft praktisch auf fol- 
gendes hinaus. Der Ehemann, der hintergangen ist, mu 
sich entweder von seiner Frau scheiden lassen oder den 
Ehebruch so fiinnehmen. Das ist höchst unbefriedigend 
Es können sehr wohl Gründe bestehen, die einen hinter- 
gangenen Ehemann veranlassen, seiner Frau den Ehe 
bruch zu verzeihen, nicht aber dem Ehebrecher. Mall 
denke nur an den Fall, daß Kinder aus der Ehe hervor 
gegangen sind. Wenn diese da sind, und die Frau nad 
Ansicht des Ehemannes den Fehltritt aufrichtig bereut 
so ist der Enischluß des hintergangenen Ehemann 
durchaus verständlich, wenn er seine Ehe mit seiner Frat 
fortsetzen will. Aber ebenso verständlich ist, daß er VON 
dem Ehebrecher eine Genugtuung verlangt. Einen solche 
Einbruch in seine Ehe kann sich kein Mann von Ehra 
gefallen lassen. In früheren Zeiten wurde diesem — fas 
möchte man sagen — naturgemäßen Trieb dadurch Rech- 
nung getragen, daß man sich forderte und duelliert®- 
Wenigstens galt diese Sitte in gewissen Kreisen. Heute 
ist das Duell abgeschafft. Auf diese Weise kann de! 
hintergangene Ehemann also auch nicht zu seiner Genuß” 
tuung kommen. Was soll er denn tun? Gefallen lasse! 
kann er sich das doch nicht. Seine Ehre ist verletzt 
Diese Ehrverletzung verlangt eine Sühne. Diese sittlich M 
jeder Weise gerechtfertigte Forderung muß der national 
sozialistische Staat — zumal, wo er die Selbsthilfe ab- 
geschafft hat — durch seine Rechtsordnung erfüllen. D3 
ist auch durchaus möglich. Man bestrafe den Ehebreche 
gemäß a StGB. wegen Beleidigung. Der Einwand, 
$ 185 StGB. habe gegenüber 8 172 StGB. nur subsidiäre® 
Charakter, schlägt nicht durch. Es geht hier darum, das 
befriedigende und richtige Ergebnis zu finden. Das ÍS 
doch das Ziel unserer Rechtsprechung. Formale, ja viel‘ 
leicht sogar theoretische Bedenken bezüglich der Stel- 
lung von $ 185 StGB. zu § 172 StGB. dürfen nicht daz" 
führen, die an und für sich als gerecht empfundene un 
daher auch gewünschte Entscheidung zu verhindert: 
Wenn das RG. sagt, diese Regelung habe ihren Grun 
in dem Bestreben des Gesetzgebers, die Ehe nicht un 
nötig zu gefährden, so kann das nicht überzeugen. Richt- 
schnur allen Handels ist für den Nationalsozialisten die 
Ehre. Da die Ehre des hintergangenen Ehemannes ver 
letzt ist, wird er ja geradezu gezwungen, um die €f 
forderliche Sühne zu erhalten, sich scheiden zu Jassell. 
Der Hinweis, daß nur von einem am Ehebruch Beteilig- 
ten die Sühne verlangt wird, beweist nicht die Unrichtig- 
keit dieser Stellungnahme. Mit dem Ehrenstandpunkt ist 
es durchaus vorüber, daß man auf entsprechende Ent- 
schuldigung und Reue hin die Verletzung der Ehre als 
gesühnt ansieht. Also wenn der Ehemann seiner Frau 
verzeiht, so ist das eine besondere Sache, Dem Ehe- 
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brecher gegenüber zieht diese Verzeihung nicht. Er muß 
ur die verletzte Ehre geradestehen. Wenn der Ehemann 
also Strafantrag gegen ihn wegen Beleidigung stellt, muß 
€r bestraft werden. Es ist unbefriedigend im höchsten 
Maße, daß der Ehemann einen Einbruch in seine Ehe 
ind die damit ihm zugefügte Ehrverletzung nach der 
neutigen Rechtsprechung nur dann gesühnt bekommen 
En wenn er seine Ehe aufgibt, d.h. sich eben wegen 
leses Ehebruchs scheiden läßt. Gerade weil der Staat 
“in Interesse an der Aufrechterhaltung der Ehe hat, darf 
Sr Genugtuung für die Ehrverletzung nicht von der 
Cheidung der Ehe abhängig gemacht werden. Ungelohnt 
arf es ein Ergebnis, demzufolge eine Ehrverletzung un- 
Eesühnt bleibt, nicht geben. Das würde der national- 
Sozialistischen Weltanschauung, die die Ehre zum Mittel- 
Punkt allen Handels macht, widersprechen. Widerspricht 
Ber etwas der nationalsozialistischen Weltanschauung, 
ann widerspricht es auch dem nationalsozialistischen 
à echt. Denn dieses ist nur ein Teil der nationalsozialisti- 
Chen Weltanschauung. Die gerechte und befriedigende 
gitscheidung kann daher im vorliegenden Fall nur dahin 
guten; Auf Antrag des hintergangenen Ehemannes ist 
€r Ehebrecher wegen Beleidigung zu bestrafen, gleich- 
Sültig, ob der Ehemann sich deshalb von seiner Frau 
Cheiden läßt oder nicht. 


Mi RA. u. Notar Dr. Messer, Lüneburg, 
itgl.d. Akad. f. Deutsches Recht, z. Z. b. d. Wehrmacht, 


HI. 
ni Die vorstehenden Beiträge berühren eine Frage, die heute 
Ant nur die Rechtswahrer stark beschäftigt. Die augen- 
3 Ickliche Behandlung des Ehebruchs durch die Recht- 
sPrechung befriedigt das Volksempfinden nicht. Eine Be- 
trafung des Ehebrechers nach § 4 VolksschädlVO. findet 
En mit Recht — nicht mehr statt. Einzelne Fälle sind 
ne Nachfolge geblieben. Nach § 172 StGB. kann nur 
Sestraft werden, wenn die Ehe geschieden ist; nach $ 185 
GR. während bestehender Ehe nur in den seltenen Fällen, 
m denen der Geschlechtsverkehr des ehebrecherischen 
hegatten dem anderen Ehegatten keinen Scheidungs- 
rund gibt oder die Beleidigung sich aus den begleiten- 
in Umständen oder aus besonderen. nicht zum Tatbestand 
vr Ehebruchs gehörigen Merkmalen ergibt (zuletzt RG.: 
E R. 1941, 9232). Wenn dies auch gefestigter Rechtsprechung 
ntspricht und in normalen Zeiten dem Bedürfnis voll 
Serecht geworden sein mag (vgl. RG.: DR. 1941, 377 mit 
pom. Krille), so befriedigt es doch jedenfalls unter den 
jeutigen kriegsbedingten Umständen keineswegs. Es 
à hrt zu dem Ergebnis, daß eine Bestrafung des Mannes, 
So in die Ehe eines Kriegsteilnehmers einbricht, in 
telen Fällen straflos bleibt. v. Rozycki weist jedoch 
pnt Recht darauf hin, daß das Volksempfinden eine Be- 
rafung fordert. Es mag in diesem Zusammenhang auf 
tie Regelung des ostmärkischen Strafrechts hingewiesen 
porden. Seine Bestimmungen über die Bestrafung des 
"hebruchs lauten: 
„8502. Eine verheiratete Person, die einen Ehebruch 
begeht, wie auch eine unverheiratete, mit welcher ein 
hebruch begangen wird, ist einer Übertretung schul- 
ig und mit Arrest von einem bis zu sechs Monaten, 
ie Frau aber alsdann strenger zu bestrafen, wenn durch, 
den begangenen Ehebruch über die Rechtmäßigkeit 
er nachfolgenden Geburt ein Zweifel entstehen kann. 
8503. Der Ehebruch kann jedoch nie von Amts 
Wegen, sondern nur auf Verlangen des beleidigten 
eiles in Untersuchung gezogen und bestraft werden. 
Selbst dieser ist zu einer solchen Forderung ferner 
nicht berechtigt, wenn er die ihm bekanntgewordene 
eleidigung ausdrücklich verziehen, oder von der Zeit 
an, da ihm selbst bekanntgeworden, durch sechs Wochen 
darüber nicht Klage geführt hat. Auch die bereits er- 
kannte Strafe erlischt, sobald der beleidigte Teil sich 
erklärt, mit dem Schuldigen wieder leben zu wollen. 
och hebt eine solche Erklärung die schon erkannte 
Strafe in Ansehung der Mitschuldigen nicht auf.“ 


Die Einführung dieser ostmärkischen Bestimmungen im 
samtreich würde die z. Z. bestehenden Schwierigkeiten 
Eitgehend beseitigen. 

RA. Dr. Helmut Seydel, Berlin. 
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Die Aufklärungspflicht des Drittschuldners 
im Lohnpfändungsverfahren 


Durch die LohnpfändVO. v. 30. Okt. 1940 (RGBI. 1,1431) 
haben alle grundsätzlichen Fragen des Rechts der Pfän- 
dung von Arbeitseinkommen eine einheitliche Regelung 
für das Gesamtgebiet des Großdeutschen Reiches er- 
fahren. Selbstverständlich sind in der genannten VO. nicht 
auch Fragen nochmals ausdrücklich mitgeregelt worden, 
die bereits aus allgemeinen Regeln des Vollstreckungs- 
rechts ihre Lösung finden; die Pfändung von Lohn und 
Gehalt (die LohnpfändVO. faßt beides zutreffend unter 
dem Begriff „Arbeitseinkommen“ zusammen) ist nur ein 
Teil der Vollstreckung wegen Geldforderungen in beweg- 
liches Vermögen; alle grundsätzlichen Regeln, die für 
diesen Teil des Gesamtvollstreckungsrechts gelten, fin- 
den deshalb auch hier Anwendung. 

Das wird sich auch der Drittschuldner (praktisch also 
der Unternehmer, bei dem der Vollstreckungsschuldner 
als Gefolgschaftsmitglied tätig ist) vor Augen halten 
müssen, wenn er im Rahmen des $840 RZPO. von einem 
Gläubiger um Auskunft darüber ersucht wird, „inwieweit 
er die Forderung [d.h. also die Lohnansprüche des Voll- 
streckungsschuldners] als begründet anerkenne und Zah- 
lung zu leisten bereit sei“. Dabei kann es nicht genügen, 
daß dem Gläubiger vom Drittschuldner lediglich bloße 
Rechnungsabschlußzahlen mitgeteilt werden; aus ihnen 
kann der Gläubiger gar nichts ersehen, seinem berech- 
tigten Aufklärungsbedürfnis ist damit in keiner Weise 
gedient. Der Drittschuldner muß vielmehr — das ergibt 
eine vernünftige, auf den Fall der Pfändung von Arbeits- 
einkommen zugeschnittene Anwendung von § 840 RZPO. — 
dem Gläubiger so viel Material für seine Berechnungen 
an die Hand geben, daß der Gläubiger ohne weiteres in 
der Lage ist, festzustellen, ob der Drittschuldner die 
pfändbaren Abzüge richtig berechnet, mit anderen Wor- 
ten die gesamte LohnpfändVO. richtig angewandt hat. 

Daß das Problem der Auslegung des $840 RZPO. 
— soweit ersichtlich — nach dem bisherigen Recht der 
Pfändung von Gehalt und Lohn nicht aufgetaucht ist, 
hat seinen guten Grund darin, daß die bisherige Rechts- 
gestaltung auf diesem Gebiet orientiert war nach all- 
gemeinen Gesichtspunkten, die im Einzelfall zu einem 
gerechten Ergebnis führen konnten, es aber nicht immer 
erreichten. Für den Gläubiger hatte die bisherige Rege- 
lung den Vorteil, daß sie abgestellt war auf bestimmte 
leicht überprüfbare Tatbestandsmerkmale, die der Gläu- 
biger auch ohne Unterstützung des Drittschuldners leicht 
zu übersehen in der Lage war. Die LohnpfändVO. 1940 
hat die Basis einer groben überschläglichen Regelung 
bewußt verlassen zugunsten einer auf die Bedürinisse 
des Einzelfalles abgestellten, die daher notwendigerweise 
sich an viele nur im Einzelfall gegebene Umstände an- 
schließen muß, die dem Gläubiger jedenfalls nur in der 
allergeringsten Anzahl der Fälle bekannt sein werden. 
Als Beispiel: Bisher brauchte der Gläubiger praktisch 
nur zu unterscheiden, ob sein Schuldner ein Beamter oder 
ein freier Arbeitnehmer war. Traf das erstere zu, so 
entstanden überhaupt keine Berechnungsschwierigkeiten 
mehr, wenn der Gläubiger — was jeder Drittschuldner 
mitzuteilen bereit sein wird — das Bruttogehalt des Voll- 
streckungsschuldners erfuhr. War sein Schuldner dagegen 
ein freier Arbeitnehmer, so konnte es sich allenfalls darum 
handeln, ob eine oder zwei Personen ihm gegenüber 
unterhaltsberechtigt waren, mit anderen Worten, ob der 
Schuldner verheiratet war und ein Kind hatte. Auch das 
durfte zu erfahren sein; alles übrige interessierte den 
Gläubiger — abgesehen vom Bruttoloehn — nicht mehr, 
da es auf den beim Schuldner pfändbaren Betrag keinen 
Einfluß hatte. 

Diese starren Regeln hat die LohnpfändVO. bewußt 
aufgegeben, um sozialen Gesichtspunkten weitgehend 
Rechnung tragen zu können, um vor allen Dingen den 
Schuldner mit mehreren Unterhaltsberechtigten besser zu 
schützen als bisher. Darüber hinaus hat die neue VO. es 
sich angelegen sein lassen, auch den Arbeitswillen des 
Schuldners erhalten zu helfen; alle die Vergütungen für 
von ihm geleistete Arbeit, die auf besonderem Fleiß be- 
ruhen, sollen ihm auch im Falle einer Pfändung seines 
Arbeitseinkommens erhalten bleiben. Es genügt hier, auf 
die besondere Regelung der Piändbarkeit der Mehr- 
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arbeitsstundenvergütungen hinzuweisen. Ferner hat auch 
die LohnpfändVO. als Ausgangspunkt für die Berechnung 
des pfändbaren Teils des schuldnerischen Arbeitseinkom- 
mens nicht mehr das Bruttoarbeitseinkommen, sondern 
geht vom Nettoarbeitslohn aus; wenn man den für den 
Gläubiger pfändbaren Teil des schuldnerischen Arbeits- 
einkommens richtig berechnen will, muß man also auch 
die von ihm zu erbringenden steuerlichen und sozialen 
Abgaben kennen. Diese Beispiele ließen sich beliebig 
vermehren; jedenfalls zeigen sie alle, daß der Gläubiger 
heute nicht mehr damit auskommt, wenn er das Brutto- 
arbeitseinkommen seines Schuldners kennt. Um den 
pfändbaren Teil des schuldnerischen Arbeitseinkommens 
richtig berechnen zu können, muß atch der Gläubiger 
alle diese Rechnungsposten kennen, von denen eben die 
Rede war. 

Das kann er aber nur, wenn ihm hierzu vom Dritt- 
schuldner die erforderlichen Angaben gemacht werden. 
Es geht nun nicht an, wie es sich bereits in der 
Praxis gelegentlich gezeigt hat, daß Drittschuldner 
einfach die Spezialisierung der Lohn- 
beträge verweigern oder sich überhaupt in 
Schweigen hüllen. Gewiß hatte die LohnpfändVO. 
die bedeutsame Aufgabe, ein sozial ausgeglicheneres und 
damit gerechteres Recht der Pfändung von Arbeits- 
einkommen zu schaffen. Sie mußte sich zu diesem Zweck 
einer vielleicht nicht sehr einfachen Methode der Zer- 
legung des Arbeitseinkommens in pfändungswürdige und 
pfändungsfreie Teile bedienen. Sie hat damit erreicht, 
daß dem Schuldner von seinem Arbeitseinkommen tat- 
sächlich nur das genommen werden kann, was er, olıne 
daß seine Familie und er selbst darben müßten, ent- 
behren kann. Diese Lösung ist allgemein lebhaft begrüßt 
worden. Sie darf aber nicht zu einer Rechtlosstellung des 
Gläubigers führen. Wie schon an anderer Stelle betont, 
geht die LohnpfändVO. vom anständigen Schuldner aus, 
der bemüht ist, seinen Verpflichtungen im Rahmen des 
Möglichen gerecht zu werden. Daß, er aber diese Be- 
mühungen unternimmt, also auch dem Gläubiger das 
Mögliche zukommen läßt, ist stillschweigende Voraus- 
setzung der gesamten Neuregelung. Das läßt sich aber 
nur überwachen, wenn der Drittschuldner sich dergestalt 
in den Gang des gesamten Pfändungsverfahrens einschal- 
tet, daß der Gläubiger die Möglichkeit hat, auch rech- 
nerisch den gesamten Pfändungsakt zu überprüfen. 

Vom Drittschuldner muß also erwartet werden, daß er 
dem Gläubiger im Rahmen des 8 840 RZPO. Angaben 
über die gegenüber dem Schuldner bestehenden Unter- 
haltspflichten (mithin über seinen Familienstand), über 
die vom Schuldner zu leistenden Steuern und Sozial- 
abgaben, über seinen Mehrarbeitsverdienst, über etwa 
gezahlte Auslösungen usw. macht, mit anderen Worten 
alle die Rechnungsposten bekanntgibt, die für die An- 
wendung der LohnpfändVO. 1940 zu kennen notwendig 
ist. Die Auskunftspflicht des Schuldners nach 8836 Abs. 3 
RZPO. ersetzt das nicht, kann es auch nicht ersetzen, da 
dem Schuldner in dem Zeitpunkt, in dem der Gläubiger 
alle diese Rechnungsposten von ihm erfahren müßte, 
diese Zahlen selbst noch nicht bekannt sind. Diese 
Kenntnis besitzt nur der Drittschuldner; sie zugunsten 
des Gläubigers auszuwerten, ist er im Rahmen des 8 840 
RZPO. verpflichtet. 

Wahrscheinlich wird man dieser Gesetzesauslegung 
entgegenzuhalten versuchen, sie belaste die olınedies 
schon mit Arbeit überbürdeten Drittschuldner mit neuer 
Arbeit. Das kann nicht anerkannt werden. Zwar darf 
man die Arbeitsbelastung der Lohnbüros — um sie han- 
delt es sich hier in erster Linie — gerade in der Kriegs- 
zeit nicht gering einschätzen; die Lohnbüros haben heute 
mit stark verminderten Kräften ein Mehr an Arbeit 
gegenüber der Friedenszeit zu erledigen. Nur will es 
mir so scheinen, als bedeutete die Erfüllung dieser Aus- 
kunftspflicht des Drittschuldners keine zusätzliche Arbeit, 
da sie im wesentlichen durch Übersendung einer Durch- 
schrift des Lohnzettels an den Gläubiger erfüllt werden 
kann. Selbst wenn aber keine Durchschriften hierfür 
mehr zur Verfügung stehen sollten, handelt es sich doch 
um eine einfache Abschreibearbeit, die auch ein mit 
Lohnbuchhaltung an sich nicht Vertrauter erledigen kann. 
Auch wird sich der Fall, daß ein Gläubiger derart ins 
Einzelne gehende Auskünfte verlangt, nicht sehr häufig 
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ereignen; der beste Schutz der Drittschuldner gegen 
überspitzte Anforderungen in dieser Hinsicht ist die AD- 
rundungsvorschrift des §7 Nr.4 LohnpfändVO., die a 
jedem Gläubiger wenig geraten erscheinen lassen dürfte, 
um Pfennigbeträge langwierige Nachforschungen anzustel- 
len. Nur kann der Fall gelegentlich durchaus so liegen, 
daß ein Gläubiger ein erhebliches Interesse an der N 
prüfung der Einkommensverhältnisse des Schuldners hat; 
ich denke hierbei vor allen Dingen an die Fälle, in denen 
der Schuldner aus mehreren Quellen Arbeitseinkommel 
bezieht. Hier kann der Gläubiger auch ein gerechtfertig- 
tes Interesse daran haben, genau zu erfahren, bei welchem 
Verfahren (ob Zusammenrechnung oder nicht) er sic 
günstiger steht. Dazu bedarf er aber auch genauer Va 
lagen. Sie ihm zu verschaffen, ist der Drittschuldner 
gemäß 8840 RZPO. in dem vorstehend dargelegten Um 
fang verpflichtet. , 
LGR. Dr. Merten, Berlin. 


Behandlung von Grundstücksverkäufen, die 
gegen die Preisstopverordnung verstoßen 


Runderlaß Nr. 30/41 vom 17. März 1941 (IX — 33 — 1708) 


In einem Urteil v. 30. Jan. 1941 (V — 99/1940) hat das 
RG. den Standpunkt vertreten, daß Grundstückskaufver 
träge, die gegen die PreisstopVO, verstoßen, in vollem 
Umfange nichtig sind. Zur Behebung von Zweifeln weise 
ich darauf hin, daß diese Entscheidung, wie das N 
ausdrücklich betont, nicht den Fall betrifft, daß eine 
Preisbehörde in Verfolg meines Erlasses vom 16. März 
1938 (MittBL.I Nr.6 5.7) auf Grund von 82 PreisbildG- 
die Aufrechterhaltung des Kaufvertrages zu einem den 
gesetzlichen Bestimmungen entsprechenden Preise iM 
öffentlichen Interesse angeordnet hat. Das RG. begründet 
seine Ansicht im wesentlichen damit, daß bei Grun 
stückskaufverträgen im Regelfalle den Erfordernissen a 
Preispolitik mit einer Verhinderung preisstopwidrigef 
Rechtsgeschäfte ausreichend Rechnung getragen sei. Da 
entspricht auch dem von mir vertretenen Standpun ; 
Die Ausführungen des RG. können aber nicht auf solch 
Fälle übertragen werden, in denen der Preiskommissat 
oder die Preisbehörden, die zur Entscheidung diese 
Frage allein berufen und in der Lage sind, feststellen, 
daß die Belange der Preispolitik einen Verzicht auf die 
Durchführung des Kaufvertrages nicht zulassen. Über 
dies sind Anordnungen der Preisbehörden, welche die 
Durchführung eines Kaufvertrages zu dem gesetzlich zU 
lässigen Preise anordnen, auf Grund des § 6 PreisbildO- 
für die Gerichte und Verwaltungsbehörden bindend. 

Da somit ein Zweifel über die Rechtsgültigkeit der 
artiger Anordnungen nicht möglich ist, besteht sani 
Notwendigkeit, die Rechtslage durch eine Verordnung 
klarzustellen, zumal die bisherige Rechtsprechung sie 
meinem Standpunkt durchweg angeschlossen hat ver 
OLG. München: DR. 1940, 1306; LEHG Celle: DR. 19 z 
662 und DJ. 1941,167; OLG. Stuttgart: DR. 1941, 496). UM 
jedoch zu vermeiden, daß die Fassung der Entscheid 
gen zu Zweifeln über ihre rechtliche Tragweite Anla 
geben könnte, ist stets zum Ausdruck zu bringen, da” 
die Durchführung des Vertrages zu dem von der Brei 
behörde festgesetzten Preis auf Grund von 82 Preis- 
bildG. angeordnet und daß ein, für den Fall eines Ei” 
greifens der Preisbehörden vorbehaltener Rücktritt aus 
geschlossen ist. Ich weise aber die Preisbehörden errnet 
an, die Frage, ob die Aufrechterhaltung eines zu cino 
überhöhten Kaufpreis abgeschlossenen Vertrages im öffen 
lichen Interesse auch tatsächlich notwendig ist, eingehen E 
zu prüfen und außerdem bei der Ermittlung des Z" 
lässigen Preises mit größter Sorgfalt vorzugehen. j 
auch unter den durch den Krieg verursachten Persona 3 
schwierigkeiten eine genaue Wertermittlung zu gewähr 
leisten, ist stets ein erfahrener und zuverlässiger Sach- 
verständiger -- in schwierigen Fällen u, U, auch zwei — 
gutachtlich heranzuziehen, es sei denn, daß es sich um 
Grundstücke handelt, für die ein Richtpreis festgesetz 
worden ist. 


An alle Preisbildungs- und Preisüberwachungsstellen. 


(Entn. aus MittBl. des RKomm. f. d. Preisbildung 1941 
S. 166.) 


11. Jahrgang 1941 Heft 21] 


Schrifttum 


1145 


Schrifttum 


Kommentar zur Reichsverteidigungsgesetz- 
bung: Herausgegeben von Dr. Hans Ernst 
osse, StSekr. f. Sonderaufgaben im RWiM., Dr. Fritz 
Landfried, StSekr. im RWiM., Dr. Friedrich 
Syrup, StSekr. im RArbM., Herbert Backe, 
StSekr. im RMin. f. Ernährung und Landwirtschaft, 
Friedrich Alpers, StSekr. im RForstamt. Erg.- 
Lief. 2 (287 BI., Preis 17 2); Erg.-Lief.3 (205 BI., 
Preis 12 RA); Erg.-Lief.4 (238 BI, Preis 14 RM) 
und Erg.-Lief. 5 (337 BI., Preis 20 %#). 1940/41. 
C. H. Beck’sche Verlagsbuchhandlung, München und 
Berlin, Otto Elsner, Verlagsges. Berlin-Leipzig-Wien. 


‚ Bereits in meiner Besprechung DR. 1940, 788 konnte 
ich die grundlegende Bedeutung des Werkes würdigen 
und einen Überblick über die außerordentliche Fülle des 
in Bd. I, der 1. Ergänzungslieferung zu diesem und in 
Bd. II Gebrachten geben. Die bereits als angekündigt er- 
wähnte Kommentierung der Reichsverteidigungsgesetz- 
gebung zur Bauwirtschaft, Chemie, zu den Edelmetallen 
und Metallen, zur Eisen- und Stahlbewirtschaftung nebst 
tgänzungen zu den Teilen Ratchwaren, Seife- und 
Waschmittel ist inzwischen in der 2. Ergänzungslieferung 
gebracht worden. 
In kurzer Folge haben sich die 3. bis 5. Ergänzungs- 
lieferung angeschlossen. Die 3. Lieferung bringt Ergänzun- 
gen der Teile I, IV und V, die 4. Änderungen und Er- 


weiterungen zu den Teilen II, IV,V und VI und die im, 


Januar 1641 gedruckte, 337 Blatt umfassende 5. Lieferung 
außer Ergänzungen zu Teil II neue eingehende Erläute- 
rungen der allgemeinen Vorschriften zu Teil IV: „Ge- 
werbliche Wirtschaft“ in den Abschnitten „Auftrags- 
lenkung“, „Handel“, „Kriegsschäden‘ (mit der Kriegs- 
SachschädenVO.), „Lieferverträge‘‘, VerbrRegelungsVO., 
VerbrRegelungsStrafVO., VO. über die Wirkungen der 
Beschlagnahme. Von den besonderen Abschnitten der 
„Gewerblichen Wirtschaft“ sind u.a. „Lederwirtschaft“, 
„Rauchwaren‘“, „Bastfasern‘ und „Baumwolle“ dem 
neuesten Stand angepaßt; die restlichen Abschnitte der 
„Spinnstoffwirtschaft“ u.a. folgen mit der im Druck be- 
indlichen 6. Lieferung in Kürze nach. 

„Der Umfang des Werkes machte die Verteilung zu- 
nächst auf drei Bände, dann mit der 5. Lieferung auf 
4 Bände erforderlich. Der 1. Band enthält jetzt die 
Teile I. Allgemeines, Organisation, Verwaltung, Il. Arbeits- 
Einsatz ak Arbeitsrecht, IN. Finanz- und Steuerrecht. 

Der Teil IV: Gewerbliche Wirtschaft wird als 2. Band 
ausgegeben. Im 3. Band erscheinen von TeilV: Ernährung 
und Landwirtschaft, das vollständige Inhaltsverzeichnis 
und die Abschnitte: „Allgemeines“ bis „Allgemeines: 
Sonderzulagen“, während im 4. Band nunmehr die noch 
zum TeilV gehörigen Abschnitte „Bier“ bis „Zucker 
und Teil VI: Forst- und Holzwirtschaft aufgenommen 
werden. nA 

Man sieht, das Werk ist zu einer kleinen Bibliothek 
angewachsen, die von neuem erweist, daß die Reichs- 
verteidigungsgesetzgebung im „totalen Krieg“ fast alle 

ebensgebiete ergreift. Um so notwendiger ist ein Kom- 
mentar, der, wie der vorliegende, den umfassenden Stoff 
übersichtlich gliedert und ihn von maßgeblicher Seite 
eingehend erläutert. 

RA. u. Notar Žž , 2 
Dr. iur. et rer. pol. Hugo Dietrich, Berlin. 


Dr. Bruno Eplinius RA. und Notar in Berlin:-Der 
Bauvertrag. Erläuterungen zur Verdingungsordnung 
für Bauleistungen (Din 1960—1961). 3. Aufl. Berlin 
1940. Carl Heymanns Verlag. VII, 236 S. Preis geb. 
10,50 AM, brosch. 9 RM. 


Das Baurecht ist unter Juristen wenig beliebt und — 
bekannt. Schuld hieran hat die Abgelegenheit dieses aus 
jahrhundertealtem Handwerksbrauch entwickelten Rechts- 
gebietes, die noch vielfach herrschende, in Einzelfällen 
erh anscheinend absichtlich herbeigeführte Un- 

larheit über seine einzelnen Rechtsbegriffe und die 
mangelnde Vertrautheit mit den technischen Besonder- 


heiten der Errichtung eines Bauwerks. Der Klärung eines 
Teiles dieser Fragen sollen die Vorschriiten Din 1960 
und 1961 über die Vergebung und Ausführung von Bau- 
aufträgen dienen. Eine Beschäftigung mit ihnen ist für 
jeden, der mit Baurechtsfragen zu tun hat, unerläßlich, 
ihr Verständnis aber ohne sachkundige Hilfe sehr er- 
schwert. Da leistet der Kommentar des einschlägig sehr 
bewanderten Verf. wertvolle Dienste. Das Buch liegt 
bereits in 3. Auflage vor. Dies zeigt am besten seine Not- 
wendigkeit und seine Bewährung. Die neue Auflage ist 
vollständig durchgearbeitet und meist sogar völlig neu 
gefaßt; an Rechtsänderungen berücksichtigt sie vor allem 
die Änderungen in der Vergebung und Abrechnung beim 
Westwall und bei den Kriegsbauten. Die neue Auflage 
ist daher erst recht unentbehrlich. 

Im einzelnen zeigt das Buch eine sehr fleißige, ein- 
gehende Durchdringung des Stoffes. Verf. weist überall 
unter Hinweis auf den grundlegenden Wandel des Ver- 
tragsrechts durch den Gemeinschaftsgedanken auf die 
einschlägigen bürgerlich-rechtlichen Bestimmungen und 
die Rechtsprechung hin, ebenso gegebenenfalls auf steuer- 
rechtliche Fragen, und gibt sehr eingehende und viel- 
seitige Anregungen zum Ausbau des Bauversicherungs- 
wesens und zu Ergänzungen und Verbesserungen der 
Din 1960 und 1961. 


LGR. Ernst Blumenthal, Berlin. 


Erich Pienitz, Abteilungsleiter b. Verbande öffent- 
licher Unfall- und Haftpflichtversicherungsanstalten in 
Deutschland: Schuld und Haftung bei Scha- 
densfällen, an denen Minderjährige be- 
teiligtsind. (Rechtsw. Studien, Heft 88.) Berlin 1940. 
Verlag Dr. Emil Ebering. 140 S. Preis kart. 5,40 RM. 


Die Schrift, die nur die auBervertragliche Schaden- 
zufügung zum Gegenstand hat, gliedert sich in zwei große 
Abschnitte. Der erste Hauptteil (S. 11—75) behandelt den 
Minderjährigen als Schadenstifter. Verf. erörtert hier zu- 
nächst, wann bei Minderjährigen ein Verschulden und 
die zur Erkenntnis der Verantwortlichkeit erforderliche 
Einsicht zu bejahen ist. Insbesondere wird dann die Haf- 
tung der Aufsichtspflichtigen, nämlich der Eltern, des 
Vormunds, Lehrherrn oder Lehrers, unter Heranziehung 
des Entscheidungsmaterials anschaulich geschildert. Der 
zweite Hauptteil (S. 76—124) beschäftigt sich mit der Ver- 
letzung Minderjähriger. Nach einigen Bemerkungen über 
den Einfluß, den es auf die Schadenersatzpflicht des 
Dritten hat, wenn die für die Heilung des Kindes er- 
forderlichen Kosten durch den Unterhaltspflichtigen be- 
zahlt worden sind, ist der weitaus größte Raum dieses 
Abschnitts der schwierigen Frage des mitwirkenden Ver- 
schuldens sowohl des verletzten Minderjährigen selbst 
wie der für ihn aufsichtspflichtigen Personen gewidmet. 
Ein Schrifttumsverzeichnis und ein für den Praktiker 
recht brauchbares, die Kasuistik berücksichtigendes Sach- 
register schließen das Buch ab. : 4 e 

im ganzen gibt die Arbeit eine klare Übersicht über 
die Rechtsprechung und die hauptsächlichen Auffassun- 
gen des Schrifttums. Als eigene Stellungnahme des Verf. 
verdienen vor allem seine Ausführungen im zweiten 
Hauptteil über das mitwirkende Verschulden des Auf- 
sichtspflichtigen Interesse. Er wendet sich hier in Über- 
einstimmung mit der herrschenden Lehre gegen die 
reichsgerichtliche Judikatur, daß ein bei außervertrag- 
licher Entstehung eines Schadens mitwirkendes Verschul- 
den des gesetzlichen Vertreters dem verletzten Kinde 
nicht zur Last fallen könne, da die in § 254 Abs.2 ent- 
haltene Verweisung auf § 278 BGB. ein Schuldverhältnis 
bereits voraussetze. Diese Meinung ist auch in den vom 
Verf. nicht mehr erwähnten neueren Entscheidungen in 
RGZ. 156, 205 und 159, 292 aufrechterhalten worden. Verf. 
schließt sich im Ergebnis jedoch dennoch dem RG. an, 
indem er aus $ 828 BGB. folgert, daß der Minderjährige, 
soweit er nicht selbst verantwortlich sei, unbedingt ge- 
schützt werden solle. Hiermit sei es unvereinbar, ihm ein 
Verschulden des Aufsichtspflichtigen zuzurechnen, auf 
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dessen Bestellung und Tätigkeit er keinen Einfluß habe. 

Der Dritte sei deshalb dem Kinde voll ersatzpflichtig, 

könne aber unter Umständen seinerseits Ansprüche gegen 

den fahrlässigen Aufsichtspflichtigen geltend machen. 

Für die Rechtserneuerung bietet die Schrift kaum An- 
regungen. Im Schlußwort (S. 124--129) betont Verf. 
lediglich die Notwendigkeit einer Schulung der Kinder 
gegenüber den Verkehrsgefahren und im Sinne der 
Brandverhütung. Zu diesem Zweck hätten die Versiche- 
rungsanstalten Mittel für einen erfolgversprechenden 
Schulunterricht zu besorgen, wodurch der Jugend besser 
gedient werde „als mit Jugendschriften, die doch nur 
totes Wissen vermitteln“ (?) und „Anregungen zum Spiel 
mit Zündhölzern und anderen feuergefährlichen Gegen- 
ständen enthalten“. 

Prof. Dr. Haupt, Leipzig. 

Das Preußische Berggesetz in der gegenwärtig 
geltenden Fassung mit Erläuterungen und den für den 
Bergbau wichtigsten Preußischen Landes- und Reichs- 
gesetzen. Herausgegeben bis zur 4. Aufl. vonM.Reuß, 
Dr. ing. e. h, Wirkl. Geh. Oberbergrat, HonProf., von 
der 5. Aufl. ab und vorliegend in 8. Aufl. von Wil- 
helm Grotefend, HonProf. MinR. a. D. Stand vom 
1. Dez. 1940. (Taschengesetzsammlung 68.) Berlin 1940. 
Carl Heymanns Verlag. XV, 4445S. Preis geb. 9,60 RM. 
Es gibt nur wenige Gebiete, deren rechtliche Regelung 

in so überaus zahlreiche Einzelgesetze, Verordnungen, Er- 

lasse u. dgl. zerfällt und in so schneller Umbildung steht, 
wie der Bergbau. Grotefend druckt nicht weniger als 

86 Gesetze usw. (gegen 65 in der 7. Aufl.) ganz oder 

auszugsweise ab. Es befinden sich darunter das Preuß. 

Berggesetz von 1865, sodann die übrige preußische und 

die reichsrechtliche Berggesetzgebung sowie zahlreiche 

Bestimmungen aus dem Bereich des Bergwirtschafts- 

rechtes, des Wasserrechtes und des Arbeitsrechtes, so- 

weit sie für den Bergbau besonders wichtig sind. Der 

Titel des Buches ist angesichts dieser vielgestaltigen 

Materie längst zu eng geworden. Die Anmerkungen zu 

den wesentlichsten Bestimmungen sind wiederum aus- 

gestaltet worden. 

Wenn im Vorwort der neuen Auflage ausgesprochen 
wird, daß das Buch sich einer ungeteilten Beliebtheit 
erfreue und offenbar ein ständiges Bedürfnis nach einer 
zeitgemäßen Zusammenstellung der bergrechtlichen Ge- 
setzgebung vorliege, so kann das nur bestätigt werden. 
Das Buch wird auch jetzt wieder ein brauchbares und 
dankenswertes Hilfsmittel sein. 

RA. Dr. Dr. Gustav W.Heinemann, Essen, 
Dozent an der Universität Köln. 

(Bücherei des Steuerrechts, Bd. 33): Die Einheits- 
bewertung des Grundbesitzes in der 
Praxis, von Ernst Drüeke, ORegR. beim RFM., 
128 S.; (Bd. 34): Die Einheitsbewertung des 
Betriebsvermögens und die Vermögen- 
steuer in der Praxis, von Ernst Drücke, 
ORegR.; 114 5.; (Bd. 35): Die Lohnsteuer in der 
Praxis, von Dr. Heinz Oeftering, ORegR. beim 
RFM. 142 S.; (Bd. 36): Die Lohnsteuer in der 
Rechtsprechung, von Dr. Heinz Oeftering, 
ORegR., 134 S. Berlin-Wien 1941. Industrieverlag Spaeth 
& Linde. Preis kart. je 2.AM. 


In der bekannten Bücherei des Steuerrechts, die Staats- 
sekretär Fritz Reinhardt herausgibt, sind vier neue Bänd- 
chen erschienen, die die aus den Titeln ersichtlichen 
Gegenstände behandeln. Sie sind wie die bisherigen Bände 
dieser Sammlung ausgezeichnet durch Klarheit und 
Übersichtlichkeit der Darstellung, sowie durch die aus- 
gesprochene Ausrichtung auf die Bedürfnisse der Praxis, 
aus der heraus sie entstanden sind. Besonderer Wert 
wird gelegt auf praktische Beispiele, auf die Klärung 
von Zweifelsfragen durch Frage und Antwort und Bei- 
gabe von amtlichen Vordrucken und Mustern, die an 
Hand von praktischen Fällen ausgefüllt werden; hier- 
durch sowie durch die ständige Ausrichtung auf die 
großen Grundgedanken des nationalsozialistischen Steuer- 
rechtes gewinnen die Darstellungen eine besondere er- 
zieherische Bedeutung. Die neuen Bände gehören zu den 
wertvollsten Neuerscheinungen und sind in gleicher Weise 
unentbehrlich für den Finanzbeamten, wie überhaupt für 
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jeden, der mit der Erledigung von praktischen Steuer- 
fragen befaßt ist. 
Dr. Oswald, RA. und Fachanwalt für Steuerrecht 
in Tachau, Sudetengau. 


Die Ost-Steuerhilfe von Fritz Reinhardt; 
StSekr. im RFM., unter Mitwirkung von Dr. Hans 
Meuschel und Dr. Josef Oermann, ORegRate 
im RFM. (Bücherei des Steuerrechts Bd. 40.) Berlin- 
Wien 1941. Industrieverlag Spaeth & Linde. 200 S. Preis 
kart. 2 RM. 

Die Ost-Steuerhilfe-Verordnung v. 9. Dez. 1940 hat 
den Zweck, das Deutschtum in den eingegliederten OST 
gebieten zu festigen und zu fördern. Sie geht weit über 
den Rahmen aller bisher in Deutschland aus sozialen 
oder wirtschaftspolitischen Gründen getroffenen steuer- 
lichen Maßnahmen hinaus und gibt dadurch einen Be- 
weis für die finanzielle Leistungskraft Deutschlands aueh 
während des Kriegs. : ; 

Die OStV. sieht Erleichterungen auf dem Gebiet del 
Lebenshaltung und Erleichterungen auf dem Gebiet der 
Wirtschaftsführung vor. y À 

Staatssekretär Reinhardt und seine Mitarheiter, die 
ORegRäte Dr. Meuschel und Dr. Oermann, geben 
in dem vorliegenden Bd. 40 der Bücherei des Steuerrecht> 
„Die Ost-Steuerhilfe“ für jeden einzelnen Para- 
graphen ausführliche Erläuterungen. Diese Erlaute- 
rungen sind so einfach und klar, daß jeder Volks- 
genosse sie verstehen kann. Jede Frage, die zu Zweifeln 
Anlaß geben könnte, wird durch ein praktisches Bei’ 
spiel geklärt. Das Verständnis wird insbesondere da- 
durch erleichtert, daß bei der Erläuterung jeder Be 
stimmung zunächst die maßgebenden Vorschriften de 
geltenden deutschen Steuerrechts und erst im Anschlu 
daran das Sonderrecht für die eingegliederten Ostgebiet® 
behandelt werden. - 

Der Bd. 40 der Bücherei des Steuerrechts stellt, Wie 
Staatssekretär Reinhardt in seinem Vorwort ausdrückliell 
betont, in allen Teilen die amtliche Auffas” 
sung des Reichsfinanzministeriums dar. Di 
Erläuterungen sind für die Beantwortung aller Frage 
die sich bei der Durchführung und bei der Inanspruch- 
nahme der Verordnung ergeben, bindend. : 

„Die Ost-Steuerhilfe“ ist deshalb für jeden 
Volksgenossen, der in den eingegliederten Ostgebieten 
seinen Wohnsitz oder Aufenthalt hat, für jeden deut- 
schen Unternehmer, der nach steuerlichen EntlastungS” 
möglichkeiten für sein Unternehmen sucht, für jeden 
Reichsfinanzbeamten, für jeden Fachanwalt für Steuer- 
recht, für jeden Steuerberater und für jeden Helfer 1” 
Steuersachen ein unerläßliches Hilfsmittel. 

RegR. Dr. Kapp, Thorn. 

Kraftverkehrsrecht von A--Z. Handlexikon in Lose 
blattform unter Mitarbeit führender Verkehrsrechtler- 
Herausgegeben von Dr. jur. Weigelt. Nachträge T 
bis 80. Berlin 1941. Deutsche Verlagsgesellschaft mbH» 
Abt. Kraftverkehrsrecht. Preis je Blatt 8 Ap. 
Die Nachträge 73-80 setzen in der bisherigen Weist 

und Ausstattung das zuletzt DR. 1941, 40 besprochen 

Werk fort und bringen neben zahlreichen einschlägige" 

Verordnungen und Erlassen eine Reihe von Abhandlui 

gen, von denen die nachstehenden erwähnt seien: 

LGR.Dr.Fischer: „Der Anhängerschein‘; „Der Kraft- 
fahrzeugschein“; „Die Verdunklung im Straßenverkehr”; 
RA.Capelle: „Das Rückwärtsfahren“; Dr. Theer- 
mann: „Die Abwicklung des Schadenfalles und die Fest- 
stellung der Entschädigung“; LGR.Dr.Fischer: „Fuhr- 
werk und Kraftfahrzeug“; Dr. Theermann: „Die 
Rechtsgrundlagen und die Arten der Fahrzeugversiche- 
rung“, „Der Vertrag über die Fahrzeugversicherung‘; 
Pienitz: „Die Bedeutung der Führerscheinklausel im 
Kraftfahrzeugversicherungsrecht“; ORegR. Dr. Jösch: 
„Die Preisregelung im Güternahverkehr mit Lastkraft- 
fahrzeugen“; Pienitz: „Die Prämienberechnung bei 
Fahrzeugwechsel und Wagniswegfall“. Hensen. 


Die Gewerbesteuer in der Praxis von Martin 
Kirst, ORegR. im RFM. (Bücherei des Steuerrechts 
Band 39.) Berlin-Wien 1941. Industrieverlag Spaeth 
& Linde. L71 S. Preis kart, 2 RM. 
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[** Abdruck in der amtlichen Sammlung der Entscheidungen des Reichsgerichts. — 7 Anmerkung] 


Rechtspolitisch besonders bedeutsame Entscheidungen: 
aus dem Strafrecht S. 1147 Nr.1; aus dem Preisbildungsrecht S. 1150ff. Nr. 4—7 


* 1, RG. — § 265 StGB. i. Verb. m. § 2 StGB. 
§ 265 StGB. ist unmittelbar nicht anwendbar, wenn der 


ersicherungsnehmer an der Brandstiftung nicht be- 
teiligt ist. 
Voraussetzung für eine entsprechende Anwendung ist, 


daß der Täter zu den versicherten Anlagen in einem tat- 
sächlichen Verhältnis steht, das ihn als wahren Herrn des 

ofes und als denjenigen erscheinen läßt, der an der Er- 
langung und Verwendung der Versicherungssumme wirt- 
schaftlich in erster Linie interessiert war. t) 


. Der Angekl. ist wegen Verbrechens nach 81 KWVO. 
in Tateinheit mit Brandstiftung ($ 308 StGB.) und Ver- 
Sicherungsbetrug (8 265 StGB,) verurteilt. Die Rev. ist 
egründet. 

‚Der Vater des Angekl. ist Eigentümer eines Erbhofs. 
Diesen hat er seit etwa zehn Jahren dem Angekl. ganz 
zur Bewirtschaftung überlassen und sich nur die Auisicht 
vorbehalten. Er war auch damit umgegangen, den Hof 
auf den Angekl. zu übertragen, hatte diesen Plan aber 
Nicht ausgeführt, i 

Auf dem Hof stand u.a. eine Scheune, in der Getreide- 
vorräte, eine Dreschmaschine und andere Gegenstände 
untergebracht waren. Die Scheune war zusammen mit 
dem sog. alten Wohnhaus und anderen älteren Gebäuden 
gegen Brandschaden versichert, Weitere Feuerversiche- 
Tungen waren für das neue Wohnhaus, für das Inventar 
und für Erntevorräte abgeschlossen. Inwieweit die Ver- 
Sicherungen für den Vater des Angekl. oder für den 
Angekl. abgeschlossen waren, ist dem angefochtenen 
Urteil nicht mit Sicherheit zu entnehmen. 

Am 7. März 1940 brach in der Scheune Feuer aus. Es 
Sprang auf das alte Wohnhaus über. Beide Gebäude 
wurden vernichtet; zugleich verbrannten eine größere 
Menge Getreide, die Dreschmaschine und andere Sachen. 

Die StrK. hält für erwiesen, daß der Angekl. die 
Scheune vorsätzlich in Brand gesetzt hat. 

Angesichts dieses Sachverhalts bestehen gegen die 
Verurteilung des Angekl. nach si KWVO. und wegen 
Brandstiftung keine Bedenken. Dagegen reichen die Fest- 
stellungen nicht aus, um die Annahme eines Versiche- 


fungsbetruges zu rechtfertigen. J ra 
Nach § 265 StGB. wird bestraft, wer in betrügerischer 
Absicht eine gegen Feuersgefahr versicherte Sache in 


Brand setzt. Die betrügerische Absicht muß darin liegen, 
daß der Brandstifter sich oder einem anderen eine Ver- 
Sicherungssumme beschaffen will, auf die kein Anspruch 
besteht. Nach der bisherigen Auslegung der Vorschrift 
ist sie daher nicht anwendbar, wenn der Versicherungs- 
nehmer selbst an der Brandstiftung nicht beteiligt ist. 

Eine Feststellung dahin, daß der Vater des Angekl. 
an der Brandstiftung beteiligt gewesen sel, hat die StrK. 
nicht getroffen. Eine unmittelbare Anwendung des $ 265 
käme daher nur in Frage, wenn 


1. entweder der Angekl. für einen Teil der in Brand 
gesetzten Sachen selbst Versicherungsnehmer oder 
2 bei Versicherung für fremde Rechnung — Ver- 
sicherter gewesen ist, . è 

2. oder der Anspruch des Vaters auf die Versiche- 
rungssumme nach den Versicherungsbedingungen in- 
folge der Verursachung des Brandes durch den 
Angekl. als Vertreter des Eigentümers nicht zur 
Entstehung gelangt sein sollte und der Angekl. bei 
pe Brandlegung mit dieser Folge gerechnet haben 
sollte, 


Nach beiden Richtungen bedarf der Sachverhalt der 
Aufklärung. 

Soweit Feststellungen dieser Art nicht getroffen werden 
können, kommt aber gem. $2 StGB. eine entsprechende 
Anwendung des 8 265 StGB. in Betracht. Voraussetzung 
hierfür ist, daß der Angekl. zu dem Erbhof in tatsäch- 
licher Beziehung in einem Verhältnis gestanden hat, das 
ihn als den wahren Herrn des Hofes und als denjenigen 
erscheinen läßt, der an der Erlangung und Verwendung 
der Versicherungssumme wirtschaftlich in erster Reihe 
interessiert war. Ist dem so, so trifft der Grundgedanke 
des 8265 StGB. zu und das gesunde Volksempfinden 
würde sich dagegen auflehnen, wenn sich der ÄAngekl. 
dahinter verschanzen könnte, daß formell sein Vater 
Eigentümer des Erbhofs und Versicherungsnehmer ge- 
wesen sei. 

Auch insoweit bedarf indessen der Sachverhalt noch 
der weiteren Aufklärung. 


(RG., 3. StrSen. v. 6. Jan. 1941, 3 D 782/40.) [He.] 


Anmerkung: Im Gegensatz zum vorl. Urteil halte ich 
eine Analogie zu §265 im gegebenen Falle nicht für zu- 
lässig. Wenn überhaupt, dann kann nur die Einordnung 
in den gesetzlichen Tatbestand selbst zu einer Verurtei- 
lung führen. 

In Wissenschaft und Praxis ist man einig darüber, daß 
die unmittelbare Anwendung eines Strafgesetzes der ent- 
sprechenden vorgeht. Erst wenn eine sinngemäaße, Wort- 
laut und Wesen des Tatbestandes ausfüllende Auslegung 
versagt, kann die Frage gestellt werden, ob die Voraus- 
setzungen des $2 vorliegen. Vielfach ergibt sich dann, 
daß eine über diese Auslegung hinausgehende Erweite- 
rung des Tatbestandes schon deshalb unzulässig ist, weil 
der Tat-Täter-Typ im Tatbestand eine solche erschöp- 
fende Ausprägung erfahren hat, daß er die Erweiterung 
grundgedanklich nicht zu tragen vermag. 

Der Senat sieht sich hier für den Fall, daß der an- 
geklagte Sohn, der die versicherten Sachen in Brand ge- 
setzt hat, nicht zugleich der Versicherte ist oder doch als 
dessen Vertreter im Verhältnis zum Versicherer zu gelten 
hat, an einer direkten Anwendung, des 8265 deshalb ge- 
hindert, weil der Vater als Versicherungsnehmer nicht 
selbst irgendwie an der Brandstiftung beteiligt ist. Ob 
dies zutrifft, hängt von der Auslegung ab, die man dem 
Merkmal „betrügerische Absicht“ zuteil werden läßt, und 
der Bedeutung, die man ihm für den ganzen Aufbau des 
Delikts beimißt. Sicher bezeichnet „betrügerische Ab- 
sicht“ zunächst soviel, wie das Motiv, einen Betrug zu 
begehen. Wenn dies, wozu die systematische Stellung der 
Vorschrift nicht nur zu berechtigen, sondern auch zu ver- 
pflichten scheint, aus 8263 näher erläutert wird, so würde 
die Absicht gefordert, sich oder einem andern einen 
rechtswidrigen Vermögensvorteil zu verschaffen. Aber 
auch diese Bestimmung ist noch zu allgemein; es muß 
noch die Beziehung hervortreten, in der das Inbrandsetzen 
zur Eigenschaft der Sache als einer versicherten steht. 
Also muß der Beweggrund des Täters im einzelnen ge- 
wesen sein, durch Täuschung über den wahren Grund 
des Versicherungsfalles die Versicherungssumme un- 
gerechtfertigt gewinnen zu wollen. 

Angesichts dieser speziellen Fassung des Begriffs liegt 
die Annahme nahe, daß nur der Versicherte selbst Täter 
des Delikts sein könne, wie dies auch früher vielfach ver- 
treten wurde (vgl. v. Speßhardt, „Der Versicherungs- 
betrug, 1885, S. 34f.; v. Liszt in älteren Aufl. des Lehrb.; 
Binding, Lehrb.I, 368 mit einer gewissen, aber will- 
kürlichen Einschränkung). Indessen hat das RG. (RGSt. 
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23, 352) und ihm folgend die h.L. (vgl. Frank zu 8265 
Anm. IV) diese Auffassung mit Recht als zu eng abgelehnt, 
mit dem Hinweis, daß wie bei § 263 so auch hier die Ab- 
sicht, einem anderen einen Vermögensvorteil zu ver- 
schaffen, genügt. Freilich war es mißverständlich, wenn 
das RGSt. 23, 426 ausführte, auch der Gehilfe zum Be- 
truge besitze die betrügerische Absicht. Denn gewiß 
leistet der Brandstifter dem Versicherten zu einem dem- 
nächst gegenüber dem Versicherer zu begehenden Betrug 
einen Dienst, indem er ihm gleichsam das tatsächliche 
Material für die Täuschung verschafft. Aber nicht nur 
dies muß für die Frage nach der Möglichkeit täterschaft- 
licher Begehung des § 265, der ja nach herrschender Auf- 
fassung ein selbständiges Delikt darstellt, ganz außer Be- 
tracht bleiben; auch sonst liegt das hier anknüpfende 
Täter-Teilnehmer-Problem, insbes. der mittelbaren Täter- 
schaft bei absichtslosem Werkzeug, auf einem anderen 
Brett. Hier fragt es sich dagegen allein, ob ganz ab- 
gesehen von irgendeiner Beteiligung des Versicherten 
schon bei der Brandlegung oder von dessen späterem 
Verhalten der Nichtversicherte überhaupt Täter sein kann. 
Versteht man die betrügerische Absicht als „die all- 
gemeine Absicht, den Versicherer zum Vorteil des Ver- 
sicherten rechtswidrig durch Täuschung um die Versiche- 
Tungssumme zu schädigen“ (RGSt. 23, 352f., 355), so ist 
dies zu bejahen. Demnach würde auch im gegebenen 
Falle an sich nichts dagegen einzuwenden sein, daß der 
Senat den Sohn auch ohne Beteiligung des Vaters als 
möglichen Täter angesprochen hat. 


Gleichwohl führt die an $ 263 angeschlossene Begriffs- 
bestimmung die herrschende Lehre auf einen anderen 
Wege doch wieder dazu, wenn auch nicht eine Mittäter- 
schaft oder formelle Teilnahme, so doch eine gewisse Be- 
teiligung des Versicherten im Sinne einer Kollusion mit 
dem nicht versicherten Täter grundsätzlich zu fordern. 
Soll die Brandlegung eine Vorbereitung zum Betruge am 
Versicherer sein, so muß sie auf eine Schädigung des- 
selben und auf einen in der Person des Versicherten 
rechtswidrigen Vermögensvorteil, d. h. auf die Gewin- 
nung einer Versicherungssumme, auf die jener keinen An- 
spruch hat, gerichtet sein. Ist aber der Versicherte nicht 
mit im Spiel, so wird sein Anspruch auf die Versiche- 
rungssumme durch die Brandstiftung, von der er nichts 
weiß, in keiner Weise beeinträchtigt und er erhebt eine 
ihm von Rechts wegen zustehende Brandentschädigung 
(RGSt. 62, 297; 69, 1); der Täter macht hier gleichsam 
um das Risiko einer Zuchthausstrafe dem gutgläubigen 
Versicherungsnehmer das Geschenk der Versicherungs- 
summe. Erst wo dieser mit der Tat einverstanden ist, sie 
mit seinem Wissen und Willen vor sich geht, würden für 
seine Vertragsbeziehungen zur Versicherungsgesellschaft 
die Voraussetzungen des $61l VVG., daß er den Ver- 
sicherungsfall vorsätzlich oder grob fahrlässig herbei- 
geführt habe, vorliegen. Eine Ausnahme soll nur für den 
Fall der Uberversicherung gelten. Denn da gemäß $51 
VVG. Versicherungssumme und Versicherungswert in Ein- 
klang stehen sollen, würde der Täter, wenn und soweit er 
im Bewußtsein der Überversicherung handelt, dem Ver- 
sicherten einen Vermögensvorteil, dessen Erlangung zu- 
gleich auf einer Täuschung des Versicherers über den 
wahren Wert der versicherten Sache beruhen würde, also 
insoweit rechtswidrig wäre, auch dann zu verschaffen be- 
absichtigen, wenn der Versicherte von der Tat nichts 
wüßte oder sogar später nur eine dem wahren Wert der 
Sache entsprechende Liquidation stellen würde (RGSt. 59, 
220). Das vorl. Urteil geht merkwürdigerweise nicht 
darauf ein, obwohl RGSt. 59, 247 mit Recht meint, daß 
der Versicherungsbetrug bei Überversicherung den „weit- 
aus häufigsten Fall“ darstellt, und auch im gegebenen 
Fall nicht recht einzusehen ist, wie es in Zeiten einer ge- 
wissen Materialverknappung dem Sohn auf das Geld an- 
gekommen sein soll, wenn nicht die Versicherungssumme 
den wirklichen Wert der verbrannten Gegenstände über- 
stieg. 


Aber ist die grundsätzliche Forderung einer Beteili- 
gung des Versicherten, an der das Urteil esthält, richtig? 
Man sollte doch auch hier noch einen Schritt weitergehen 
und es für die betrügerische Absicht genügen lassen, daß 
der Täter eine unter -- auch ungewollter — Täuschung 
über die wahre Brandursache erfolgende, wenn auch für 
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den Versicherten rechtmäßige Auszahlung der Versiche- 
Tungssumme zu erzielen und daraus einen materiell un- 
berechtigten Vorteil zu gewinnen trachtet. Zu dem Normal- 
fall (I), daß der Versicherte selbst die Tat begeht, um 
später für sich (1) oder einen andern (2, z. B. seine Frau) 
rechtswidrig die Liquidation des Schadens vorzunehmen, 
tritt dann der andere Fall (II), daß der Nicht-Versicherte 
dies tut, um einem anderen (1), dem Versicherten, die 
wegen Kollusion (a) oder Überversicherung (b) unrecht- 
mäßig beanspruchte Versicherungssumme zu verschaffen 
oder um für sich selbst 9 durch deren Auszahlung un- 
berechtigt einen wirtschaftlichen Nutzen zu ziehen. 


Freilich bedeutet dies bei der letzten Alternative ein 
Abgehen vom Kerngedanken des $263, insofern eben 
im Verhältnis zwischen Versicherer und Versichertem 
keine nach bürgerlich-rechtlichen Maßstäben ungerecht- 
fertigte Vermögensverschiebung stattfindet. Aber das 
Schutzobjekt des 8265 darf nicht (oder nicht allein) in 
der Rechtsstellung des Versicherers erblickt werden — 
ganz abgesehen davon, daß dieser im angenommenen 
Falle wohl nicht um den Anspruch auf die Versicherungs- 
summe, aber doch um den Regreßanspruch gegen den 
nichtversicherten Brandstifter geschädigt wird. Wenn 
schon das Delikt unter dem Gedanken des Rechtsgut- 
schutzes betrachtet werden soll, dann steht dabei doch 
der Gesichtspunkt des allgemeinen sozialen Schadens im 
Vordergrund, der überhaupt in einer Inanspruchnahme 
der Versicherung liegt, wenn der Versicherungsfall vor- 
sätzlich zu unlauteren Zwecken herbeigeführt wird (vgl. 
RGSt. 67, 109: „Die Gesetzesstelle will die besondere Ge- 
fahr — vornehmlich für die Allgemeinheit — bekämpfen, 
die der Versicherungsbetrug für die gesunde Entwicklung 
der in ganz besonderem Maße dem öffentlichen Nutzen 
dienenden Feuerversicherung bedeutet“). Vor allem aber 
ist entscheidend, daß das grundlegende Wesensmerkmal 
des § 265 eben in der verbrecherischen Absicht zu finden 
ist. Das hat auch das RG. anerkannt, da es die be- 
trügerische Absicht auch dann bejaht, wenn (infolge 
Nichtzahlung der Prämien) eine Leistungspflicht des Ver- 
sicherers gar nicht besteht, also auch eine Täuschung 
über die Brandursache gar nicht zu einer Schädigung des- 
selben und zur Erlangung eines rechtswidrigen Ver- 
mögensvorteils hätte führen können, weil „nach Mög- 
lichkeit alle Fälle, in denen die Absicht, rechtwidrig eine 
Brandentschädigung zu erlangen, die Triebfeder der 
Brandlegung war, vom Strafgesetz in seiner ganzen 
Schärfe erfaßt werden müssen“ Bo 67, 108). Dem 
steht aber der Fall sachlich ganz gleich, in welchem zwar 
der Versicherungsschutz besteht, aber vom Täter un- 
berechtigt für eigene Zwecke wirtschaftlich ausgenutzt 
wird. Erst auf diese Weise wird die Straftat des 8 265 
wirklich zu einem delictum sui generis, wobei dessen 
Wesen nicht allein darin besteht, daß es eine Vorberei- 
tungshandlung für einen späteren Betrug nach § 263 dar- 
stellt. Schon für die Auffasssung, daß nicht nur der Ver- 
sicherte Täter des Delikts seim könne, war der Gesichts- 
punkt des Sonderdelikts entscheidend (vgl. RGSt. 23, 352 f. 
354/55); es gilt, auf diesem Wege weiter voranzugehen. 


Damit kehrt die Auslegung nicht nur zur Auffassung 
der Motive zurück, die ganz allgemein die Absicht, die 
Versicherungssumme für sich oder einen ‚anderen zu ge- 
winnen, genügen lassen wollten (Entw. eines StGB, f. d. 
Nordd. Bund § 260; Motive S. 78), sondern nimmt auch 
schon die Planung der Amtl. Kommission vorweg: Da- 
nach soll ebenfalls die Absicht ausreichen, „sich oder 
einem Dritten die Versicherungssumme zu verschaffen“ 
(vgl. Gürtmer H 8, 471; ebenso $246 Entw. 1030 mit 
dem Zusatz, „... oder den Versicherer zu schädigen“)- 
Freilich hat dort der Versicherungsbetrug eine andere 
Stellung und Bedeutung, infolge einer Umstellung der 
Brandstiftung gegenüber dem geltenden Recht (vgl. 
Gürtner Il, 300); auch ist die Strafdrohung wesentlich 
herabgesetzt. Der geltende 8265 gibt aber gerade in 
beiden Beziehungen zu berechtigter Kritik Anlaß (vgl. 
v. Speßhardt 5.84f.). Doch kann dies m, E. keinen 
Hinderungsgrund bilden, schon jetzt die Auslegung im 
vorgeschlagenen Sinne vorzunehmen, zumal 8265 Abs. 2 
die Möglichkeit einer milderen Strafe gewährt, 

Allerdings muß auch bei dieser Erweiterung des Be- 
gritis der betrügerischen Absicht eine Grenze gewahrt 


li. Jahrgang 1941 Heft 21] 
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bleiben: auch hier darf die kausale Verknüpfung zum 
Versicherungsfall nicht verlorengehen. Das bedeutet, daß 
em nichtversicherten Täter eine Stellung zukommen 
muß, wonach er wirtschaftlich unmittelbar an der Ver- 
Sicherungssumme interessiert ist, weil diese gleichsam für 
ihn an die Stelle der versicherten Sache tritt. Es reicht 
demnach nicht aus, daß anläßlich der Brandlegung der 
Beschluß gefaßt ist, irgendeinen Betrug zu begehen. Es 
fällt also nicht hierher der Brandmeister, der Brand- 
Stiftungen begeht, um dann für schnelle Hilfeleistung 
die Prämien zu erschwindeln. Aber es würde der Pfand- 
gläubiger Versicherungsbetrug begehen, der das ver- 
sicherte Haus seines Schuldners anzündet, um rechts- 
widrig die Versicherungssumme zu erlangen; vielleicht 
auch die Bauhandwerker, die das gleiche tun, um aus 
den Geldern eine sichere Bezahlung zu erhalten (so bei 
Gürtnmer H, 471). So muß auch im vorl. Fall der Sohn, 
der „der wahre Herr des Hofes und derjenige ist, der an 
der Erlangung und Verwendung der Versicherungssumme 
Wirtschaftlich in erster Reihe interessiert ist“ als Ver- 
Sicherungsbetrüger erscheinen. 

Damit erweist sich die Tat des Angekl. schon kraft 
unmittelbarer Anwendung des $265 als strafbar. Dies ist 
aber auch der einzige Weg, um zu diesem Ergebnis zu 
gelangen. Es gibt hier nur ein Entweder-Oder: entweder 

at auch im gegebenen Falle der angeklagte Sohn mit 
etrügerischer Absicht gehandelt, dann ist er direkt aus 

205 zu verurteilen; oder diese Absicht fehlte ihm, dann 
kann auch eine Analogie nicht dazu führen. Das vorl. 

rteil verschleiert diesen Sachverhalt, indem es nicht 
deutlich zum Ausdruck bringt, daß die Bestimmung des 

egriffs der betrügerischen Absicht den springenden 
Punkt darstellt. Wenn es aber zum Ausdruck bringt, daß 
die „bisherige Auslegung“ des 8265 einer Verurteilung 
im Wege steht, dann ıst damit im Grunde zugegeben, dab 
nur eine Änderung dieser Auslegung zu einem anderen 
Ergebnis führen kann. Hält das RG. daran fest, daß — 
abgesehen vom Fall der Überversicherung — von einer 
etrügerischen Absicht nur die Rede sein kann, wenn der 
ersicherte in irgendeiner Form an der Tat beteiligt ist, 
wendet aber $265 trotzdem mit Hilfe des $2 an, so 
bedeutet dies im Effekt, daß es einen Versicherungs- 
betrug auch ohne betrügerische Absicht gibt. Dieses 
erkmal ist aber von einer solchen, die Natur des ganzen 
jelikts bestimnienden und tragenden Bedeutung, daß es 
nicht einfach eliminiert oder durch ein anderes — welches 
übrigens? ersetzt werden kann. Darum bleibt keine 
andere Wahl, als den Begriff, wie hier vorgeschlagen 
Wird, weiter zu fassen oder das Vorliegen eines. Ver- 
Sicherungsbetruges zu verneinen. Eine Analogie ist hier 
Verfehlt. Prof. Boldt, Kiel. 
* 


** 2, RG. — Das Ges. zur Änderung der RAbgO. vom 
4. Juli 1939 (RGBl. 1, 1181) beseitigt die Gründe, die dafür 
maßgebend gewesen sind, die Fälle der Hinterziehung von 
öllen und Verbrauchsabgaben bei der Frage der Bindung 
nach dem 8468 RAbgO. besonders zu behandeln, 
Nach der neueren Rspr. des RG. (RGSt. 68, 120, 124; 67, 
53, 55) besteht die Aufgabe des RevG. hinsichtlich der 
erfahrensvoraussetzungen nicht nur in der Prüfung, ob 
die Vorinstanz einen Verstoß begangen hat, sondern vor 
allem in der Prüfung, ob das RevG. selbst eine Sachent- 
Scheidung erlassen kann, ob also zur Zeit seiner Ent- 
Scheidung alle Verfahrensvoraussetzungen erfüllt sind. 
Auch ein Verstoß des LG. gegen 8468 RAbgO. führt 
danach dann nicht zur Aufhebung des Urteils, wenn die 
ntsch. des FinG. inzwischen ergangen ist und sich dar- 
aus kein Widerspruch mit dem angefochtenen Urteil er- 
gibt. Versagt die auf Verletzung des $468 RAbgO. ge- 
gründete Verfahrensrüge des Nebenklägers, so unterliegt 
hier der Prüfung des RevG. nur noch die Frage, ob die 
ngekl. auch zum Wertersatz hätten verurteilt werden 
Müssen. Unter diesen Umständen ist deshalb davon aus- 
zugehen, daß der sachliche Angrifi der Revisionsrecht- 
lertigung des Nebenklägers auf die Rüge einer Verletzung 
des 8401 Abs.2 RAbgO. beschränkt ist. Diese prozeß- 
techtliche Erklärung bindet den Nebenkläger. 
‚Die Rüge der Verletzung des §468 RAbgO. greift 
Nicht durch. Das LG. hat im Eingang der Urteilsgründe 


allgemein für die wegen Steuerhinterziehung verurteilten 
Angekl., darunter die Angekl. Max R. und Fritz W., ge- 
prüft, ob das Verfahren auf Grund des § 468 RAbgO. aus- 
zusetzen sei. Es hat die Frage verneint; dazu wird aus- 
geführt, es seien zwar Steuerbescheide ergangen, die Be- 
scheide beruhten aber nur auf Schätzungen und seien des- 
halb für das Gericht nicht bindend. Welche Bescheide 
ergangen sind und ob die Bescheide gegen die Angekl. 
Rechtskraft erlangt haben, ist dem Urteil nicht zu ent- 
nehmen. 

Nach der Rspr. des RG. besteht stets eine Bindung an 
eine steuerrechtliche Entscheidung und ist damit eine Aus- 
setzung nach § 468 RAbgO. geboten, wenn es sich um die 
Frage handelt, ob ein Steueranspruch besteht. Anders 
verhält es sich, wenn lediglich die Frage streitig ist, ob 
und in welcher Höhe der Steueranspruch verkürzt ist. 
Hier ist — bei Verurteilung zur Steuerstrafe — eine Bin- 
dung der Gerichte nach § 468 RAbgO. nur insoweit an- 
erkannt worden, als die gerichtliche Strafe von der Höhe 
des hinterzogenen Betrages deshalb abhängig war, weil 
die Mindeststrafe nach einem Vielfachen dieses Betrages 
festzusetzen war. Auch in diesem Falle blieben jedoch 
die Gerichte frei, wenn der hinterzogene Steuerbetrag 
nicht ziffernmäßig ermittelt und errechnet, sondern von 
den Finanzbehörden auf Grund einer Schätzung festgesetzt 
war (RGSt. 66, 194, 201; 68, 45, 56, 57 = JW. 1934, 
1361 ®; RGSt. 57, 212, 217; 58, 195, 196; 63, 64, 65). 

Im Rahmen des im vorl. Falle allein in Betracht kom- 
menden 8396 RAbgO. bestand hiernach — vom Falle 
einer Schätzung abgesehen — bis Juli 1939 Bindung an 
die Entscheidung der Finanzbehörden bei Hinterziehung 
von Zöllen und Verbrauchsabgaben; denn nach & 396 
Abs.1 Satz 3 RAbgO. i. d. Fass. vor dem Inkrafttreten 
des ÄndG. v. 4. Juli 1939 war die Geldstrafe für Hin- 
terziehung von Zöllen und Verbrauchsabgaben mindestens 
auf das Vierfache des hinterzogenen Betrages zu be- 
messen, wenn der Betrag der Steuerverkürzung oder des 
Steuervorteils festgestellt werden konnte. Hier war also 
der verkürzte Steueranspruch zu der Verurteilung, näm- 
lich der Höhe der Geldstrafe, in Beziehung gebracht 
(RGSt. 66, 194, 201); daraus ergab sich die Notwendig- 
keit der Bindung des Gerichts an die Entscheidung der 
Steuerbehörde. Durch das genannte Gesetz zur Änderung 
der RAbgO. v. 4. Juli 1939 (RGBI. I, 1181 Art. I Nr. 12a), 
das am 1. Juli 1939 in Kraft getreten ist (Art. III Abs. 1 
des Ges.), ist aber in 8396 Abs. 1 RAbgO. der dritte Satz 
gestrichen worden. Damit sind die Gerichte jetzt auch 
bei der Festsetzung der Geldstrafen für die Hinterziehung 
von Zöllen und Verbrauchsabgaben nicht mehr an die 
Höhe des hinterzogenen Betrages gebunden. Damit ist 
der Grund für die erwähnte abweichende Behandlung der 
Hinterziehung von Zöllen und Verbrauchsabgaben in der 
Rspr. weggefallen. 

Das AbändG. ist zwar erst nach der Verkündung des 
angefochtenen Urteils ergangen, aber auch im Falle der 
Aufhebung und Zurückverweisung der Sache wegen des 
gerügten Verstoßes könnte jetzt die StrK. die Strafe ohne 
Aussetzung des Verfahrens festsetzen (§ 2a Abs. 2 StGB.). 
Zur Aufhebung des Urteils wegen des gerügten Verfah- 
rensverstoßes besteht deshalb kein Anlaß (vgl. RGUrt. 
4 D 222/1940 v. 26. April 1940: DR. 1940, 12815). Es kann 
deshalb unentschieden bleiben, ob die in den Steuer- 
bescheiden berechneten hinterzogenen Steuern geschätzt 
waren, wie das LG. meint, oder ob das nicht der Fall 
war, wie die Rev. des Nebenklägers geltend macht, 


(RG., 2. StrSen. v. 4. Nov. 1940, 2 D 746/39.) [He.} 
(= RGSt. 74, 371.) 
* 


** 3, RG. — 8 34 ZustVO. v. 21. Febr. 1940. Ein Urteil ist 
schon dann i.S. des § 34 ungerecht, wenn die Möglichkeit 
sehr nahe liegt, daß der Tatrichter durch einen Rechts- 
fehler gehindert worden ist, tatsächliche Verhältnisse zu 
erkennen und festzustellen, bei deren Berücksichtigung 
das Urteil von dem richtigen Rechtsstandpunkte aus zu 
einem ganz anderen Ergebnis hätte gelangen müssen. t) 

Die Frage, ob ein Urteil in dem dargelegten Sinne „un- 
gerecht“ ist, wird je nach Lage des Falles nicht immer eine 
reine Rechtsirage, sondern oft zugleich eine Ermessensfrage 
sein. In solchen Fällen hat nach den §§ 34, 35 ZustVO. das 
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RG. nicht auf das wahrscheinliche Ergebnis einer künftigen 
Ausübung des Ermessens des Tatrichters zu verwei- 
sen, sondern unter Ausübung seines eigenen Ermessens 
die volle und ausschließliche Verantwortung für die Ent- 
scheidung, ob ein Urteil ungerecht ist, selbst zu über- 
nehmen. Wenn also in RGSt. 74, 262/263 = DR. 1940, 
18359% von der sehr naheliegenden Möglichkeit gespro- 
chen worden ist, daß der Tatrichter bei zutreffiender Wür- 
digung des Sachverhalts zu einem anderen Ergebnis ge- 
langt sein würde, so ist damit nicht die Wahrscheinlichkeit 
gemeint, daß der Tatrichter vom richtigen Rechtsstand- 
punkt aus kraft seines Ermessens zu einem anderen Er- 
messen gekommen sein würde, sondern die sehr nahe- 
liegende Möglichkeit, daß — bisher nicht festgestellte — 
Tatumstände vorliegen, bei deren Berücksichtigung der 
Tatrichter nach der Ansicht des RG. bei richtiger Rechts- 
anwendung zu einem anderen Ermessensergebnisse hätte 
gelangen müssen. Eine gegenteilige Auffassung würde 
einen grundsätzlichen Unterschied zwischen Nichtigkeits- 
beschwerde und Rev. mit Unrecht verwischen. Nichts an- 
deres sollte auch in dem Urteil des 3, StrSen. des RG. vom 
18. Nov. 1940: RGSt. 74, 359 = DR. 1941, 5751 ausge- 
sprochen werden. 


(RG., 1.StrSen. v. 21. Jan. 1941, C 236/40, 1 StS 10, 
[He. 


Anmerkung: Das Urteil verdient in seinen beiden, nicht 
unwichtigen Entscheidungen volle Zustimm ung: näm- 
lich darin, daß § 34 ZustVO. v. 21. Febr. 1940 nicht streng 
auf Rechtsfragen zu beschränken ist, sondern auch zur 
Beseitigung von unklaren tatsächlichen Feststellungen 
und falschem Ermessensgebrauch dienen kann und muß; 
sowie daß die besondere Schwere einer Straftat sich auch 
aus dem besonderen Unwert der Persönlichkeit ergeben 
kann. Prof. Dr. Edm. Mezger, München. 


| Zivilrecht | 


Preisbildungsrecht 


4. Reichskommissar für die Preisbildung. 


1. Preisfestsetzung für Industrie- oder Bauland bei 
schlechter Bodenbeschaffenheit. 


2. Behandlung von Anträgen öffentlicher Dienststellen 
auf Festsetzung von Stoppreisen für Grundstücke, 


Es handelt sich bei dem in Betracht kommenden Grund- 
stück um ein kieshaltiges Gelände, das seiner Lage nach 
als Industrie- oder Bauland anzusprechen ist. Das Kies- 
vorkommen ist zum größten Teil bereits ausgebeutet wor- 
den. Nach der Aussandung ist das Gelände aber in keiner 
Weise für eine Verwendung zu Bauzwecken aufbereitet 
worden, sondern hat größtenteils als Müllabladeplatz ge- 
dient. Das hat zur Folge gehabt, daß beim Bau der Heeres- 
verpllegungsanlage außerordentlich umfangreiche zusätz- 
liche Einebnungs- und Fundamentierungsarbeiten erforder- 
lich waren, deren Kosten das Bauamt mit etwa 10 RAM je 
Quadratmeter beziffert hat. Allerdings können diese Kosten 
nur insoweit berücksichtigt werden, als sie auch bei jeder 
anderen praktisch möglichen Peka nyie (z.B. zu Wohn- 
zwecken) erforderlich gewesen wären. Insoweit müssen 
sie aber andererseits in vollem Umfange von dem Preis 
abgezogen werden, den die Preisbehörde bei normaler 
baulicher Verwertbarkeit für angemessen hält. Als preis- 
erhöhender Umstand muß andererseits das noch anstehende 
verwertbare Kiesvorkommen berücksichtigt werden. 

Von den bei der Ermittlung des Stoppreises herangezo- 
genen Vergleichsgrundstück&n ist das teuerste für 4 RM 
Je Quadratmeter verkauft worden, Selbst wenn man diesen 
Preis als Ausgangspunkt nehmen will, kann auch bei Be- 
rücksichtigung des noch vorhandenen Sandvorkommens 
der Preis des von der Wehrkreisverwaltung benötigten 
Grundstücks keinesfalls 3,50 gA je Quadratmeter be- 
tragen. Es ist vielmehr durchaus mit der Möglichkeit zu 
rechnen, daß die Berechnungen zu dem Ergebnis führen 
werden, daß jedenfalls der ausgesandete Teil nur als Un- 
land bewertet werden kann. 

Schließlich ist noch folgendes zu beachten: 

Der an die Preisbehörde gerichtete Antrag der Wehr- 


kreisverwaltung erstrebte die Festsetzung des Stoppreises 
für das von ihr benötigte Grundstück im Hinblick auf ein 
gegebenenfalls einzuleitendes Enteignungsverfahren, Einem 
derartigen Antrag soll, wie aus meinem Erlaß vom 26. März 
1938 (MittBL. I Nr. 8 S. 3) zu entnehmen ist, nur entsprochen 
werden, wenn die Preisbildung für das in Betracht kom- 
mende Grundstück von Bedeutung für die Preisbildung der 
umliegenden Grundstücke ist und damit das allgemeine 
Interesse berührt. Bei dieser Sachlage wird die Notwendig- 
keit für eine behördliche Preisfestsetzung grundsätzlich zu 
verneinen sein, wenn die Preisbehörde den vom Eigentümer 
geforderten Preis für angemessen hält. In diesem Falle kann 
es allerdings, insbes. Behörden gegenüber, die sich nach 
meinem Erlaß vom 30. Dez. 1938 (I —250—10 246) bei be- 
absichtigten Grundstückskäufen rechtzeitig vorher mit 
der zuständigen Preisbehörde ins Benehmen setzen sollen, 
trotzdem zweckmäßig sein, einen unverbindlichen 
Bescheid zu erteilen, der in einem etwaigen Enteignungs- 
verfahren die Gerichte und Verwaltungsbehörden nicht 
bindet. 

Wird die Notwendigkeit einer Festsetzung des Stop- 
preises bejaht, so ist weiter zu prüfen, ob der Preis auf 
Grund der tatsächlichen Beschaffenheit des Grundstücks 
oder bei Unterstellung einer normalen Verwendbarkeit zu 
Bebauungszwecken festgesetzt werden soll. Da die Preis- 
testsetzung in erster Reihe wegen etwaiger Rückwirkungen 
auf die Preisgestaltung der umliegenden Grundstücke er- 
folgt, wird sich im allgemeinen das letztere empfehlen. Es 
bleibt dann zunächst den Beteiligten überlassen, den Min- 
derwert zu ermitteln, der sich daraus ergibt, daß das 
Grundstück im wesentlichen ausgesandet war und dadurch 
beim Bau kostspielige Einebnungs- und Fundamentierungs- 
arbeiten erforderlich wurden, und zu versuchen, darüber 
zu einer Einigung zu kommen. Ebenso hätten sich die 
Beteiligten über den Wert des gewerblich verwendbaren 
und bisher nicht ausgebeuteten Sandvorkommens zu ver- 
ständigen, das nach obigen Ausführungen als preis- 
erhöhend berücksichtigt werden muß. Einigen sich die 
Beteiligten nicht, so wäre die Entscheidung über die vor- 
genannten Punkte der Enteignungsbehörde bzw. dem für 
die Bemessung der Enteignungsentschädigung zuständigen 
Gericht zu überlassen. 


(Reichskommissar für die Preisbildung, Entsch. v. 1. April 
1941, IX—51—1690/41.) 
* 


5. OLG. — 88 7 Abs. 2, 10 WohnsiedIG.; $ 9 AusiVO. 
v. 25. Febr. 1935 (RGBl. 1, 292); §§ 134, 139 BGB.; VO. 
über das Verbot von Preiserhöhungen v. 26. Okt. 1936 
(RGBI. I, 955). 


l. Die Anordnung einer Preisherabsetzung stellt sich 
nicht als „Auflage“ im herkömmlichen Sinne dar; sie wirkt 
vielmehr unmittelbar auf die Preisabrede ein, ändert sie 
ohne weiteres Zutun der Vertragsparteien und bedarf zur 
Durchsetzung keines Verwaltungszwangsverfahrens. 

2. Nach der überwiegenden Rspr. ist ein Rechtsgeschäft 
bei Verstoß gegen die Preisregelungsvorschriften nicht 
nichtig, sondern zu dem zulässigen Preise gültig. 

3. Die Entscheidung, ob die Erfüllung des Geschäfts 
durch Erteilung der Genehmigung unter gleichzeitiger 
Herabsetzung auf den Stoppreis zu verlan en oder nur die 
Durchführung des preisstopwidrigen Geschäfts durch Ver- 
sagung der Genehmigung zu verhindern ist, liegt allein bei 
der Verwaltungsbehörde. t) 


Die Kl. hatten durch Kaufvertrag vom 28, Sept. 1935 
von dem Bekl. ein Trennstück von 8 a 87 qm des Grund- 
stücks in Z., Alte St.straße — eingetragen im Grundbuch 
des AG. in W. von Z. — für 3850 A erworben, Das ganze 
Grundstück hat eine Größe von 17 a 9 qm gehabt. Die Kl. 
haben auf der von ihnen erworbenen Hälfte sodann ein 
Wohnhaus errichtet, in dem sich auch die Räume zur Aus- 
übung ihrer ärztlichen Praxis befinden. Auf der ihm ver- 
bliebenen Hälfte hat der Bekl. eine transportable Holzhalle 
errichtet, die in der Badezeit an einen Obsthändler ver- 
mietet wird, der auch alkoholfreie Getränke ausschänken 
darf. 

Durch notarischen Vertrag vom 28. Okt. 1938 kauften 
die KI. das restliche Grundstück zur Größe von 8 a 22 qm, 
welches knapp 18 ın Front zur Straße hat und etwa 45 m 
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tief ist. Als Kaufpreis waren 6000 ÆA vereinbart, wovon 
2000 Æ bei Vertragsschluß angezahlt wurden, während 
der Rest von 4000 Asi Zug um Zug gegen Übergabe und 

uflassung, die bereits für den 2. Jan. 1939 in Aussicht 
genommen war, gezahlt werden sollte. Auf dem hinzu- 
gekauften Restgrundstück beabsichtigten die Kl. ein aus- 
Schließlich den Zwecken der Arztpraxis dienendes Haus 
zu errichten, da sich die Praxis vor allem durch die Ver- 
mehrung der Bevölkerung von rund 2000 Einwohnern auf 
über 5000 Einwohner ungewöhnlich vergrößert hatte. In 
dem Vertrag wurde den Kl. schon sofort bei Vertrags- 
Schluß die apa erteilt, das hinzuerworbene Grund- 
Stück zur Errichtung des neuen Hauses und zur Erweite- 
Tung des Gartens zu benutzen. Da es aber in der Folgezeit 
Wegen der behördlichen Genehmigung, die mit einer be- 
hördlichen Herabsetzung des Preises verbunden 
Wurde, zu Streitigkeiten unter den Vertragsparteien kam, 
Unterblieb die Auflassung und die Zahlung des Restkauji- 
Preises von 4000 Ææ. Die KL, die bereits zur Errichtung 

es neuen Gebäudes alle erforderlichen Maßnahmen ge- 
troffen hatten, wurden genötigt, mit dem Bau zu beginnen, 
und errichteten dann auch das fertig bestellte Holzhaus auf 
ihrem alten Grundstück. 

Der Kaufvertrag wurde von dem beurkundenden Notar 
Sofort Ende Oktober 1938 dem Landrat in S. zur Geneh- 
migung nach dem WohnsiedlG. v. 22. Sept. 1933 (RGBI. I, 

9) eingereicht. Der Landrat zog zunächst bei dem Bür- 
germeister in Z. Erkundigungen über das Grundstück und 
das Bauvorhaben ein; der Bürgermeister erhob Bedenken 

egen die Höhe des Preises, weil der Preis mit etwa 

‚30.24 für 1 qm rund 43 / über dem Einheitswert liege, 
Und schlug deshalb eine Auflage gemäß $ 7 WohnsiediG. 
dahin vor, daß der Preis auf 4500 2.4 = 5,50 RA für 1 qm 
(etwa 8% über dem Einheitswert) festzusetzen sei. Jetzt 
Wurde der Amtsvorsteher in Z. als Ortspolizeibehörde um 

tellungnahme ersucht; der Amtsvorsteher, der auch zu- 
gleich Bürgermeister der Gemeinde ist, erhob keine Be- 
denken, hielt insbes. den Kaufpreis von 6000 AK nach den 
Verhältnissen für angemessen. Daraufhin bat der Landrat 
den Amtsvorsteher um nähere Begründung, weshalb der 
Vereinbarte Preis als angemessen zu bezeichnen sei, indem 
er auf die Bedenken unter Hinweis auf andere Preise auf- 
merksam machte. Der Amtsvorsteher änderte nunmehr 
Seine Stellungnahme dahin ab, daß er einen Kaufpreis von 
höchstens 4500 A = 5,50 AM für 1 qm für angemessen 

alte. Nachdem von seiten des Kreiskommunalverbandes 
eine Bedenken geltend gemacht waren, genehmigte der 
andrat unter dem 31. Jan. 1939 den Kaufvertrag vom 
28. Okt. 1938 auf Grund des WohnsiedIG. unter der Auf- 
lage, daß der Kaufpreis, weil volkswirtschaftlich unge- 
rechtfertigt hoch, nach § 7 des genannten Gesetzes auf 
4500 AM festgesetzt wurde. Gegen diese Entscheidung der 
Verwaltungsbehörde erhob der Bekl. Beschw., die durch 
escheid des RegPräs. v. 31. März 1939 zurückgewiesen 
Wurde, wobei ein Preis von 5 AM für den Quadratmeter 
als das äußerste bezeichnet wurde, so daß nur ein Ver- 
kaufspreis von 4150 Æ% statthait sei. Der Bekl. teilte so- 
dann unter dem 26. April 1939 dem Landrat mit, daß er 
auf die Genehmigung verzichte, weil er nicht in der Lage 
sei, die Auflage zu erfüllen; zu einem Preis von 4500 AM 
Würde er niemals verkauit haben. Auch der Kl. wandte sich 
mehrfach an den Landrat; nachdem er früher den Bescheid 
vom 23. Febr. 1939 erhalten hatte, daß er gegen den Bekl. 
eine Klage auf Einwilligung in die Abänderung des Ver- 
trages anstrengen könne, erhielt er schließlich die Ant- 
wort vom 20. Juni 1939, daß die Genehmigung nach Wohn- 
SiedIG. auch die Unbedenklichkeitsbescheinigung hinsicht- 
lich des Preises bzw. eine Ausnahmegenehmigung nach $ 3 
PreisstopVO. v. 26. Nov. 1936 sei. SE . 

Im Laufe des Rechtsstreits haben die Streitteile, um dies 
des Zusammenhanges wegen hier vorwegzunehnien, nach 
der mündlichen Verhandlung vom 19. April 1940 nochmals 
Versucht, die behördliche Genehmigung des Vertrages zu 
dem vereinbarten Kaufpreis von 6000 A/M zu erlangen. 

achdem sich aber der Landrat nochmals dahin geäußert 
hatte, daß selbst 6 Ææ für 1 qm bei weiten höher als 
Sonst üblich seien und weiter auch das öffentliche Interesse 
ür das Bauvorhaben des Kl. zu verneinen sei, erteilte der 
RegPräs. in St. unter dem 25. Nov. 1940 seinen Bescheid 
dahin, daß er einen höheren Preis als 5000 AM = 6 AM 
für den Quadratmeter nicht zulassen könne; auch liege kein 


öffentliches Interesse an dem Verkauf des Grundstücks vor. 
Der Bekl. zeigte daraufhin der Verwaltungsbehörde an, daß 
er nur eine Genehmigung des Vertrages zu dem vollen 
vereinbarten Preis zu erlangen versucht habe. 

Die Kl. verlangen Vertragserfüllung und führen zur Be- 
gründung ihres Rechtsstandpunktes aus, der Kaufvertrag 
sei zu einem Preis von 4150 Af, hilisweise 4500 RA, 
rechtswirksam abgeschlossen. Sie haben im ersten Rechts- 
zuge die Verurteilung des Bekl. zur Einwilligung in die 
Abänderung des § 2 Ziff.2 des Vertrages dahin begehrt: 
„Der Rest des Kaufgeldes von 2150 AM wird Zug um Zug 
gegen Erteilung der Übergabe und Auflassung bezahlt.“ 
Weiter haben sie die Verurteilung des Bekl. beantragt, das 
Grundstück Zug um Zug gegen Bezahlung von 2150 AM 
aufzulassen und zu übergeben. Schließlich nehmen sie noch 
den Bekl. auf Schadensersatz in Anspruch, weil sie das 
Holzhaus, das auf dem hinzuerworbenen Grundstück hätte 
aufgestellt werden sollen, zunächst auf ihrem alten Grund- 
stück hätten errichten müssen. Sie begehren Feststellung 
der Verpflichtung des Bekl. zum Ersatz allen Schadens, 
der ihnen aus der verspäteten Auflassung erwachse. 

Der Bekl. bestreitet eine Pflicht zur Vertragserfüllung 
und führt aus, der Kaufvertrag sei nichtig; deshalb trefie 
ihn auch keine Schadensersatzpilicht, weil er sich nicht 
mit der Erfüllung des Vertrages in Verzug befinde. Hilfs- 
weise führt der Bekl. aus, daß ihn kein Verschulden 
treffe, weil die Rechtslage völlig ungeklärt sei; er sei nicht 
in Verzug geraten. 

Das LG. hat die Klage abgewiesen. Hiergegen haben 
die Kl. Berufung mit dem Antrage eingelegt, unter Ände- 
rung des Urteils 


1. den Bekl. zu verurteilen, Zug um Zug gegen Zahlung 
von 2500 AM, das im Grundbuch des AG. in W. von 
Z. verzeichnete Grundstück an sie als Miteigentümer 
je zur Hälfte auflassen und ihnen das Grundstück zu 
übergeben; 

2. festzustellen, daß der Bekl. verpflichtet ist, ihnen allen 
Schaden zu ersetzen, der ihnen durch den Verzug des 
Bekl. mit Erteilung der Auflassung erwachsen ist. 


Der Bekl. beantragt, die Berufung zurückzuweisen. _ 

Dem Rechtsmittel der Kl. mußte ein Teileriolg beschie- 
den sein. 

Die Kl. verlangen im zweiten Rechtszuge die Erfüllung 
des Kaufvertrages zu dem behördlich festgesetz- 
ten Höchstpreis von 4500 AM. Ihren im ersten Rechtszug 
weitergehenden Antrag der Vertragserfüllung zum Preise 
von nur 4150 M haben sie in der BerInst. nicht wieder- 
holt. Insoweit bleibt es bei dem abweisenden Urteil. Die 
Änderung des Klageantrages im zweiten Rechtszuge ist 
als sachdienlich zuzulassen ($ 264 ZPO.), weil der Sach- 
verhalt auch in der BerInst. derselbe bleibt und die Kl. 
lediglich eine andere Rechtsfolgung aus ihrem Vorbringen 
gezogen haben. Das LG. hatte bereits zutreffend ausge- 
führt, daß die Kl. von ihrem eigenen Rechtsstandpunkt aus 
nicht 2150 AM, sondern noch 2500 AM als Restkaufgeld 
an den Bekl. zu zahlen haben würden. Die Kl. haben sich 
nunmehr dieser Rechtsansicht angeschlossen, so daß es 
in dieser Hinsicht keiner weiteren Ausführung bedarf, daß 
der Bescheid des RegPräs. vom 31. März 1939, wonach als 
äußerster Höchstpreis 5 AM für 1 qm = 4150 AM in Be- 
tracht komme, nicht die Genehmigung des Kaufvertrages 
durch den Landrat vom 31. Jan. 1939 mit der Auflage, daß 
der Kaufpreis auf 4500 AA festgesetzt werde, abändert; 
der RegPräs. hat lediglich die Beschw. zurückgewiesen, 
so daß es bei der Entscheidung des Landrats verbleibt. 

Für die Entscheidung der Frage, ob der vom Landrat un- 
ter der Auflage der Preisherabsetzung genehmigte Kaufver- 
trag vom 28. Okt. 1938 rechtwirksam ist und welche recht- 
liche Tragweite der behördliche Eingriff für das Vertrags- 
verhältnis der beiden Streitteile hat, ist von der Entwick- 
lung des neuzeitlichen Rechts der Preisbildung und Preis- 
überwachung auszugehen. Als im September 1933 das 
WohnsiedlG. erlassen wurde (die spätere Änderung des 
WohnsiedlG. v. 27. Sept. 1938 [RGBl. I, 1246] ist für den 
Streitfall ohne Bedeutung), waren als Grundlage des Preis- 
überwachungsrechts im Rahmen der eng begrenzten Auf- 
gabe des Schutzes der ‚Bevölkerung vor Überteuerung 
lediglich die Bestimmungen des Teiles 1 Kap. H 8$ 1 ff. der 
4. NotVO. des RPräs. v. 8. Dez. 1931 (RGBl. I, 702) vor- 
handen. Die AusfVO. zum Wohnsied!G. v. 25, Febr. 1935 
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(RGBI. I, 292) brachte wohl die Klärung einiger Zweifels- 
fragen, jedoch zu der hier grundlegenden Bestimmung des 
8 7 Abs.2 WohnsiedlG. hinsichtlich der rechtlichen Be- 
deutung einer den Kaufpreis betreffenden Auflage keine 
nähere Anweisung. Es blieb also bei dem allgemeinen 
Grundgedanken (Kieiersauer, „Grundstücksverkehrs- 
recht“, 1938, Anm. 3 zu $ 7 WohnsiedlG., S. 126/27; 
Pfundtner-Neubert, „Das neue Deutsche Reichs- 
recht“, Bd. IV g 3, Anm. 4 zu $ 7 WohnsiediG.), daß der § 7 
WohnsiedlG. dem Schutz der Siedler dienen und daher 
grundsätzlich nur bei der Aufschließung von Baugelände 
tür die minderbemittelten Volksschichten (zu denen die Kl. 
gewiß nicht zu rechnen sind) in Betracht kommen sollte, 
jedoch die Bildung eines angemessenen Preises nicht hin- 
dern und nur einen übermäßigen Gewinn ausschließen 
wollte. Der R.- u. PrWiMin. hatte auch in seinem Erlaß 
vom 27. Juni 1935 (RArbBi. 1934 Nr. 19 Teil 1 S. 161) hin- 
sichtlich der Anwendung des $ 7 Abs.2 WohnsiediG. den 
mit der Durchführung des WohnsiediG. betrauten Verwal- 
tungsbehörden — in Preußen der Landrat — enge Grenzen 
gezogen, daß Auflagen zur Erreichung anderer als sied- 
lungspolitischer Ziele auf Grund des § 7 Abs.2 nicht ge- 
macht werden dürften, also preispolitische Ziele darüber 
hinaus nicht verfolgt werden sollten. 

Mit dem RGes. zur Durchführung des Vierjahresplanes 
v. 29. Okt. 1936 (RGBi. I, 927) und der VO. über das Ver- 
bot von Preiserhöhungen v. 26. Okt. 1936 (RGBl. I, 955) 
wurde die Preisüberwachung und die Einhaltung einer 
gleichbleibenden Preishöhe auf eine allumfassende aus- 
nahmslose Rechtsgrundlage gestellt. Der Reichskommissar 
für die Preisbildung konnte fortan Hlöchstpreise tür alle 
Güter und Leistungen, insbes. auch auf dem Gebiet des 
Grundstücksverkehrs, festsetzen. Durch die 5. Anordnung 
des Reichskommissars für die Preisbildung v. 6. Okt. 1937 
(abgedr. bei Kiefersauer a.a.O. S.29) wurden den 
unteren Verwaltungsbehörden, im Lande Preußen dem 
Landrat, diese Befugnisse zur Preisüberwachung bei 
Grundstücken übertragen und dementsprechend der Rechts- 
mittelzug geregelt. Dazu erging weiter der Runderlaß des 
Reichskommissars für Preisbildung v. 6. Okt. 1937 (JW. 
1937, 2457), der die Bestimmungen der Grundstücksver- 
kehrsbekanntmachung v. 26. Jan. 1937 (RGBI. I, 35) und 
das WohnsiedIG. v. 22. Sept. 1933 (RGBI. I, 659) betreffend 
die Erteilung der Genehmigung unter einer Auflage, die 
sich auf den Preis bezog, mit der allgemeinen Über- 
wachung der Grundstückspreise in Einklang brachte: 

p++. 2... Im Interesse der Einheitlichkeit der Verwal- 
tung ist es geboten, mit der sich aus dem Ges. v. 29. Okt. 
1936 und der PreisstopVO,. ergebenden Überwachung und 
Gestaltung der Grundstückspreise dieselben Behörden zu 
betrauen. Durch die 5. Anordnung über die Wahrnehmung 
der Aufgaben und Befugnisse des Reichskommissars für 
die Preisbildung habe ich deshalb den Landräten und Ober- 
bürgermeistern insoweit die Aufgaben und Befugnisse der 
Preisbildungsstelle übertragen einschließlich des Rechts, 
alle Bewilligungen auf Grund von § 3 PreisstopVO. zu er- 
teilen. Eine auf Grund der Grundstücksverkehrsbekannt- 
machung und des WohnsiedIG. erteilte Genehmigung gilt 
nunmehr gleichzeitig als Ausnahmebewilligung nach 8 3 
Preidstop NO: für den Fall, daß dies erforderlich sein sollte. 
Mit der vorstehend getroffenen Regelung sind, wie ich zur 
Klarstellung bemerke, die in dem Erla des R.- u. PrWi- 
Min. v. 27. Juni 1934 hinsichtlich der Anwendung des & 7 
Abs.2 WohnsiedlG. gemachten Einschränkungen für die 
von mir mit der Preisbildung betrauten Behörden im 
Augenblick gegenstandslos. Das Beschwerderecht ist eben- 
so geregelt wie in der Grundstücksverkehrsbekanntina- 
chung und im WohnsiedlG.“ 

In derselben Richtung der einheitlichen Sicherung der 
Preisüberwachung bei Grundstücken durch alle mit dem 
Grundstücksverkehr befaßten Behörden liegen die VO. vom 
8. Juli 1938 (RGBl. I, 850) und der RdErl. des Reichskom- 
missars für die Preisbildung v. 8. Juli 1938 (abgedr. bei 
Engelsing-Glissmann, „Preisbildung und Preis- 
überwachung“, II A 29). 

Der Landrat als untere Verwaltungsbehörde vereinigte 
somit in seinem Amte die umfassende und ausnahmslose 
Befugnis, die Grundstückspreise zu überwachen und in die 
Preisbildung auf dem Gebiet des Grundstücksverkehrs ein- 
zugreifen; zugleich war klargestellt, daß in allen Fällen, 
in denen der Landrat auf Grund der Grundstücksverkehrs- 
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bekanntmachung v. 26. Jan. 1937 und des WohnsiedlG. vom 
22. Sept. 1933 eine Genehmigung erteilte, eine etwaige 
Überschreitung des Stoppreises durch den vertrag- 
lich vereinbarten Preis als genehmigt auf Grund des $ 
PreisstopVO. zu gelten habe. Aber auch der umgekehrte 
Fall einer Herabsetzung des vereinbarten Preises 
auf den Stoppreis war fortan möglich; die untere, Ver- 
waltungsbehörde konnte, wenn sie mit der Genehmigung 
des Grundstücksvertrages auf Grund der Grundstücksvet- 
kehrsbekanntmachung oder des WohnsiediG. befaßt war, 
zugleich mit der Genehmigung den Preis herabsetzell. 
Eine Genehmigung verbunden mit einer auf den Preis be- 
züglichen Auflage erhielt nunmehr eine weit über das 
eigentliche Gesetz hinausgreifende Rechtswirkung. Daß die 
Auflage einer Preissenkung rechtlich möglich und zulässig 
ist, wird in dem RdErl. des Reichskommissars für die 
Preisbildung v. 16. März 1938 (JW. 1938, 1084) mit dem 
zutreffenden Hinweis bejaht, daß sowohl den unteren Be- 
hörden als auch den Beschwlnst. die Befugnis des § 2 Ges. 
v. 29. Okt. 1936 in Verbindung mit den Bestimmungen der 
PreisstopVO. v. 26, Nov. 1936 zustehen; zugleich wird den 
Behörden zur Pflicht gemacht, in solchen Fällen zur Ver- 
meidung rechtlicher Zweifel regelmäßig den $ 2 Ges. vom 
29. Okt. 1936 als Rechtsgrundlage mit anzuführen; ferner 
werden die Grundsätze für die Handhabung dieser Be- 
stimmung herausgestellt: In der Regel die Versagung der 
Genehmigung bei einem volkswirtschaftlich nicht gerecht- 
fertigten Preis, ausnahmsweise bei öffentlichem Interesse 
die unmittelbare Herabsetzung des Preises aui das volks- 
wirtschaftlich gerechtiertigte Maß. Der Erlaß schließt mit 
der Anweisung: „Da eine Preissenkung im Wege der Aul- 
lage Zweifel darüber aufkommen läßt, welche Rechtswif- 
kung die Behörde erzielen will, empfehlen sich derartige 
Auflagen nicht. Ich ersuche deshalb, davon Abstand zu 
nehmen.“ Landrat und RegPräs. haben sich im vorl. Fall 
nicht an den Erlaß des Reichskominissars für die Preis“ 
bildung, einer Verwaltungsanordnung ohne Gesetzeskralt, 
gehalten. Zunächst ist eins festzustellen, daß trotz der 
Nichterwähnung des § 2 Ges. v. 29, Okt. 1936 kein Zweifel 
darüber auikommen kann, daß die angeordnete Herab- 
setzung des vereinbarten Kauipreises von 6000 ‚2.4 aui 
4500 .2.4#. eine Maßnahme auf Grund der gesetzlichen Vor- 
schrilten über die Preisbildung von 1936 darstellt. Der 
Bekl. hatte im Beschwerdeveriahren die Anwendung des 
$ 7 Abs.2 WohnsiedlG. als zureichende Rechtsgrundlage 
für die Herabsetzung des Preises beanstandet, die An- 
nahme einer Überhöhung des Preises als unberechtigt aul 
Grund seiner tatsächlichen Auiwendungen für den Grun 
und Boden bezeichnet sowie überhaupt das Platzgreilen 
der Preisstopvorschriiten für diesen Verkauf bestritten. 
Wenn der RegPräs. die Beschw. des Bekl. zurückwies, 50 
stützte er sich, wie sich aus den Gründen seines Bescheides 
vom 31. März 1939 eindeutig ergibt, auf seine rechtlichen 
Befugnisse als Preisbildungsstelle. 

Somit enthält die Erteilung der Genehmigung unter der 
Auflage der Preisermäßigung von 6000 AM aut 4500 AM 
die der Landrat im Genehmigungsverfahren gemäß dem 
WohnsiedlG. v. 22. Sept. 1933 unter dem 31. Jan. 1939 mit 
Anführung des $ 7 Abs.2 WohnsiedlG. als Rechtsgrund- 
lage aussprach, zugleich die Entscheidung des Landrats 
als Preisprüfungsstelle mit den rechtlichen Be- 
lugnissen aus § 2 Ges. v. 29. Okt. 1936 i. Verb. m. der Preis- 
stopVO. v. 26. Nov. 1936. Das Unterlassen der Anführung 
des § 2 a. a. O. und überhaupt das Nichtbeachten des 
RdErl. des Reichskommissars für die Preisbildung, von 
Preissenkung im Wege der Auflage Abstand zu nehmen, 
machen den Verwaltungsakt keineswegs völlig unwirksam; 
auch ein fehlerhafter Verwaltungsakt hat für die Beteiligten 
seine Rechtswirkungen. Von einem gesetzwidrigen Han- 
deln der Behörden kann keine Rede sein; vielmehr ist und 
bleibt der Genehmigungsbescheid vom 31. Jan, 1939 ge- 
setzmäßig, weil hierfür eine gesetzliche Grundlage vor- 
handen ist, und es bleibt nur die Aufgabe, den zwischen 
den Parteien entbrannten Streit über die Rechtsfolgen 
der unter einer Auflage erteilten Genehmigung zu ent- 
scheiden. 

Mit der Genehmigung des Kaufvertrages vom 28. Okt. 
1938 nach dem WohnsiedlG. ist also in Gestalt der beige- 
fügten Auflage auch zugleich eine Anordnung auf Grund 
des PreisbildG. und der PreisstopVO. ergangen; der Land- 
rat und RegPräs. vereinigten in ihrem Amt die Zuständig- 
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keit fir beide Rechtsgebiete. Die Auflage als besonderer 
Bestandteil des Verwaltungsaktes, deren Erfüllung oder 
Nichterfüllung die ausgesprochene Genehmigung in ihrer 
echtswirksamkeit für das privatrechtliche Rechtsgeschäjt 
nicht berührt (§ 9 AusfVO. v. 25. Febr. 1935), die vielmehr 
nach 8 10 WohnsiedlG. gegebenenfalls im Verwaltungs- 
zwangsverfahren selbständig erzwungen werden konnte, 
war für die auf siedlungspolitischem Gebiet gelegenen 
Fälle und Tatbestände (Auischließung und Bebauung, Bau- 
gestaltung, Schutz des Landschaftsbildes usw.) und in 
diesem eng begrenzten Raume der Wohnsiedlungspolitik 
auch für eine gewisse Beeinflussung der Preise gedacht, 
nicht aber für eine unmittelbar wirkende Preisherabset- 
zung. Die im Zuge der weiteren Rechtsentwicklung erst 
Später geschaffene Beiugnis des unmittelbaren Eingrifis in 
die Preisgestaltung sollte, wie eben ausgeführt, hinsichtlich 
der Preisüberwachung im Grundstücksverkehr mit allen 
ehördlichen Verfahren auf Erteilung einer Genehmigung 
verbunden und ausgeübt werden. Die Anordnung einer 
Preisherabsetzung stellt sich nun nicht als eine „Auflage“ 
im Sinne des herkömmlichen Rechtsbegrifis (vgl. Kie- 
fersauer a.a. O., S.124fi.; Ronkel, „Ges. über die 
Ausschließung von Wohnsiedlungsgebieten“, 1935, S.29) 
ar, die zu erfüllen oder abzulehnen zunächst einmal in der 
ireien Entschließung des Betroffenen steht und die gegebe- 
Nenfalls gemäß $ 10 WohnsiedlG. im Verwaltungswege er- 
Zwungen werden kann. Vielmehr wirkt die Anordnung 
unmittelbar auf die Preisabrede ein, ändert sie ohne wei- 
teres Zutun der Vertragsparteien ab und ist nicht irgend- 
wie von einer Unterwerfung des Betroffenen abhängig, 
bedarf also zur Durchsetzung schlechthin keines Verwal- 
ungszwangsverfahrens. Dem steht nur scheinbar entgegen, 
daß der Landrat in einem Bescheid vom 23. Febr. 1939 den 
Kl. anheimgegeben hat, gegen den Bekl. Klage auf Ein- 
willigung in die Abänderung des Vertrages zu erheben; 
denn später hat der Landrat unter dem 20. Juni 1939 die 
Kl. dahin beschieden, daß die Genehmigung nach dem 
WohnsiedIG. auch zugleich die Unbedenklichkeitsbeschei- 
higung hinsichtlich des Preises bzw. eine Ausnahmegeneh- 
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vom Landrat als Auflage bezeichnete Preisherabsetzung 
ist also in Wahrheit keine Auflage; die Anführung des 
$ 7 Abs.2 WohnsiediG. ist durch die Anführung des § 2 
PreisbildG. und § 1 PreisstopVO. zu ergänzen. Eine solche 
rgänzung ist auch zulässig, das Gericht setzt sich da- 
durch keineswegs an die Stelle der Verwaltungsbehörden. 
Fehlerhaite Verwaltungsakte sind richtig zu stellen und so 
zu verstehen, wie sie von den Behörden wirklich gemeint 
Sind und von den Betroffenen bei vernünftiger Einstellung 
verstanden werden. Es kann nicht der Wortlaut: „Ge- 
nehmigt nach dem WohnsiedIG. mit der Auflage auf Grund 
des § 7 Abs. 2“ eine entscheidende Bedeutung beanspruchen. 
er entgegengesetzten Beurteilung durch das LG. ist nicht 
beizutreten, da es nach der gesamten Lage des Streitfalles 
nicht zweifelhaft sein kann, daß die Verwaltungsbehörden 
von sich aus unmittelbar den Kaufpreis auf Grund der 
reisregelungsvorschriften herabsetzen wollten und auch 
herabgesetzt haben. Auch die Vertragsparteien haben dies 
so aufgefaßt; wenn der Bekl. den Genehmigungsbescheid 
in seiner rechtlichen Bedeutung nur nach dem angeführten 
ohnsiedlG. beurteilt wissen will, so ist dies darauf zu- 
Fückzuführen, daß er den ihm nachteiligen Rechtsfolgen 
des behördlichen Eingriffs entgehen und nicht zur Erfül- 
lung des Vertrages zu dem abgeänderten Inhalt angehalten 
werden will. 


Aus dem Genehmigungsbescheid des Landrats und aus 
dem Beschwerdeentscheid des RegPräs. ist nicht zu ent- 
nehmen, ob die Verwaltungsbehörden entsprechend dem 
RdErl. des Reichskommissars für die Preisbildung vom 
16. März 1938 (JW. 1938, 1084) die Voraussetzungen („das 
Öffentliche Interesse“) für eine Ausnahme der Regel der 

ersagung der Genehmigung bei einem volkswirtschaftlich 
nicht gerechtfertigten Preis angenommen haben und welche 
Gründe für eine Bejahung des Ausnahmefalles der Geneh- 
migung mit Herabsetzung des Preises auf das zulässige 

aß für ausschlaggebend erachtet sind. Handelt es sich 
bei dem Runderlaß auch nur um eine Verwaltungsanord- 
nung ohne Gesetzeskrait, so können doch die Betrofienen 
ihre Innehaltung durch die Verwaltungsbehörden ver- 
langen. Jedoch ist das Gericht kraft der ausdrücklichen 
Vorschrilt des $ 6 PreisbildG. v. 29. Okt. 1936 nicht befugt, 


Verwaltungsanordnungen auf dem Gebiet der Preisüber- 
wachung sachlich nachzuprüfen. Es erübrigt sich daher 
ein sachliches Eingehen auf das Vorbringen des Bekl. in 
dieser Hinsicht, daß ein öffentliches Interesse nicht ange- 
nommen werden könne. 

Da es sich nach den obigen Ausführungen bei der vom 
Landrat vorgenommenen Preisherabsetzung nicht um eine 
Auflage im Sinne der herkömmlichen Rechtsauffassung 
handelt, entfällt für den Bekl. die Möglichkeit, durch Ver- 
zicht auf die Genehmigung und durch Unterlassen der be- 
absichtigten Siedlung sich der „Auflage“ zu entziehen. 
Der Kaufvertrag vom 28. Okt. 1938 ist genehmigt, der Preis 
ist unmittelbar herabgesetzt; es bedarf nicht erst einer 
Unterwerfung der Betroffenen unter die Verwaltungsan- 
ordnung, geschweige denn einer Einwilligung des Bekl. 
in eine Abänderung des Vertrages zu einem niedrigeren 
Kaufpreis. Aus diesen Gründen vermag der Senat der ent- 
gegengesetzten Auffassung des landgerichtlichen Urteils, 
das die Klage abgewiesen hat, nicht beizupflichten. 

Durch die Herabsetzung des Kaufpreises von 6000 AM 
auf 4500 «Auf ist zugleich zum Ausdruck gebracht, daß in- 
soweit eine Überschreitung des Stoppreises vorliegt. So- 
weit der gesetzliche Höchstpreis überschritten ist, ist der 
Kaufvertrag vom 28. Okt. 1938 gemäß $ 134 BGB. nichtig, 
im übrigen aber als rechtswirksam aufrechtzuerhalten. Die 
Rspr. hat sich unter der Führung des RG. (DR. 1939, 1633) 
überwiegend der Ansicht zugewandt, daß ein Rechtsge- 
schäft bei Verstoß gegen die Preisregelungsvorschriften 
— von dem Fall des verwerflichen Zusammenwirkens bei- 
der Veriragsteile bei dem Verstoß abgesehen — nicht 
nichtig sein soll, sondern zu dem zulässigen Preis gültig 
ist (LEHG in Celle: DR. 1940, 662; OLG. München: DR. 
1940, 1306). Die Beschränkung der Nichtigkeit des Rechts- 
geschäfts wegen eines Verstoßes gegen das gesetzliche 
Verbot der Preiserhöhung auf den Teil der Preisverein- 
barung, der den zulässigen Stoppreis überschreitet, wird 
vor allem mit dem Sinn und Zweck der allgemeinen Preis- 
regelung und mit den Bedürinissen der Rechtssicherheit 
und des Geschäftsverkehrs gerechtfertigt; die Berufung 
einer Partei auf die an sich von Amts Be anzuwen- 
denden 88 134, 139 BGB. mit dem Ziel, das Rechtsgeschäft 
als ganzes nichtig hinzustellen und von den Vertragspllich- 
ten befreit zu sein, wird deshalb nicht zugelassen. Für diese 
Rechtsansicht ist die Erwägung ausschlaggebend, daß die 
gesetzliche Regelung der Preisbildung und Preisüber- 
wachung dem Verkäufer die Freiheit nicht habe lassen 
wollen, sich von dem Geschäft, das er vielleicht zu dem 
niedrigeren Stoppreis nicht abgeschlossen haben würde, 
dann loszusagen, wenn festgestellt wird, daß nur ein Rs 
ringerer Preis als der vereinbarte zulässig sei. Diese An- 
sicht, der sich auch das BG. anschließt, hat in der Rechts- 
lehre neben Billigung (Friemann: DR. 1940, 564) auch 
Widerspruch erfahren (Oehlschläger: DR. 1940, 301; 
Jeschke: DGWR. 1941, 1). Der Eriüllungszwang, der 
in dieser Aufrechterhaltung des preisstopwidrigen Rechts- 
geschäfts zu dem Stoppreis liegt, wird zwar für Waren 
und für die zum Verkauf bestimmten Sachen allgemein be- 
jaht, aber für den Grundstücksverkehr vielfach verneint. 
Daß die Preisstopgesetzgebung überhaupt den Grund- 
stücksverkehr mit eınbegreift, wird nicht in Abrede ge- 
stellt; jedoch wird von denen, die den Erfüllungszwang 
nicht schlechthin bejahen, als einer der entscheidenden 
Gründe angeführt, daß es zumal im Grundstücksverkehr 
regelmäßig genüge, das preisstopwidrige Geschäft nicht 
durchzuführen, daß es nur in Ausnahmefällen im öffent- 
lichen Interesse liege, die Durchführung des Vertrages zu 
dem niedrigeren Stoppreis zu erzwingen, wie es auch der 
Reichskommissar für die Preisbildung in seinem RdErl. 
v. 16. März 1938 ausgeführt habe. 

Der grundsätzliche Erfüllungszwang ist in der Preis- 
stopVO. v. 26. Nov. 1936 und den weiteren Verordnungen 
nirgends ausdrücklich bestimmt. In dem RdErl. des Reichs- 
kommissars für die Preisbildung v. 16. März 1938 wird der 
Erfüllungszwang als rechtlich zulässig vorausgesetzt und 
des näheren, wann er ausnahmsweise verlangt werden 
müsse oder wann in der Regel davon abgesehen werden 
könne, für die Verwaltungspraxis geregelt. Es folgt aber 
nach der Auffassung des Senats der Erfüllungszwang not- 
wendigerweise aus dem gesamten Sinn und Zweck der 
Preisgesetzgebung, so daß es keiner Erörterung bedarf, 
ob durch eine Verwaltungsanordnung ohne Gesetzeskraft, 
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wie sie der genannte Runderlaß darstellt, der Erfüllungs- 
zwang überhaupt erst geschaffen werden konnte; er war 
von Anfang an untrennbar mit den preisgesetzlichen Vor- 
schriften verbunden. Es kann diese Rechtsauifassung nicht 
als fehlsam mit dem Hinweis darauf bekämpft werden, daß 
es seit jeher ein besonders entwickeltes Verfahren gibt, in 
öffentlichem Interesse Grund und Boden wider den Willen 
des Eigentümers gegen angemessene Entschädigung zu 
entziehen: 

Die Enteignung. 

Hieraus kann nur gefolgert werden, daß die neuere 
Rechtsentwicklung in Verfolg der Durchführung des Preis- 
stops mit dem aus der Aufrechterhaltung preisstopwidriger 
Rechtsgeschäfte zu dem gesetzlich zulässigen Preis folgen- 
den Ertüllungszwang ein Rechtsinstitut geschaffen hat, das 
im einzelnen Fall praktisch und wirtschaftlich einer Ent- 
eignung sehr nahe kommen kann. 

Der Rechtsgrundsatz der Gültigkeit des Vertrages zu 
dem Stoppreis verträgt keine Ausnahme; er ist auch im 
Grundstücksverkehr anzuwenden, für Grundstücke kann 
nichts anderes als für Be Leistungen und Güter gel- 
ten. Nichtig ist nur die höhere Preisvereinbarung. Eine 
Anwendung des $ 139 BGB. unter Zugrundelegung des 
unzweifelhaft zutage getretenen Willens des Verkäufers, 
zu einem niedrigeren als dem vereinbarten Preis nicht zu 
verkaufen, das ganze — formgültig abgeschlossene und 
behördlich genehmigte — Rechtsgeschäft nichtig sein zu 
lassen, ist nicht angängig. Die zwingende Notwendigkeit 
einer folgerichtigen Preispolitik gebietet, die einheitliche 
Behandlung aller Verstöße gegen die Preisstopvorschrif- 
ten und verbietet jede unterschiedliche Behandlung zwi- 
schen den verschiedenen Arten der Güter. Der Güterver- 
kehr muß auf gleichbleibender Preishöhe gehalten werden, 
ein gleichbleibendes Verhältnis zwischen Löhnen und Prei- 
sen gewahrt werden; bei Mangellagen darf kein Auftrieb 
der Preise geduldet werden. Grundstücke sind keine Waren 
und kein Gegenstand des Handels, Grund und Boden ist 
aber ein lebensnotwendiges Gut für die Erzeugung der 
Nahrung ebenso wie für die Schaffung von Siedlungen und 
Wohnungen und kann gegenüber den Gegenständen des 
täglichen Bedaris keine Sonderstellung beanspruchen. Da- 
her kann ein der Aufrechterhaltung des Rechtsgeschäits zu 
dem Stoppreis entgegenstehender Wille der Parteien keine 
Beachtung finden. 

Dieses Ergebnis kann nicht deshalb als untragbar be- 
zeichnet werden, weil die Aufrechterhaltung des Rechts- 
geschäfts zu dem Stoppreis praktisch für den Verkäufer 
einen unerwarteten Nachteil, für den Käufer einen unver- 
dienten Vorteil bedeuten kann. Soll die Preispolitik das 
ungehemmte Auswirken von Angebot (bei Mangellagen) 
und Nachfrage (bei großer Geldflüssigkeit) verhindern, so 
kann es den Beteiligten nicht gestattet sein, sich der Aus- 
wirkung dieser staatlichen Wirtschaftslenkung zu ent- 
ziehen, die Entgegennahme des Stoppreises als einer nicht 
für gleichwertig mit dem Grundstück erachteten Geld- 
summe abzulehnen und den gegenüber dem Stoppreis für 
wertvoller erachteten Sachwert zu behalten. 

Von diesem Standpunkt aus ist es nur folgerichtig, daß 
die Entscheidung, ob die Erfüllung des Geschäfts durch 
Erteilung der Genehmigung unter gleichzeitiger Herab- 
anne auf den Stoppreis zu verlangen oder ob nur die 
Durchführung des preisstopwidrigen Rechtsgeschäfts durch 
Versagung der Genehmigung zu verhindern ist, in der 
Hand der Verwaltungsbehörden liegt, die zur Anwendung 
der Preisregelungsvorschriften und zur Durchführung der 
staatlichen Preispolitik berufen sind. Nur die Verwaltungs- 
behörden haben zu entscheiden, ob das öffentliche Interesse 
den Erfüllungszwang fordert, was nach dem oben ange- 
führten RdErl. des Reichskommissars für die Preisbildung 
v. 16. März 1938 auf dem Gebiet des Grundstücksverkehrs 
die Ausnahme sein soll. Daß eine solche Verwaltungsan- 
ordnung auch zugleich die privatrechtlichen Rechtsiolgen 
des preisstopwidrigen Vertrages beeinflußt, ist eine not- 
wendige Folge des Verwaltungsaktes. Den Gerichten bleibt 
nur die rechtliche Möglichkeit, die privatrechtlichen Folgen 
des durch die Erteilung der verwaltungsrechtlichen Geneh- 
migung zur vollen Rechtswirksamkeit erstarkten oder 
durch deren Versagung zur vollen Nichtigkeit zusammen- 
gesunkenen Rechtsgeschäfts zu bestimmen; daß hierbei von 
vornherein der Spielraum für die richterliche Entscheidung 
stark eingeschränkt ist, liegt auf der Hand und ist als not- 
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wendige Folge des von den Gerichten nach § 6 PreisbildG. 
v. 29. Okt. 1036 nicht nachzuprüfenden Verwaltungsaktes 
hinzunehmen. 1 

In diesem Zusammenhang ist der Einwand des Bekl., daß 
er bei einer Genehmigung des Vertrages zu einem anderen 
als dem vereinbarten Preis das Recht — wenn auch nur 
stillschweigend aus den Vereinbarungen zu entnehmen — 
habe, die Durchführung des Vertrages abzulehnen, zu €r 
örtern: Der Einwand ist nicht begründet. Ein vertrag” 
lich vereinbartes Rücktrittsrecht (d.h. eine den Käu- 
fer bindende Abrede, den Verkäufer nicht gegen seinen 
Willen an den Vertrag mit einem niedrigeren Stoppreis als 
dem vereinbarten Preis festzuhalten), wobei die materiel 
Rechtsgültigkeit einer solchen Vereinbarung vorausgeset 
sei, obschon dies nach den vorherigen Ausiührungen seit 
umstritten, nach der Auffassung des Senats zu verneimell 
ist, ist nicht gegeben. Der Kaufvertrag vom 28. Okt. 1938 
enthält keine Klausel, daß sich die Vertragschließenden bei 
einer behördlichen Herabsetzung des Kaufpreises das 
Recht vorbehalten, ob sie den Vertrag durchführen wollen 
oder nicht. 


Aber auch ein nichtvertraglich vereinbartes, ein e1n- 
seitig erwachsenes Rücktrittsrecht für den Bekl. wegen 
Fortialls der Geschäftsgrundlage infolge behördlicher 
Änderung der Preisabrede in wesentlichem Umfang 15! 
nicht zu gewähren. Daß die von beiden Vertragsschließen- 
den in ihren Willensentschließungen zugrunde gelegte 
Geschäitsgrundlage wesentlich erschüttert ist, wenn der 
vereinbarte Preis von 6000 «2.4 um ein volles Viertel aw 
4500 AM durch behördlichen Eingrift herabgesetzt wird, 
ist ohne weiteres zuzugeben. Der Bekl. als Verkäufer steht 
auch bei der Veräußerung eines seit 1925 in seinem Besitz 
gewesenen Grundstück, das sicherlich alle die Jahre wn- 
durch ein erheblicher Bestandteil seines Vermögens gë- 
wesen ist, in ganz anderer und engerer Beziehung zu dem 
Verkaufsgegenstand als sonst bei einer zum Verkauf be- 
stimmten Ware oder einem Gegenstand des Handels. Went 
trotz dieser Sachlage ein Recht, sich von dem Vertrag em- 
seitig freizumachen, dem Bekl. nicht zugestanden werden 
kann, so sind die Gründe hierfür in dem Sinn und Zwet 
der gesamten Vorschriften über Preisregelung und -Über 
wachung zu finden, die schlechthin die Aufrechterhaltung 
jedes preisstoppwidrigen Rechtsgeschäfts zu dem zuläs- 
sigen Preis gebieten, die keinem der Beteiligten ein Aus“ 
weichen vor diesem Zwang zur Einhaltung einer gleich- 
bleibenden Preishöhe gestatten, die schließlich die Ent- 
scheidung über die Frage der Preispolitik, ob im einzelnen 
Fall schon das bloße Verhindern der Durchführung prets- 
stoppwidriger Rechtsgeschäfte (d.h. die Versagung der 
Genehmigung) genügt, also von dem Erfüllungszwang ab- 
gesehen werden kann, einzig und allein in die Hand der 
dazu berufenen Verwaltungsbehörden (vgl. RdErl. des 
Reichskommissars für die Preisbildung v. 16. März 1930) 
legt. Daher kann auf Grund zivilrechtlicher Bestimmungen 
kein Recht zum Lossagen von dem behördlich genehmiti i 
aber auf den Stoppreis herabgesetzten Kaufvertrag zW- 
gebilligt werden. 


Somit ist der Bekl. zur Erfüllung des unter einer Auf- 
lage genehmigten Vertrages zu dem herabgesetzten Preis 
von 4500 AM verpflichtet. 

Der Klageantrag zu 1 auf Erfüllung des Vertrages Zug 
um Zug gegen Zahlung des noch ausstehenden Kauipreises 
von 2500 Æ ist daher begründet. Unbegründet ist die 
unter Ziffer 2 des Klageantrages erhobene Feststellungs” 
klage. Zwar sind die Voraussetzungen des $ 256 ZPO. all 
sich gegeben, es fehlt aber an der sachlichen Voraussetzung 
für die Feststellung der behaupteten Schadensersatzpflicht 
des Bekl. wegen seiner verzögerten Leistung, nämlich afl 
einem Verzug. Der Verzug setzt nach $ 285 BGB. ein Ver- 
schulden voraus. Die ns Beurteilung einer Rechts- 
oder Sachlage hindert in der Regel nicht das Verschulden- 
Es sind strenge Anforderungen zu stellen, wenn ein Rechts- 
irrtum das Verschulden ausschließen soll (RGRKomm., 
Anm. 1 zu § 285 BGB.). Im vorl. Streitfall kann dem Bekl. 
kein Vorwurf daraus gemacht werden, wenn er seine Pflicht 
zur Erfüllung des Vertrages geleugnet hat. Es handelte sich 
um bisher ungeklärte Rechtsfragen, die sehr umstritten 
und zweifelhaft sind. Der Bekl. hat Erkundigungen einge- 
zogen und ist dem Rechtsrat seiner rechtskundigen Berater 
gefolgt, die für ihre Ansicht beachtliche Gründe anführen 
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konnten. Ein Verschulden ist daher zu verneinen und die 
Feststellungsklage daher als unbegründet abzuweisen. 


(OLG. Stettin, Urt. v. 7. Jan. 1941, 1 U 14/40.) IR.] 


Bemerkung: Vgl. zu dieser Entscheidung den Aufsatz 
des LGR. Dr. Fran beim Reichskommissar für 
die Preisbildung: „Die Rechtsfolgen des Preisverstoßes im 
Grundstücksverkehr“ in diesem Heft S. 1121. 


x 

6. OLG. — $ 4 der 2. Anordnung über die Regelung 
der Verbraucherpreise und Handelsspannen im Geschäfts- 
verkehr mit gebrauchten Kraftfahrzeugen v. 17. Nov. 1939 
(DRAnz. Nr. 272 v. 20. Nov. 1939) erklärt den Verkauf ge- 
brauchter Kraftfahrzeuge von einem Verbraucher an einen 
anderen Verbraucher nur nach vorheriger Schätzung durch 
die DAT. und Nachweis derselben durch Vorlage der 
Schätzungsurkunde für zulässig. Ein Kaufvertrag, der 
gegen diese Vorschrift verstößt, ist deshalb aber nicht 
gemäß $ 134 BGB. nichtig; es tritt lediglich eine Herab- 
Seizung des vereinbarten Kaufpreises auf den gesetzlichen 
Höchstpreis ein. t) 

Der Kl. hat vom Bekl. durch privatschriftlichen Vertrag 
vom 26. Nov. 1939 die in K. betriebene Kolonialwarengroß- 
handlung auf die Dauer von 10 Jahren (1. Jan. 1940 bis 
31. Dez. 1949) für 2100 AA jährlich gepachtet. Die Firma 
des Bekl. wird von dem KI. fortgeführt, das Pachtverhält- 
nis wird durch die Hinzufügung des Inhabers nach außen 
kenntlich gemacht. Zur Pachtung gehören die eingerich- 
teten Büro-, Speicher- und Lagerräume mit Nebengelaß. 
Der Ki. hat terner die ausstehenden Forderungen und 
Schuldverbindlichkeiten übernommen. Nach einer weiteren 

ertragsbestimmung hatte der Kl. zum 1. Jan. 1940 das 

arenlager für 7000 Aæ käuflich zu übernehmen und 
auch einen Framolieferwagen gegen Zahlung von 1400 AM 
zu erwerben. Schließlich ist neben einem Wettbewerbs- 
verbot auch ein Vorkaufsrecht auf das Pachtgrundstück 
vereinbart. Fi: 

In Erfüllung des Vertrages hat der Kl. den streitigen 

ramolieferwagen übernommen und 1400 .#.# an den Bekl. 
zahlt. Eine vorherige Schätzung des Wagens ist unter- 

lieben. Erst am 11. April 1940 hat der Kl. den Wagen von 

der Deutschen Automobil-Treuhand-GmbH. schätzen las- 
Sen; ausweislich der Urkunde betrug der Schätzwert in 
diesem Zeitpunkt 925 A. í 

Der KI. hat den Lieferwagen von der Übernahme an bis 
zum Sommer 1940 benutzt; er hat im Frühjahr 1940 einen 
anderen Wagen gekauft. Er führt aus, der Kaufvertrag 
über den Framolieferwagen sei nichtig, weil der Verkauf 
eines gebrauchten Kraltfahrzeuges von einem Verbraucher 
an einen anderen Verbraucher nur zul DR sei, wenn Vor- 
her die Schätzung des Wagens durch die DAT. erfolgt ist. 
Der Schätzwert sei zugleich der Höchstpreis für den ge- 
brauchten Wagen. Der KI. verlangt deshalb Rückzahlung 
des Kaufpreises unter Gutbringung eines Benutzungsent- 
gelts für die Zeit des Gebrauchs von 315 %.# und bean- 
tragt dementsprechend die Verurteilung des Bekl. zur Zah- 
lung von (1400 — 315 =) 1085 Æ% nebst Zinsen Zug um 
Zug gegen Rückgabe des Lieferwagens. 

Der Bekl. bestreitet eine Pflicht zur Rückerstattung des 

aufpreises und Zurücknahme des Wagens, indem er gel- 
tend macht, der Kauf sei rechtswirksam abgeschlossen. 
Beide Streitteile seien bei der Übernahme des Wagens da- 
von ausgegangen, daß keine Taxe erforderlich sei, weil der 

ieferwagen für die gepachtete Firma weiterliei. Allentalls 
sei, so führt er weiter aus, der Kaufvertrag unter Herab- 
setzung des vereinbarten Preises auf den Höchstpreis 
ültig. Für den Fall der Rückgewähr der beiderseitigen 
.eistungen müsse eine neue Abschätzung erfolgen, da die 
Abnutzung in der Gesamtzeit des Gebrauchs höher als 
315 AM zu bemessen sei. Er selber habe den Wagen An- 
fang Oktober 1939 für 1485 ‚2.4 neu angeschalit und ihn 
lediglich bis zum Tag der Übernahme durch den KI. be- 
nutzt. 

Das AG. hat die Klage abgewiesen, indem es den Kauf- 
vertrag für rechtswirksam erachtet. Hiergegen hat der Kl. 
Berufung mit dem Antrag eingelegt, unter Abänderung des 
Urteils den Bekl. zur Zahlung von 1085 AM nebst Zinsen 
seit dem 1. Jan. 1940, und zwar Zug um Zug gegen Heraus- 
gabe des Framolieferwagens I H 12 386 zu verurteilen, 
hilisweise zur Rückzahlung von 160 M ohne die ange- 
otene Zug-um-Zug-Leistung. 


Das BG. erkannte nach dem Hilfsantrag des Kl. und wies 
die Mehriorderung ab. 

Der Kaufvertrag über den Framolieferwagen ist rechts- 
gültig abgeschlossen. 

Nach der zweiten Anordnung über die Regelung der 
Verbraucherpreise und Handelsspannen im Geschäftsver- 
kehr mit gebrauchten Kraftfahrzeugen v. 17. Nov. 1939 
(DRAnz. Nr. 272 v. 20. Nov. 1939) ist nach $ 4 der Verkaui 
eines gebrauchten Kraftiahrzeuges von einem Verbraucher 
an einen anderen Verbraucher nur zulässig, wenn das Fahr- 
zeug innerhalb des vorhergehenden Monats von einer 
Schätzungsstelle der DAT, nach den vom Reichskommissar 
für die Preisbildung gebilligten Richtlinien abgeschätzt ist 
und die Schätzung durch Vorlage der Schätzungsurkunde 
nachgewiesen werden kann; der in der Schätzungsurkunde 
festgestellte Schätzwert gilt als Höchstpreis des Fahrzeu- 
ges. Da die Schätzung des Framolieferwagens bei Ab- 
schluß des Pachtvertrages vom 26.Nov. 1939 und bei der 
Übernahme am 1. Jan. 1940 unterblieben und erst auf Be- 
treiben des Kl. am 11. April 1940 erfolgt ist, liegt fraglos 
ein Verstoß gegen $ 4 der genannten Anordnung vor. Daß 
eine Abschätzung des Wagens deshalb unterlassen werden 
könnte, weil der Lieferwagen für die von dem Pächter 
fortgeführte Firma des Beki. weiterlief, ist nicht richtig; 
denn es handelt sich um einen regelrechten Verkauf des 
Kraftfahrzeuges; die Fortführung der Firma durch den 
Erwerber ist in diesem Zusammenhang ohne entscheiden- 
den Einfluß. 

Aus diesem Verstoß gegen § 4 a.a. O. folgt nun aber 
nicht, wie der Kl. zur o oa seines Klagebegeh- 
rens ausgeführt hat, eine Nichtigkeit des Kaufvertrages 
gemäß § 134 BGB. Die angezogene Anordnung vom 
17. Nov. 1939 ist von dem Reichskommissar für die Preis- 
bildung erlassen, dessen Befugnisse auf § 2 Ges. zur Durch- 
führung des Vierjahresplans — Bestellung eines Reichs- 
kommissars für die Preisbildung — v. 29. Okt. 1936 (RGBl. 
I, 927) beruhen. Zweck dieser Anordnung ist, wie aus der 
Überschrift und aus den gesamten einzelnen Bestimmun- 
gen zu entnehmen ist, die Preisregelung bzgl. ge- 
brauchter Kraftfahrzeuge. Deshalb ist die von der Rechts- 
lehre und.von der Rspr. (DR. 1939, 1633 und 1940, 1306) 
hinsichtlich solcher Preisregelungen überwiegend ge- 
billigte Rechtsauffassung auch auf die Verkäufe von ge- 
brauchten Kraitwagen anzuwenden, wonach eine Über- 
schreitung des Höchstpreises den Bestand des Vertrages 
nicht berührt; es tritt lediglich eine Herabsetzung des ver- 
einbarten Kaufpreises auf den gesetzlichen Höchstpreis 
ein. Die Parteien bleiben an den Vertrag gebunden. Dieses 
Ergebnis entspricht allein dem Zweck der gesunden Preis- 
regelungsgesetzgebung und insbes. der Absicht der Preis- 
stopVO. v. 30. Nov. 1936 (RGBI. I, 956). 

Die am 11. April erfolgte Schätzung des Wagens beläuft 
sich auf 925 Æ. Die Abnutzung des Wagens hat der Kl. 
selbst auf 315 Æ% bemessen, welcher Betrag unter Berück- 
sichtigung der gesamten Umstände und insbes. der ın dem 
strengen Winter 1940 eingeschränkten Benutzun smöglich- 
keit von Januar bis zum April 1940 auf keinen all als zu 
niedrig im Interesse des Bekl. bezeichnet werden kann. Der 
Höchstpreis für den Erwerb des Wagens am 1. Jan. 1940 
betrug daher 1240 2.4. Zu diesem Preis ist der Kauiver- 
trag gültig und aufrechtzuerhalten. 2 

Es kann nun aus den Bestimmungen über die Abschät- 
zung gebrauchter Kraftwagen nichts wesentlich und grund- 
legend Abweichendes gegenüber den Vorschriiten über den 
Preisstop gefolgert werden. Es ist fraglos ein Unterschied 
anzuerkennen: während der Stoppreis schlechthin der 
richtige Preis sein will, ist die Schätzung des gebrauchten 
Kraitwagens zunächst nur die Vorankündigung des Höchst- 
preises und will dadurch vorher auf die Willensentschlie- 
Bung der Beteiligten Einfluß nehmen. Das kann aber als 
so entscheidend nicht angesehen werden. Es kann auch 
aus dem Wortlaut des § 4 der zweiten Anordnung vom 
17. Nov. nichts Entscheidendes über die Rechtswirksamkeit 
der Kaufverträge, die unter Nichtbeachtung der vorherigen 
Abschätzung geschlossen werden, hergeleitet werden. Zwar 
spricht & 4 davon, daß der Verkaut nur „zulässig“ sei, 
wenn das Kraitfahrzeug abgeschätzt sei und die Schätzung 
durch gleichzeitige Vorlage der Urkunde nachgewiesen 
werden könne. Aber bei der heutigen allgemein weniger 
strengen Formulierung gesetzlicher Bestimmungen in tech- 
nischer Hinsicht ist diesem Wortlaut nicht ohne weiteres 
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die gesetzgeberische Absicht zu entnehmen, dadurch die 
Nichtigkeit des dagegen verstoßenden privatrechtlichen 
Rechtsgeschäfts auszusprechen. Es ist vielmehr durchaus 
vertretbar, auch hierin nur ein im bisherigen Sinne wir- 
kendes Gebot an den Käufer und Verkäufer zu erblicken, 
durch welches den Preisregelungsvorschriften in einer be- 
sonders eindringlichen Form Beachtung verschafit werden 
soll. Die allgemeinen Gründe, aus denen bisher die Rspr. 
bei Zuwiderhandlungen gegen die PreisstopVO. zu der 
einschränkenden Auffassung der Aufrechterhaltung des 
Rechtsgeschäfts zu dem gesetzlichen Höchstpreis gelangt 
ist, treffen auch hier zu. Denn im Grunde genommen ist 
der Sinn und der Zweck der zweiten Anordnung vom 
17. Nov. 1939 nur der, für gebrauchte Kraftfahrzeuge 
Höchstpreise zu bestimmen. Die abweichende Entschei- 
dung des OLG. Zweibrücken in der DJ. 1940, 1350 kann 
nicht gebilligt werden; sie beruht augenscheinlich auf dem 
ungewöhnlich starken Gegensatz des vereinbarten Preises 
von 3000 Z zu dem Schätzungswert von 470 AM. Es 
hat auch in der Rechtslehre die von dem Justitiar Dr. Süß- 
koch bei dem Reichskommissar für die Preisbildung ver- 
tretene im wesentlichen auf den eben behandelten Ausdruck 
„unzulässig“ gestützte Rechtsauffassung (DR. 1940, 888), 
wonach bei einem Verstoß gegen den Schätzungszwang 
das Rechtsgeschäft nichtig sei, Widerspruch erfahren; die 
von Dr. Brunn in DR. 1940, 672 gemachten Ausführungen 
hält der Senat für zutreffend. Entscheidend steht aber im 
Vordergrund, daß es sich auch bei der genannten Anord- 
nung vom 17. Nov. 1939 in erster Linie um Preisregelungs- 
vorschriiten handelt, bei deren Nichtbeachtung lediglich 
die Überschreitung des Höchstpreises der Rechtswirksam- 
keit entbehrt, im übrigen aber das Rechtsgeschäft zu dem 
gesetzlichen Höchstpreis bestehen bleibt. In dem Sonder- 
fall des Handels mit gebrauchten Kraftfahrzeugen sind 
zwar Sonderbestimmungen über Schätzungszwang usw. 
erlassen, die aber nach ihrem ausgesprochenen Zweck über 
die Preisregelung nicht hinausgehen und deshalb atıch 
zivilrechtlich nicht schwerer und schärfer als sonst die 
Vorschriften über die Ermittlung und Festsetzung des 
Stoppreises bzw. des gesetzlichen Höchstpreises und seine 
Auswirkungen im einzelnen Fall bewertet werden können. 
Das Interesse der Allgemeinheit an Aufrechterhaltung der 
Kaufverträge zu dem zulässigen Preise ist deshalb auch 
hier entscheidend. 

Der Kaufvertrag über den Framolieferwagen ist daher 
zu dem Höchstpreis von 1240 AK rechtswirksam abge- 
schlossen. Nur bzgl. des Überpreises von 160 AM liegt 
eine Rechtsunwirksamkeit vor, die den Kl. zur Rückforde- 
rung dieses Betrages berechtigt ($ 812 Abs. 1 BGB.). 

(OLG. Stettin, Urt. v. 20. Jan. 1941, 2 U 104/40.) [R.] 

* 


7. OLG. — § 4 Anordnung über die Regelung der 
Verbraucherpreise und Handelsspannen im Geschäfisver- 
kehr mit gebrauchten Kraftfahrzeugen v. 17. Nov. 1930. 
Der Kaufvertrag über ein gebrauchtes Kraftfahrzeug ohne 
vorherige Abschätzung ist nichtig. Der Kauf wird nicht 
zum nachträglich festgestellten Schätzwert aufrechter- 
halten. 7) 


Die Kl. kaufte durch schriftlichen vertrag vom 20, Dez. 
1939 vom Bekl. einen gebrauchten Lastkraftwagen zum 
Preise von 2200 AM., worauf 1550 AK angezahlt wurden. 
Der Rest sollte nach erfolgter Schätzung ausbezahlt wer- 
den. Sofern sich bei der Prüfung herausstellen sollte, daß 
das Fahrzeug Mängel aufwies, die — entgegen der zuge- 
sicherten Bruch- und Rißfreiheit — auf einen Bruch oder 
Riß zurückzuführen seien, müßte über den Preis eine neue 
Vereinbarung erfolgen. Am 15. Mai 1940 ist das Fahrzeug 
abgeschätzt worden, nachdem die Kl. zwischenzeitlich den 
Wagen überholen und eine Flüssiggasanlage hatte einbauen 
lassen. Die Schätzung lautet dahin, daß vor der Überholung, 
die durch vorgelegte Rechnungen nachgewiesen sei, und 
vor dem Einbau der Flüssiggasanlage das Fahrzeug einen 
Wert von 600 Z4 gehabt habe. 

Die Kl. ist der Auffassung, daß der Kaulvert.ag als 
solcher bestehen bleibe, aber als zum amtlichen Schätz- 
wert abgeschlossen gelte. Sie begehrt Rückzahlung des 
danach zuviel gezahlten Betrages. Sie behauptet, die Par- 
teien seien übereinstimmend davon ausgegangen, daß der 
Schätzwert als Kaufpreis zu gelten habe; man habe ange- 
nommen, daß das Fahrzeug entsprechend dem vereinbarten 
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Kaufpreis geschätzt werden würde. Die Schätzung habe 
sich ohne ihre Schuld verzögert, da der Wagen beim Kauf 
nicht fahrbereit gewesen sei und die Reparatur sich infolge 
schwieriger Materialbeschafiung hinausgezogen habe. Der 
Wagen sei bis zur Abschätzung nicht benutzt worden. Der 
Bekl. hat sich zu den Behauptungen der Kl. nicht erklärt, 
sondern nur eingewandt, daß der Kauf mangels vorauf- 
gegangener Abschätzung nichtig sei. Er ist nur bereit, die 
erhaltenen Zahlungen gegen Rückgabe des Fahrzeugs, vor- 
behaltlich etwaiger weiterer Verrechnungen, zurückzu- 
geben. 

Das AG. ist der Rechtsauffassung des Bekl, gefolgt und 
hat die Ss abgewiesen. Die Berufung war en Erfolg. 

Das OLG. führt zunächst aus, daß es nicht der Klar- 
stellung bedürfe, ob die Parteien eine Umgehung des Ge- 
setzes, insbes. eine Überschreitung des Schätzwertes, be- 
absichtigt hätten, sofern Bruch- und Rißmängel sich nicht 
ergaben. Auch wenn die Behauptungen der KI. zuträfen, 
entbehre der Kaufvertrag der Rechtswirksamkeit. 

Nach § 4 Abs. 1 der Anordnung des Reichskommissars 
für die Preisbildung v. 17. Nov. 1939 ist der Verkauf eines 
gebrauchten Kraftfahrzeugs nur zulässig, wenn es inner- 
halb des vorhergehenden Monats von einer zugelassenen 
Schätzungsstelle abgeschätzt worden ist. Der Senat hat in 
seiner Entsch. v. 10. Okt. 1940, 2 U 93/40 ausgeführt, daß 
nach dem klaren Wortlaut der Bestimmung die Abschät- 
zung die unerläßliche Voraussetzung für den Verkauf bildet 
und der verbotswidrig abgeschlossene Kaufvertrag nac 
$ 134 BGB. nichtig ist, da sich aus der Anordnung ein 
anderes nicht ergibt. Der Gesetzgeber hat sich nicht dar- 
auf beschränkt, für gebrauchte Kraftfahrzeuge Höchst- 
preise festzusetzen. Er verbietet darüber hinaus schlecht- 
hin, ohne vorherige Feststellung des Höchstpreises 
einen Kauf abzuschließen. Es soll vor dem Kaufabschluß 
für beide Beteiligte Klarheit darüber geschaffen werden, 
welcher Wert dem gebrauchten Fahrzeug von der berufe- 
nen Schätzungsstelle beigemessen wird und zu welchen 
Preis der Wagen demgemäß höchstens verkauft werden 
darf. Diese Klarstellung vor dem Verkauf soll die Grund- 
lage für die Entschließung beider Vertragsparteien bilden 
mit der Folge, daß nicht nur der Käufer, sondern auch der 
Verkäufer vor Nachteilen geschützt wird. Dieser Gesichts- 
punkt ist in der angeführten Entscheidung des näheren 
dargelegt worden (DJ. 1940, 1250). : 

Inzwischen sind zwei Entscheidungen veröffentlicht 
worden, die zu einem von der Entscheidung des erk. 
Senats abweichenden Ergebnis gelangen (OLG. Hamm vom 
2. Aug. 19401): HöchstRRspr. 1940, 1374 und OLG. Celle 
v. 7. Dez. 1940: DR. 1941, 278). Das OLG. Hamm verweist 
auf die reichsgerichtliche Rspr. bei Verstößen gegen 
Preisvorschriften und mißt der — gegenüber der 1. Ån- 
ordnung v. 29. April 1939 und 30. Juni 1939 abgeänderten 
— Fassung der 2. Anordnung v. 17. Nov. 1939 keine Be- 
deutung bei. Dem Einwand von Süßkoch (DR. 1940, 
898), daß die Gestattung der nachträglichen Fest 
stellung des Schätzwertes eine sachlich nicht gerechtfer- 
tigte Unsicherheit über die Höhe des zulässigen Preises 
in die Rechtsbeziehungen der Beteiligten bringen würde 
hält es entgegen, daß die rechtliche Möglichkeit der nach- 
träglichen Abänderung einer unbilligen Vertragsleistung 
vielfach gegeben sei, so im Falle der 88 315 Abs. 3 Satz 1 
319 Abs.1 Satz 2 BGB., bei Verstößen gegen die Preis- 
stopVO. v. 26. Nov. 1936 und auch in gewissen Fällen im 
Rahmen der Anordnung v. 17. Nov. 1939. Das OLG. Celle 
führt aus, es sei dem Sinn der Anordnung Genüge ge 
schehen, wenn nach den Kaufbedingungen der Kaufpreis 
nach den Vorschriften der Anordnung festgestellt werden 
solle, sei es auch nachträglich. Die gegenteilige Auffassung 
hafte am Wortlaut und sei dadurch mittelbar einem An- 
steigen der Preise dienstbar, was gerade durch die An- 
ordnung bekämpft werden solle. 4 h e 

Demgegenüber ist vorweg darauf hinzuweisen, daß eit 
eindeutig zum Ausdruck gebrachter gesetzgeberischer 
Wille nicht im Wege richterlicher „Auslegung“ auBer Kraft 

esetzt werden kann. § 4 der Anordnung erklärt in völlig 
farer Fassung den Verkauf eines gebrauchten Kraftfahr- 
zeugs für unzulässig, wenn dasselbe nicht innerhalb des 
vorhergehenden Monats abgeschätzt worden ist 


1) Muß richtig heißen: OLG. Breslau v, 20. Juni Br 
D, S. 
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Es liegen keinerlei Anhaltspunkte dafür vor, daß der Ge- 
setzgeber, der Reichskommissar für die Preisbildung, da- 
mit einen anderen Sinn verbunden hätte, als der eindeutige 
Wortlaut besagt. Vielmehr könnte das Gegenteil aus der 
eingehenden Abhandlung des Justitiars beim Reichskom- 
missar, also beim Gesetzgeber, Dr. Süßkoch (DR. 1940, 
888 ff.) gefolgert werden, der mehrfach betont, daß jedem 
Verkauf eine Abschätzung unbedingt vorhergehen müsse 
und ohne sie ein Vertrag niemals abgeschlossen werden 
dürfe. Ein Verkauf ohne vorherige Abschätzung sei 
mithin auch dann unzulässig, wenn er die ausdrückliche 
Abrede enthalte, daß der Kaufpreis der noch festzustel- 
lende Schätzwert sein solle. 

Die Absicht des Preiskommissars geht dahin, daß vor 
dem Verkauf eines gebrauchten Kraitfahrzeugs für die 
Beteiligten völlig klare Verhältnisse über den Preis ge- 
Schaffen werden sollen. Dies hängt mit den Gründen zu- 
sammen, die — über die PreisstopVO. v. 26. Nov. 1936 hin- 
aus — zu einer besonderen Regelung für den Handels- 
verkehr mit gebrauchten Kraftfahrzeugen geführt haben. 

s ergab sich, daß bei gebrauchten Kraftfahrzeugen der 
nach der PreisstopVO. zulässige Preis für die Beteiligten 
sehr schwer zu bestimmen war. Dadurch wurde eine nicht 
erträgliche Unsicherheit in den volkswirtschaftlich bedeut- 
samen Handel mit gebrauchten Kraftfahrzeugen getragen. 
Dies hat zur Einführung des Schätzzwanges: bei einer 
zugelassenen Schätzungsstelle geführt. Und zwar muß die 
chätzung vor dem ek erfolgen, damit beide Be- 
teiligte eine sichere Grundlage für ihre Entschließung be- 
Sitzen, Käufer wie Verkäufer vor Nachteilen bewahrt 
werden und Streitigkeiten vorgebeugt wird. 

Daß diese Regelung eine zwecklose Erschwerung des 
Kraftfahrzeughandels bedeute und dadurch mittelbar einem 
Ansteigen der Preise diene, kann nicht anerkannt werden. 
Die Unbequemlichkeit der Abschätzung ist nicht zu um- 
gehen. Die vorherige Abschätzung hat aber den gro- 
Ben Vorteil, daß klare Verhältnisse geschafen werden, ehe 
die Vertragsparteien sich binden. Der Hinweis des OLG. 
Hamm, daß seit Inkrafttreten der PreisstopVO. jeder Käu- 
fer, der sich nicht vor Vertragschluß genügend um die 
Ermittlung des richtigen Preises bemüht habe, mit einer 
nachträglichen Abänderung des vereinbarten Preises rech- 
nen müsse, besagt nichts für die Auslegung des § 4. Denn 
Parade der Umstand, daß die Ermittlung des „richtigen“ 
Preises bei gebrauchten Kraftfahrzeugen besonders schwie- 
rig ist und die Abweichung des Vertragspreises von ihm 
ungewöhnlich häufig und stark war, hat im Interesse eines 
möglichst sicheren und reibungslosen Handelsverkehrs zu 
der Sonderregelung für den Verkauf gebrauchter Kraft- 
fahrzeuge geführt. Ob die vom OLG. Hamm angeführten 
beiden Fälle einer nachträglichen Abänderung des Schätz- 
wertes trotz vorheriger Abschätzung doch wieder zu einer 
— vom Willen der Vertragsparteien unabhängigen — Än- 
derung des Kaufpreises führen, mag dahingestellt bleiben. 
Denn der Umstand, daß fast jede Regel gewisse, praktisch 
unvermeidbare Ausnahmen erleiden muß, besagt nichts 
gegen die Zweckmäßigkeit und die bewußte Aufstellung 
der Regel und kann daher nicht als Stütze für die Aus- 
legung dienen, die das OLG. Hamm dem $ 4 gibt. 

Die beiden abweichenden Entscheidungen sind von der 
irrigen Meinung beeinflußt, die Anordnung bezwecke ledig- 
lich die Verhinderung ungerechtiertigt hoher Preise, also 
den Schutz des Käufers. In Wirklichkeit ist der Zweck der 
Anordnung weit umfassender: sie will den Handelsverkehr 
mit gebrauchten Kraftfahrzeugen in geordnete Bahnen 
lenken, indem sie für beide Teile durch den Zwang zur 
vorherigen Abschätzung eine sichere Grundlage ihrer 
Entschließung schafft. Eben deshalb greifen — worauf auch 
Dr. Süßkoch a.a.O. hinweist — die vom RG. (DR. 
1939, 1634) angeführten Gründe dafür, daß vom Gesetz- 
geber nicht die Nichtigkeit eines jeden gegen die Preis- 
regelung verstoßenden Kaufgeschäits gewollt sein könne, 
hier nicht ein. Denn wenn die Anordnung v. 17. Nov. 1939 
befolgt wird, kann eine Unsicherheit hinsichtlich der 
Rechtsgültigkeit von Kaufverträgen über gebrauchte Kraft- 
fahrzeuge aus Preisgründen gar nicht entstehen. Die 
Rechtslage ist vielmehr klar: ein Verkauf zu einem Preise, 
der den innerhalb des vorhergehenden Monats festgestellten 
Schätzwert nicht übersteigt, ist rechtsgültig; ein Verkauf 
ohne eine solche Schätzung ist schlechthin unzulässig. Nur 
dann, wenn die Abschätzung nach dem Verkauf zugelas- 
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sen wäre, würde in den Rechtsbeziehungen der Vertrags- 
parteien eine Unsicherheit eintreten. Dem hat der Gesetz- 
geber durch das in $ 4 ausgesprochene Gebot aber gerade 
vorgebeugt. 

Eine andere Auffassung würde zu einer einseitigen Be- 
günstigung des Käufers führen, der es in der Hand hätte, 
sich dadurch in den Besitz eines gebrauchten Kraftiahr- 
zeugs zu setzen, daß er dem der Bestimmungen unkundigen 
Verkäufer unbedenklich den geforderten Preis bewilligt, 
um nachher eine Abschätzung herbeizuführen und den 
Verkäufer am Verkauf zum wesentlich niedrigeren Schätz- 
wert festzuhalten. Es sei nur an die unzähligen Besitzer 
stillgelegter Kraftfahrzeuge gedacht, die wohl geneigt sind, 
ihren Wagen zu einem Preis zu verkaufen, der dem Ge- 
brauchswert entspricht, den das Fahrzeug für sie 
besitzt, die aber den Wagen über den Krieg durchhalten 
wollen, wenn sie diesen Preis nicht erzielen können. Die 
Belange dieser Kraitfahrzeugbesitzer erscheinen nicht 
minder schutzwürdig als diejenigen der Kaufliebhaber. 
Der Käufer soll vor überhöhten Preisen geschützt, aber 
nicht in die Lage versetzt werden, sich gebrauchte Kraft- 
fahrzeuge durch — meist schwer nachweisbare — unlau- 
tere Machenschaften zu erschleichen. Dem wird wirksam 
durch die Bestimmung vorgebeugt, daß ein Verkauf ohne 
vorherige Abschätzung unzulässig und damit rechts- 
unwirksam ist. Denn durch die vorherige Abschätzung 
wird Klarheit auch für den Verkäufer geschaffen. 

In einer — zustimmenden — Besprechung des eingangs 

enannten Urteils vom 10. Okt. 1940 weist LGR. Cochems 
RE eenkauf und Preisstop“ in der KölnZtge. 1940 
Nr. 650/651) mit Recht ergänzend darauf hin, daß eine 
nachträgliche Feststellung des Schätzwertes mit Rückwir- 
kung auf den Zeitpunkt des Vertragsschlusses in den mei- 
sten Fällen praktisch überhaupt nicht möglich sei. Ein Bei- 
spiel hierfür bietet der vori. Fall, in welchem die Abschät- 
zung des Fahrzeugs — nach der Darstellung der Kl. ohne 
ihre Schuld — erst fünf Monate nach dem Kauf erfolgt ist, 
und zwar nachdem der Wagen inzwischen überholt und 
eine Flüssiggasanlage eingebaut worden war. Es kann 
unmöglich Aufgabe des Schätzers sein, ein Kraftfahrzeug 
nach einem früheren Zustand abzuschätzen, den er selbst 
nicht kennt, der ihm vielmehr vom Käufer bezeichnet und 
gegebenenfalls durch Rechnungen glaubhaft gemacht wird. 
Selbst wenn der andere Teil — was hier nicht geschehen 
ist — zu Gehör kommt, liegt es außerhalb der Aufgabe 
des Schätzers, den früheren Zustand zu ermitteln und das 
Fahrzeug in diesem früheren Zustand abzuschätzen. Statt 
der angestrebten Klarheit, Sicherheit und Zuverlässigkeit 
im Verkehr mit gebrauchten Kraftfahrzeugen würde das 
Gegenteil hervorgerufen. Auch diese Erwägung muß dazu 
führen, daß die Schätzung grundsätzlich dem Kauf voran- 
zugehen hat, wie dies dem klaren und eindeutigen Wortlaut 
des § 4 entspricht. Andernfalls ist der Kaufvertrag unzu- 
lässig und damit nichtig. 

(OLG. Zweibrücken, Urt. v. 20. Febr. 1941, 2U 156/40.) 


Anmerkung zu 6 und 7: Die beiden Entscheidungen 
sind die bisher letzten Glieder in einer längeren Reihe 
einander widersprechender Entscheidungen von OLG. zu 
der Frage, ob ein ohne vorherige Abschätzung abgeschlos- 


sener Kaufvertrag über ein gebrauchtes Kraftfahrzeug 
nichtig ist oder nicht. Für die Nichtigkeit haben sich neben 
dem OLG. Zweibrücken, das bereits in einer früheren Ent- 


scheidung vom 10. Okt. 1940 (DJ. 1940, 1250) den gleichen 

zunächſt der Prüfung, ob aus einem ſolchen Geſellſchaftsver⸗ 
trage überhaupt — abgeſehen von dem Differenzeinwande — 
Verbindlichkeiten für die Parteien erwachſen konnten. 

Einſchlägig iſt in dieſer Hinſicht der 8 60 B., der be⸗ 
ftimnt, daß die Vorſchriften der 88 52 bis 59 (über Börſen⸗ 
termingeſchäfte) auch Anwendung finden auf die Erteilung 
und Übernahme von Aufträgen, ſowie auf die Vereinigung 
zum Zwecke des Abſchluſſes von nicht verbotenen Börſentermin⸗ 
geſchäften. Dieſe Vorſchrift ſoll verhindern, daß nicht börſen⸗ 
termingeſchäftsfähige Perſonen (853 BG.), indem jie ſich mit 
börſentermingeſchäftsfähigen Perſonen zum Abſchluß von Bör⸗ 
ſentermingeſchäften vereinigen und dieſen den verbindlichen 
Abſchluß der Geſchäfte überlaſſen, im Wege der Abrechnung 
au den Börſentermingeſchäften beteiligt werden. Es kann kein 
Zweifel darüber beſtehen, daß dieſe Vorſchrift ihrem Zwecke 
nach auch, und ſogar gerade auf Innengeſellſchaften der 
bezeichneten Art Anwendung zu finden hat. 

Schlechthin verbotene Börſentermingeſchäfte (8 50 BG.), 
die ohne weiteres die Nichtigkeit des Geſellſchaftsvertrages 
begründen würden, ſtanden im vorl. Fall offenſichtlich nicht 
in Frage; es iſt ſolches auch von dem Bekl. nicht behauptet 
worden. 

Die 88 52 bis 59 BG., auf welche der $ 60 Bezug nimmt, 
unterſcheiden zwiſchen ganz oder in beſchränktem Umfange 
verbindlichen Termingeſchäften und unverbindlichen 
Termingeſchäften. Die Verbindlichkeit der Geſchäfte 
könnte vorliegend, da die Beſt. der SI 54, 56, nach denen 
eine Verbindlichkeit in beſchränktem Umfange begründet wird, 
nicht zutreffen, auch der Fall einer nachträglichen Begründung 
einer Verbindlichkeit — 857 — nicht gegeben iſt, nach dem 
hier feſtgeſtellten Sachverhalt nur aus dem Geſichtspunkte des 
853 BG. in Frage kommen. Danach it das Vörſentermin⸗ 
geſchäft verbindlich, wenn auf beiden Seiten als Vertrag⸗ 
ſchließende Kaufleute, die in das Handelsregiſter eingetragen 
ſind . , beteiligt find. 
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Der Kl. war als Kaufmann im Handelsregiſter eingetra⸗ 
gen. Den Einwand des Bekl., der Kl. ſei gleichwohl nicht 
termingeſchäftsfähig, weil ſein Gewerbebetrieb über den Um⸗ 
fang des Kleingewerbes nicht hinausgehe (8 53 Abſ. 1 Satz 2 
BG.), hält das BG. nicht für begründet. Es geht dabei mit 
Recht davon aus, daß der Bekl. gegenüber der ſich aus der 
Eintragung des Kl. im Handelsregiſter ergebenden tatſächlichen 
Vermutung der Vollkaufmannseigenſchaft den Beweis für ſeine 
gegenteilige Behauptung zu erbringen habe. Die von dem 
Bekl. angeführten Umſtände, aus denen ſich ergeben ſoll, daß 
der Gewerbebetrieb des Kl. nicht über den Umfang des Klein⸗ 
gewerbes hinausgehe, erachtet das BG. für äußerlich und nicht 
durchgreifend gegenüber den die Vollkaufmannseigenſchaft des 
Kl. begründenden Darlegungen des Kl. Dagegen iſt vom 
Rechtsſtandpunkte aus nichts zu erinnern, und es iſt insbeſ. 
auch vom BG. mit Recht als nicht durchſchlagend betrachtet 
worden, daß der Kl. ſelbſt früher in einem Rechtsſtreit eine 
andere Auffaſſung vertreten hat. 

Die Börſentermingeſchüftsfähigkeit des Kl. iſt deshalb 
rechtlich einwandfrei nachgewieſen. 

Um die Verbindlichkeit der Börſentermingeſchäfte zu be⸗ 
gründen, iſt es jedoch nach 8 53 BG. weiter erforderlich, daß 
auch der Bekl. börſentermingeſchäftsfähig war. Die Börjen- 
termingeſchäftsfähigkeit des Bekl. ergibt ſich aber ohne weiteres 
aus den Umſtänden. 

Nach 853 Abſ. 2 Nr. 1 BG. ſtehen den im Abſ. 1 be⸗ 
zeichneten Kaufleuten (hinſichtlich der Börſentermingeſchäfts⸗ 
fähigkeit) gleich Perſonen, die zur Zeit des Geſchäftsabſchluſſes 
oder früher berufsmäßig Börſentermingeſchäfte oder Bankier⸗ 
geſchäfte betrieben haben... 

Die Termingeſchäftsfähigkeit im Sinne dieſer Vorſchrift 
iſt nicht davon abhängig, daß die berufsmäßige Ausübung 
von Börſentermingeſchäften oder Bankiergeſchäften in eige⸗ 
nem Namen geſchehe; es können alſo nach dieſer Vorſchrift 
auch Direktoren (Vorſtandsmitglieder), Handlungsbevollmäch⸗ 
tigte, Angeſtellte von Firmen, die Börſentermin- oder Bankier⸗ 
geſchäfte betreiben, termingeſchäftsfähig ſein unter der Vor⸗ 
ausſetzung, daß der Betrieb der genannten Geſchäfte zu den 
beſonderen beruflichen Obliegenheiten des Direktors, Hand— 
lungsbevollmächtigten oder Angeſtellten gehört. Der Bekl. war 
in den Jahren 1926/27 (bis zum 30. April 1927) Bankdirek⸗ 
tor. Es kann danach nicht zweifelhaft ſein, daß er i. S. des 
§ 53 Abſ. 2 Nr. 1 BG. berufsmäßig Bankiergeſchäfte betrieben, 
daß er mithin die Börſentermingeſchäftsfähigkeit beſeſſen hat. 

Nach dem bisher vorl. Sachverhalt beſaßen alſo beide 
Parteien die Börſentermingeſchäftsfähigkeit, und daraus folgt 
— 8 60 i. Verb. m. 853 BG. —, daß der Geſellſchafts⸗ 
vertrag der Parteien, ſoweit er allgemein auf den Abſchluß 
von Börſentermingeſchäften gerichtet war, verbindlich war und 
die Pflicht des Bekl. begründete, den auf ihn entfallenden Ver⸗ 
luſtanteil zu tragen und dem Kl. zu erſtatten. 

Sollte ſich in dem weiteren Verfahren dagegen etwa auf 
Grund neuen Vorbringens des Bekl. herausſtellen, daß die 
Parteien oder eine von ihnen nicht die Termingeſchäftsfähigkeit 
beſaßen, ſo würde nach den bezeichneten Geſetzesbeſtimmungen 
ein verbindlicher Anſpruch des Kl. auf anteilmäßige Tragung 
des Verluſtes durch den Vekl., ſofern der Geſellſchaftsvertrag 
den Abſchluß von Börſentermingeſchäften zum Gegenſtande 
hatte, nicht entſtanden fein, und es würde deshalb das Klage⸗ 
begehren der rechtlichen Grundlage entbehren, die Widerklage 
dagegen begründet ſein. 

Nach anderen Geſichtspunkten iſt die Frage zu beantwor⸗ 
ten, wie die Rechtslage zu beurteilen iſt, wenn es ſich bei den 
Börſentermingeſchäften um Differenzgeſchäfte i. S. des $ 764 
BGB. gehandelt haben ſollte. Das BG. hat das Vorliegen 
ſolcher Differenzgeſchäfte als richtig unterſtellt, gleichwohl aber 
den Klageanſpruch für begründet und die Widerklage für un⸗ 
begründet erachtet. 

Der 6. ZivSen. des RG. hat in der Entſch. v. 19. Dez. 
1898 (RGZ. 43, 148) in einem nach gemeinem Recht zu be⸗ 
urteilenden Falle ausgeſprochen, aus der Nichtklagbarkeit des 
Spielvertrages für ſich allein dürfe nicht die Unwirkſamkeit 
eines zum Zwecke des erlaubten Spieles eingegangenen Gejell- 
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ſchaftsvertrages gefolgert werden, jedenfalls inſoweit nicht, als 
nur die Klage auf anteilmäßige Tragung des eingetretenen 
Verluſtes oder auf anteilmäßige Herausgabe des erzielten Ge⸗ 
winnes in Frage ſtehe. 

Ob die in dieſer Entſch. vertretene Auffaſſung in ihrer 
Allgemeinheit mit den heutigen Rechtsanſchauungen über das 
Weſen des Spielvertrages in Einklang ſtände, mag dahinſtehen. 
Auf Differenzgeſchäfte, die zugleich Börſengeſchäfte ſind, 
können dieſe Grundſätze jedenfalls keine Anwendung finden, 
da inſoweit auch hier die beſondere Regelung des § 60 BG. 
eingreift. Für Differenzgeſchäfte ſowie Spielgeſchäfte überhaupt 
fehlt es in dem BörſG. allerdings an einer dem 8 60 BG. ent⸗ 
ſprechenden allgemeinen Beſt. Daraus wird im Schrifttum 
gefolgert, daß das, was 8 60 beſtimme, auf Differenzgeſchäfte 
keine Anwendung finden könne. Das iſt jedoch nur beſchränkt 
richtig. Es iſt eine Selbſtverſtändlichkeit, daß § 60 auch für 
Differenzgeſchäfte dann zu gelten hat, wenn die Differenz⸗ 
geſchäfte ſich zugleich als Börſentermingeſchäfte darſtellen. 
Es wäre durchaus folgewidrig und würde jeden inneren Grun⸗ 
des entbehren, die Beſchränkungen, die der 860 — i. Verb. 
mit den §88 52 bis 59 — BG. für die Wirkſamkeit der Er⸗ 
teilung und Übernahme von Aufträgen ſowie für die Ver⸗ 
einigung zum Zwecke des Abſchluſſes von nicht verbotenen 
Börſentermingeſchäften enthält, auf ſolche Börſentermin⸗ 
geſchäfte, welche zugleich Differenzgeſchäfte ſind und deshalb 
ſinngemäß einer ſtrengeren Beurteilung unterliegen müßten, 
nicht zu erſtrecken. Die Geltung des $ 60 auch für Differenz⸗ 
geſchäfte, ſoweit ſie zugleich Börſentermingeſchäfte ſind, ergibt 
ſich überdies auch ohne weiteres aus dem Geſetze inſofern, als 
in 8 60 auch die Vorſchrift des 8 58 (88 52 bis 59) für an⸗ 
wendbar erklärt iſt, die ſich gerade mit der Zuläſſigkeit des 
Differenzeinwandes bei Börſentermingeſchäften befaßt. 

Der hiernach auch für Geſellſchaftsverträge anwendbare 
§ 58 BG. beſtimmt, daß gegen Anſprüche aus Börſentermin⸗ 
geſchäften in Waren oder Wertpapieren, die zum Börſentermin⸗ 
handel zugelaſſen find ($ 50), von demjenigen, für welchen das 
Geſchäft nach den Vorſchriften der 88 53, 54, 57 verbindlich 
iſt, ein Einwand aus den 8$ 762 und 764 BGB. nicht erhoben 
werden kann. Beide Parteien find nach dem bisherigen Sad)- 
verhalt als termingeſchäftsfähig anzuſehen. Es bleibt hiernach 
nur noch die Frage zu entſcheiden, ob die Börſentermin⸗ 
geſchäfte, um die es ſich handelte, in Wertpapieren erfolgt 
ſind, die zum Börſenterminhandel zugelaſſen waren. Nach 
dieſer Richtung hat das BG. Feſtſtellungen nicht getroffen. 
Darauf kam es aber nach der Regelung des $58 BG. ent⸗ 
ſcheidend an. Soweit es ſich um Wertpapiere handelte, die 
zum Börſenterminhandel zugelaſſen waren, ergibt ſich aus der 
in 8 60 verordneten Anwendung des 8 58, daß dem Geſell⸗ 
ſchaftsvertrag der Parteien, auch ſoweit die Termingeſchäfte 
in den zum Börſenhandel zugelaſſenen Wertpapieren Diffe⸗ 
renzgeſchäfte waren, volle Wirkſamkeit zukam, und daß den 
daraus hergeleiteten Anſprüchen der Differenzeinwand nicht 
entgegengeſetzt werden konnte. Standen dagegen Termin⸗ 
geſchäfte in nicht zugelaſſenen Wertpapieren in Frage, ſo 
war die Erhebung des Differenzeinwandes nach der Vorſchrift 
des 8 58 nicht ausgeſchloſſen, und daraus ergibt ſich wiederum, 
daß dieſer Einwand zufolge der in 8 60 getroffenen Regelung 
auch gegenüber Anſprüchen aus einem Geſellſchaftsvertrage, 
der den Abſchluß von Termingeſchäften in nicht zugelaſſenen 
Wertpapieren zum Gegenſtande hatte, ſtatthaft blieb. 

Sofern es ſich alſo um verbindliche Börſentermingeſchäfte 
gehandelt hat, wird das BG. zunächſt die Frage zu klären 
haben, ob es ſich bei dieſen Geſchäften um Wertpapiere han⸗ 
delte, die zum Börſenterminhandel zugelaſſen waren oder nicht. 

II. Es bleibt ſchließlich zu prüfen, wie die Rechtslage zu 
beurteilen iſt, wenn der Geſellſchaftsvertrag den Abſchluß 
nicht von Börſentermingeſchäften, ſondern von Kaſſa⸗ 
geſchäften zum Gegenſtande gehabt haben ſollte. Kaſſageſchäfte 
ſind an ſich rechtsgültig und vollverbindlich ohne Rückſicht auf 
die Termingeſchäſtsfähigkeit der Parteien; es kann deshalb 
auch die Verbindlichkeit eines Geſellſchaftsvertrages, der den 
Abſchluß von Kaſſageſchäften betrifft, nicht in Zweifel gezogen 
werden. Ebenſo unzweifelhaft iſt aber auch, daß gegenüber 
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Kaſſageſchäften der Spieleinwand nach $ 762 BGB., da für 
Kaſſageſchäfte eine dem $ 58 BG. entſprechende Regelung nicht 
getroffen worden iſt, unbeſchränkt zuläſſig bleibt. Der $ 58 
BG., der die Beſchränkung des Differenzeinwandes für einen 
Teil der verbindlichen Börſentermingeſchäfte anordnet, iſt 
eine Sondervorſchrift, die auf Kaſſageſchäfte auch nicht ent⸗ 
ſprechend Anwendung finden kann. 

Daraus folgt wiederum, daß auch gegenüber Anſprüchen 
aus Geſellſchaftsverträgen, welche den Abſchluß von Umſatz⸗ 
geſchäften zum Gegenſtande haben, die ſich äußerlich als Kaſſa⸗ 
geſchäfte darſtellen, die Zuläſſigkeit des Spieleinwandes einer 
Beſchränkung nicht unterliegt. Der $ 60 BG. gilt zwar un⸗ 
mittelbar für Kaſſageſchäfte nicht. Der Vorſchrift des 8 60 
liegt indes der allgemeine Gedanke zugrunde, daß die Ver- 
bindlichkeit von Geſellſchaftsverträgen, die Börſengeſchäfte zum 
Gegenſtande haben, und die Zuläſſigkeit des Spieleinwandes 
gegenüber Anſprüchen aus ſolchen Verträgen ſich danach richten 
ſoll, ob und inwieweit die Börſengeſchäfte ſelbſt verbindlich 
waren und der Spieleinwand ihnen gegenüber zuläſſig blieb. 
Eine dem 8 60 entſprechende Regelung für Kaſſageſchäfte zu 
treffen, beſtand kein Anlaß, da die Verbindlichkeit von 
Kaſſageſchäften im Gegenſatz zu Börſentermingeſchäften nicht 
beſchränkt werden ſollte. Die Zuläſſigkeit des Spielein⸗ 
wandes aber hat das Geſetz in § 58 nur für eine ganz be⸗ 
ſtimmte Art von Börſengeſchäften, nämlich die verbindlichen 
Börſentermingeſchäfte in Waren oder Wertpapieren, die zum 
Börſenterminhandel zugelaſſen waren, beſchränkt, und es iſt 
dieſe Beſchränkung auch ausdrücklich in § 60 auf Anſprüche 
aus Geſellſchaftsverträgen ausgedehnt worden. Da der Spiel- 
einwand gegenüber Anſprüchen aus Kaſſageſchäften unbe⸗ 
ſchränkt zuläſſig iſt, hätte es einer beſonderen Regelung be- 
durft, wenn beabſichtigt worden wäre, gegenüber Anſprüchen 
aus Geſellſchaftsverträgen, die Kaſſageſchäfte betrafen, den 
Spieleinwand nicht zuzulaſſen oder ſeine Zuläſſigkeit zu be⸗ 
ſchränken. 

Betraf der Geſellſchaftsvertrag alſo Kaſſageſchäfte, ſo war 
der Bekl. an der Erhebung des Spieleinwandes nicht behindert. 

Die Frage, ob Spielgeſchäfte den Gegenſtand des Geſell⸗ 
ſchaftsvertrages gebildet haben, wird nach alledem nur dann 
dahingeſtellt bleiben können, wenn 


a) entweder Börſentermingeſchäfte in zum Börſen⸗ 
terminhandel zugelaſſenen Wertpapieren in Frage ſtanden 
und beide Parteien i. S. des § 53 börſentermingeſchäfts⸗ 
fähig waren. Alsdann wäre der Klageanſpruch nach den 
88 58, 60 BG. auch dann begründet und die Widerklage 
unbegründet, wenn die Termingeſchäfte Differenzgeſchäfte 
waren; 

b) oder ſich ergeben ſollte, daß zwar Börfentermin- 
geſchäfte vorlagen, aber nicht beide Parteien termingeſchäfts⸗ 
jähig i. S. des 8 53 BG. waren. Alsdann wäre der Geſell⸗ 
ſchaftsvertrag unverbindlich, und es würde das Klagebegeh- 
ren, ohne Rückſicht darauf, ob Differenzgeſchäfte vorlagen 
oder nicht, der rechtlichen Grundlage entbehren und die 
Widerklage begründet fein. 


(U. v. 26. Febr. 1935; II 241/34.— Dresden.) v. B.] 


Anmerkung: Ein intereſſantes Urteil, das die Verbindlichkeit 
von Geſellſchaftsverträgen zu Spielzwecken klärt. 


1. Der 6. ZivSen. hatte ſich in feiner Entſch. v. 19. Dez. 1898 
(RG. 43, 148) für das gemeine Recht auf den Standpunkt ge⸗ 
ſtellt, daß aus der Nichtklagbarkeit des Spielvertrages nicht auf die 
Unwirkſamkeit eines zum Zweck erlaubten Spiels eingegangenen 
Geſellſchaftsvertrages geſchloſſen werden dürfe und hatte der Klage 
auf anteilige Tragung der etwaigen Verluſte und Ausgaben ſowie 
anteilmäßige Herausgabe des erzielten Gewinnes ſtattgegeben. Dem 
haben ſich die meiſten Schriftſteller auch für das BGB. angeſchloſſen. 

Im Lehrbuch von Enneccerus-Lehmann (12.) S. 642 
Anm. 6 ift dagegen der Standpunkt vertreten, daß eine derartige Auf⸗ 
faſſung auf Förderung des Spiels auf Kredit durch Gewährung des 
Rechtsſchutzes hinauslaufe und deshalb die Klage auf Mittragung von 
etwaigen Auslagen und Verluſten abzuweiſen ſei. 

Das RG. läßt in der obigen Entſch. dieſe grundſätzliche Frage 
zunächſt offen und ſtützt das Urteil — ſoweit es ſich um eine Ver⸗ 
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einigung zum Abſchluß von Börſentermiungeſchäften gehandelt 
hat — auf den 8.60 BG. Da durch § 60 BG. die Vorſchriften der 
88 52—59 BG. auch auf Vereinigungen zum Zwecke des Abſchluſſes 
nichtverbotener Börſentermingeſchäfte ausdrücklich für anwendbar er⸗ 
klärt worden ſeien, müffe die Geſellſchaft zum Abſchluß von Börſen⸗ 
termingeſchäften über amtlich zugelaſſene Wertpapiere zwiſchen termin⸗ 
fähigen Parteien grundſätzlich als verbindlich angeſehen werden. Dem 
iſt ſicher beizupflichten. 

Nicht minder der Erſtreckung der 88 52—60 BG. auf Börſen⸗ 
termingeſchäfte, die gleichzeitig Differenzgeſchäfte ſind. 
Mit Recht bezeichnet das RG. unter Ablehnung abweichender An⸗ 
ſichten im Schrifttum dieſe Erſtreckung als eine „Selbſtverſtändlich⸗ 
keit“. Inſoweit iſt zur Begründung nichts hinzuzufügen. 

2. Auf die grundſätzliche Frage, ob der Spieleinwand 
gegenüber einem Geſellſchaftsvertrag zuläſſig ſei, der keine derartigen 
Börſentermingeſchäfte zum Gegenſtand habe, geht das RG. erſt im 
Schlußteil ein und beantwortet ſie eindeutig dahin, daß der Spiel⸗ 
einwand unbejchränkt zulaſſig bleibe. Dem wird man, ſoweit es ſich 
um den Anſpruch auf Mittragung von Auslagen und Verluſten 
handelt, aus den unter 1 angeführten Erwägungen ſicher zuſtimmen 
müſſen. Fraglich bleibt nur, ob auch gegenüber einer Klage auf ver⸗ 
hältnismäßige Herausgabe bereits gemachter Gewinne der Spieleinwand 
durchſchlägt. Das habe ich in Enneccerus⸗Lehmann (12.) 
S. 642 oben verneint, da die Erhörung einer ſolchen Klage weniger 
die Förderung des Spiels als die Übertragung des bereits gezahlten 
Gewinns an den wahren Gewinner zur Folge hat. 

Obwohl das RG. in unſeter Entſch. den Spieleinwand un⸗ 
beſchrankt zulaſſen will, bleibt fraglich, ob es ihn auch gegenüber 
einem ſolchen Anſpruch auf verhältnismäßige Herausgabe bereits ge⸗ 
machter Gewinne, wobei ſelbſtverſtändlich die etwaigen Auslagen und 
Verluſte abgezogen werden müßten, durchgreifen laſſen würde. 

Am zmeifelhafteſten bleiben die Fälle, wo ein Differenz⸗ 
geſchäft in Form eines Kaſſageſchüfts abgeſchloſſen wird. 

Unter Preisgabe ſeiner früheren abweichenden Auffaſſungen hat 
das RG. in der Nachkriegszeit mit ſteigender Entſchiedenheit an⸗ 
erkannt, daß ein Kaſſageſchäft ein Spielgeſchäft ſein könne. 
Freilich trägt es Bedenken, auf derartige getarnte Differenzgeſchäfte 
den Differenzeinwand des § 764 BGB. anzuwenden und verſucht 
ihnen mit der Zulaſſung des Spieleinwandes nach § 762 BGB. bei⸗ 
zukommen. Das hat aber ſachlich keinen Unterſchied in der Be⸗ 
urteilung zur Folge. 8 

An dieſer Auffaſſung, die z. B. von Düringer⸗Hachenburg⸗ 
Breit (3.) Bd. V 1. Hälfte S. 434 Anm. 45 bekämpft wird, halt 
auch obiges Urteil feſt. 

Wenn man der Kaſſaſpekulation gegenüber den Spiel⸗ oder 
Dlfferenzeinwand durchſchlagen läßt, liegt es aber nahe, das als Kaſſa⸗ 
geſchäft getarnte Differenzgeſchäft auf der ganzen Linie feiner wahren 
Natur entſprechend zu behandeln und den Differenzeinwand nach 
3:58 BG. in gleichem Umfange auszuſchließen wie bei der Ultimo⸗ 
ſpekulation, alſo ſoweit es ſich um ein Kaſſageſchäft in amtlich zu⸗ 
gelaſſenen Wertpapieren zwiſchen termingeſchäftsfähigen Parteien han⸗ 
delt. Die Hauptbedeutung der obigen Entſch. liegt darin, daß ſie eine 
ſolche Anwendung des § 58 BG., die ſelbſtverſtändlich nur als analoge 
in Betracht kommen kann, mit Entſchiedenheit ablehnt. Dem iſt 
durchaus beizupflichten. a * 0 

Die Begründung des Urteils wirkt freilich eimas formaliſtiſch, 
inſofern ſie ſich lediglich auf den Charakter des 8 58 BG. als einer 
Sionderrechtsnorm ſtützt. Das iſt der bekannte Umkehrſchluß. 
Ihm gegenüber bleibt die Frage offen, ob nicht auch eine analoge 
Anwendung gerechtfertigt werden könnte. * * 

Die Entſch., ob ein Umkehrſchluß oder Analogie geboten iſt, 
kann nur auf Grund einer Bewertung der Intereſſenlage 
gewonnen werden. Eine ſolche muß freilich zur Ablehnung der Ana⸗ 
logie führen. Denn die Bevorzugung des ı 58 BG verdienen nur 
Börſentermingeſchäfte, die offen als ſolche auftreten. Es. 
liegt für die Spekulation nahe, um den Einwand der mangelnden 
Termingeſchäftsfähigkeit zu umgehen, die Form des Kaſſageſchäftes 
zu wählen und dieſes durch Stundungsabreden für die Differenz⸗ 
ipekukation geeignet zır machen er 

Eine ſolche Tarnung würde aber auch bei amtlich zugelaſſenen 
Wertpapieren und bei Geſchäftsabſchlüſſen zwiſchen terminfähigen Par⸗ 
teien die Durchführung der nur für Termingeſchäfte aufgeſtellten 
Sondervorſchrift des §. 58 BG. gefährden, der die Börſentermin⸗ 
geſchäfte zwar wegen ihres wirtſchafllichen Wertes anerkennt, aber 
wegen ihrer Gefährlichkeit in engen Schranken halten will. Dieſer 
Zweck läßt ſich nur erreichen, wenn man die Anwendung des § 58 BG. 
auf die Börſentermingeſchäfte beſchränkt, die offen als ſolche auftreten 
und eine Nachprüfung ihrer Unbedenklichkeit unſchwer geſtatten. 

Prof. Dr. Heinrich Lehmann, Köln. 


** 2. § 49 BGB. Ein Geſchäft, das in den Rah⸗ 
men der in 849 fallenden Geſchäfte fallen kann, 
ift grundſätzlich als ein ſolches anzuſehen, das 
tatſächlich in dieſen Rahmen fällt. Das gilt nur 
dann nicht, wenn die erforderliche ſorgfältige 
Prüfung des Sachverhalts durch den Dritten 
ergibt, daß das Geſchäft im einzelnen Fall nicht 
geeignet iſt, als Liquidationsgeſchäft zu dienen. 


Der Jungdeutſche Orden, e. V., bediente ſich der Tages⸗ 
zeitung „Der Jungdeutſche“ als ſeines Mitteilungsorgans. 
Herausgegeben wurde dieſe Zeitung von der Firma „Deutſche 
Preſſe GmbH.“. An dieſer Geſellſchaft war der Hochmeiſter 
des Jungdeutſchen Ordens allein oder weſentlich beteiligt. Die 
Zeitung wurde bei der Kl. gedruckt. Dieſe hatte der „Deutſchen 
Preſſe“ einen Wechſelkredit eingeräumt, der am 7. Juli 1933: 
77654 RM, betrug. Durch eine Urkunde von dieſem Tage 
übernahm der beklagte Jungdeutſche Orden, der ſich ſchon 
damals in Liquidation befand, für dieſe Schuld ſelbſtſchuld⸗ 
neriſche Bürgſchaft. Auf Grund dieſer Bürgſchaft verlangt 
die Kl. von dem Bekl. Zahlung von 8500 AA in allen drei 
Inſtanzen mit Erfolg. 

Das BG. hat angenommen, daß die Übernahme der 
Bürgſchaft in den Rahmen der dem Liquidator des Bekl. nach 
8 49 BGB. obliegenden Geſchäfte falle. Hiergegen wendet ſich 
die Rev. Sie macht geltend, daß es für den Bekl. als politiſchen 
Verein grundſätzlich nicht in den Bereich der Liquidations⸗ 
geſchafte gehören könne, eine Bürgſchaft für Verpflichtungen 
zu übernehmen, die den Verein als ſolchen nicht im gering⸗ 
ſten angingen und ſeinem Weſen nach nichts angehen könnten. 
Falls die Kl. auch nur die geringſte Sorgfalt angewendet 
hätte, hatte ihr das nicht entgehen können. Dieſe Rüge iſt 
nicht begründet. 


Nach § 49 BGB. haben die Liquidatoren die laufenden 
Geſchäfte zu beendigen, die Forderungen einzuziehen, das 
übrige Vermögen in Geld umzuſetzen, die Gläubiger zu be⸗ 
friedigen und den Überſchuß den Anfallberechtigten auszu⸗ 
händigen. Das Geſetz enthält dann den Zuſatz: Zur Be⸗ 
endigung ſchwebender Geſchäfte können die Liquidatoren auch 
neue Geſchäfte eingehen. Die Frage, in welcher Weiſe bei der 
Umgrenzung dieſer Vorſchrift einerſeits dem Zweck der Liqui⸗ 
dation, dem für die Tätigkeit der Liquidatoren in 8 48 Abſ. 2 
BGB. eine grundlegende Bedeutung zugemeſſen iſt, anderer⸗ 
ſeits den Erforderniſſen des redlichen Verkehrs Rechnung zu 
tragen iſt, hat bereits bei der Entſtehung des Geſetzes im 
Rahmen etwaiger allgemeiner Umgrenzung der Befugniſſe, 
die ſich aus geſetzlicher Ermächtigung ergeben, eingehende Er⸗ 
örterung gefunden — Prot. der II. Komm. 6 S. 136 ff. — 
und iſt im Schrifttum nicht einheitlich beantwortet worden. 
Von den verſchiedenen Auffaſſungen, die in dieſer Beziehung 
vertreten ſind (vgl, Planck, Bem. 2 zu 8 49), haben zwei 
auszuſcheiden, die den in Betracht kommenden Belangen nur 
nach je einer Richtung Rechnung tragen. Das iſt einmal die 
Auffaſſung, daß die Vertretungsmacht der Liquidatoren unbe⸗ 
ſchränkt iſt und die Liquidatoren nur dem Verein für die 
Geſchäftsführung i. S. des § 49 verantwortlich ſind. Das iſt 
weder mit 8 48 Abſ. 2, wonach die Liquidatoren die rechtliche 
Stellung des Vorſtandes nur haben, ſoweit ſich nicht aus dem 
Zweck der Liquidation etwas anderes ergibt, noch mit § 49 
zu vereinigen. Andererſeits iſt die Auffaffung abzulehnen, daß 
die Vertretungsmacht der Liquidatoren auf die zum Zweck der 
Liquidation in § 49 bezeichneten Geſchäfte derart beſchränkt 
iſt, daß alle Geſchäfte, die nicht gegenſtändlich jenem Zweck 
entſprechen, außerhalb der Vertretungsmacht liegen. Damit 
würden die Belange des redlichen Geſchäftsverkehrs völlig 
außer acht gelaſſen werden. Denn ob ein neues Geſchäft i. S. 
des 8 49 zur Beendigung der ſchwebenden Geſchäfte in Wirk⸗ 
lichkeit dient, iſt von dem Vertragsgegner oft nicht zu er⸗ 
kennen, und zwar gerade in Fällen, in denen auch bei Beob⸗ 
achtung der im Verkehr erforderlichen. Sorgfalt für den An⸗ 
tragsgegner kein Anlaß vorliegt, irgendwelche Erkundigung 
einzuziehen. Der Verkehr kann in ſolchen Fällen nicht dadurch 
zu Schaden kommen, daß nachträglich feſtgeſtellt wird, der 
Zweck des einzelnen neuen Geſchäfts habe dem Ziel der Ab⸗ 
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wicklung der Geſchäfte des Vereins in Wirklichkeit nicht ge⸗ 
dient. Man wird es daher als ausreichend anſehen müſſen, 
wenn jedes Geſchäft, das in den Rahmen der in 8 49 be⸗ 
zeichneten Geſchäfte fallen kann, grundſätzlich als ſolches 
angeſehen wird; das wird nur dann nicht gelten können, 
wenn die erforderliche ſorgfältige Prüfung des Sachverhalts 
durch den Dritten ergibt, daß das Geſchäft im einzelnen Falle 
nicht geeignet iſt, als Liquidationsgeſchäft zu dienen (vgl. 

land a. a. O., Staudinger, Bem. VI zu 849, ROR- 
Komm., Bem. 2 zu § 49). Auch in dem RGZ. 72, 240 = IM. 
1910, 41 abgedruckten RGurt., das ſich mit einem nach dem 
Gen G. zu beurteilenden Sachverhalt zu befajfen hatte, iſt die 
Notwendigkeit betont, die dringenden Bedürfniſſe des prak⸗ 
tiſchen Lebens bei dieſer Frage zu berückſichtigen und den Be⸗ 
griff des neuen Geſchäfts möglichſt eng und den des ſchweben⸗ 
den Geſchäfts möglichſt weit zu faſſen. Auf die weitere, im 
Schrifttum ſtreitige Frage, wie es mit der Beweislaſt in 
bezug auf die erörterte Beobachtung der erforderlichen Sorg⸗ 
falt des Dritten zu halten ſei, braucht hier nicht eingegangen 
zu werden, da der Sachverhalt zu einer Stellungnahme in 
nah Frage nicht nötigt. Denn das BG. nimmt folgen⸗ 
es an: 

Da die Deutſche Preſſe die Zeitung des Jungdeutſchen 
Ordens gedruckt habe, habe der Außenſtehende annehmen 
müſſen, daß zwiſchen dem Bekl. und der Deutſchen Preſſe 
irgendwelche rechtsgeſchäftliche Bindungen beſtänden. Nur in 
einem ſolchen Falle habe die Möglichkeit einer Bürgſchafts⸗ 
übernahme beſtanden, und dann ſei auch die Möglichkeit eines 
Abwicklungsgeſchäfts gegeben geweſen. Dieſe auf tatſächlichem 
Gebiet liegenden Ausführungen können durch die Darlegungen 
der Rev. nicht erſchüttert werden. Es kann der Rev. nicht zu⸗ 
gegeben werden, daß ein in Liquidation befindlicher politiſcher 
Verein eine Bürgſchaftsverpflichtung überhaupt nicht eingehen 
könne. Ein wichtiges Mittel zur Erreichung der Zwecke eines 
ſolchen Vereins iſt das gedruckte Wort und damit die Be⸗ 
nutzung eines Preſſeorgans. Beziehungen des Vereins „Jung⸗ 
deutſcher Orden“ — auch rechtsgeſchäftlicher Art — zu der 
Druckerei, welche die Zeitung „Der Jungdeutſche“ druckte, 
konnten ohne Rechtsirrtum als naheliegend angeſehen werden, 
zumal der Hochmeiſter des Ordens an dem Unternehmen der 
„Deutſchen Preſſe“, wenn nicht allein, ſo doch weſentlich be⸗ 
teiligt war. Außerdem konnte es im Rahmen der abzuwickeln⸗ 
den Angelegenheiten gerade eines politiſchen Vereins liegen, 
bei dem Bevorſtehen der Beendigung ſeiner Tätigkeit für die 
Verbreitung der von ihm vertretenen Gedanken durch die 
Stützung des Verlags und damit des bisherigen Vereins⸗ 
organs in der Zukunft Sorge zu tragen. 

(U. v. 4. Febr. 1935; VI 401/34. — Berlin.) [H.] 
= Rz. 146, 376.) 
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3. 8139 BGB. Zur Annahme der Totalnid- 
tigkeit iſt erforderlich, daß der Mangel dem 
Rechtsgeſchäft von vornherein anhaftet. Tritt 
teilweiſe Nichtigkeit erſt durch ſpätere, beim 
Vertragsſchluß nicht vorauszuſehende Um 
fände — z. B. neue Geſetze — ein, fo iſt 8 139 
nicht anwendbar. Der Umſtand, daß ein Schieds- 
vertrag, der mit anderen Vertragsabreden zu- 
gleich geſchloſſen wurde, infolge 8 1027 3 P O., 
Art. 9 III Nr. 5 Gef. v. 27. Okt. 1933 feine Wirkſam⸗ 
keit verliert, führt nicht zum Unwirkſamwerden 
auch der übrigen Vertragsbeſtimmungen. ) 

Der Schiedsvertrag iſt in derſelben Urkunde wie der 
Mietvertrag enthalten, eutſpricht alſo nicht dem § 1027 Abſ. 1 
SPD. n. F., der beſtimmt, daß die über den Schiedsvertrag 
zu errichtende ſchriftliche Urkunde keine anderen Vereinbarun⸗ 
gen als ſolche enthalten darf, die ſich auf das ſchiedsgericht⸗ 
liche Verfahren beziehen. Daher findet die Übergangsvorſchrift 
des Art. 9 Abſ. III Nr. 5 Gef. zur Anderung des Verfahrens 
in bürgerlichen Rechtsſtreitigkeiten v. 27. Okt. 1933 Anwen⸗ 
dung, nach der ein vor dem Inkrafttreten des Geſetzes abge⸗ 
ſchloſſener Schiedsvertrag, der den Erforderniſſen des § 1025 
Abſ. 2 und des § 1027 3PO. n. F. nicht entſpricht, ſeine 


Rechtswirkſamkeit verliert, ſofern ſich nicht die Parteien vor 
dieſem Zeitpunkt bereits auf das ſchiedsrichterliche Verfahren 
zur Hauptſache eingelaſſen hatten. Ein ſolcher Ausnahmefall 
iſt nicht gegeben. Hiernach iſt davon auszugehen, daß der 
Schiedsvertrag mit dem 1. Jan. 1934 ſeine Rechtswirkſam⸗ 
keit verloren hat, und es erhebt ſich die Frage, welchen Ein- 
fluß dies auf den Beſtand des Mietvertrags hat, mit dem der 
Schiedsvertrag verbunden war. 

Die Vorſchrift des $ 139 BGB. betrifft ihrem Wortlaut 
nach nur ſolche Fälle, in denen ein Teil eines Rechtsgeſchäfts 
nichtig iſt. Es kann nicht zweifelhaft ſein, daß ſie dann an⸗ 
wendbar iſt, wenn bei Abſchluß eines Schiedsvertrags nach 
dem 1. Jan. 1934 gegen die Formvorſchrift des 8 1027 ZPO. 
verſtoßen wird, denn der Mangel der geſetzlich vorgeſchriebenen 
Form hat nach § 125 BGB. die Nichtigkeit des Schiedsver⸗ 
trags zur Folge. Anders verhält es ſich aber im Falle der 
Übergangsvorſchrift des Art. 9 Abſ. III Nr. 5 Geſ. vom 
27. Okt. 1933. Hier lag bei Inkrafttreten des Geſetzes ein 
rechtswirkſamer Schiedsvertrag vor. Das Geſetz beſtimmt auch 
nicht etwa, daß ein vorher geſchloſſener Schiedsvertrag mit 
rückwirkender Kraft als nichtig anzuſehen ſei, ſondern es 
ſchreibt nur vor, daß er „ſeine Rechtswirkſamkeit verliert“. 
Nun iſt zwar in der Rſpr. des RG. angenommen worden, daß 
§ 139 BGB. feinem Sinne nach auch auf Geſchäfte zu beziehen 
ſei, deren Wirkſamkeit von einer Genehmigung abhängt und 
die beim Fehlen der Genehmigung zum Teil unwirkſam 
find (R63. 93, 338; 114, 38 ff.; 120, 128 — JW. 1928, 
960; 133, 14 = ZU. 1931, 3107). Stets iſt aber erforder⸗ 
lich, daß es ſich um einen — entweder zur Nichtigkeit oder 
zur Unwirkſamkeit führenden — Mangel handelt, der dem 
Rechtsgeſchäft von vornherein anhaftet. Das folgt auch daraus, 
daß nach $ 139 BGB. über den Beſtand des Vertrags der 
zur Zeit des Vertragsſchluſſes vorhandene Wille der Parteien 
entſcheidet (RGG3Z. 79, 304). Eine zur Zeit des Vertrags⸗ 
ſchluſſes von ihnen in keiner Weiſe vorauszuſehende Anderung 
der geſetzlichen Vorſchriften hätte aber von ihrem Willen noch 
nicht erfaßt werden können. 

Gegen die Anwendung des § 139 BGB. im Falle der 
Übergangsvorſchrift des Art. 9 Abf. III Nr. 5 Gef. vom 
27. Okt. 1933 ſprechen aber auch noch ſonſtige Erwägungen. 
Es würde zu einer ſchweren Erſchütterung des Beſtandes zahl- 
reicher in der Vergangenheit begründeter Rechtsverhältniſſe 
führen, wenn es zu ihrer Aufrechterhaltung in jedem ein⸗ 
zelnen Falle des Nachweiſes bedürfte, daß ſie auch ohne den 
Schiedsvertrag eingegangen worden wären. Die Herbeiführung 
eines ſolchen Rechtszuſtandes hat dem Geſetzgeber ferngelegen. 
Mit den neuen Vorſchriften der 88 1025 Abſ. 2, 1027 Abſ. 1 
ZPO. ſowie mit anderen geſetzlichen Vorſchriften verfolgt er 
das Beſtreben, einem Mißbrauch der Schiedsgerichte zum 
Nachteil geſchäftsungewandter Perſonen ſowie einer Ausdeh⸗ 
nung der Schiedsgerichtsbarkeit auf Streitigkeiten, für deren 
Entſch. fie ſich nicht eignet, entgegenzutreten. Daß dieſe Neu- 
regelung des Schiedsgerichtsweſens nach dem Willen des Ge⸗ 
ſetzgebers nicht zu einer Gefährdung des Beſtandes ſonſtiger, 
mit einem Schiedsvertrag in Zuſammenhang ſtehender Rechts⸗ 
verhältniſſe führen ſoll, ergibt ſich z. B. aus dem Geſetz über 
Schiedsabreden in Kartellverträgen v. 18. Dez. 1933, nach 
dem Schiedsabreden der genannten Art der Form des $ 1027 
nicht bedürfen, und aus § 91 Abſ. 3 ArbGG. i. d. Faſſ. vom 
10. April 1934, wonach dem § 1027 Abſ. 1 ZPO. für arbeits⸗ 
rechtliche Streitigkeiten keine rückwirkende Kraft zukommt. 
Ferner beſtimmt § 2 Abſ. 1 Satz 3 Gef. über die ſchiedsgericht⸗ 
liche Erledigung privatrechtlicher Streitigkeiten des Reiches 
und der Länder v. 10. Okt. 1933 ausdrücklich, daß im Falle 
des Rücktritts des Reiches von einer Schiedsvereinbarung, 
die Teil eines Lieferungs⸗ oder ſonſtigen Vertrags iſt, der 
übrige Inhalt des Vertrags durch den Rücktritt nicht berührt 
wird. Art. 9 Abſ. III Nr. 5 Gel. v. 27. Okt. 1933 enthält 
zwar keine ſolche ausdrückliche Vorſchrift. Es kann aber hier 
nichts anderes gelten. Wie bereits der 7. ZivSen. in dem 
Urt. v. 9. März 1934 (RG. 144, 100 JW. 1934, 1351 2) 
ausgeſprochen hat, trägt die Vorſchr. der Nr. 5 a. a. O. einen 
Ausnahmecharakter. Wenn daher der Geſetzgeber beſtimmt, daß 
der Schiedsvertrag ſeine Rechtswirkſamkeit u. a. dann 
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verliert, falls er mit einer anderen Vereinbarung in derſelben 
Urkunde verbunden iſt, ſo kann dies nicht dahin ausgedehnt 
werden, daß auch die andere Vereinbarung ihre Rechtswirk⸗ 
ſamkeit verliere. Nur wenn etwa im einzelnen Falle der 
Schiedsvertrag mit der anderen Vereinbarung in einem der⸗ 
art engen Zuſammenhang ſtünde, daß dieſe andere Verein⸗ 
barung für ſich allein nicht beſtehen könnte, müßte das Un⸗ 
wirkſamwerden des Schiedsvertrags mit Rechtsnotwendigkeit 
auch das Unwirkſamwerden der anderen Vereinbarung zur 
Folge haben. Ein ſolcher Fall liegt hier aber nicht vor. Es 
tritt nur die Entſch. des ordentlichen Gerichts an die Stelle 
der im Vertrage vorgeſehenen Entſch. durch Schiedsrichter. 
Der Umſtand, daß möglicherweiſe für einzelne der in Betracht 
kommenden Streitigkeiten das ſchiedsrichterliche Verfahren 
zweckmäßiger wäre als das Verfahren vor dem ordentlichen 
Gericht, kann nicht entſcheidend ins Gewicht fallen. 


(u. v. 28. Jan. 1935; IV 306/34. — Berlin.) 
= Rg. 146, 366.) 


Anmerkung: Der Entſch. iſt im Ergebnis zuzuſtimmen, die Be⸗ 
gründung halte ich zum größten Teil für bedenklich. 

1. 51027 Abſ. 1 ZPO. lautet in feiner heutigen Faſſung: 

„Der Schiedsvertrag muß ausdrücklich geſchloſſen werden und 
bedarf der Schriftform. Andere Vereinbarungen als ſolche, die ſich 
auf das Schiedsverfahren beziehen, darf die Urkunde nicht ent⸗ 
halten.“ 

Das RG. meint, auch der zweite Halbſatz dieſer Beſtimmung 
enthalte eine geſetzliche Schriftform i. S. des 8125 BGB. Das iſt 
nicht unzweifelhaft, wird aber im Ergebnis wegen des Zuſammen⸗ 
hanges der beiden Halbſätze angenommen werden können. 

Weiter ſtellt das RG. feſt, daß auch 8 139 BGB. anzuwenden 
ſei, wenn nach dem 1. Jan. 1934 (Zeitpunkt des Inkrafttretens des 
8 1027 in der heutigen Faſſung) in unzuläſſiger Weiſe ein Miet⸗ 
vertrag und ein Schiedsvertrag in einer einzigen Urkunde beurkundet 
worden iſt. 

II. Es liege aber grundjäßlich anders, falls ſchon vor dem 1. Jan. 
1934 in dieſer Weiſe verfahren worden iſt. 

1. Sicher iſt, daß auf ſolche Fälle 8 1027 Abſ. 1 ZPO. nicht 
in ſeiner heutigen Faſſung anzuwenden iſt, ſondern in der Faſſung 
des Art. 9 Abſ. III Ziff. 5 des Gef. v. 27. Okt. 1933, der lautet: 

„Ein vor dem Inkrafttreten dieſes Geſetzes abgeſchloſſener 
Schiedsvertrag, der den Erforderniſſen des § 1025 II und des 
9 1027 BRD. in der Faſſung dieſes Geſetzes nicht entſpricht, 
verliert ſeine Rechtswirkſamkeit, ſofern ſich nicht die 
Parteien vor dieſem Zeitpunkt bereits auf das ſchiedsrichterliche 
Verfahren zur Hauptſache eingelaſſen haben.“ 

a) Aus der Faſſung des Geſetzes wird zu entnehmen fein, daß 
Schiedsverträge folder Art nicht von Anfang an nichtig find, ſondern 
ihre Wirkungen erſt vom 1. Jan. 1934 ab verlieren. 

b) Das NG. meint aber weiter, hier ſei 8 139 BGB. nicht an⸗ 
zuwenden, weil dieſer einen Mangel des Rechtsgeſchäfts vorausſetzt, 
der ihm „von vornherein anhaftet“. Zur weiteren Begründung führt 
es dann aus: „Das folgt auch daraus, daß nach 8 139 BGB. über 
den Beſtand des Verkrages der zur Zeit des Vertragsſchluſſes vor⸗ 
handene Wille der Parteien entſcheidet (RG. 79, 304). Eine zur 
Zeit des Vertragsſchluſſes von ihnen in keiner Weiſe vorauszuſehende 
Anderung der geſetzlichen Vorſchriften hatte aber von ihrem Willen 
noch nicht erfaßt werden können.“ 

2. Dieſe Begründung halte ich für falſch. 

a) Auch in RG. 79, 304 iſt lediglich unter Hinweis auf die 
Motive zum erſten Entwurf behauptet, daß „der zur Zeit des Ver⸗ 
tragsſchluſſes vorhandene Wille der Parteien über den Beſtand des 
Vertrages“ eutſcheide. Der Hinweis auf die Motive iſt jedoch irre⸗ 
leitend. In Bd. 1 S. 222 iſt lediglich geſagt: 

„Der maßgebliche Grundſatz muß in dieſer Richtung ſein, daß 
das ganze Rechtsgeſchäft ungültig iſt, ſofern nicht erhellt, daß es 
auch ohne die ungültige Beſtimmung gewollt ſein würde.“ 

Es fehlt insbeſ. in den Motiven jeder Anhalt dafür, daß man 
lediglich den zur Zeit des Vertragsſchluſſes wirklich vorhandenen 
Willen der Parteien habe entſcheiden laſſen wollen. 

b) Die Annahme, daß der wirklich vorhandene Wille der 
Parteien und ihre wirklichen Vorſtellungen für die Anwendung des 
8 139 BGB. maßgeblich ſeien, iſt auch dem Sinne dieſer Beſtimmung 
geradezu zuwider. Sehr richtig hat das RG. 68, 322 — JW. 1908, 
445 ausgeführt, daß überhaupt keine rechtsgeſchäftliche Willenserklä⸗ 
rung vorliege und 8 139 BGB. nicht anzuwenden ſei, wenn die Par⸗ 
teien die Nichtigkeit auch nur eines Teils wirklich gewollt haben. 
Wenn man aber 8 139 BGB. ausſchließlich auf die Fälle einer be⸗ 
dingten Vorſtellung der Parteien über die Bedeutung der dem Rechts⸗ 
geſchäft anhaftenden Mängel anwenden wollte, würde man ſeine Be⸗ 
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deutung in einer mit ſeinem Zweck nicht zu vereinbarenden Weife 
einſchränken. 

Sehr zutreffend führt daher v. Tuhr aus: 

„Bei der Anwendung dieſer Vorſchrift hat ſich der Richter 
in die Seele der Parteien zu verſetzen und zu erwägen, was ſie 
beſtimmt hätten, wenn ihnen bewußt geweſen wäre, daß die un⸗ 
zuläſſige Klauſel nicht zur Geltung kommen könne. Das iſt nicht 
Auslegung des Parteiwillens; denn das Rechtsgeſchäft iſt tatſäch⸗ 
lich in ſeinem vollen Umfange einſchließlich des nichtigen Stücks 
gewollt; ſondern eine Hypotheſe, die der Richter darüber aufzuſtellen 
hat, wie ſich der Parteiwille unter gewiſſen Umſtänden geſtaltet 
hätte. Auszugehen iſt dabei von der Vorausſetzung, daß die Par⸗ 
teien ihr Intereſſe in vernünftiger Weiſe abgewogen und geregelt 
hätten.“ 

Eine derartige Hypotheſe könnte der Richter aber auch im Falle 
einer auf Grund einer Geſetzesänderung nachträglich eintretenden Teil⸗ 
nichtigkeit eines Rechtsgeſchäfts auſſtellen. 

3. Auch den Satz: „Es würde zu einer ſchweren Erſchütterung 
des Beſtandes zahlreicher in der Vergangenheit begründeter Rechts⸗ 
verhältniſſe führen, wenn es zu ihrer Auſrechterhaltung in jedem ein⸗ 
zelnen Falle des Nachweiſes bebürfte, daß ſie auch ohne den Schieds⸗ 
vertrag eingegangen worden wären“, halte ich für bedenklich. Eine 
derartige Erwägung könnte in erſter Linie Veranlaſſung für das 
Tätigwerden des Geſetzgebers bieten. Die Rechtſprechung 
wird ſolche Gedanken nur in dem beſcheidenen Umfang der bekannten 
und allgemein anerkannten Bedeutung von Forderungen der Prozeß 
ökonomie für das ſachliche Recht verwenden dürfen. 

4. a) Dagegen iſt als grundſäglich richtig anzuerkennen, daß 
$139 BGB. nicht ausnahmslos gilt, daß es vielmehr geſetzliche Be⸗ 
ſtimmungen gibt, deren Inhalt oder Zweck die entgegengeſetzte Regel 
über die Bedeutung des Teilmangels erfordert; vgl. die 88 265, 566, 
2085 BGB., die 88 443 (RG. 62, 126), 476, 540, 619, 637 BGB. 
und 8 309 HGB. ſowie 8 75 GmbHG. (RG. 114, 77 und 128, 5 
= U. 1930, 1387). 

b) Der Zweck des § 1027 Abſ. 1 beſteht in folgendem: Es ſoll 
ein Schutz dagegen geſchaffen werden, „daß ſich jemand durch Unter- 
zeichnung umfänglicher Vertragsvordrucke, Lieferungsbedingungen 
od. dgl. einer darin mehr oder weniger verſteckt enthaltenen Schieds- 
Rlaufel ohne deren genaue Kenntnis unterwirft“ (Stein⸗Jonas, 
15. Aufl., Bem. 11 c zu § 1027 ZPD.). Es lag alfo dem Geſetzgeber 
lediglich daran, eine ungewandte Partei vor den Gefahren des ver⸗ 
ſteckten Ausſchluſſes des ordentlichen Rechtsweges zu ſchützen. Dieſem 
Zweckgedanken entſpricht es aber grundſätzlich, die Unmwirkfamkeit 
ſolcher Schiedsklauſeln auf ſie ſelbſt zu beſchränken und nicht auch 
den übrigen Teil des Vertrages unwirkſam erſcheinen zu laſſen. 
Inſofern könnte man m. E. dem RG. im Ergebnis für den vor⸗ 
liegenden Fall zuſtimmen. Freilich würde ſich von dieſem Standpunkt 
aus ſchwerlich die vom RG. vorgenommene unterſchiedliche Behand⸗ 
lung ſolcher Fälle, die ſich vor dem 1. Jau. 1934 ereignet haben, 
und folder, die erſt nach dieſem Zeitpunkt ftattgefunden haben, recht- 


fertigen laſſen. 
RA. Dr. Maß ke, Berlin. 
* 
**4, 88 226, 242, 826 BG B.; 88 252 Abſ. 3, 266 
Ab ſ. 1 Satz, 271 HGB.; § 35 GmbHG. 

1. Wenn ein Vorſtandsmitglied einer Gmbh. 
als Geſellſchafter die Gmbh. fo vollſtändig be- 
herrſcht, daß ſich der Wille der GmbH. notwen- 
dig mit dem Willen des Vorſtandsmitgliedes 
decken muß, dann müſſen für die Frage der 
Stimmenthaltung in der Gen Verſ. einer AktG. 
die Aktien der GmbH. wie perſönliche Aktien des 
Vorſtandsmitgliedes behandelt werden. 

2. Ein Anfechtungsberechtigter muß ſich ge- 
gebenenfalls entgegenhalten laſſen, daß er mit 
der Anfechtung feine geſellſchafterliche Treu- 
pflicht verletzt; dies iſt beſonders dann der Fall, 
wenn er die Anfechtungsklage dazu benutzt, ohne 
jedes geſellſchaftliche Intereſſe der Geſellſchaft 
feinen Willen aufzuzwingen. Einwand der un- 
zuläſſigen Rechts ausübung. 7) 

In der ordentlichen GenVerſ. der bekl. Akt. vom 
30. Nov. 1932 für das Geſchäftsjahr 1931/32 wurden bei der 
Beſchlußfaſſung über die Entlaſtung des Vorſtandes von den 
914 abgegebenen Stimmen 498 für und 416 gegen die Er- 
teilung der Entlaſtung abgegeben. Unter den erſten waren 
486 Stimmen, die der Sohn des Vorſtandes Max W., der 
Direktor der Geſellſchaft Juſtus W., abgegeben hatte. Die 
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416 Stimmen gegen die Entlaſtung wurden vom Kl. und 
ſeinem Bevollmächtigten abgegeben. Mit der Begr., Juſtus W. 
ſei Legitimationsaktionär ſeines Vaters geweſen und habe 
ſich daher an der Abſtimmung nicht beteiligen dürfen, focht der 
Kl. den Beſchl. der Gen Verſ. im Wege der Klage an. Der 
Entlaſtungsbeſchluß wurde darauf durch rechtskräftig geworde⸗ 
nes Urteil wegen Verletzung des Stimmverbotes nach 8 252 
A. 3 HGB. für nichtig erklärt. 

Am 17. Dez. 1932 berief die Bekl. eine neue GenVerſ. 
auf den 10. Jan. 1933 ein. 

Auf der Tagesordnung ſtanden u. a. folgende Punkte: 

Aufhebung des Beſchl. der GenVerſ. v. 30. Nov. 1932, 
betr. Entlaſtung des Vorſtandes. 

Neue Beſchlußfaſſung über die Entlaſtung des Vorſtandes. 
Die Friſt für die zur Beteiligung an dieſer GenVerſ. erfor⸗ 
derliche Aktienhinterlegung lief am 6. Jan. 1933 ab. 

In notarieller Urkunde v. 5. Jan. 1933 gründeten Max 
und Juſtus W. ſowie beider Ehefrauen eine GmbH. unter der 
Firma „M. K.⸗ Gmbh.“ mit einem Stammkapital von 
500 000 RM. Die Stammeinlagen wurden geleiſtet durch 
Einbringung von Aktien der beklagten AktG. in gleichem 
Nennbetrage. Als erſte Geſchäftsführer wurden von Max W., 
dem auf Lebenszeit das Recht zur Beſtellung und Abberufung 
der Geſchäftsführer eingeräumt wurde, Max und Juſtus W. 
beſtellt. Jeder Geſchäftsführer iſt zur Alleinvertretung der 
Geſellſchaft berechtigt. 

Die Geſellſchaft wurde noch am Tage der Gründung in 
das Handelsregiſter eingetragen. Am 6. Jan. 1933 hinterlegte 
fie 528 000 AM Aktien der Bekl. und meldete 528 Stimmen 
zur Teilnahme an der GenVerſ. vom 10. Jan. 1933 an. 

In der GenVerſ. der Bekl. v. 10. Jan. 1933 waren 
953 000 RM Aktien mit 953 Stimmen vertreten, und zwar 
durch den Kl. 416 Stimmen, durch die B.V.-Bank 9 Stimmen 
und durch die M.R.-GmbH., für welche IR. D. auf Grund 
einer von Juſtus W. ausgeſtellten Vollmacht auftrat, 
528 Stimmen. 

Die GenBerj. beſchloß mit 537 Stimmen, nämlich 
528 Stimmen der M. K.⸗ GmbH. und 9 Stimmen der B. V.⸗ 
Bank gegen 416 Stimmen des Kl., dem Vorſtande der Geſell⸗ 
ſchaft Entlaſtung zu erteilen, und lehnte mit 537 Stimmen 
gegen 416 Stimmen den von dem Kl. geſtellten Antrag auf 
Prüferbeſtellung ab. 

Gegen beide Beſchl. erklärte der Kl. ſofort Widerſpruch 
zu Protokoll. 

Mit der vorl. Klage beantragte der Kl., zu erkennen: 

Der Beſchl. der Gen Verſ. der Bekl. v. 10. Jan. 1933 auf 
Erteilung der Entlaſtung an den Vorſtand wird für ungültig 
erklärt und iſt nichtig. 

Das LG. erklärte die Beſchl. der Gen Verſ. v. 10. Jan. 
1933 auf Erteilung der Entlaſtung und Ablehnung des An⸗ 
trages auf Prüferbeſtellung für nichtig. 

Das OLG. hat auf Abweiſung der Klage erkannt. 

Die Rev. des Kl. hatte Erfolg. 

1. Das BG. geht zutreffend davon aus, daß nach dem 
von dem Kl. vorgetragenen Sachverhalt nicht die abſolute 
Nichtigkeit der Beſchl. der GenVerſ. der Bekl. v. 10. Jan. 
1933, ſondern nur deren Anfechtbarkeit in Frage kommt, da 
die Beſchl. nicht ihrem Inhalt nach gegen die guten Sitten 
verſtoßen, der behauptete Sittenverſtoß vielmehr nur in der 
Art ihres Zuſtandekommens liegen ſoll (vgl. RGZ. 115, 379, 
383 — JW. 1927, 1348; 131, 141, 145 JW. 1931, 2976). 

Es handelt ſich um den Beſchl., durch welchen dem Vor⸗ 
ſtande der Bekl. Entlaſtung erteilt worden iſt, ſowie um den 
Beſchl., durch welchen der Antrag des Kl. auf Prüferbeſtel⸗ 
lung abgelehnt worden iſt. Daß auch dieſer ablehnende Beſchl. 
mit dem Ziele ſeiner Vernichtung angefochten werden kann, 
hat das BG. irrtumsfrei angenommen. Der Antrag auf Prü⸗ 
ferbeſtellung war in der GenVerſ. erſichtlich auf Grund der 
Vorſchr. des 8 266 Abſ. 1 Satz 1 HGB. geſtellt worden. Dieſe 
Vorſchr. kommt hier noch in ihrer urſprünglichen Faſſung, 
nicht in der neuen Faſſung zur Anwendung. 

2. Der Kl. hat ſeine Anfechtung in erſter Linie auf eine 
Verletzung der in $ 252 Abi. 3 ſowie in 8 266 Abſ. 1 Satz 2 
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HGB. enthaltenen Stimmverbote Putze Er iſt der Anſicht, 
daß nach dieſen Vorſchr. der IR. D. auf Grund der ihm von 
Juſtus W. erteilten Vollmacht mit den Aktien der M. K.⸗G. 
mbc. von insgeſamt nom. 528000 AA, mindeſtens aber mit 
den nom. 300 000 RAM Aktien dieſer GmbH., welche Max W. 
in ſie eingebracht hatte, das Stimmrecht nicht hätte aus⸗ 
üben dürfen. 

Nach § 252 Abſ. 3 HGB. hat derjenige, der durch die 
Beſchlußfaſſung entlaſtet oder von einer Verpflichtung befreit 
werden ſoll, kein Stimmrecht, und er darf ein ſolches auch 
für andere nicht ausüben. Nach § 266 Abſ. 1 Satz 2 HGB. 
in der neuen Faſſung, die nach Art. XIII Abſ. 1 Not O. 
allgemein ſeit dem 1. Okt. 1931 in Kraft getreten iſt und 
daher auch ſchon für die Beſchlußfaſſung der GenVerſ. der 
Bekl. v. 10. Jan. 1933 maßgebend war (vgl. RG. 142, 123, 
130/131 = FW. 1934, 90), können bei der Beſchlußfaſſung 
(über die Beſtellung von Prüfern zur Prüfung von Vorgän⸗ 
gen bei der Gründung oder der Geſchäftsführung) Aktionäre, 
die zugleich Mitglieder des Vorſtandes oder Aufſichtsrats ſind, 
weder für ſich noch für einen anderen mitſtimmen, wenn die 
Prüfung ſich auf Vorgänge erſtrecken ſoll, die mit der dem 
Vorſtand oder dem Aufſichtsrate zu erteilenden Entlaſtung 
oder der Einleitung eines Rechtsſtreits zwiſchen Mitgliedern 
des Vorſtandes oder des Aufſichtsrats und der Geſellſchaft im 
Zuſammenhange ſtehen. 

Die Stimmverbote der 88 252 Abſ. 3, 266 Abſ. 1 Satz 2 
HGB. betreffen hiernach die einem Vorſtands⸗ oder Aufſichts⸗ 
ratsmitglied der Akt. gehörigen Aktien, ſofern das 
Vorſtands⸗ oder Aufſichtsratsmitglied entlaſtet werden ſoll 
oder die Beſtellung von Prüfern zur Prüfung ſeiner Geſchäfts⸗ 
führung in Frage ſteht. Vorausſetzung für das Stimmverbot 
iſt alſo, daß das betr. Vorſtands⸗ oder Aufſichtsratsmitglied 
Aktionär der Geſellſchaft iſt (abgeſehen von dem hier nicht 
in Betracht kommenden, nur für § 252 Abſ. 3 HGB. gelten⸗ 
den Fall, daß das Vorſtands⸗ oder Aufſichtsratsmitglied für 
einen Aktionär auftritt). 

Unzweifelhaft iſt hiernach, daß Max W. als Vorſtands⸗ 
mitglied der Bekl., falls er ſelbſt Aktionär geweſen wäre, das 
Stimmrecht bei den beiden angef. Beſchl. nicht hätte ausüben 
dürfen. Seine Aktionäreigenſchaft beſtand jedoch im Zeit⸗ 
punkte der Abſtimmung nicht mehr. Die Aktien, mit denen 
IR. D. auf Grund der ihm von Juſtus W. als dem allein 
vertretungsberechtigten Mitgeſchäftsführer der M. K.-Gmbg. 
erteilten Vollmacht das Stimmrecht ausgeübt hatte, waren in 
dieſe rechtswirkſam begründete GmbH. von den bisherigen 
Eigentümern — Max W. und feinen Familienmitgliedern — 
eingebracht worden und damit in das Eigentum der Gmbh. 
übergegangen. Dieſe Gmbh. aber war durch die alleinige Tat⸗ 
ſache, daß ihr Mitgeſchäftsführer Max W. Vorſtandsmitglied 
der AktG. war und die Beſchlußfaſſung der GenVerſ. ſeine 
Entlaſtung und die Beſtellung von Prüfern zur Prüfung ſeiner 
Geſchäftsführung zum Gegenſtande hatte, an ſich nicht an der 
Stimmrechtsübung behindert. Bei der Rechtsgeſtaltung der 
GmbH. als einer ſelbſtändigen Rechtsperſönlichkeit iſt nach 
geltendem Rechte eine ſolche allgemein ausdehnende Anwen⸗ 
dung der Stimmrechtsverbote ausgeſchloſſen, eben weil die 
Stimmrechtsverbote nur für den Aktionär gelten, der Ge⸗ 
ſchäftsführer einer GmbH. aber im Hinblick auf die Selbſtän⸗ 
digkeit der Rechtsperſönlichkeit der Geſellſchaft nicht als Ak⸗ 
tionär der der GmbH. gehörigen Aktien angeſehen wer⸗ 
den kann. 

Der erk. Sen. hat in dem Urt. v. 4. Dez. 1934 (RZ. 146, 
71 JW. 1935, 12366), in Abweichung von der bisherigen 
Rſpr. ausgeſprochen, daß das Stimmrechtsverbot des § 266 
Abſ. 1 Satz 2 HGB. n. F. auch für ſolche Aktien zu gelten habe, 
die im Eigentum einer O H G. ſtehen, ſofern ein Vorſtands⸗ 
oder Aufſichtsratsmitglied der AktG. der OHG. als Geſellſchaf⸗ 
ter angehört, und ſofern die Prüfung der Frage bezweckt wird, ob 
gegen die Mitglieder des Vorſtandes oder Aufſichtsrats wegen 
ihrer Geſchäftsführung Schadenserſatzanſprüche erhoben wer⸗ 
den können. Für dieſe Beurteilung war jedoch der Geſichts⸗ 
punkt entſcheidend, daß bei der OHG. nach herrſchender Auf⸗ 
faſſung das Geſellſchaftsvermögen im Geſamthandeigentum 
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der Geſellſchafter ſteht, daß die der OHG. gehörigen Aktien 
einen Teil des Geſellſchaftsvermögens bilden, und daß deshalb 
auch den Geſellſchaftern im Sinne der gedachten Geſetzesvor⸗ 
ſchriften die Eigenſchaft von „Aktionären“ zukommt. Eine 
entſprechende Anwendung dieſer Grundſätze in ihrer All⸗ 
gemeinheit auf die GmbH. iſt jedoch mit Rückſicht darauf aus⸗ 
geſchloſſen, daß bei dieſer ein Miteigentum der Geſellſchafter 
an dem Geſellſchaftsvermögen nicht in Frage kommt. 


3. Gleichwohl war in dem vorl. Falle nach deſſen beſonde⸗ 
rer Geſtaltung eine Ausübung des Stimmrechts für die der 
M. K.⸗GmbgH. gehörigen Aktien nach den $$ 252 Abſ. 3, 266 
Abſ. 1 Satz 2 HGB. ausgeſchloſſen. Es ergibt ſich dies, unab⸗ 
hängig von dem zuvor Ausgeführten, unmittelbar aus 
Sinn und Zweck der genannten Geſetzesvorſchriften. Dieſe 
gehen dahin: Handelt es ſich bei der Beſchlußfaſſung der 
GenVerſ. um die Entlaftung eines Vorſtands- oder Aufſichts⸗ 
ratsmitgliedes (oder um eine der ſonſtigen in § 252 Abſ. 3 
HGB. bezeichneten Maßnahmen), oder handelt es ſich um die 
Beſtellung von Prüfern zur Prüfung der Geſchäftsführung 
des Vorſtands oder des Aufſichtsrats zu dem Zwecke, Schadens⸗ 
erſatzanſprüche gegen die Vorſtands⸗ oder Aufſichtsratsmit⸗ 
glieder aus der Geſchäftsführung herzuleiten (§ 266 Abſ. 1 
Satz 1 HGB.), fo ſollen Vorſtands⸗ und Aufſichtsratsmitglie⸗ 
der bei der Bildung des körperſchaftlichen Willens durch Aus⸗ 
übung des Stimmrechts in der GenVerſ. nicht Richter in eige⸗ 
ner Sache ſein. Dies wäre aber nicht nur der Fall, wenn die 
Vorſtands⸗ oder Aufſichtsratsmitglieder mit ihren eigenen 
Aktien ſtimmten, ſondern auch dann, wenn Aktien mitſtimmen 
würden, auf deren Verwaltung die betr. Vorſtands- und Auf⸗ 
ſichtsratsmitglieder oder eines von ihnen von Rechts wegen 
einen entſcheidenden Einfluß ausüben, weil auch inſoweit eine 
freie und unabhängige, nur den Geſellſchaftsintereſſen dienende 
Stimmausübung im Hinblick auf die widerſtreitenden Inter⸗ 
eſſen des betroffenen Vorſtands⸗ oder Aufſichtsratsmitgliedes 
nicht gewährleiſtet wird. Deshalb kann es für die Frage des 
Vorliegens der Stimmverbote keinen Unterſchied machen, ob 
das betroffene Vorſtands⸗ oder Aufſichtsratsmitglied im 
Rechtsſinne Eigentümer der Aktien iſt, oder ob die Aktien im 
Eigentum einer juriſtiſchen Perſon ſtehen, die eine derartige 
Geſtaltung gefunden hat, daß fie von dem Willen des betrof- 
feuen Vorſtands⸗ oder Aufſichtsratsmitgliedes derart vollſtän⸗ 
dig beherrſcht wird, daß alle Rechtshandlungen, welche die 
juriſtiſche Perſon vornimmt, allein und ausſchließlich von ihm 
beſtimmt werden. Die juriſtiſche Perſon bildet hier nur die 
Rechtsform, unter welcher das Vorſtands- oder Aufſichtsrats⸗ 
mitglied ſelbſt die Rechte ausübt, die ſich aus dem Aktien⸗ 
beſitze der juriſtiſchen Perſon ergeben. Das Vorſtands- und 
Aufſichtsratsmitglied, das in dieſer Weiſe den Aktienbeſitz der 
juriſtiſchen Perſon beherrſcht und über die Ausübung ihres 
Stimmrechts entſcheidet, iſt im Sinne der bezeichneten Ge⸗ 
ſetzesvorſchriften einem Aktionär gleichzuſtellen. Eine ſolche 
Gleichſtellung der juriſtiſchen Perſon mit der hinter ihr ſtehen⸗ 
den natürlichen Perſon, welche ihr Tun und Laſſen rechtlich 
allein beſtimmt, iſt in der Rſpr. des RG. auch bereits für 
andere Fälle anerkannt worden (vgl. z. B. RG. 130, 340, 
343 = JW. 1931, 582; RG. 143, 429, 431 = ZW. 1934, 
1784). Es hieße die Form über die Sache ſtellen, wollte man 
in den Fällen des § 252 Abſ. 3 und des § 266 Abſ. 1 Satz 2 
HGB. die Stimmrechtsausübung für Aktien einer juriſtiſchen 
Perſon zulaſſen, welche verfaſſungsgemäß von einem der be⸗ 
troffenen Vorſtands⸗ oder Aufſichtsratsmitglieder vollſtändig 
beherrſcht wird, ſo daß die Ausübung des Stimmrechts ſeiner 
alleinigen Willeusentſchließung unterliegt. 


Eine derartige Gleichſtellung der juriſtiſchen Perſon als 
Aktienbeſitzerin mit der ſie verfaſſungsmäßig beherrſchenden 
natürlichen Perſon wird insbeſ. dann unerläßlich ſein, wenn 
es ſich um eine Gmbh. handelt, bei der ſich ſämtliche Ge⸗ 
ſchäftsanteile in einer Hand befinden (ſog. Einmanngeſell⸗ 
ſchaft), bei der alſo ſämtliche Rechtshandlungen von dem Wil⸗ 
len dieſes einzigen Geſellſchafters abhängig ſind. Ein Fall 
dieſer Art war aber im Hinblick auf die Rechtsgeſtaltung, die 
die M. K.⸗Gmbg., in welche die Aktien der Familie W. ein⸗ 
gebracht worden waren, erhalten hatte, auch vorliegend gegeben. 


Rechtſprechung 


[Juriſtiſche Wochenſchrift 


Es handelt ſich zunächſt um eine reine Familien⸗ 
geſellſchaft, beſtehend aus Max W., ſeinem Sohne Juſtus W. 
und beider Ehefrauen. Mit Bezug auf eine ſolche Familien⸗ 
geſellſchaft hat der erk. Sen. bereits RGZ. 143, 429, 431 
— JW. 1934, 1784 ausgeſprochen, daß fie nur die Rechts⸗ 
form bilde, unter welchen von dem, der die Geſchäftsführung 
beſtimme, der geſchäftliche Betrieb geführt werde. Vor allem 
aber war vorliegend nach der Satzung der GmbH. dem 
Max W. auf Lebenszeit das Recht zur Beſtellung und Ab⸗ 
berufung der Geſchäftsführer eingeräumt worden; er hatte 
von dieſem Rechte auch am 5. Jan. ſogleich in dem Sinne 
Gebrauch gemacht, daß er ſich ſelbſt und Juſtus W. zu Ge⸗ 
ſchäftsführern beſtellte. Durch das ſatzungsmäßig feſtgelegte 
Recht des Max W. zur Beſtellung und Abberufung der Ge⸗ 
ſchäftsführer waren alle Entſchließungen des zweiten Ge⸗ 
ſchäftsführers, ſeines Sohnes Juſtus W. — deſſen Intereſſen 
ſchon ohnehin mit Rückſicht auf ſeine Familienbeziehungen mit 
denen des Max W. zuſammengingen —, vollſtändig von dem 
Willen des Max W. abhängig, und Juſtus W. konnte tatſäch⸗ 
lich, wenn er ſich nicht ſeiner ſofortigen Abberufung durch 
Max W. ausſetzen wollte, ſeine Stimme nur für Max W., nie⸗ 
mals aber gegen ihn abgeben, obſchon er äußerlich alleinver⸗ 
tretungsberechtigter Mitgeſchäftsführer war. Die Geſellſchaft 
war alſo derart geſtaltet, daß alle ihre Entſchließungen und 
Maßnahmen allein von dem Willen des Max W. abhängig 
waren; er war allein maßgebend dafür, in welcher Weiſe das 
Stimmrecht für die der Geſellſchaft gehörigen Aktien aus⸗ 
geübt werden ſollte; es war alſo in der Tat ſo, wie die Rev. 
hervorhebt, daß mit dieſen Aktien in der GenVerſ. v. 10. Jan. 
1933, wenn auch die Vollmacht für IR. D. zur Vertretung 
der Geſellſchaft in dieſer Gen Verſ. äußerlich von Juſtus W. 
erteilt war, nur im Sinne des Max W., nicht aber gegen ihn 
geſtimmt werden konnte. Daraus folgt, entſprechend den obi⸗ 
gen Darlegungen, daß die Stimmverbote der 88 252 Abſ. 3, 
266 Abſ. 1 Satz 2 HGB. im vorl. Falle auch für die der 
M. K.⸗Gmbh. gehörigen Aktien — und zwar die ſämtlichen 
Aktien dieſer Geſellſchaft, nicht bloß diejenigen, die Max W. 
in ſie eingebracht hatte — zu gelten hatten, eben weil nach 
der hier vorl. Rechtsgeſtaltung die Geſellſchaft als Aktionärin 
von der Perſon des ſie beherrſchenden Max W. nicht zu tren⸗ 
nen war. Es handelt ſich dabei nicht um die in den Vor⸗ 
inſtanzen erörterte, vom LG. bejahte, vom BG. verneinte 
Frage, ob die Gründung der M. K.-GmbH. und die Einbrin⸗ 
gung der Aktien der Familie W. in dieſe als eine ſich als 
ſittenwidrig kennzeichnende Umgehung der geſetzlichen 
Stimmverbote anzuſehen ſei; vielmehr beſtanden im vorl. 
Falle unmittelbar die bezeichneten Stimmverbote, eben 
weil die GmbH. hier nur die Form war, unter welcher Max W. 
das Stimmrecht für die in die Geſellſchaft eingebrachten Aktien 
der Familie W. ausübte. 

5. Wenn hiernach auch der Entlaſtungsbeſchluß ſowie der 
den Antrag auf Prüferbeſtellung ablehnende Beſchl. der Gen⸗ 
Verſ. jedenfalls in feinen Punkten 3—5 unter Verletzung der 
Stimmverbote der 88 252 Abſ. 3, 266 Abſ. 1 Satz 1 HGB. 
zuſtande gekommen it, fo iſt der Sen gleichwohl noch nicht 
in der Lage, der Anfechtungsklage durch Ausſpruch der Nich— 
tigkeit der Beſchl. in dem bezeichneten Umfange ſtattzugeben, 
weil der von der Bekl. erhobene Einwand, daß ſich die Aus- 
übung des Anfechtungsrechts durch den Kl. nach den beſon⸗ 
deren Umſtänden des vorl. Falles als eine unzuläſſige Rechts⸗ 
ausübung, als ein Rechtsmißbrauch darſtelle, bisher eine aus⸗ 
reichende Würdigung nicht gefunden hat. 

Es iſt zwar in der Rſpr. des RG., an der feſtzuhalten iſt, 
anerkannt, daß das Anfechtungsrecht des einzelnen Aktionärs 
nach § 271 HGB. nicht an die Vorausſetzung eines beſonderen 
Rechtsſchutzintereſſes i. S. des 8 256 ZPO. geknüpft iſt; das 
Rechtsſchutzintereſſe des Aktionärs liegt nach der geſetzlichen 
Regelung ſchon allein in der Tatſache der Mitgliedſchaft zur 
Akt., des Anteilbeſitzes am Aktienkapital, vermöge deren ihm 
die Befugnis eingeräumt worden iſt, zur Wahrung der Ord- 
nung gegen Beſchl. der Akt., die mit Geſetz oder Satzung 
nicht im Einklang ſtehen, anzugehen, mögen ſie ihm perſönlich 
auch keinen Nachteil bringen (vgl. z. B. das zum Abdruck in der 
amtlichen Sammlung beſtimmte Urt. des erk. Sen. v. 13. Nov. 
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1934, II 158/34 JW. 1935, 4215). Seine Schranke findet 
dieſes Anfechtungsrecht des Aktionärs jedoch dort, wo es mit 
der das geſamte Aktienrecht beherrſchenden und in der Aktien⸗ 
rechtsnovelle v. 12. Sept. 1931 noch beſonders betonten Treu⸗ 
pflicht, die jedem Aktionär der Geſellſchaft gegenüber obliegt, 
in Widerſpruch ſteht. Der Aktionär hat ſich bei allen ſeinen 
Maßnahmen als Glied der Gemeinſchaft zu fühlen, der er an⸗ 
gehört, und iſt gehalten, die Treupflicht gegenüber dieſer Ge⸗ 
meinſchaft zur oberſten Richtſchnur ſeines Handelns zu machen. 
übt ein Aktionär das ihm an ſich nach 8 271 HGB. zuſtehende 
Anfechtungsrecht, wie es im vorl. Falle von der Bekl. unter 
Beweis geſtellt worden war, zu dem Zwecke aus, um ſelbſt⸗ 
ſüchtig der Geſellſchaft ſeinen Willen erpreſſeriſch aufzuzwin⸗ 
gen, alſo zu geſellſchaftsfremden Zwecken, dann liegt darin 
eine ſo gröbliche Verletzung der Treupflicht, daß die Aus⸗ 
übung des Rechts ſich als ein Rechtsmißbrauch darſtellt, 
der von der Rechtsordnung nicht geduldet werden kann. Der 
Gedanke der Unzuläſſigkeit einer mißbräuchlichen Rechtsaus⸗ 
übung hat ſeinen geſetzlichen Niederſchlag in dem Schi⸗ 
kaneverbot des 8226 BGB. gefunden, er muß aber über den 
Rahmen dieſer Vorſchr. hinaus überall dort Anwendung fin- 
den, wo ſich die Ausübung eines Rechtes als eine gröbliche 
Verletzung gegen den das geſamte bürgerliche Recht beherr⸗ 
ſchenden Grundſatz von Treu und Glauben darſtellt. Der Ge⸗ 
danke hat auch in der Rſpr. bereits mehrfach Anerkennung 
gefunden; es ſei hier nur auf die Anerkennung der Verwir⸗ 
kung auf dem Gebiete des Aufwertungsrechts verwieſen. Im 
Schrifttum iſt er neuerdings beſonders eingehend in der Ab⸗ 
handlung von Siebert, „Verwirkung und Unzuläſſigkeit der 
Rechtsausübung“ (Arbeiten zum Handels-, Gewerbe- und 
Landwirtſchaftsrecht Nr. 72 [vgl. insbeſ. S. 60 ff.]) erörtert 
worden. Daß der in § 242 BGB. enthaltene Grundſatz von 
Treu und Glauben als allgemeine Schranke der Rechtsaus⸗ 
übung auch im Aktienrecht und im Rechte der GmbH. Geltung 
zu beanſpruchen hat, iſt in der Rſpr. des RG. gleichfalls ſchon 
wiederholt anerkannt worden (vgl. z. B. RGG.: JW. 1932, 
1647 mit Anm.; ferner 1932, 718; 1933, 1021 ff.); auch das 
bereits erwähnte Urt. des erk. Sen. v. 4. Dez. 1934 (RGZ. 
146, 71 = SW. 1935, 12366, das in beſonderem Maße die 
Treupflicht des Aktionärs gegenüber der AktG. betont, be⸗ 
wegt ſich in dieſer Richtung (vgl. auch Ritter, „Gleich⸗ 
mäßige Behandlung der Aktionäre“: IW. 1934, 3026 ff. ſo⸗ 
wie Siebert a. a. O. S. 226 ff.). Dieſer Grundſatz kann da⸗ 
her auch vor dem dem Aktionär in § 271 HGB. eingeräum⸗ 
ten Anfechtungsrechte nicht haltmachen. 

Selbſtverſtändlich wird in jedem einzelnen Falle der Be⸗ 
hauptung einer mißbräuchlichen und darum unzuläſſigen 
Rechtsausübung mit beſonderer Vorſicht zu begegnen ſein. 
Regelmäßig wird davon ausgegangen werden müſſen, daß der 
Aktionär, dem das Geſetz das Recht zur Anfechtung zugeſteht, 
auch befugt iſt, von dieſem Rechte Gebrauch zu machen. Die 
Beweislaſt dafür, daß die Ausübung des Anfechtungsrechtes 
ſich im Einzelfalle als eine unzuläſſige Rechtsausübung dar⸗ 
ſtelle, trifft in vollem Umfange den Anfechtungsbeklagten; er 
hat den zweifelsfreien Nachweis zu erbringen, daß die Aus- 
übung des Anfechtungsrechtes unter den gegebenen Umſtän⸗ 
den eine gröbliche Verletzung der Grundſätze von Treu und 
Glauben, einen gröblichen Verſtoß gegen die dem Aktionär der 
Geſellſchaft gegenüber obliegende Treupflicht bedeute. Eine 
ſolche gröbliche Verletzung der Treupflicht würde hier vor⸗ 
liegen, wenn der Bekl. der Nachweis gelingen ſollte, daß der 
Kl. die Anfechtungsklage dazu benutze, ohne jedes ſachliche, ge⸗ 
ſellſchaftliche Intereſſe, der Geſellſchaft ſelbſtſüchtig erpreſſeriſch 
ſeinen Willen aufzuzwingen, um eigene Vorteile zu erlangen. 
Ob aber in der Tat für die Erhebung der Anfechtungsklage 
eine ſachliche Berechtigung nicht vorhanden war, wird einer be⸗ 
ſonders ſorgfältigen Prüfung bedürfen. Dafür wird auch das 
Vorbringen des Kl. von Bedeutung ſein, welches der Begr. 
des von ihm geltend gemachten ſelbſtändigen Anfechtungs⸗ 
grundes dienen ſollte, daß nämlich die Beſchl. der Gen Verf. 
ſachlich zu Unrecht ergangen und unter ſittenwidriger Verge⸗ 
waltigung der Minderheit durch die Mehrheit der Aktionäre 
zuſtande gekommen ſeien. Die bisherige Stellungnahme des 
BG. zu dieſem Vorbringen iſt — wie die Rev. mit Recht ge⸗ 
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rügt hat — ſchon verfahrensrechtlich zu beanſtanden, inſofern, 
als die von dem Kl. nach dieſer Richtung angetretenen Be⸗ 
weiſe, unter Verletzung des § 286 ZPO., nicht erſchöpfend 
erhoben worden ſind. Die Würdigung dieſes Vorbringens des 
Kl. durch das BG. iſt auch ſachlich-rxechtlich inſofern nicht ein⸗ 
wandfrei, als ſich die Nachprüfung der ſachlichen Berechtigung 
der angef. Beſchl. darauf beſchränkt, ob die Vorſtandsmitglie⸗ 
der, insbeſ. Max W., ſich vorſätzlich gegen die ihnen der 
AktG. gegenüber obliegenden Pflichten vergangen hätten. Nicht 
beachtet worden iſt, daß die Vorſtandsmitglieder einer AktG. 
gem. § 241 HGB. auch für den durch bloße Fahrläſſig⸗ 
keit der Geſellſchaft verurſachten Schaden einzuſtehen haben. 
Wenn die Möglichkeit nicht ausgeräumt werden kann, daß der 
Kl. mindeſtens der Meinung war, die Vorſtandsmitglieder 
hätten ſich infolge einer — wenn auch nur fahrläſſigen — 
Verletzung der ihnen obliegenden Pflichten der Geſellſchaft 
gegenüber ſchadenserſatzpflichtig gemacht, ſo wird der der Bekl. 
obliegende Nachweis, daß die Anfechtungsklage ausſchließlich 
zu geſellſchaftsfremden Zwecken erhoben worden ſei und ſich 
deshalb als eine unzuläſſige Rechtsausübung darſtelle, ſchwer⸗ 
lich erbracht werden können. 

Der Sachverhalt bedarf daher noch der tatſächlichen 
Klärung. Deshalb mußte das angef. Urt. aufgehoben werden. 

(U. v. 22. Jan. 1935; II 198/34. — München.) 

= Rz. 146, 385.) 


Anmerkung: Die vorl. Entſch. verdient beſondere 
Beachtung. Sie liefert ein weiteres wichtiges Beiſpiel für die all⸗ 
mählich immer ſtärkere Durchdringung des Rechts der Kapitalgeſell⸗ 
ſchaften mit den nationalſozialiſtiſchen Rechtsgrundſätzen von Gemein⸗ 
ſchaft und Treupflicht. Die Entſch. bringt zunächſt eine Fortführung 
und Ergänzung der ſehr bekannt gewordenen Entſch. desſelben Senats 
über die Auslegung des § 266 Abſ. 1 Satz 2 HGB. n. F. zu der 
Frage der Stimmenthaltung (RG. 146, 71 ff.) und führt dann die 
dabei gewonnenen grundſätzlichen Erkenntniſſe für die Ausübung des 
Anfechtungsrechtes durch, wobei ſie in überzeugender Weiſe die Lehre 
vom Rechtsmißbrauch (von der Unzuläſſigkeik der Rechtsausübung) 
heranzieht. Gleichzeitig aber berührt ſie bei der Unterſuchung der 
Stimmenthaltungspflicht der hier beteiligten GmbH. eine grundſätz⸗ 
liche Frage über das Weſen der Rechtsfähigkeit, die ebenfalls mit der 
Lehre vom Rechtsmißbrauch zuſammengebracht werden muß. 

1. In der Entſch. RG. 146, 71 ff. = JW. 1935, 1236 ff. han⸗ 
delte es ſich darum, ob Aktien einer OHG. bei der Entlaſtung und 
Prüferbeſtellung mitſtimmen dürften, wenn ein Geſellſchafter der OHG. 
zu den Vorſtandsmitgliedern der betreffenden AktG. gehörte. Der 
2. Ziv Sen. hatte dieſe Frage mit Recht verneint, wobei aus den Ent⸗ 
ſcheidungsgründen folgende Sätze wörtlich angeführt werden ſollen: 
„Die Vorſchrift des § 266 Abſ. 1 Satz 2 HGB. n. F. beruht bereits 
auf den das heutige Staatsweſen durchſetzenden Gemeinſchaftsgedanken: 
es ſollte das Treueverhältnis der einzelnen Mitglieder einer Gemein⸗ 
ſchaft gegenüber dieſer in größerem Maße als bisher betont und zur 
Richtſchnur für das Handeln des Einzelmitgliedes gemacht und dem⸗ 
gemäß dafür Vorſorge getroffen werden, daß die Organe der Aktien- 
geſellſchaft ihre Maßnahmen ausſchließlich im Intereſſe und zum Ge⸗ 
deihen der Gemeinſchaft träfen und daran nicht durch eigenſüchtige 
perſönliche Belange gehindert würden.... Die Gefahr, daß der Aktionär 
in Fällen der in Frage ſtehenden Art den Gemeinſchaftsgedanken hinter 
ſeine perſönlichen Belange zurückſtellen könne, hat die Ausdehnung 
des Stimmverbots im Sinne der bezeichneten Vorſchrift eben mit 
Rückſicht auf jenes Treuverhältnis geboten erſcheinen laſſen.“ Teil⸗ 
weiſe gegen dieſe Begründung, m. E. jedoch nicht zutreffend, Langen: 
JW. 1935, 1237 ff. Anm.). 

Es iſt ſehr bezeichnend, daß dieſer allgemeinen Anerkennung des 
Gemeinſchaftsgedankens im Aktienrecht ſehr bald die vorl. Entſch. 
gefolgt iſt, die mit der Lehre vom Rechtsmißbrauch arbeitet. Iſt 
doch gerade dieſe Lehre in beſonderem Maße geeignet, den durch den 
Gemeinſchaftsgedanken herbeigeführten Wandel der Rechte als konkrete 
Geſtaltung des Rechtsinhalts ſichtbar werden zu laſſen. Dies iſt in 
dem zweiten Teil der Entſch. ausdrücklich ausgeſprochen, ſachlich aber 
auch in dem erſten Teile anerkannt worden. 

2. Der zweite Teil der Entſch. handelt von der Ausübung 
des Anfechtungsrechts nach 8 271 HGB. im Falle einer unzuläſſigen 
Stimmabgabe. Der Senat erkennt an, daß dem „an ſich“ Anfechtungs⸗ 
berechtigten unter Umſtänden entgegengehalten werden kann, er ver⸗ 
letze mit der Anfechtung ſeine geſellſchafterliche Treupflicht. Eine ſolche 
Treupflicht beſtehe mindeſtens ſoweit, daß er ſeine geſellſchafterlichen 
Rechte nicht ausnutzen dürfe, um eigenſüchtig zu geſellſchaftsfremden 
Zwecken der Mehrheit ſeinen Willen aufzuzwingen. Ein Aktionär, der 
das Anſechtungsrecht dazu mißbrauche, verſtoße gröblich gegen ſeine 


195 


1554 1 


Treupflicht und damit ganz allgemein gegen Treu und Glauben im 
Rechtsverkehr. Ein ſolcher Rechtsmißbrauch ſei unzuläſſig; dem An⸗ 
fechtungsberechtigten könne der Einwand unzuläſſiger Rechtsausübung 
entgegengehalten werden. 

Dieſe Sätze verdienen volle Zuſtimmung. Auch das Anfechtungs⸗ 
recht des Aktionärs ſteht unter dem Grundſatz von Treu und Glauben. 
Dieſer Grundſatz hat ſeinen früher vielfach unbeſtimmten und un⸗ 
ſicheren Charakter verloren; er bedeutet heute einen kurzen Ausdruck 
für den Inhalt der neuen Rechtsanſchauungen, die vom Gemeinſchafts⸗ 
gedanken und der auf ihm beruhenden Treupflicht getragen ſind. 
Dieſer umfaſſende Rechtsgrundſatz wird dann in den Inhalt der ein⸗ 
zelnen Rechte und Rechtsſätze hineingetragen und führt ſo zu einer 
konkreten Geſtaltung des Rechtsinhalts. Die Lehre vom Rechtsmißbrauch 
leiſtet dabei den geradezu unerſetzlichen Dienſt, dieſe konkrete Ge⸗ 
ſtaltung gegenüber der ſcheinbar abſtrakt⸗abſoluten Faſſung des Ge⸗ 
ſetzes ſichtbar zu machen: es wird klar, daß Rechtsmißbrauch in Wahr⸗ 
heit Rechtsüberſchreitung iſt und daß die Feſtſtellung mißbräuchlicher 
Ausübung die im Wege einer verbeſſerten Auslegung des Geſetzes 
gewonnene Erkenntnis von dem wahren Rechtsinhalt darſtellt. Einer 
Berufung auf das „formelle“ Recht kann dann der Einwand der 
Unzuläſſigkeit der Rechtsausübung entgegengehalten werden (vgl. 
Siebert, Verwirkung und Unzuläſſigkeit der Rechtsausübung, 1934, 
S. 60 ff., 83 ff., 145 ff.). 

Die Anforderungen des Gemeinſchaftsgedankens im Aktienrecht 
äußern ſich konkret darin, daß eine vom Eigennutz getragene Ver⸗ 
folgung geſellſchaftsfremder oder geſellſchaftsſchädlicher Zwecke unzuläſſig 
iſt. Aus dieſem Geſichtspunkt iſt einer unberechtigten Majoriſierung 
ebenſo entgegenzutreten wie einer „Terroriſierung“ durch die Minder⸗ 
heit. Beides verbietet die geſellſchafterliche Treupflicht, und indem 
die Rſpr. aus Treu und Glauben in ſorgfältiger Prüfung des Sach⸗ 
verhaltes eine konkrete Treupflicht ableitet, vermeidet ſie die Ge⸗ 
fahr, die Generalklauſeln als unbeſtimmte Billigkeitserwägungen an⸗ 
zuwenden. Gerade die vorl. Entſch. iſt ein Beiſpiel dafür, wie der 
Grundſatz von Treu und Glauben anzuwenden iſt, ohne daß eine 
„Flucht in die Generalklauſeln“ ftattjindet. 

Es iſt m. E. zu wünſchen, daß die Rſpr. in der Anerkennung 
dieſer Treupflicht ($ 242 BGB.) noch weiter fortſchreitet. Die aus 
dem Weſen des Rechtsmißbrauchs gewonnene Erkenntnis, daß die 
Pflicht aus Treu und Glauben alle Rechte und Befugniſſe im Geſell⸗ 
ſchaftsrecht, insbeſ. die Mitgliedſchaftsrechte, inhaltlich erfaßt und 
konkret geſtaltet, kann und muß noch weiter ausgebaut werden, z. B. 
für die Frage der „Gleichbehandlung der Aktionäre“. Dazu iſt es 
allerdings vielfach erforderlich, eine ſolche Pflicht aus Treu und 
Glauben nicht nur im Verhältnis zwiſchen Aktionär und Akt., 
fondern auch für das Verhältnis der einzelnen Aktionäre unter⸗ 
einander anzuerkennen. 

3. Hiermit wird eine oft erörterte Frage berührt, zu der das 
RG. im vorl. Falle nicht ausdrücklich Stellung zu nehmen brauchte. 
Gleichwohl aber enthält die hier angezeigte Entſch. einige wichtige 
Sätze über denjenigen Begriff, der einer Anerkennung ſolcher Treu⸗ 
pflicht bisher hindernd im Wege ſtand, nämlich über die Rechts- 
fähigkeit einer juriſtiſchen Perſon. Sobald man dieſen Begriff 
von feiner abſtrakt-abſoluten Hülle befreit hat, iſt die Bahn frei 
ſowohl für die Anerkennung einer Treupflicht unter den Mitgliedern 
einer juriſtiſchen Perſon wie für die klare Durchführung einer Lehre 
vom Mißbrauch der Rechtsfähigkeit. 

In dem erſten Teil der vorl. Entſch. wird ausgeführt: Wenn 
ein Vorſtandsmitglied einer Gmbh. als Geſellſchafter die GmbH. fo 
vollſtändig beherrſcht, daß ſich der Wille der GmbH. notwendig mit 
dem Willen des Vorſtandsgeſellſchafters decken muß, dann müſſen 
für die Frage der Stimmenthaltung in der GenVerſ. der betr. AktG. 
die Aktien der Gmb. wie perſönliche Aktien des Vorſtandsmitgliedes 
behandelt werden. Es hieße die Form über die Sache ſtellen, wollte 
man in den Fällen des § 252 Abſ. 3 und des 8 266 Abſ. 1 Satz 2 
HGB. die Stimmrechtsausübung für Aktien einer juriſtiſchen Perſon 
zulaſſen, welche verfaſſungsgemäß von einem der betroffenen Vor⸗ 
ſtands⸗ oder Aufſichtsratsmitglieder vollſtändig beherrſcht wird, ſo daß 
die Ausübung des Stimmrechts ſeiner alleinigen Willensentſchließung 
unterliegt. Mit anderen Worten: Der Geſellſchafter kann ſich alſo 
nicht hinter der „formellen“ Rechtsfähigkeit verſtecken; die Rechts⸗ 
fähigkeit kann nicht dazu mißbraucht werden, mit ihrer Hilfe die 
Anforderungen des Gemeinſchaftsgedaukens und der Treupflicht zu 
umgehen. Bisher hatte man in derartigen Fällen, z. B. auch bei der 
Einmanngeſellſchaft, die verſchiedenſten Umwege gehen zu müſſen ge⸗ 
glaubt. Die vorl. Entfch. legt aber durch ihre Begründung die Frage 
nahe, ob es nicht klarer und folgerichtiger wäre, den 
Gemeinſchaftsgedanken und die Treupflicht im Ge⸗ 
ſellſchaftsrecht als unmittelbar geſtaltende und be⸗ 
grenzende Kräfte auch für die Rechtsfähigkeit 
juriſtiſcher Perſonen anzuerkennen und ſo auch dieſe 
Rechtsfähigkeit dem „konkreten Ordnungs⸗ und Ge⸗ 
ſtaltungsdenken“ zu unterwerfen (vgl. Siebert: Deut⸗ 
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ſches Recht 1935, 57). Dann bedürfte es keiner Abſchaffung der 
Rechtsfähigkeit, wie fie vor kurzem gefordert worden ift (Criſolli: 
JW. 1935, 12), ſondern es genügt eine verbeſſerte Geſetzesauslegung, 
die bei dem Verſuch einer Umgehung der Treupflicht oder bei ſonſtigem 
gemeinſchaftsfremden oder gemeinſchaftsſchädlichen Verhalten zur Feſt⸗ 
ſtellung eines Mißbrauchs im Sinne einer Uberſchreitung der Rechts⸗ 
fähigkeit führt. 
Prof. Dr. Wolfgang Siebert, Kiel. 
* 


* 5. 88 229, 858 ff. BG B.; 88 1, 3 Abz G. Der 
ſchuldrechtliche Anſpruch auf Wiederinbeſitz⸗ 
nahme eines vermieteten Gegenſtandes bei un⸗ 
pünktlicher Zahlung der Mietraten ſteht nicht 
einer durch Geſetz erlaubten Beſitzentziehung 
gleich. Die Verwirklichung des ſchuldrechtlichen 
Anſpruchs entgegen dem Willen des Mieters 
ſtellt daher verbotene Eigenmacht dar. Daran 
ändert auch nichts eine vertraglich niedergelegte 
Zuſtimmungserklärung des Schuldners zur Be⸗ 
ſitzentziehung, wenn im Augenblick der Weg⸗ 
nahme ein entſprechender Wille nicht mehr be- 
ſteht. Die einſeitige Inbeſitznahme eines den 
Vorſchriften des 81 Abſ. 1 Satz 1 i. Verb. m. 8 3 
Abz G. unterliegenden Gegenſtandes iſt wider⸗ 
rechtlich i. S. des § 229 BG B. 

Durch ſchriftlichen Vertrag v. 2. Jan. 1931 vermietete 
der Kl. einen ihm gehörigen Laſtkraftwagen unter Eigentums- 
vorbehalt für eine monatliche Miete von 100 RM an den 
Speditionsgeſchäftsinhaber S. mit der Maßgabe, daß das 
Eigentum auf letzteren übergehen ſollte, ſobald zehn Miet⸗ 
raten gezahlt wären, während der Kl. berechtigt ſein ſollte, 
den Wagen wegzunehmen, wenn hinſichtlich einer Mietrate ein 
Zahlungsverzug von mehr als fünfzehn Tagen beſtände. Am 
17. Juli 1931 war S. mit der Zahlung von 117 N im 
Rückſtand. Als er am gleichen Tage mit dem Laſtkraftwagen 
auf das Grundſtück des Kl. kam, um dort Kohlen abzuladen, 
erklärte ihm dieſer, daß er von feinem Vertragsrecht Ge- 
brauch mache, und verbot ihm, das Grundſtück mit dem 
Wagen zu verlaſſen. Da S. ſich ohne den Wagen vom Grund- 
ſtück nicht entfernen wollte, wurde der Gendarmeriehaupt⸗ 
wachtmeiſter Br. aus N. herbeigeholt. Nach der Behauptung 
des Kl. ſoll nun Br. bei ſeinem Einſchreiten ſich dadurch 
einer Amtspflichtverletzung ſchuldig gemacht haben, daß er den 
Kl. hinderte, den Wagen an ſich zu nehmen. Br. habe zwar 
zunächſt angeordnet, daß der Wagen an Ort und Stelle ver- 
bleibe, er habe aber das Grundſtück wieder verlaſſen, nach⸗ 
dem ihm vom AG. R. — vermutlich auf Veranlaſſung des 
inzwiſchen dorthin geeilten S. — die fernmündliche Weiſung 
erteilt worden ſei, ſich jeder Einmiſchung zu enthalten, da 
es ſich um eine rein zivilrechtliche Angelegenheit handle. Als 
fpäter S. erneut auf dem Grundſtück erſchienen ſei und ſich 
ungeachtet vielfacher Aufforderungen nicht entfernt habe, ſei 
Br. abermals gerufen worden und habe dann plötzlich er⸗ 
klärt: „Das Auto wird weggefahren, und ich trage die Ver⸗ 
antwortung.“ Daraufhin ſei der Wagen trotz Widerſpruchs 
des Kl. von S. weggefahren worden. In der Folgezeit vom 
Kl. wegen des Laſtkraftwagens im Wege eines einſtweiligen 
Verfügungs⸗ und ordentlichen Verfahrens gegen S. erhobene 
Herausgabeanſprüche ſeien wirkungslos geblieben, da die 
Zwangsvollſtreckung bei S. und ein gegen ſeinen Nachfolger 
im Beſitz des Wagens ausgebrachter Pfändungs- und Über⸗ 
weiſungsbeſchluß nicht zum Ziel geführt hätten. Durch alles 
das habe der Kl. Schaden erlitten, deſſen Erſatz er mit der 
vorliegenden Klage vom bekl. Staat verlangt. 

Das BG. läßt es dahingeſtellt, ob der Gendarmerie⸗ 
hauptwachtmeiſter Br. die ihm von dem Kl. in den Mund 
gelegte Außerung getan habe und gegebenenfalls, ob dieſe 
Außerung für das Wegfahren des Laſtkraftwagens durch S. 
urſächlich geweſen ſei; denn ſelbſt wenn das zuträfe, wäre 
dadurch nur ein Zuſtand herbeigeführt worden, der mit dem 
Recht völlig in Einklang geſtanden, alſo die Rechte des Kl. 
nicht verletzt hätte, fo daß ihm aus dem Verhalten Br. 
keinerlei Schadenserſatzanſprüche gegenüber dem bekl. Staat 
erwachſen ſeien. Durch den Mietvertrag ſei nämlich zwiſchen 
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dem Kl. und S. nur ein ſchuldrechtliches Verhältnis be⸗ 
gründet worden, deſſen Erfüllung erforderlichenfalls im ge⸗ 
ordneten gerichtlichen Verfahren, nicht aber mit Gewalt hätte 
erzwungen werden dürfen. Insbeſ. habe der Kl. durch die 
in dem Vertrag getroffene Vereinbarung über den Eigen⸗ 
tumsvorbehalt und die Zahlung der Mietraten nicht das 
Recht erlangt, den vermieteten Wagen gegen den Willen des 
S. wegzunehmen, zumal ſein durch deſſen Kohlenfahren ent⸗ 
ſtandenes Gewaltverhältnis an dem Wagen derart locker ge⸗ 
weſen ſei, daß es vom Verkehr nicht als Beſitz angeſehen 
werden könne oder gar als Eigenbeſitz, wie der Kl. es wolle. 
Eine gegenteilige Auslegung des Vertrags würde dem Grund⸗ 
ſatz widerſprechen, daß die zur Wahrung des Rechtsfriedens 
eingerichteten ſtaatlichen Behörden nicht durch Vereinbarung 
ausgeſchaltet werden dürften. Der Kl. habe daher verbotene, 
ſeinen Schuldner zur Notwehr berechtigende Eigenmacht be⸗ 
gangen (8 858 BGB.), als er am 17. Juli 1931 dem S. 
unterſagte, das Grundſtück mit dem Wagen zu verlaſſen. Er 
ſei aber auch auf Grund eines Selbſthilferechts zu ſeinem 
Vorgehen und damit zur Wegnahme des Wagens nicht be⸗ 
fugt geweſen. Die Befugnis zur Ausübung dieſes Rechts 
ſetze nach 8 229 BGB. voraus, daß obrigkeikliche Hilfe nicht 
rechtzeitig zu erlangen ſei und ohne ſofortiges Eingreifen die 
Gefahr einer Vereitelung oder weſentlichen Erſchwerung der 
Verwirklichung des Anſpruchs beſtehe. Eine ſolche Gefahr 
habe am 17. Juli 1931 noch nicht vorgelegen. Der Kl. trage 
ſelbſt vor, daß er den Kraftwagen nur deshalb habe weg⸗ 
nehmen wollen, weil S. mit den Mietraten in Verzug ge⸗ 
weſen ſei. Das habe noch keine Vereitelung oder Erſchwerung 
des Wegnahmeanſpruchs bedeutet, ſondern nur die Voraus⸗ 
ſetzung ſeiner Entſtehung gebildet. Zwar habe der Umſtand, 
daß S. an dieſem Tage den Wagen nicht freiwillig heraus⸗ 
gegeben und ſo den Kl. gezwungen habe, gegen ihn im Klage⸗ 
wege vorzugehen, die Verwirklichung des Herausgabeanſpruchs 
ſtark beeinträchtigt. Die Anrufung des ſtaatlichen Gerichts 
könne aber keinesfalls als weſentliche Erſchwerung i. S. des 
8 229 BGB. anerkannt werden, die ihrerſeits erſt das Recht 
zur Selbſthilfe auslöſe; denn ſonſt würde man den oben⸗ 
erwähnten Grundſatz, daß — abgeſehen von geſetzlich vor⸗ 
geſehenen Ausnahmen — der einzelne zwecks Wahrung des 
Rechtsfriedens ſein Recht nur mit Hilfe der ſtaatlichen Ge⸗ 
richtsbarkeit durchſetzen dürfe, auf Umwegen wieder beſeitigen. 
Daß S. und deſſen Ehefrau dann nach dem 17. Juli 1931 
den Wegnahmeanſpruch des Kl. vereitelt hätten, beweiſe noch 
nicht, daß auch bereits an dieſem Tage inſoweit eine konkrete 
Gefahr beſtanden habe. Ebenſowenig könne der Kl. für den 
ihm durch das nachträgliche Verhalten der Eheleute S. ent⸗ 
ſtandenen Schaden den Bekl. verantwortlich machen. 

Die Auslegung, welche das BG. der fraglichen Ver⸗ 
tragsbeſtimmung gibt, iſt entgegen der Auffaſſung der Rev. 
nicht nur möglich, ſondern auch frei von Rechtsirrtum. Es 
iſt denkbar, ja nach dem wirtſchaftlichen Zweck des ganzen 
Rechtsgeſchäfts nicht von der Hand zu weiſen, daß die Ver⸗ 
tragsparteien durch ſie ſchuldrechtliche Beziehungen in Geſtalt 
eines Abzahlungsgeſchäfts, alſo einen ſchuldrechtlichen An⸗ 
ſpruch des Kl. auf Geſtattung der Wiederentziehung des 
Wagens im Falle unpünktlicher oder unterbleibender Zahlung 
der einzelnen Mietraten, vereinbaren wollten. Dann aber 
konnte der Kl. den entgegenſtehenden Willen feines Vertrags⸗ 
egners S. nur im Wege der Einſtwfg. oder Klage brechen. 

3 bedeutete alſo die Wiederinbeſitznahme des Wagens durch 
den Kl. gegenüber S. an ſich verbotene Eigenmacht, da die 
ſchuldrechtliche Geſtaltung der Beſitzentziehung einer durch das 
Geſetz erlaubten Beſitzentziehung nicht gleichſteht, ſomit nicht 
zu den geſetzlich zugelaſſenen Fällen der Beſitzentziehung ge⸗ 
hört (vgl. Planck, Komm. z. GB., 5. Aufl., § 858 
Anm. 10 und RGB.: Zurich. [Rſpr.] 1925 Nr. 1750). Selbſt 
wenn man jedoch davon ausgehen wollte, daß in dem ver⸗ 
traglich vereinbarten Wegnahmerecht des Kl. eine ausdrück⸗ 
liche Zuſtimmung des S. zur Beſitzentziehung liege, würde 
dadurch im Ergebnis nichts geändert werden. Eine derartige 
Vereinbarung kommt gerade bei Vermietungen und Abzah⸗ 
lungsgeſchäften häufig vor und kann an ſich auf ſeiten des 
Wegnehmenden verbotene Eigenmacht ausſchließen. Dieſe iſt 
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indeſſen dann gegeben, wenn trotz vorheriger vertragsmäßiger 
Zuſage des Beſitzers, die Wegnahme zu geſtatten, im Augen⸗ 
blick der Wegnahme bei ihm ein entſprechender Wille nicht 
mehr beſteht (vgl. Staudinger, Komm. z. BGB., 10. Aufl., 
Erl. I 7 Nr. 3b u. RG.: JW. 1928, 497 25). Deshalb iſt die 
aus dem feſtgeſtellten Sachverhalt zweifelsfrei hervorgehende 
Tatſache, daß bei S. am 17. Juli 1931 ein Wille zur Ge⸗ 
ſtattung der Beſitzentziehung des Wagens durch den Kl. nicht 
vorhanden war, keineswegs rechtlich unbeachtlich und unwirk⸗ 
ſam. Zudem hat das RG. bereits in einem ähnlich gelagerten 
Fall ausdrücklich die vertragliche Befugnis, ſich unter gewiſſen 
Umſtänden in den Beſitz von Sachen zu ſetzen, vom materiell⸗ 
rechtlichen Standpunkt aus für unbeachtlich erklärt (JW. 
1904, 361138 = Seuff Arch. 60, 16 Nr. 9). Eine ſolche vertrag⸗ 
liche Abmachung verſchiebe lediglich, ſo heißt es in dieſer 
Entſch., die Beweislaſt hinſichtlich des Einverſtändniſſes zur 
Beſitzentziehung zugunſten des Wegnahmeberechtigten; für die 
Frage der Beſitzentziehung als ſolcher komme es dagegen nur 
auf den objektiven Beſtand an, d. h., es liege trotz vorheriger 
ausdrücklicher Zuſtimmung zur Beſitzentziehung verbotene 
Eigenmacht vor, wenn die Wegnahme ohne den in dieſem 
Augenblick tatſächlich vorhandenen Willen des bisherigen Be⸗ 
ſitzers erfolge. Die Feſtſtellungen des BG. ergeben, daß S., 
als der Kl. ihm das Verlaſſen des Grundſtücks mit dem 
Wagen verbot, ſich weigerte, ohne den Wagen ſich zu entfer⸗ 
nen. Nach dem feſtſtehenden Sachverhalt war S. nicht im 
mindeſten gewillt, der Wegnahme des Wagens durch den Kl. 
zuzuſtimmen, und zwar zeigen die Vorgänge, daß ſeine Wei⸗ 
gerung von Anfang an, alſo ſchon im Augenblick des Weg⸗ 
nahmebegehrens des Kl. beſtand. Daher kann nicht ange 
nommen werden, der unmittelbare Beſitz, den der Kl. nach 
Meinung der Rev. dadurch an dem Wagen erlangt haben 
ſoll, daß ſich S. auf einige Zeit von dem Wagen entfernte, 
ſei wegen des dem Kl. vertraglich zuſtehenden Wegnahme⸗ 
rechts ein rechtsmäßiger geweſen. Dieſes Gewaltverhältnis 
des Kl. war rechtswidrig, eben weil es gegen den Willen des 
S. entſtand. Der vertraglichen Vereinbarung kommt hierbei 
keine materiellrechtliche Bedeutung zu. Beſaß der Kl. danach 
aber fehlerhaft, ſo iſt die Auffaſſung, er habe verbotene Eigen⸗ 
macht begangen, indem er den S. an dem Wegfahren des 
Wagens hinderte, unter dieſen Geſichtspunkten rechtlich nicht 
zu beanftanden (ſ. auch RG. 67, 389 — JW. 1908, 199). 
Die Rev. bekämpft nun in zweiter Linie das angef. Ur⸗ 
teil, weil es dem Kl. den Schutz des $ 229 BGB. verjagt, 
und vertritt im Zuſammenhang hiermit ebenfalls den Stand⸗ 
punkt, daß die Inbeſitznahme des Wagens durch den Kl. nicht 
verbotene Eigenmacht i. S. des $ 858 BGB. geweſen ſei. 
Auch dieſe Rüge der Rev. muß ſcheitern. Es handelt ſich bei 
dem ſchriftlichen Vertrag, den der Kl. und S. am 2. Jan. 
1931 über den Laſtkraftwagen geſchloſſen haben, um nichts 
anderes als um ein Abzahlungsgeſchäft. Nach $ 5 Atz®. gilt, 
falls der Verkäufer auf Grund des ihm vorbehaltenen 
Eigentums die verkaufte Sache wieder an ſich nimmt, dies als 
Ausübung des Rücktrittsrechts, und § 6 a. a. O. beſtimmt, 
daß die Vorſchr. der 88 1--5 dieſ. Gef. auch auf Verträge 
entſprechende Anwendung finden, welche darauf abzielen, die 
Zwecke eines Abzahlungsgeſchäfts (8 1) in einer anderen 
Rechtsform, insbeſ. durch mietweiſe Überlaſſung der Sache zu 
erreichen, gleichviel, ob dem Empfänger der Sache ein Recht, 
ſpäter deren Eigentum zu erwerben, eingeräumt iſt oder 
nicht. Daß danach der Vertrag v. 2. Jan. 1931 unter das 
Abzög. fällt, kann keinem Zweifel unterliegen; denn bei der 
in ihm zum Ausdruck gebrachten mietweiſen Überlaſſung des 
Laſtkraftwagens hat der Kl. ſich das Recht vorbehalten, 
wegen Nichterfüllung der ſeinem Vertragsgegner S. oblie⸗ 
genden Verpflichtungen durch Wegnahme, d. h. durch Wie⸗ 
deranſichnahme des Wagens vom Vertrage zurückzutreten. Er 
war infolgedeſſen nach 8 1 Abſ. 1 Satz 1 AbzG. im Falle 
dieſes Rücktritts verpflichtet, dem anderen Teil, alſo S., die 
empfangenen Leiſtungen zurückzugewähren, und zwar Zug um 
Zug gegen die Wiederanſichnahme des Wagens (vgl. Cri⸗ 
ſokli, AbzG., 4. Aufl., zu § 5 Anm. 92 S. 255). Das 
AbzG. verfolgt den Zweck, den Käufer (oder Mieter) davor 
zu ſchützen, daß er Beſitz und Nutzungen des Kauf- (Miet-) 
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Gegenſtandes verliert, obwohl er für die Zahlung des Kauf⸗ 
(Miet⸗) Geldes haftbar bleibt. Es kommt alſo nicht darauf 
an, ob der Verkäufer den alleinigen Beſitz der Kauf- (Miet-) 
Sache zurückerlangt, ſondern darauf, ob der Käufer auf Ver⸗ 
anlaſſung des Verkäufers den Beſitz einbüßt, der es ihm er⸗ 
möglicht, die Sache zu nutzen. Ob dies geſchieht, iſt — wie 
namentlich § 6 des Gef. erkennen käßt — im Einzelfall unter 
wirtſchaftlichen Geſichtspunkten zu beurteilen (RG. 139, 205 
[206] JW. 1933, 909). Wirtſchaftlich betrachtet ſtand hier 
die vertraglich vorgeſehene Wegnahme des Wagens durch den 
Kl. einem Rücktritt vom Vertrage gleich; er entzog damit dem 
S. den Beſitz und die Möglichkeit, den Wagen für ſein 
Speditionsgeſchäft weiter zu nutzen. Daher mußte er nach 8 1 
Abſ. 1 Satz 1 i. Verb. m. § 3 AbzG. Zug um Zug gegen 
Ausübung des vertraglichen Wegnahmerechts dem S. die von 


dieſem bisher gezahlten Mietraten — nötigenfalls unter 
gleichzeitigem Abzug der in § 2 a. a. O. näher bezeichneten 
Vergütung für Aufwendungen u. ä. — zurückgewähren oder 


wenigſtens ihre Rückgewähr anbieten. Daß er das eine oder 
das andere getan hätte, iſt dem Sachverhalt nicht zu ent⸗ 
nehmen. Die bloße Wiederanſichnahme des Wagens war mit⸗ 
hin objektiv rechtswidrig, d. h. widerrechtlich i. ©. des § 229 
BGB., und es handelte der Kl. auf eigene Gefahr, wenn er 
ohne gerichtliche Hilfe, insbeſ. ohne rechtzeitige Herbeiführung 
einer EinſtwVfg. fo, wie geſchehen, gegen S. vorging, ſelbſt 
wenn er ohne Verſchulden irrigerweiſe geglaubt hat, dazu be⸗ 
rechtigt zu fein (vgl. RG.: IW. 1921, 13625). Das BG. 
hat alſo dem Kl. das Selbſthilferecht mit Grund verſagt. 
Endlich glaubt die Rev. den vom BG. nicht gebilligten 
Standpunkt des Kl. dadurch rechtfertigen zu können, daß ſie 
ausführt, der Kl. ſei nach dem Weggang des S. unmittel⸗ 
barer Beſitzer des Wagens geworden, und es habe S., wenn 
er nach ſeinem Wiedererſcheinen auf dem Grundſtück unter 
Bedrohung den Wagen herausverlangte, ſeinerſeits verbotene 
Eigenmacht begangen, gegen die der Wachtmeiſter Br. ein⸗ 
zuſchreiten verpflichtet geweſen wäre. Daß von der Erlangung 
unmittelbaren Beſitzes an dem Wagen durch den Kl. nicht die 
Rede ſein kann, geht bereits aus den früheren Darlegungen 
hervor. Unmittelbaren Beſitz an dem Wagen hatte nach wie 
vor S., während der Kl. mittelbarer Beſitzer geblieben war 
(8 868 BGB.); fein bloß mittelbarer Beſitz konnte nicht durch 
verbotene Eigenmacht des S. geſtört werden (RGUrt. vom 
20. Juni 1933, VII 76/33). Daraus folgt ferner, daß auch 
das an ſich weiter als § 229 gehende Selbſthilferecht des 
8 859 BGB., welches zwar nicht durch die Unmöglichkeit 
rechtzeitiger Erlangung obrigkeitlicher Hilfe bedingt iſt, aber 
nur dem unmittelbaren Beſitzer gebührt (Urt. v. 4. Mai 1934, 
III 312/33 = HöchſtRRſpr. 1934 Nr. 1282 und RGRKomm., 
8. Aufl., zu § 859 Anm. 1) dem Kl. ſeinerzeit nicht zur 
Seite ſtand. 
(U. v. 4. Dez. 1934; III 201/34. — Dresden.) 


e 
Rg. 146, 182.0 
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6. 88 242, 295, 301, 812, 814 BG B. Der aus- 
ländiſche Gläubiger einer Reichsmarkhypothek 
iſt nach Treu und Glauben verpflichtet, der Rück⸗ 
zahlung der fälligen Hypothek auf Sperrkonto 
an Erfüllungs Statt zuzuſtimmen, wenn der 
Schuldner eine Genehmigung der Deviſenſtelle 
zur Zahlung zu freier Verfügung des Gläu⸗ 
bigers nicht erhalten konnte. Weigert er ſich, 
dieſer Zahlungsweiſe zuzuſtimmen, ſo kommt 
er in Annahmeverzug und verliert den Anſpruch 
auf weitere Zinſen. ) 
(U. v. 29. Jan. 1935; VII 272/34.) 
Abgedr. ZW. 1935, 10822. 


Anmerkung: A. Anm. Hartenſtein, ebenda. 

B. Das Urteil iſt von Hartenſtein ſchon in ſehr vorſichtiger 
Weiſe kritiſiert worden, wobei ſich aber deutlich ergibt, daß er das 
Urteil nicht billigt. Leider hat ſich das Urteil weder mit ihm noch 
mit der Entſch. KG.: JW. 1932, 2043 auseinandergeſetzt. 

Es handelt ſich um einen Anſpruch des Hypothekenſchuldners 
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auf Rückzahlung von ihm ſchon geleiſteter Hypothekenzinſen wegen 
ungerechtfertigter Bereicherung, weil der Gläubiger ſich wegen ſeiner 
früher erklärten Weigerung, Sperrmarkgutſchrift anzunehmen, in 
Annahmeverzug befinde. Die praktifche Bedeutung des Urteils liegt 
weniger in dem Rückzahlungsanſpruch, der gem. § 302 BGB. wie 
auch gem. 8814 BGB. beſchränkt iſt, als vielmehr in der grund⸗ 
ſätzlichen Neuregelung des Verhältniſſes zwiſchen Gläubiger und 
Schuldner für die Zukunft. Denn es wird feſtgeſtellt, daß der Schuld⸗ 
ner durch Leiſtung auf Sperrkonto gegen den Widerſpruch des Gläu⸗ 
bigers auch dann frei wird, wenn er verpflichtet geweſen war, Reichs⸗ 
mark im Ausland zu zahlen. Hartenſtein weiſt darauf hin, 
daß in der Regel die Deviſenſtellen eine Genehmigung zur Sperr⸗ 
markgutſchrift erſt erteilen, wenn zuvor der Gläubiger die Annahme 
an Erfüllungs Statt erklärt hat. Tatſächlich heißt es in II, 44 der 
Richtlinien: „Eine Genehmigung zur Zahlung auf ein Sperrkonto zu⸗ 
gunſten eines Ausländers darf nur erteilt werden, wenn der Gläu⸗ 
biger bereit iſt, dieſe Zahlung an Erfüllungs Statt anzunehmen. ...“ 
Es iſt alſo von der Deviſenſtelle nicht nur regelmäßig fo zu ver⸗ 
fahren, ſondern eine Ausnahme von dieſer Vorſchrift darf nicht ge⸗ 
macht werden. Praktiſch bedeutet dieſe Vorſchrift, wenn es bei der 
im vorl. Urteil eingeſchlagenen Rſpr. verbleibt, den einzigen Schutz 
des ausländiſchen Gläubigers dagegen, daß ihm gegen ſeinen Willen 
Sperrmark aufgenötigt wird. Der Beamte, der dieſe Vorſchrift nicht 
beachtet, verletzt daher eine ihm dem Gläubiger gegenüber obliegende 
Amtspflicht (§S 839 BGB.). 

Dem Urteil liegt der Gedanke zugrunde, daß der Schuldner durch 
Angebot einer Sperrmarkzahlung auf Konto einer Deviſenbank den 
Gläubiger in Annahmeverzug ſetzen könne. Dies hat zur Voraus⸗ 
ſetzung, daß die Leiſtung auf dieſe Weiſe als in der Weiſe angeboten 
angeſehen wird, wie ſie vertragsgemäß zu bewirken war, mithin alſo 
nicht etwa Unmöglichkeit der Leiſtung angenommen wird. Mit den 
Gedanken von Müller: JW. 1932, 1997 beſchäftigt ſich das Urteil 
leider nicht. Müller hatte unter Hinweis auf Staudinger, 
9. Aufl., $275 Anm. I, la und 6 und RGRKomm. 8275 Anm. 2 
die Anſicht vertreten, daß Leiſtungen, die ein Geſetz verbietet, als 
rechtlich unmögliche Leiſtungen zu behandeln, und daß daher auch 
genehmigungspflichtige Leiſtungen bis zum Vorliegen der Genehmi⸗ 
gung unmöglich ſeien (ſ. auch House of Lords v. 11. Dez. 1934: 
JW. 1935, 1277 mit Anm. Meilicke). Wahrſcheinlich müßte dieſe 
Anſicht dahin ergänzt werden, daß es ſich bei genehmigungspflichtigen 
Leiſtungen nicht um vollſtändige Unmöglichkeit handelt, ſondern um 
teilweiſe, richtiger qualitative Unmöglichkeit. „Unmöglichkeit liegt 
dann nicht vor, wenn die Verpflichtung noch, wenn auch in anderer 
Weiſe als der urſprünglich vorausgeſetzten, erfüllbar iſt und dieſe 
Erfüllungsart dem Schuldner nach Treu und Glauben zugemutet wer⸗ 
den kann (RGRKomm. 8 275 Anm. 2 Abſ. 3).“ In dieſem Falle 
könnte alſo der Schuldner ſich nicht auf die Unmöglichkeit berufen. 
Das bedeutet aber nicht unbedingt, daß auch dem Gläubiger die Be⸗ 
rufung auf Unmöglichkeit verſagt werden müſſe. Es iſt bei teilweiſer 
Unmöglichkeit nur nach dem jeweiligen Intereſſe des Gläubigers oder 
des Schuldners zu entſcheiden, ob der Schuldner durch die teilweiſe 
oder die Erſatzleiſtung befreit werden ſoll (RGRKomm. 8275 Anm. 4). 
Würde allerdings der Gläubiger die Erſatzleiſtung ablehnen und die 
urſprüngliche Leiſtung als unmöglich behandeln wollen, ſo wäre damit 
das Problem auch noch nicht gelöſt. Der Gläubiger wäre zwar nicht 
in Annahmeverzug zu bringen, dagegen droht ihm nunmehr Hinter⸗ 
legung ſeitens des Schuldners, ſofern dieſer eine Genehmigung hierzu 
erhält (8 11 Abſ. 1 Dev O.). Auch wenn der Gläubiger ſtatt der 
urſprünglich geſchuldeten Leiſtung nunmehr in entſprechender An- 
wendung des § 281 oder gem. 8812 Anſprüche ſtellen wollte, jo 
würde damit das Problem keineswegs gelöſt, ſondern man würde 
es nur vor ſich herſchieben. 

Das KG. (a. a. O.) und Buſchke, Die deutſche Deviſenbewirt⸗ 
ſchaftung S. 130 vertreten daher die von Hartenſtein in der 
obigen Beſprechung abgelehnte Theorie, daß die Deviſenbewirtſchaftung 
eine geſetzliche Stundung herbeiführe. Dieſer Theorie zuzuſtimmen, iſt 
nicht nur aus wirtſchaftspolitiſchen Gründen unmöglich, ſie iſt auch 
in den einſchlägigen Beſtimmungen durch nichts begründet. Es kann 
ſich lediglich im einzelnen Fall als Folge dieſer Beſtimmung der 
Anreiz für die Parteien ergeben, eine Stundung zu vereinbaren. Hierin 
liegt m. E. auch der einzig mögliche Ausweg. 

Nach Treu und Glauben muß feſtgeſtellt werden, wie die Aus⸗ 
wirkungen des Eingriffs von hoher Hand, den die Deviſengeſetzgebung 
darſtellt, auf Gläubiger und Schuldner verteilt werden ſoll. Dabei 
kann im äußerſten Falle die Auſicht Hartenſteins, Das Deviſen⸗ 
notrecht in Rechtspflege und Wirtſchaft S. 79 herangezogen werden, 
daß derjenige die Gefahr eines Eingriffs von hoher Hand zu tragen 
habe, deſſen Staat einen ſolchen Eingriff vornimmt. 

Die Schwierigkeiten, die mit einer gerechten Abwägung in einem 
ſolchen Falle verbunden ſind, dürfen nicht ſo leicht genommen werden, 
wie es in obigem Urteil anſcheinend geſchehen iſt. Bedeutet doch für 
den Glaubiger die Annahme auf Sperrkonto 
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1. einen Zinsverluſt; 

2. Entſtehung eines regelmäßig geſperrten und nur ausnahmsweiſe 
und ſehr begrenzt verfügbaren Vermögensſtücks; 

3. eines Vermögensſtücks, das — mit den Augen des Gläubigers und 
ſeiner Buchprüfer geſehen! — als Kreditſperrmark nur einen Bruch⸗ 
teilswert hat, während die frühere Forderung, falls ſie prolongierbar 
geweſen wäre, zwar abgeſchrieben werden konnte, aber nicht ab⸗ 
geſchrieben werden mußte; 

4. den Verluſt der Sicherheit. 

Den ſicheren Schädigungen des Gläubigers im Falle der Rück⸗ 
zahlung auf Sperrkonto können zwar auch auf ſeiten des Schuldners 
Schädigungen gegenüberſtehen, falls die Rückzahlung nicht vor⸗ 
genommen werden kann. Dieſe Schädigungen werden aber in der 
Regel nicht ſo ſchwerwiegend ſein. So hätte es z. B. ſein können, 
daß der Schuldner dringend umſchuldungsbedürftig geweſen wäre. 
Aber davon iſt hier nichts feſtgeſtellt. Oder es hätten durch die 
Weigerung des Gläubigers irgendwelche erhöhten Laſten für den 
Schuldner entſtehen können, etwa durch den Zwang, das Geld nun 
ſtändig bereit zu halten. Aber feſtgeſtellt und für bedeutungslos er⸗ 
klärt wird ſogar ausdrücklich, daß der neue Geldgeber keine Bereit- 
ſtellungsproviſion verlangt habe. Schließlich wäre auch noch denkbar 
geweſen, daß der Gläubiger eine zeitgemäße Zinsherabſetzung ver⸗ 
weigert hätte. Davon iſt aber ebenfalls keine Rede. So bleibt aus 
dieſem Urteil nichts anderes zu entnehmen, als daß der Schuldner 
nach ſeinem Belieben den Glaubiger durch Anbietung einer Sperrmark⸗ 
zahlung ſoll in Verzug ſetzen können, d. h. den Gläubiger ohne eigene 
Not in Schaden und Verlegenheit bringen. Unmöglich kann Der⸗ 
artiges aber mit dem Urteil gemeint ſein, zumal es auch für das 
Gemeinwohl, hier die deutſche Deviſenbilanz, vollkommen gleichgültig 
iſt, ob ein Ausländer dieſen oder jenen inländiſchen Schuldner hat. 
Das Urteil darf alſo keinesfalls Nachfolge finden, das Problem nicht 
„mit kühnem Griff eindeutig zugunſten des inländiſchen Schuldners 
gelöſt werden“ (Hartenſtein). Es muß unbedingt verlangt wer⸗ 
den, daß bei derart ſchwerwiegenden Entſch., die gleichzeitig das An⸗ 
ſehen der deutſchen Rſpr. im Ausland beeinfluſſen, alle irgendwie 
beachtlichen Umſtände herangezogen werden, bevor das Riſiko ſo ein⸗ 
deutig dem Ausländer auferlegt wird, wie es hier geſchehen iſt. Unter 
Umſtänden wäre fogar unter Hinweis auf $ 723 BGB. zu ſagen, daß 
ein ordentliches Kündigungsrecht ſeitens des Schuldners nicht aus⸗ 
geübt werden dürfe, weil bei der gegenwärtigen Lage dieſe Kündigung 
zur Unzeit käme. 

Daß das vorl. Urteil nicht auf die Fälle ausgedehnt werden 
kann, wo ftatt einer Reichsmarkſchuld eine Valutaſchuld beſteht, ver⸗ 
ſteht ſich von ſelbſt. Ebenſo verſteht ſich, daß es von der Lage des 
einzelnen Falles abhängen wird, ob nicht etwa bei Anwendung inter⸗ 
national-privatrechtlicher Regeln die Entſch. anders ausfallen müßte. 
Auf die höchſt intereſſanten Zuſammenhänge zwiſchen internationalem 
Privatrecht und Deviſennotrecht kann im Rahmen einer Anmerkung 
nicht eingegangen werden. 

RA. Dr. Eugen Langen, Berlin. 
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** 7. 8249 BGB. Die Behauptungs⸗ und die 
Beweislaſt darüber, daß der Kl. durch Schulden, 
die ihm durch eine unerlaubte Handlung des 
Bekl. entſtanden ſind, und von denen er entlaſtet 
zu ſein wünſcht, überhaupt nicht beſchwert werde 
und er daher inſoweit überhaupt keinen Schaden 
erlitten habe, trifft nicht den von der unerlaub⸗ 
ten Handlung Betroffenen, ſondern denjeni⸗ 
gen, der ſich darauf beruft. Nur ausnahmsweiſe 
unter ganz beſonders gelagerten Umſtänden kön⸗ 
nen dann Schulden keinen Schaden im Rechts⸗ 
ſinn darſtellen; es muß ſich feſtſtellen laſſen, daß 
der Schuldner jetzt und in abſehbarer Zeit weder 
ſeine Schulden wird freiwillig bezahlen können 
oder wollen noch dazu werde gezwungen werden 
können. ) 

Der Sachverhalt ergibt ſich aus dem Urt. v. 25. April 
1934 (V 32/34 JW. 1934, 23941). Das KG. hat nunmehr 
den Klageanſpruch auf Befreiung von den Schuldverbindlich⸗ 
keiten abgewieſen, mit der Begründung, daß der Kl. durch 
die Schulden, von denen er entlaſtet zu ſein wünſcht, über⸗ 
haupt nicht beſchwert werde, alſo inſoweit auch keinen Schaden 
erlitten habe. Es begründet dieſe Anſicht dahin: Eine Be⸗ 
ſchwerung und damit ein Schaden im Rechtsſinne würde den 
Kl. nur dann treffen, wenn nach ſeiner Vermögenslage die 
Gefahr für ihn beſtünde, daß gegen ihn erfolgreich vollſtreckt 
werden könnte. Er ſelbſt habe die Behauptungs⸗ und Beweis⸗ 


laſt dafür, daß dieſe Gefahr ihn bedrohe. Er habe eine ſolche 
Gefahr aber nicht hinreichend darzulegen vermocht. Da er 
den Rechtsſtreit im Armenrecht geführt habe, ſei die Ver⸗ 
mutung gerechtfertigt, daß er nennenswerte Vermögenswerte 
nicht beſitze. In das Vermögen ſeiner Frau dürften ſeine 
Gläubiger nicht vollſtrecken. Seine eigene Vermögenslage habe 
er weder hinreichend beſtimmt dargeſtellt noch mit beachtlichen 
Beweisantritten belegt. Im übrigen würde eine Vollſtreckung 
der Gläubiger in ſeine Vermögenswerte zum mindeſten mit 
ſolchen Schwierigkeiten und Koſten und mit ſo ungewiſſen 
Ausſichten verbunden ſein, daß mit ihr ernſtlich nicht zu rech⸗ 
nen ſei. Er habe mithin nicht dargetan, daß ſeine Schulden 
einen Schaden für ihn darſtellten. 

Dieſe Begründung iſt nicht frei von Rechtsirrtum und 
wird auch den Richtlinien des reichsgerichtlichen Urt. vom 
25. April 1934 nicht gerecht. Das BG. hat zunächſt die Be⸗ 
hauptungs⸗ und Beweislaſt verkannt, wenn es dem Kl. zu⸗ 
mutet, darzulegen und zu beweiſen, daß ſeine Schulden keine 
Belaſtung für ihn bedeuten. Wie ſchon die Urt. des RG. vom 
22. Dez. 1914 (III 244/14) und v. 25. April 1934 (V 32/34 
— ZW. 1934, 2394) erkennen laſſen, iſt regelmäßig da- 
von auszugehen, daß die Belaſtung mit Schulden für den 
von einer unerlaubten Handlung Betroffenen auch einen 
Schaden im Rechtsſinne darſtellt. Nur ausnahmsweiſe 
unter ganz beſonders gelagerten Umſtänden kann etwas an⸗ 
deres angenommen werden. Solche Ausnahmeumſtände dar⸗ 
zulegen und zu beweiſen iſt Sache desjenigen, der ſich auf ſie 
beruft, um ſeine Haftung auszuſchließen. Die Bekl., nicht den 
Kl. traf alſo inſoweit die Behauptungs⸗ und Beweislaſt. 

Im übrigen iſt es aber auch nicht richtig, wenn das BG. 
die von ihm betonten Umſtände für genügend hält, um beim 
Kl. einen Schaden im Rechtsſinne zu verneinen. Daß die 
Möglichkeit oder Wahrſcheinlichkeit einer erfolgreichen Voll⸗ 
ſtreckung für ſich allein in dieſem Zuſammenhang keine ent⸗ 
ſcheidende Rolle ſpielt, ergab ſich bereits aus dem Urt. des 
erk. Sen. v. 25. April 1934. Denn dort iſt am Schluß aus⸗ 
drücklich geſagt, daß die bisher noch nicht rückgängig gemachte 
(88 125 ff. ZPO.) einſtweilige Befreiung gem. $ 115 30. 
die ja eine Vollſtreckung vor der Hand von ſelbſt ausſchließt, 
nicht genügt, um die Schadensfrage zu verneinen. Ebenſowenig 
reicht dazu aber, wie der Sen. kürzlich im Urt. v. 17. Nov. 
1934 (V 215/34) ausgeführt hat, die Erwägung aus, daß der 
Kl. jetzt im Armenrecht klagt. Nur dann wäre fein Befreiungs⸗ 
anſpruch rechtlich unbegründet, wenn ſich feſtſtellen ließe, daß 
er jetzt und in abſehbarer Zeit weder freiwillig ſeine 
Schulden werde bezahlen können oder wollen noch dazu werde 
gezwungen werden können. Eine Feſtſtellung dieſes In⸗ 
halts iſt bisher nicht getroffen. Der Kl. verſichert, daß er 
mit feiner Arbeitskraft und mit einem Darlehn von 8500 RM 
an einem gutgehenden, aufblühenden Geſchäft ſeiner Frau 
beteiligt ſei und ſeine Verbindlichkeiten ſchon jetzt oder doch 
in Bälde abdecken könne und wolle. Die Bekl. müßten dem⸗ 
gegenüber nicht nur „beſtreiten“, was er vorbringt, ſondern 
ihrerſeits darlegen und beweiſen, daß ſeine Schulden für ihn 
praktiſch nichts bedeuten. Soweit es dabei nach den vor⸗ 
ſtehenden Ausführungen noch auf die Vollſtreckungsmöglich⸗ 
keiten ankommen ſollte, würde näher zu prüfen ſein, warum 
denn eine Vollſtreckung der Gläubiger in die Anſprüche des 
Kl. gegen ſeine Ehefrau, insbeſ. in den Darlehnsanſpruch von 
8500 AM, deſſen er ſich ſelbſt berühmt, mit beſonders großen 
Schwierigkeiten und Koſten und mit beſonders geringen Er⸗ 
folgsausſichten verknüpft ſein würde. 

(U. v. 25. Jan. 1935; V 491/34. — Berlin.) 
= Rz. 146, 360.) 


Anmerkung: I. Sowohl in dieſem Fall wie auch ſchon in der 
früheren Beurteilung dieſes Falles durch das Urt. v. 25. April 
1934 (vgl. ZW. 1934, 23941) und auch in einer früheren 
Entſch. v. 22. Dez. 1914 (RG Warn. 1915, 103 Nr. 75 = 23.1915, 
998) betrachtet das NG. den Sachverhalt rechtlich lediglich unter 
dem Geſichtspunkt des Schadensbegriffes nach 8 249 BGB. In 
keiner diefer Entſch. iſt ein Hinweis darauf zu finden, wie die 
Rechtslage in dem Augenblick zu beurteilen iſt, wenn der Be⸗ 
freiungsberechtigte zu Geld kommt. In folgerichtiger Fortſetzung 
der Anſicht des RG. hinſichtlich des Schadensbegriffes müßte man 
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zu dem ſeltſamen Ergebnis kommen, daß der Befreiungsberechtigte 
in dem Augenblick einen Vermögensſchaden erleidet, wo er Ver⸗ 
mögenswerte erwirbt. Bei dem gewöhnlichen Fall einer Schadens⸗ 
zufügung durch unerlaubte Handlung durch Begründung von Ver⸗ 
bindlichkeiten für den Geſchädigten, wie er dem Urteil des RG⸗ 
Warn. 1915 Nr. 75 zugrunde liegt, hat die Anſicht des RG. noch 
zum Ergebnis, daß der Befreiungsanſpruch völlig feiner alzeſſori⸗ 
ſchen Natur, an der juriſtiſch wohl nicht zu zweifeln iſt, entkleidet 
wird. Der Hauptanſpruch des Gläubigers nämlich, zugunſten deſſen 
die Befreiungsberechtigung entſtanden iſt, kann jederzeit von dieſem 
im Prozeßwege verfolgt werden und wird regelmäßig wenigſtens 
zu einem Offenbarungseidverfahren, wenn nicht zu einem Konkurs⸗ 
antrag führen, während andererſeits der Befreiungsberechtigte nach 
der Anſicht des RG. nicht die Möglichkeit hat, dieſe Laſten auf den 
Täter der unerlaubten Handlung abzuwälzen. Nimmt man aber 
nicht an, daß der Befreiungsanſpruch erſt mit der Erlangung von 
Vermögenswerten überhaupt entiteht, ſondern daß er kraft feiner 
akzeſſoriſchen Natur ſofort entſteht, wenn die Verbindlichkeit be⸗ 
begründet wird, ſeine Durchſetzung lediglich nicht möglich iſt, weil 
der Befreiungsberechtigte nicht beſchwert iſt, ſo kann folgende Dis⸗ 
krepanz eintreten: 

Der aus der Verbindlichkeit Berechtigte kann den Be⸗ 
freiungsberechtigten mit der Klage in Anſpruch nehmen und eine 
Unterbrechung der Verjährung nach §s 209, 218 BGB. erreichen. 
Andererſeits iſt dem Befreiungsberechtigten eine gleiche Möglich- 
keit verſagt, er kann alſo die Verjährung ſeines Befreiungs⸗ 
anſpruches nach § 852 BGB. nicht hindern und bleibt dadurch 
der Geſchädigte. 

II. Es liegt aber in Wirklichkeit gar kein Problem des 
Schadensbegriffes nach 8 249 BGB. vor. Die oben angeführte 
Möglichkeit, den Befreiungsberechtigten durch Klage in Anſpruch 
zu nehmen uſw., dürfte bei der herrſchenden Auslegung des 8 249 
BGB. immer ausreichen, um einen Vermögensſchaden als vorlie⸗ 
gend zu bejahen. Insbeſ. iſt zu beachten, daß das RG. feine An⸗ 
ſicht insbeſ. damit rechtfertigt, daß es unbillig wäre, wenn dem 
aus der Verbindlichkeit Berechtigten ſtatt eines unvermögenden 
Schuldners ungerechtfertigterweiſe ein vermögender Schuldner durch 
den Befreiungsanſpruch gegeben würde (vgl. JW. 1934, 2385). Dieſes 
Argument kaun aber nicht durchgreifen. Es führt vielmehr gerade 
zu einem unbilligen Ergebnis inſofern, als der Täter der un⸗ 
erlaubten Handlung, je nachdem, ob er für einen vermögenden oder 
unvermögenden Dritten eine Verbindlichkeit durch ſeine Handlung 
begründet, einmal für ſeine Tat einſtehen muß, das andere Mal 
nicht. Das NG. überſieht insbeſ. auch, daß das Vermögen des Be⸗ 
freiungsberechtigten ja lediglich eine Durchgangsſtation darſtellt, 
daß endgültig der Täter der Verpflichtete iſt. Danach kann es auf 
das Vermögen des Befreiungsberechtigten gar nicht ankommen. 

Folgt man allerdings der Anſicht des RG., ſo iſt dem RG. 
auch hinſichtlich der Beweislaſtregelung zu folgen. Grundſätzlich be⸗ 
deutet die Schuldbegründung einen Schaden für den Verpflichteten. 
Wer ſich darauf beruft, daß ein Schaden dadurch nicht eingetreten 
ſei, iſt hierfür beweispflichtig. 

III. Es handelt ſich aber nicht um ein Problem des Schadens⸗ 
begriffes, ſondern um ein Problem der Fälligkeit, und unter dieſem 
Geſichtspunkt find der hier vorl. Fall und der in RGWarn. 1915 
Nr. 75 behandelte Fall verſchieden zu beurteilen. Das RG. kann 
ind ſich in dieſem Fall nicht auf das dort genannte Urteil 
erufen. 

Auszugehen iſt von § 257 Abſ. 1 BGB., daß für einen fäl⸗ 
ligen Hauptanſpruch ſtets auch akzeſſoriſch der Befreiungsanſpruch 
gegeben, ohne Rückſicht darauf, ob der Hauptanſpruch für den 
Verbindlichkeitsberechtigten durchſetzbar wäre oder nicht. Für einen 
nicht fälligen Anſpruch beſteht gem. 8 257 Abſ. 2 BGB. eine 
facultas alternativa des aus dem Befreiungsanſpruch Verpflich- 
teten. 

1. Danach iſt der dem RGWarn. 1915, 103 Nr. 75 unterbrei- 
tete Fall, daß durch eine unerlaubte Handlung für einen ver- 
mögensloſen Schuldner eine Verbindlichkeit begründet würde, dahin 
zu löſen, daß der Befreiungsanſpruch ſofort gegeben iſt, weil der 
Hauptanſpruch fällig iſt. 

2. Der vorl. Fall iſt anders zu beurteilen, da durch die un⸗ 
erlaubte Handlung das Vermögen des Kl. mit einem Anſpruch be⸗ 
laſtet worden iſt, aus dem die Berechtigten nicht gegen ihn gericht⸗ 
liche Schritte unternehmen können. Es handelt ſich hier nämlich 
insbeſ um Anſprüche von Anwälten der armen Partei, die gegen 
den Kl. gem. 8 125 ZPO. erſt vorgehen können, wenn dieſer 
wieder zu Geld gekommen iſt. Dieſer Fall iſt nun folgendermaßen 
zu beurteilen: 

a) Folgt man der von Geiershöfer (JW. 1932, 2915, 
Anm. zu 60) vertretenen Anſicht, daß ein Anſpruch des Armen⸗ 
anwalts gar nicht beſteht, ſondern erſt zuſtande kommt, wenn die 
Vorausſetzungen des § 125 PO. vorliegen, fo iſt ſowohl der 
Hauptanſpruch ein zukünftiger als auch der Befreiungsanſpruch 


kraft ſeiner akzeſſoriſchen Natur. Es kämen demnach die allge⸗ 
meinen Regeln über die Geltendmachung künftiger Leiſtungen gem. 
88 257 ff. ZPO. zur Anwendung. 

Hinſichtlich der Bedenken, die gegen dieſe Anſicht ſprechen 
(vgl. Pott, Die Rechtsnatur der ſtaatlichen Gebührenerſtattung 
an den Armenanwalt unter Berückſichtigung des Quotenarmen⸗ 
rechts, Carl Heymanns Verlag, Berlin 1933, S. 28). 

b) Folgt man dagegen der herrſchenden Meinung, daß der 
Anſpruch des Armenanwalts ſofort entſteht, lediglich noch nicht 
fällig ift (vgl. Stein- Jonas I zu § 125; Pott a. a. O. S. 29), 
ſo gilt hinſichtlich der Geltendmachung des Befreiungsanſpruches 
die Regelung des § 257 Satz 2 BGB., d. h. der Befreiungsanſpruch 
iſt gegeben, der in Anſpruch genommene Täter aus der unerlaub⸗ 
ten Handlung iſt jedoch berechtigt, die facultas alternativa der 
Sicherheitsleiſtung zu wählen. 

Dies kann er jedoch nicht mehr dann, wenn die Vorausſetzun⸗ 
gen des $ 125 3PO. vorliegen, und zwar nicht erſt dann, wenn ein 
Beſchluß gem. § 125 ZPO. vorliegt. Man muß nämlich dem Be- 
freiungsberechtigten, wie es auch das RG. tut, das Recht zubil⸗ 
ligen, freiwillig ſeine Verbindlichkeiten zu erfüllen, wenn auch die 
Durchſetzungsmöglichkeit mangels eines Beſchluſſes nach § 125 
ZPO. noch fehlt. Jedoch hat in dieſem Fall, wo ein Beſchluß nach 
9 125 ZPO. noch nicht vorliegt, der Befreiungsberechtigte die Be⸗ 
weislaſt dafür, daß er Vermögensſtücke erlangt hat, mit denen er 
zahlen kann. Der in Anſpruch genommene Täter aus der uner⸗ 
laubten Handlung könnte lediglich dartun, daß der Befreiungs⸗ 
berechtigte eine Leiſtung ernſtlich nicht beabſichtige, weil aus irgend⸗ 
einem Grunde dieſe Vermögensſtücke gar nicht zu verwerten ſeien. 

So iſt der vorl. Fall dahin zu löſen, daß der Bekl. mindeſtens 
zur Sicherheitsleiſtung verpflichtet iſt. Durch den oben angeführten 
Nachweis der Nichternftlichkeit konnte er ſich höchſtens vor einer 
Pflicht zur Erfüllung der Verbindlichkeit bewahren. 

RA. Dr. Otto Rilk, Berlin. 
* 


8. 58 459 ff. BGB. Der Mangel der beim 
Kaufabſchluß über ein Erwerbsgeſchäft voraus- 
geſetzten Höhe der Ertragsfähigkeit iſt kein Feh- 
ler im Sinne von 8 459 Abſ. 1 BG B., fo daß ein 
Wandlungsanſpruch wegen mangelnder Renta⸗ 
bilität nicht gegeben iſt. In der Zuſicherung, daß 
ein verkauftes Handelsgeſchäft in längerer Ver- 
gangenheit einen beſtimmten Reinertrag abge- 
worfen habe, kann die Zuſicherung einer Eigen 
ſchaft des Erwerbsgeſchäfts im Sinne von 88 459 
Abs. 2, 463 BG B. liegen. f) 

Gegenſtand des Kaufvertrages iſt eine „Metzgerei“, alſo 
ein gewerbliches Unternehmen, ein Erwerbsgeſchäft. Nach der 
ſtändigen Rſpr. des RG. finden die beſonderen Vorſchr. des 
BGB. über den Sachkauf auch auf die Veräußerung anderer 
Güter gegen Geld entſprechende Anwendung, ſofern dies nur 
der Gegenſtand der Veräußerung geſtattet. Das trifft bei 
einem Handels⸗ oder ſonſtigen Erwerbsgeſchäft zu. Demzu⸗ 
folge iſt weiterhin von der Rſpr. auch die Anwendbarkeit der 
88 459 ff. BGB. einſchließlich der Beſt. des § 477 über die 
kurze Verjährung der Gewährleiſtungsanſprüche wegen Sach⸗ 
mängel oder Fehlens zugeſicherter Eigenſchaften auf den 
Kauf von Erwerbsgeſchäften bejaht worden (ſ. z. B. RG. 
138, 354 ff. JW. 1933, 905, mit weiteren Nachweiſen, fer- 
ner RGuürt. v. 11. Mai 1934, II 52/34). Dabei iſt an 
erkannt, daß unter den Begriff der Eigenſchaft eines Er⸗ 
werbsgeſchäfts auch ſolche tatſächlichen und rechtlichen Ver⸗ 
hältniſſe fallen, welche zufolge ihrer Beſchaffenheit und vor⸗ 
ausgeſetzten Dauer nach der Verkehrsauffaſſung einen Einfluß 
auf die Wertſchätzung des Unternehmens zu üben pflegen. 
Schon in RG. 67, 86 iſt indeſſen dargelegt, daß der 
Mangel der beim Kaufabſchluß über ein Erwerbsgeſchäft 
vorausgeſetzten Höhe der Ertragsfähigkeit grundſätzlich über⸗ 
haupt kein Fehler i. S. des § 459 Abſ. 1 BGB. iſt, fo 
wenig wie der Irrtum über den Reinertrag einen Irrtum 
über eine Eigenſchaft darſtelle, daß vielmehr die Höhe des 
Ertrags in der Vergangenheit nur durch eine vertragliche 
Zuſicherung zu einer i. S. des 8 459 Abſ. 2 BGB, erheb⸗ 
lichen Eigenſchaft werden könne. Von dieſer Auffaſſung, die 
auch in der Rechtslehre Zuſtimmung gefunden hat (f. z. B. 
Planck, BGB., Anm. 1bB zu $ 459 BGB.), abzugehen, 
liegt kein Anlaß vor. Damit entfällt aber ohne weiteres die 
rechtliche Möglichkeit, den Wandlungsanſpruch wegen angeb⸗ 
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lich mangelnder Rentabilität überhaupt oder nicht ausreichen⸗ 
der, angemeſſener Rentabilität des Geſchäfts aus $ 459 
Abſ. 1 BGB. herzuleiten. Die gegenteilige Anſicht des Vor⸗ 
derrichters iſt rechtsirrig. 

Dagegen kann allerdings in der Zuſicherung, daß ein 
verkauftes Handelsgeſchäft in der Vergangenheit einen be⸗ 
ſtimmten Reinertrag abgeworfen habe, die Zuſicherung 
einer Eigenſchaft des Geſchäfts i. S. der 88 459 Abſ. 2, 
463 BGB. (ſ. z. B. RG3. 63, 61; 93, 74; RGWarn. 1913 
Nr. 87 S. 310) unter der Vorausſetzung gefunden werden, 
daß hierbei ein längerer Zeitraum in Frage kommt, die 
„Buſicherung“ ſich alſo nicht nur auf einen Zeitraum be⸗ 
zieht, der vermöge ſeiner verhältnismäßig kurzen Dauer noch 
keinen Maßſtab für eine auch nur einigermaßen ſichere Be⸗ 
1 des Geſchäfts abgeben kann (ſ. z. B. JW. 1915, 

1172). 
(U. v. 5. Febr. 1935; II 203/34. — München.) [v. B.] 

Anmerkung: Dem Urteil iſt zuzuſtimmen, ſofern es die 
Vorſchrift über den Sachkauf auf die Veräußerung von geſchäft⸗ 
lichen Unternehmen analog anwenden will. Über die Bedenken, 
auch die Beſt. des § 477 BGB. über die kurze Verjährung anzu⸗ 
wenden, gibt die Anm. von RA. Dr. Plum: JW. 1933, 905 ff. 
Auskunft. Ich habe dieſe Bedenken in Enneccerus⸗Leh⸗ 
mann, Schuldrecht (12.) S. 392 noch entſchiedener betont und 
die analoge Anwendbarkeit des § 477 BGB. abgelehnt. 

Auch darin verdient das Urteil Zuſtimmung, daß es den 
Mangel einer beim Kaufabſchluß vorausgeſetzten Höbe der Er⸗ 
tragsfähigkeit des Erwerbsgeſchäfts nicht als Fehler i. S. des 
$ 459 Abſ. 1 BGB. anerkennt, ſondern die geringere Ertrags⸗ 
fähigkeit nur aus dem Geſichtspunkt des Fehlens einer zugeſicher⸗ 
ten Eigenſchaft i. S. des § 459 Abſ. 2 BGB. berückſichtigt. Die 
Entf. bleibt auch inſoweit durchaus auf der Linie der bisherigen 
Rſpr. des RG 

Bemerkenswert iſt an ihr vornehmlich, daß ſie das Fehlen 
einer zugeſicherten Eigenſchaft nur dann annehmen will, wenn 
die Haste ung ſich nicht bloß auf einen verhältnismäßig kurzen 
Zeitraum, ſondern auf einen längeren Zeitraum bezieht, der einen 
Maßſtab für eine einigermaßen ſichere Beurteilung des Geſchäftes 
abgeben kann. 

Eine ſchärfere Prüfung der Vorausſetzungen der Zuſicherung 
nach dieſer Richtung muß einen geſunden erzieheriſchen Einfluß 


ausüben. 
Prof. Dr. Heinrich Lehmann, Köln. 
* 


*+9, 8 140 HGB. 

I. 8140 HG B. iſt dahin auszulegen, daß der- 
lenige von mehreren Auszuſchließenden, der das 
Vorhandenſein eines wichtigen Grundes in ſei⸗ 
ner Perſon anerkennt, in ſeine Ausſchließung 
einwilligt und ſich zum Ausſcheiden gleichzeitig 
mit den auf Ausſcheidung Verklagten verpflich- 
tet, weder den Antrag gegen die übrigen Auszu⸗ 
ſchließenden zu ſtellen braucht noch mitverklagt 
werden muß. Der Sinn des 8 140 HGB. iſt der, 
daß die Ausſchließung nicht erfolgen ſoll, wenn 
diejenigen, die nachher die Geſellſchaft allein 
fortſetzen ſollen, gar nicht darüber einig ſind, 
daß die Geſellſchaft nur unter ihnen fortgeſetzt 
werden ſoll, ein Teil von ihnen vielmehr die Ge⸗ 
ſellſchaft mit dem — nach Anſicht anderer — 
Auszuſchließenden fortſetzen möchte oder bei 
Vorliegen eines wichtigen Grundes die Auf⸗ 
löſung vorziehen würde. 

II. Bei Entſcheidung der Frage, ob ein wich⸗ 
tiger Grund vorliegt, der die Ausſchließung 
rechtfertigt, iſt auch zu prüfen, ob die Geſamt⸗ 
umſtände des Falls die Ausſchließung rechtfer⸗ 
tigen. Die Entſcheidung liegt überwiegend auf 
tatſächlichem Gebiet. Aus dem Treueverhältnis 
und aus der beſonders einſchneidenden Wir- 
kung des Ausſchluſſes, bei der im Gegenſatz zur 
Auflöſung der Geſellſchaft in der Regel der aus⸗ 
geſchloſſene Geſellſchafter ſchlechter geſtellt 
wird als die in der Geſellſchaft verbleibenden, 
ergibt ſich, daß von dieſer Maßregel nur Ge- 
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brauch gemacht werden darf, wenn das Ziel dier 
Ausſchließung, durch die nur Abwendung von 
Schaden von der Geſellſchaft, nicht aber Verbeſ⸗ 
ſerung der Lage der Verbleibenden erſtrebt wer⸗ 
den ſoll, nicht auf anderem Wege erreicht wer— 
den kann. 

Geſellſchafter der OHG. D. & Co. in B. waren die fünf 
Kl., die beiden Bekl. Siegfried B. und Max H. und Adolf H. 
Die Bekl. und Adolf H. ſind Juden. Sie waren zuſammen 
mit 25% des Kapitals und ebenſo am Gewinn und Verluſt 
beteiligt. Die fünf Kl., die deutſchſtämmig ſind, beantragen, 
die Bekl. aus der OHG. als perſönlich haftende Geſellſchafter 
auszuſchließen. Den Antrag begründen fie damit, daß durch 
die nationale Bewegung die Stellung der Juden im Ge⸗ 
ſchäftsleben, in der Geſellſchaft, im Staate und im deutſchen 
Volksbewußtſein eine ſolche Veränderung erfahren habe, daß 
es den deutſchſtämmigen Kl. nicht zugemutet werden könne, 
die Geſellſchaft mit ihren jüdiſchen Mitgeſellſchaftern fortzu⸗ 
ſetzen. Auch ſei durch die nichtariſche Abſtammung der Bekl. 
der Geſchäftsbetrieb gefährdet. Die jüdiſche Abſtäammung eines 
Teilhabers ſei deshalb ein wichtiger Grund i. S. der 88 133, 
140 HGB. Verhandlungen über ein freundſchaftliches Aus⸗ 
ſcheiden der drei jüdiſchen Teilhaber ſeien den Bekl. gegen⸗ 
über an deren übertriebenen Forderungen geſcheitert. Da⸗ 
gegen habe Adolf H. durch Vertrag v. 22. Aug. 1933 aus⸗ 
drücklich anerkannt, daß die Vorausſetzungen für ſeine Aus⸗ 
ſchließung gem. 8 140 HGB. gegeben find; der Vertrag mit 
ihm ſei aufſchiebend dadurch bedingt, daß die Kl. im gegen⸗ 
wärtigen Prozeß obſiegen. Beide Vorinſtanzen erkannten 
nach dem Klagantrage. 

J. Nach der Anſicht des BG. iſt der Vorſchrift des 8 140 
HGB., nach der der Antrag auf Ausſchließung eines Geſell⸗ 
ſchafters aus einer OHG. von ſämtlichen übrigen Geſellſchaf⸗ 
tern geſtellt werden muß, genügt, obwohl der Mitgeſellſchafter 
Adolf H. ſich nicht am Rechtsſtreit beteiligt. Auf der Seite 
der Kl. ſei ſeine Beteiligung nicht angängig, da er ebenſo wie 
die Bekl. Jude iſt. Er könne auch nicht mitverklagt werden, 
weil er ſich bereitgefunden habe, freiwillig aus der Geſell⸗ 
[haft auszuſcheiden. Möge der Vertrag, den er lediglich mit 
den Kl. geſchloſſen habe, gültig ſein oder nicht; ſolange er ſich 
nicht gegen das Ausſchließungsbegehren der Kl. wende, hätten 
dieſe auch kein Rechtsſchutzintereſſe für eine Ausſchließungs⸗ 
klage gegen ihn. | 

Die Rev. hält diefe Auffaſſung für verfehlt. Durch die 
Vorſchrift des § 140 HGB., daß die Ausſchließung eines 
Geſellſchafters im Gegenſatz zur Auflöſungsklage nach 8 133 
HGB. von den übrigen Geſellſchaftern beantragt werden 
müſſe, komme zum Ausdruck, daß an einem ſolchen Rechts- 
ftreit, der eine Anderung in der Zuſammenſetzung der Geſell⸗ 
ſchaft herbeiführen ſoll, alle Geſellſchafter auf der einen oder 
anderen Seite als Partei beteiligt ſein müſſen. Das RG. 
habe in RG. 122, 315 = ZW. 1929, 629 ausgeſprochen, 
daß es ſich hier um eine notwendige Streitgenoſſenſchaft 
handle. Gleichgültig, ob der Vertrag zwiſchen Adolf H. und 
den Kl. gültig ſei oder nicht, ſei erſterer noch Geſellſchafter. 
Ohne Einvernehmen der Bekl. habe er nicht ausſcheiden kön⸗ 
nen. Es müſſe angenommen werden, daß ein gültiger Ver⸗ 
trag nicht vorliege. Dann aber liege eine rechtsgültige Er⸗ 
klärung des Adolf H., freiwillig aus der Geſellſchaft auszu- 
ſcheiden, nicht vor, weil eine ſolche Vereinbarung doch auch 
die gültige Vereinbarung über die Bedingungen des Aus⸗ 
ſcheidens vorausſetze. Sodann ſei auch die Bereitwilligkeit, 
freiwillig auszuſcheiden, nicht dasſelbe wie die durch § 140 
HGB. geregelte Ausſchließung des oder der Geſellſchafter. 
Und endlich komme es auf die Frage, ob der eine oder der 
andere Geſellſchafter freiwillig ſein Einverſtändnis erkläre, 
überhaupt nicht an. Denn auch in einem ſolchen Falle müſſe 
die Ausſchließungsklage die ſämtlichen Geſellſchafter im Pro⸗ 
zeß erfaſſen. 

Der Angriff kann zu einer ſofortigen Abweiſung der 
Klage nicht führen. 

Die Löſung ergibt ſich aus der Prüfung des Zweckes, 
den das Geſetz verfolgt, wenn es im Gegenſatz zu 8 737 
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Satz 3 BGB., der für die Geſellſchaft des bürgerlichen Rechts 
die Ausſchließung durch eine Erklärung der übrigen Geſell⸗ 
ſchafter gegenüber den auszuſchließenden wirkſam werden läßt, 
im § 140 HGB. für die OHG. beſtimmt, daß auf Verlangen 
der übrigen Geſellſchafter die Ausſchließung vom Prozeß⸗ 
gericht, alſo durch Geſtaltungsurteil, ausgeſprochen werden 
kann. Würde ſich, wie bei der Ehe, die Notwendigkeit eines 
gerichtlichen Urt. als aus dem Weſen des zugrunde liegenden 
Rechtsverhältniſſes und deſſen überwiegendem Intereſſe für 
die Volksgemeinſchaft ergeben, weil eben die Beendigung 
durch private Vereinbarung dem öffentlichen Intereſſe wider⸗ 
ſprechen würde, fo müßte auch dann ein richterliches Urt. ge⸗ 
fordert werden, wenn nur ein einziger Geſellſchafter aus⸗ 
geſchloſſen werden ſollte, ſelbſt wenn dieſer mit der Aus⸗ 
ſchließung einverſtanden wäre. Ein ſo weitgehendes öffent⸗ 
liches Intereſſe beſteht aber bei der OHG. nicht. Da die Par⸗ 
teien ſchon bei der Gründung der OHG. — im Gegenſatz zur 
Ehe — vereinbaren können, daß die Geſellſchaft nur auf be⸗ 
ſtimmte Zeit beſtehen ſolle, oder daß ein einzelner Geſell⸗ 
ſchafter nur für eine beſtimmte Zeit oder bis zum Eintritt 
eines beſtimmten Ereigniſſes Geſellſchafter fein ſolle, und da 
auch der Vertrag jederzeit abgeändert werden kann, kann die 
Vorſchrift des $ 140 HGB. nur einen weniger weitgehenden 
Zweck haben als die Vorſchriften über die Eheſcheidung, näm⸗ 
lich den, der Rechtsſicherheit zu dienen, während bei der Ehe 
das Intereſſe des Staates an der Erhaltung der Ehe im 
Vordergrunde ſteht. Es iſt deshalb nicht erſichtlich, weshalb 
eine Klage und ein richterliches Urt. auch dann erforderlich 
ſein ſoll, wenn die Klarſtellung und die gebotene Anderung 
des Rechtsverhältniſſes auch in anderer Weiſe erreicht werden 
kann, nämlich durch eine Vereinbarung unter denen, zwiſchen 
denen über die Fortdauer des Rechtsverhältniſſes bisher 
Streit beſtand. Es wäre ein zweckloſer Formalismus, wenn 
trotz dieſer Klarſtellung noch ein Urt. erforderlich wäre. Auch 
wenn der Zweck des § 140 HGB. der iſt, die Ausſchließung, 
die nur den Ausſchließenden trifft, im Gegenſatz zur Auf- 
löſung, die alle gleich behandelt, zu erſchweren und dem Aus⸗ 
zuſchließenden eine Garantie gegen einen Mißbrauch des Aus⸗ 
ſchließungsrechts zu gewähren, kann ein richterliches Urt. nicht 
unbedingtes Erfordernis ſein, wenn der Auszuſchließende mit 
ſeiner Ausſchließung einverſtanden iſt. Anders kann die 
Rechtslage auch nicht ſein, wenn ſtatt eines mehrere Geſell⸗ 
ſchafter ausgeſchloſſen werden ſollen und nur zwiſchen einem 
von dieſen und den die Ausſchließung Betreibenden eine 
Einigung zuſtande kommt. Als Streitende ſtehen ſich dann 
nicht der Einwilligende und alle anderen, auch die gleichfalls 
Auszuſchließenden gegenüber, ſondern auf der einen Seite die 
die Ausſchließung Betreibenden, auf der anderen alle Aus⸗ 
zuſchließenden. Der Sinn des § 140 HGB. iſt der, daß die 
Ausſchließung nicht erfolgen ſoll, wenn diejenigen, die nach⸗ 
her die Geſellſchaft allein fortſetzen ſollen, gar nicht darüber 
einig ſind, daß die Geſellſchaft nur unter ihnen fortgeſetzt 
werden ſoll, ein Teil von ihnen vielmehr die Geſellſchaft mit 
dem nach Anſicht anderer Auszuſchließenden fortſetzen möchte 
oder bei Vorliegen eines wichtigen Grundes die Auflöſung 
vorziehen würde. Es iſt auch nicht erkennbar, welchen Vorteil 
es für die übrigen Auszuſchließenden haben ſollte, wenn ein 
anderer, der mit ſeiner Ausſchließung einverſtanden iſt, mit⸗ 
verklagt werden müßte. Wenn geſagt wird, daß ſämtliche Ge⸗ 
ſellſchafter entweder auf ſeiten der Kl. oder der Bekl. ſtehen 
müſſen, ſo kann dies nur für diejenigen gelten, zwiſchen denen 
noch ein Streit über die Ausſchließung beſteht. In RG. 
122, 315 — JW. 1929, 629 iſt zwar unter Anführung des 
862 ZPO. ausgeſprochen, das ſtreitige Rechtsverhältnis 
könne allen Streitgenoſſen gegenüber nur einheitlich feſtgeſtellt 
werden. Es handelt ſich dort aber nur darum, daß eine 
Trennung der Klage des einen Kl. (eines perſönlich haften⸗ 
den Geſellſchafters) und der drei Mitkl. (Kommanditiſtinnen) 
für nicht zuläſſig angeſehen wurde, weil nach 8 140 HGB. 
der Antrag auf Ausſchließung von allen übrigen Geſellſchaf⸗ 
tern zu ſtellen ſei. Es ſollte damit nur geſagt ſein, daß alle 
diejenigen, die die anderen ausſchließen wollen, weil ſie alle 
den Antrag nach § 140 HGB. ſtellen müſſen und ihnen 
gegenüber einander widerſprechende Urt. nicht möglich ſind, 


notwendige Streitgenoſſen ſind. Daß auch mehreren Auszu⸗ 
ſchließenden gegenüber das ſtreitige Rechtsverhältnis nur ein⸗ 
heitlich feſtgeſtellt werden könne, ſagt das Urt. nicht. Es 
konnte in der Perſon des einen Geſellſchafters der wichtige 
Grund i. S. des § 133 HGB. vorliegen, in der des anderen 
nicht. Es war deshalb denkbar, daß zunächſt gegen den einen 
von allen übrigen eine Ausſchließungsklage erhoben und ab⸗ 
gewieſen und dann gegen einen anderen eine ſolche Klage 
erhoben wurde und durchdrang. Von einem Rechtsverhält⸗ 
nis, das nur einheitlich feſtgeſtellt werden könnte, kann daher 
bei mehreren Auszuſchließenden nicht geſprochen werden. Ver⸗ 
klagten alle die Ausſchließung Begehrenden alle nach ihrer 
Meinung Auszuſchließenden gleichzeitig, ſo konnte doch der 
eine der letzteren zugeben, daß der wichtige Grund in ſeiner 
Perſon gegeben ſei, oder der Klage gar nicht entgegentreten, 
ohne daß die anderen Verklagten dies hindern konnten. Man 
hält dann, wenn die Klage gegen mehrere Geſellſchafter er— 
hoben, aber gegen einen unbegründet iſt, die innerhalb oder 
außerhalb des Prozeſſes von letzterem erklärte Einwilligung 
zur Ausſchließung des Mitverklagten nicht für ausreichend. 
Dem iſt zuzuſtimmen. Der Grund iſt aber der, daß der Zu⸗ 
ſtimmende dann zu denen gehört, die die anderen ausſchlie⸗ 
ßen, aber ſelbſt in der Geſellſchaft bleiben wollen, und daß 
deshalb auch er nach $ 140 HGB. den Ausſchließungsantrag 
nur durch Klagerhebung ſtellen kann. Der Grund der Klage⸗ 
abweiſung iſt nicht in der Streitgenoſſenſchaft der Verklagten, 
ſondern darin zu finden, daß der eine Verklagte, bei dem der 
wichtige Grund nicht vorliegt, in der Rolle des Antragſtellers 
hätte auftreten müſſen, weil er ſelbſt Geſellſchafter bleiben 
will. Im vorl. Fall will aber nach der Klage der Geſellſchaf⸗ 
ter Adolf H. ausſcheiden. Durch die Einwilligung eines Ge⸗ 
ſellſchafters in ſeine Ausſchließung werden die Intereſſen der 
anderen Auszuſchließenden in der Regel nicht berührt. Liegt 
in der Perſon der letzteren der von den Kl. behauptete wich⸗ 
tige Grund nicht vor, ſo wird die Klage abgewieſen. Die 
Bekl. erleiden dann durch die Einwilligung des dritten Ge⸗ 
ſellſchafters in ſeine Ausſchließung keinen Nachteil. Sie brau⸗ 
chen, wenn ſie infolge der Klageabweiſung Geſellſchafter blei⸗ 
ben, auch die Vereinbarungen nicht anzuerkennen, die die an⸗ 
deren unter ſich getroffen haben. Es beſtehen daher keine 
rechtlichen Bedenken, die Vorſchrift des 8 140 HGB., nach 
der der Ausſchließungsantrag von den übrigen Geſellſchaftern 
geſtellt werden muß, dahin auszulegen, daß derjenige von 
mehreren Auszuſchließenden, der das Vorhandenſein eines 
wichtigen Grundes in ſeiner Perſon anerkennt und in ſeine 
Ausſchließung einwilligt, ſich auch noch beſonders zum Aus⸗ 
ſcheiden gleichzeitig mit den Verklagten verpflichtet, weder den 
Antrag gegen die übrigen Auszuſchließenden zu ſtellen braucht 
noch mitverklagt werden muß. Eine die Kl. und den frei⸗ 
willig Ausſcheidenden bindende Vereinbarung müßte freilich 
verlangt werden. Denn andernfalls könnte der angeblich Ein⸗ 
willigende Geſellſchafter bleiben, ohne daß die Kl. oder die 
Bekl. dies verhindern könnten. Dies käme auf eine Umgehung 
des Geſetzes hinaus. Deshalb mußte das BG. prüfen, ob eine 
bindende Erklärung des Adolf H. vorlag, und ob ſie noch im 
Zeitpunkt der letzten mündlichen Verhandlung beſtand. Ein 
Vertrag zwiſchen den Kl. und Adolf H. war geeignet, dieſe 
Verpflichtung zu begründen. Zwar konnte dies nicht durch 
Abänderung des Geſellſchaftsvertrages geſchehen; denn dabei 
hätten auch die bekl. Geſellſchafter mitwirken müſſen. Es iſt 
aber rechtlich möglich, daß ein Teil der Geſellſchafter mit 
einem der übrigen die Vereinbarung trifft, daß dieſer aus⸗ 
ſcheidet, wenn der Reſt ausgeſchloſſen wird. Denn die Ver⸗ 
einbarung bezieht ſich dann auf die Geſellſchaft, an der die 
Bekl. nicht mehr beteiligt ſind. Gegen eine ſolche Verein⸗ 
barung iſt jedenfalls in der Regel dann nichts einzuwenden, 
wenn ein einſeitiges Kündigungsrecht dieſes Geſellſchafters 
beſteht, die übrigen ihn alſo doch nicht in der Geſellſchaft 
feſthalten können. Die Meinung des BG., daß es auf die 
Rechtswirkſamkeit des Abkommens zwiſchen den Kl. und 
Adolf H. nicht ankomme, beruht hiernach auf Rechtsirrtum. 
II. Dem BG. iſt darin beizutreten, daß, wenn in der 
Zugehörigkeit eines Geſellſchafters zum Judentum überhaupt 
ein wichtiger Grund i. S. des § 133 HGB. zu finden iſt, es ſich 
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zugleich um einen in der Perſon dieſes Geſellſchafters liegenden 
Grund handeln würde, was zum Tatbeſtand der Ausſchlie⸗ 
ßungsklage nach § 140 HGB. erforderlich iſt. Denn wenn 
die Eigenſchaft des Geſellſchafters als Jude im Zuſammen⸗ 
hang mit anderen Tatſachen, wie dem Wandel der Anſchau⸗ 
ungen des deutſchen Volkes in ſeiner Einſtellung zur Raſſen⸗ 
frage, eine ſchwere Gefährdung des Unternehmens zur Folge 
hat, fo tritt eben der Umſtand, der nach § 133 die Auf⸗ 
löſungsklage begründet, in der Perſon dieſes Geſellſchafters 
ein. Denn beide Tatſachen, Eigenſchaft des Geſellſchafters 
und geänderte Einſtellung des Volkes, wirken dann zuſammen 
und bilden den wichtigen Grund. Dieſer würde nicht vor⸗ 
liegen, wenn nicht die Eigenſchaft des Geſellſchafters als 
Jude vorhanden wäre. Darauf, ob in der Perſon des ein⸗ 
zelnen jüdiſchen Geſellſchafters noch darüber hinaus andere 
Tatſachen vorliegen, die einen wichtigen Grund i. S. des 
8 133 darſtellen könnten, kommt es nicht an. 

Auch der Hinweis der Rev. darauf, daß die Ausſchlie⸗ 
ßung einen ſtrafbaren Charakter habe und deshalb grundſätz⸗ 
lich die Ausſchließung wegen der Eigenſchaft eines Geſellſchaf⸗ 
ters als Jude nicht ſtatthaft ſei, trifft nicht zu. Die Aus⸗ 
ſchließung nach 8 140 HGB. hat nicht grundſätzlich ſtrafarti⸗ 
gen Charakter. Sie kann ebenſo erfolgen wie die Auflöſung 
nach § 133 HGB., denn der wichtige Grund kann in einer 
völlig unverſchuldeten Tatſache gefunden werden, wie unheil⸗ 
bare Krankheit oder Zugehörigkeit eines Geſellſchafters zu 
einem mit Deutſchland in Feindſchaft lebenden Staate, wenn 
dadurch der Beſtand des Unternehmens bedroht wird. 

Im übrigen hat das Gericht nach ſeinem Ermeſſen unter 
Beachtung aller Umſtände des Einzelfalles zu entſcheiden, ob 
ein wichtiger Grund vorliegt. Die Entſch. liegt überwiegend 
auf tatſächlichem Gebiet. Jedoch unterliegt das Urt. injofern 
der Nachprüfung in der RevInſt, als es ſich darum handelt, 
ob das BG. den Begriff des wichtigen Grundes verkannt hat, 
und ob es auch alle Umſtände des Falles gewürdigt hat. 

Ohne Nechtsivrtum lehnt das BG. die Anſicht der Kl. 
ab, daß die Eigenſchaft eines Geſellſchafters als Jude ſchon 
wegen der durch die nationale Bewegung geänderten Stellung 
der Juden im Geſchäftsleben, in der Geſellſchaft, im Staate 
und im deutſchen Volksbewußtſein als Ausſchließungsgrund 
anzuſehen ſei. Es weiſt mit Recht darauf hin, daß die Grund⸗ 
ſätze der nationalſozialiſtiſchen Regierung über die Regelung 
der Arierfrage für die Staatsbeamten, die als Regel die Nicht⸗ 
arier von der öffentlichen Beamtenſtellung ausſchließt, auf die 
Wirtſchaft nicht angewendet werden können, und daß ein Jude 
ſogar Wirtſchaftsführer ſein könne. Es kommt vielmehr darauf 
an, ob der Geſellſchaft durch das Verbleiben der jüdiſchen Ge⸗ 
ſellſchafter in ihr ein ſchwerer Schaden droht. Das BG. führt 
dann aus: Jeder Deutſche, der die Erkenntnis gewinne, daß 
das Judentum im Gegenſatz zum Weſen des Deutſchtums ſtehe, 
und es als Hindernis der vom Nationalſozialismus her im 
Ausbau begriffenen nationalſozialiſtiſchen Volksgemeinſchaft 
anſehe, werde nicht nur eine eigene gewerbliche Gemeinſchaft 
mit Juden ablehnen, ſondern auch bei anderen ver⸗ 
urteilen, denn er empfinde, daß derjenige, der eine ſolche Ge⸗ 
meinſchaft aufrechthalte, obwohl allgemein menſchlich und 
volkswirtſchaftlich wichtige Gründe nicht vorliegen, ſich außer⸗ 
halb der neuen Volksgemeinſchaft ſtelle. Dieſes nationalſozia⸗ 
liſtiſche Gedankengut werde durch täglich fortſchreitendes, durch 
Aufklärung und Schulung gefördertes Erleben der deutſchen 
Volksgenoſſen immer mehr Gemeingut. 

Liegt in den letzten Ausführungen des BG. einer der 
tragenden Gründe für die Entſch., jo ſtünden ſie im Gegenſatz 
zu der vorhergehenden Ausführung, daß nicht ohne weiteres 
in der Judeneigenſchaft der Bekl. ein wichtiger Grund i. S. 
der 88133, 140 HGB. liege. Denn wenn die im Wachſen 
befindliche Erkenntnis des deutſchen Volkes von dem Gegen⸗ 
ſatz des Judentums zu dem Deutſchtum und ſeiner Gefahr 
für den Neuaufbau der Wirtſchaft dazu führen würde, daß 
gewerbliche Gemeinſchaft mit Juden abzulehnen und bei an⸗ 
deren zu verurteilen ſei, dann müßte jedes Unternehmen, in 
dem jüdiſches Kapital arbeitet und an deſſen Leitung Juden 
beteiligt ſind, wegen dieſer Judeneigenſchaft allein ſchwer 
geſchädigt werden. 


Dabei beachtet aber das BG. doch die von ihr zwar ge⸗ 
würdigten Kundgebungen der maßgebenden Reichsſtellen und 
Wirtſchaftsführer zur Notwendigkeit des Schutzes auch jüdi⸗ 
ſcher Unternehmungen und des jüdiſchen Kapitals nicht in 
ausreichender Weiſe. Wenn in dieſen Verlautbarungen immer 
wieder vor Boykott, auch rein jüdiſcher Geſchäfte, gewarnt 
wird, und auch auf die Notwendigkeit der Ausnutzung jüdi⸗ 
ſchen Kapitals in der Volkswirtſchaft hingewieſen wird, ſo iſt 
bei der großen Autorität dieſer Stellen im heutigen Staate 
und der großen Bedeutung der mit den Kundgebungen er⸗ 
ſtrebten Ziele damit zu rechnen, daß ſie einer ausſchließlichen 
Verwertung der Raſſenzugehörigkeit des Unternehmers bei 
der Werbung doch immerhin ein Gegengewicht inſofern bieten, 
als die Verbraucherkreiſe hauptſächlich auf die Leiſtung ſehen 
werden und nicht auf die Herkunft des Kapitals des einzelnen 
Unternehmens allein entſcheidendes Gewicht legen. Auf dieſer 
Verkennung der Bedeutung der autoritären Kundgebungen 
beruht es möglicherweiſe auch, wenn das BG. den Hinweis 
der Bekl. darauf, daß die Umſätze der Firma D. trotz der ver⸗ 
änderten Einſtellung des Volkes im allgemeinen i. J. 1933 
ſogar geſtiegen ſind, mit dem allgemeinen Satz ablehnt, daß 
ein auffälliger Geſchäftsrückgang in der Zukunft zweifellos 
zu erwarten ſei. Wenn in den Gründen weiter geſagt wird, 
gerade für die Firma D. & Co. ſei der Rückgang unvermeid⸗ 
lich, da dieſe Firma in der Hauptſache allbekannte und 
wegen des Rufes und Anſehens der Firma begehrte Marken⸗ 
artikel herſtelle, fo ergibt ſich aus dieſer Tatſache keineswegs 
der ohne jede nähere Begründung daraus abgeleitete Schluß, 
gerade für derartige Artikel ſei die Gefahr der Ablehnung 
durch die Käuferſchaft beſonders groß. Ebenſowenig einleuch⸗ 
tend iſt auch die weitere Erwägung, aus dem gleichen Grunde 
— alſo weil es ſich um beſtimmte, bekannte Markenartikel 
handle —, liege auch die Gefahr, daß die Kenntnis von der 
jüdiſchen Beteiligung an der Firma in die weiteren Kunden⸗ 
kreiſe dringe, näher als bei anderen Firmen, da gerade in 
dieſen Fällen die jüdiſche Teilhaberſchaft, ſowohl von der 
ariſchen wie von der jüdiſchen Konkurrenz zur Aupreiſung 
eigener Ware ausgenützt werde. Zunächſt iſt es wenig wahr⸗ 
ſcheinlich, daß eine jüdiſche Konkurrenzfirma ihre Ware mit 
der Begründung anpreiſt, daß auch die Konkurrenz mit jüdi⸗ 
ſchem Kapital arbeite. Eher wird anzunehmen ſein, daß die 
jüdiſche Konkurrenz unter den heutigen Verhältniſſen von 
ihrer jüdiſchen Eigenſchaft möglichſt wenig ſpricht. Der Hin⸗ 
weis einer ariſchen Firma, daß in dem Konkurrenzunterneh⸗ 
men jüdiſches Kapital arbeite, würde aber nur ganz aus⸗ 
nahmsweiſe den Erforderniſſen eines lauteren Wettbewerbs 
entſprechen. Die Bedeutung der Markenartikel liegt aber ge⸗ 
rade darin, daß der Verbraucher in der Marke eine Garantie 
für die Qualität des Erzeugniſſes ſieht. Das BG. konnte ſich 
auch nicht mit der Erwägung begnügen, daß die etwa vor⸗ 
handene Umſatzſteigerung auf das Aufleben der deutſchen 
Wirtſchaft zurückzuführen ſei. Denn die Bekl. hatten behaup⸗ 
tet, daß im Gegenſatz zur Konkurrenz gerade bei der 
Firma D. & Co. trotz des einſetzenden Boykotts eine ganz er⸗ 
hebliche Umſatzſteigerung eingetreten ſei. Wenn das BG., 
ohne den Sachverhalt im einzelnen unter Prüfung der Rich⸗ 
tigkeit der Behauptungen der Bekl. zu unterſuchen, ausſpricht, 
ein erheblicher Rückgang des Geſchäftes ſei „zweifellos zu er⸗ 
warten“, ſo kann darin nicht eine tatſächliche Feſtſtellung, ſon⸗ 
dern nur eine bloße Vermutung geſehen werden. Das G. 
müßte auch beachten, daß die Bekl. die Behauptung der Kl., 
nach der im Gegenſatz zu anderen Abſatzgebieten gerade in 
Berlin, wo die Bekl. tätig waren, der Abſatz zurückgegangen 
war, beſtritten hatten. > 

Bei Entſch. der Frage, ob ein wichtiger Grund vorliegt, der 
die Ausſchließung rechtfertigt, iſt auch zu prüfen, ob die Geſamt⸗ 
umſtände des Falles die Ausſchließung rechtfertigen. In RG. 
122, 312 JW. 1929, 629 hat der Sen. ausgeſprochen, daß 
es dem Richter freiſteht, einen wichtigen Grund nicht anzuneh⸗ 
men, wenn ihm die Ausſchließung unbillig erſcheint. Als Tat⸗ 
ſachen in dieſer Richtung können in Betracht kommen, daß ein 
Geſellſchafter, wie es hier der Fall iſt, ein früher ſelbſtändiges 
Unternehmen in das neue eingebracht hat und nun wegen 
ſeines Alters nicht mehr in der Lage iſt, ein neues Unter⸗ 
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nehmen aufzubauen oder durch ein auch nach ſeinem Aus⸗ 
ſcheiden noch wirkſames Wettbewerbsverbot daran gehindert 
iſt. (Nach dem Vertrag mit Adolf H. ſtehen die Kl. auf dem 
Standpunkt, daß ein ſolches Verbot beſteht.) Auch die Tat⸗ 
ſache, daß ein Geſellſchafter — wie der Bekl. zu 2 — Front⸗ 
kämpfer iſt, kann für die Billigkeitsabwägung des Richters 
eine Rolle ſpielen, um ſo mehr, als es auch, abgeſehen von 
den Ausnahmen, die im BWG. zugunſten von Frontkämp⸗ 
fern gemacht ſind, der Volksanſchauung entſprechen wird, 
wenigſtens in geeigneten Fällen von der etwa ſonſt gegenüber 
nichtariſchen Geſchäftsleuten beſtehenden ablehnenden Einſtel⸗ 
lung abzuſehen. Zu berückſichtigen war auch, daß die Kl. tat⸗ 
ſächlich auch nach außen, nämlich im Ein⸗ und Verkauf und 
im Reklameweſen das Unternehmen geleitet haben. Zwar 
kann trotz dieſer Umſtände im Einzelfall ein wichtiger Grund 
zur Ausſchließung vorliegen. Haben ſich aber die Bekl. auf 
ſolche beſondere Umſtände berufen, ſo muß ſich der Richter in 
der Urteilsbegründung damit auseinanderſetzen. Andernfalls 
iſt damit zu rechnen, daß er nicht alle Umſtände des Einzel⸗ 
falls gewürdigt und von einem Rechtsirrtum über den Be⸗ 
griff des wichtigen Grundes geleitet worden iſt. In dieſem 
Zuſammenhang iſt auch zu beachten, daß nicht jede, wenn auch 
nicht unbedeutende Verminderung des Abſatzes einen wich⸗ 
tigen Grund zum Ausſchluß langjähriger, wegen ihres per⸗ 
ſönlichen Verhaltens nicht zu beanſtandender Geſellſchafter 
darſtellt, und daß den Mitgeſellſchaftern mit Rückſicht auf das 
das Geſellſchaftsverhältnis beherrſchende Treueverhältnis auch 
Opfer zugemutet werden können, wenn dadurch ihre und die 
Exiſtenz des Unternehmens nicht bedroht wird (vgl. RG.: 
JW. 1934, 2403). 

Aus dem Treueverhältnis und aus der beſonders ein⸗ 
ſchneidenden Wirkung des Ausſchluſſes, bei der im Gegenſatz 
zur Auflöſung der Geſellſchaft in der Regel der ausgeſchloſ⸗ 
ſene Geſellſchafter ſchlechter geſtellt wird als die in der Ge⸗ 
ſellſchaft verbleibenden, ergibt ſich auch, daß von dieſer Maß⸗ 
regel nur Gebrauch gemacht werden darf, wenn das Ziel der 
Ausſchließung, durch die nur Abwendung von Schaden von 
der Geſellſchaft, nicht aber Verbeſſerung der Lage der Ver⸗ 
bleibenden erſtrebt werden ſoll, nicht auf anderem Wege er⸗ 
reicht werden kann. So hat der Sen. bereits früher, ZW. 
1933, 982, ausgeſprochen, daß die Ausſchließung nicht ange⸗ 
bracht iſt, wenn der Zweck, den durch unverſchuldete Geiſtes⸗ 
krankheit eines geſchäftsführenden Geſellſchafters der Gefell- 
ſchaft drohenden Nachteil zu vermeiden, ſchon dadurch erreicht 
werden kann, daß der Geſellſchafter durch Anderung des Ge⸗ 
ſellſchaftsvertrages von der Geſchäftsführung und Vertretung 
ausgeſchloſſen, oder daß das gleiche Ergebnis durch einen 
Antrag auf gerichtliche Entſch. nach 88 117, 127 HGB. her⸗ 
beigeführt wird. Dieſer Weg läge hier ſchon deshalb nicht 
fern, weil nach dem bereits erwähnten eigenen Vortrag der 
Kl. der Bekl. zu 1 ſich faſt gar nicht, der Bekl. zu 2 nur auf 
einem untergeordneten Gebiete betätigt hat, der Bekl. zu 1 
zur Mitarbeit nach dem Geſellſchaftsvertrag in der Regel 
überhaupt nicht, der Bekl. zu 2 nur inſoweit verpflichtet iſt, 
als es ihm ſeine körperlichen Kräfte geſtatten, und bei der 
immerhin noch verbleibenden Zahl der anderen Geſellſchafter 
nicht erſichtlich ift, daß es heute auf die Mitarbeit der Bekl. 
ankommt. In dieſem Zuſammenhang kommt auch in Betracht, 
daß der Geſellſchaftsvertrag das Recht zur Entziehung der 
Vertretungs⸗ und Geſchäftsführungsbefugnis nur für be⸗ 
ſtimmte und dieſen ähnliche Fälle zuläßt und damit auch 
zum Ausdruck bringt, daß die Geſellſchafter nur in beſonders 
wichtigen Fällen aus ihrer Stellung entfernt werden ſollen. 
Der weite Spielraum, den das Geſellſchaftsrecht des HGB. 
der verſchiedenartigſten Ausgeſtaltung der Stellung der Ge⸗ 
ſellſchafter läßt, gibt auch die Möglichkeit, die mit dem Ver⸗ 
bleiben der Bekl. als offene Geſellſchafter für die Geſellſchaft 
verbundenen Gefahren zu beſeitigen und doch die für die Bekl. 
mit der Ausſchließung verbundenen Härten zu vermeiden. 
Dieſe Härte beſteht namentlich darin, daß nach dem Geſell⸗ 
ſchaftsvertrag die genehmigte Jahresbilanz auch als Ausein⸗ 
anderſetzungsbilanz gilt, und daß bei der Auseinanderſetzung 
zwar ein Zuſchlag für die ſtillen Reſerven, aber keine Ver⸗ 
gütung für den Firmenwert, der bei der Größe des Unter⸗ 


nehmens nicht ohne Bedeutung wäre, zu gewähren iſt, und 
daß das ſo feſtgeſtellte Guthaben auch dann zugrunde zu legen 
iſt, wenn ein als offener Geſellſchafter Ausgeſchloſſener nach 
dem ihm im Geſellſchaftsvertrage eingeräumten Rechte mit 
dem Auseinanderſetzungsguthaben als ſtiller Geſellſchafter an 
der Geſellſchaft beteiligt bleibt. Die Kl. behaupten, daß dieſe 
Beſt. auch auf den vorl. Fall Anwendung finden. Sie haben 
den Bekl. auch vor Klagerhebung ein Vertragsangebot auf 
dieſer Grundlage gemacht; ſpäter wollten ſie ſogar nur die 
Beteiligung der Bekl. mit ihrem Abfindungsguthaben als 
Darlehensgeber zugeſtehen. Es kann dahingeſtellt bleiben, ob 
die Beſt. des Vertrages über die Höhe des Auseinander- 
ſetzungsguthabens auch auf den vorl. Fall des Ausſchluſ⸗ 
ſes, an den die Parteien bei Abſchluß des Geſellſchaftsver⸗ 
trages nicht gedacht haben können, Anwendung findet. Unter 
dem Geſichtspunkt des wichtigen Grundes bedarf es aber doch 
einer Prüfung, ob es nicht der Billigkeit entſpricht, daß die 
Kl. unter den beſtehenden beſonderen Umſtänden, ehe ſie die 
härteſte Maßnahme der Ausſchließung fordern, den Bekl. ein 
Angebot machen, durch das ein Nachteil für die Bekl. tun⸗ 
lichſt abgewendet und auch der Anſchein vermieden wird, als 
wollten ſich die Kl. bei der ſich jetzt bietenden Gelegenheit 
aus Eigennutz einen beſonderen Vorteil verſchaffen. Bei 
der Vertragsfreiheit im Geſellſchaftsrecht könnte beides da⸗ 
durch erreicht werden, daß die Beteiligung der Bekl. zwar in 
die einer ſtillen Geſellſchaft umgewandelt, daß ihnen aber im 
inneren Verhältnis die bisherige Rechtsſtellung eingeräumt 
wird. Nur wenn ein Verbleiben der Kl. in ihrer bisherigen 
Stellung in der Geſellſchaft dieſe in der Tat ſchwer ſchädigen 
und in ihrer Exiſtenz bedrohen würde, und wenn ein billiges 
Angebot der Kl. an dem Verhalten der Bekl. ſcheitert, würde 
ein wichtiger Grund zur Ausſchließung gegeben ſein. 


(U. v. 11. Dez. 1934; II 148/34. — Hamm.) 
<= Rg. 146, 169.) 


lv. B.] 


* 
** 10. 88 213, 217, 249 9 G B. 


I. Die von der Rſpr. des RG. angenommene 
Unterſcheidung zwiſchen Erſtaktionär und nach⸗ 
träglichem Erwerber der Aktie im Hinblick auf 
§ 213 HGB. gilt nur in den Fällen, wo die AktG. 
aus allgemeinen Rechtsgründen zu Maßnahmen 
verpflichtet war oder ſich verpflichtete, die im 
Erfolg eine Ausſchüttung von Stammvermögen 
an den Aktionär zur Folge haben mußten. Hier 
ſoll 8213 HGB. vorgehen, wenn ſolche Ver⸗ 
pflichtung bei der erſten Begründung des Aktien⸗ 
rechts geſchaffen wurde; dagegen ſoll es bei den 
allgemeinen Rechtsgrundſätzen verbleiben, wenn 
die Einlöſungsgarantie einem die Aktien be⸗ 
treffenden Umſatzgeſchäft als Beſtandteil ange- 
hört, und $ 213 HGB. den allgemeinen Rechts⸗ 
grundſätzen gegenüber zurücktreten, auch wenn 
deren Anwendung im Erfolg eine Ausſchüttung 
von Stammvermögen an den Aktionär zur Folge 
haben würde. Liegt ein ſog. Umſatzgeſchäft der 
AktG. nicht vor, fo gilt das Verbot des 8 213 
HGB. nicht nur den Erſtaktionären, ſondern 
allen Aktionären gegenüber, um im öffentlichen 
und Gläubigerintereſſe bei beſtehender Geſell⸗ 
ſchaft die Vermögensſubſtanz der Geſellſchaft 
zu erhalten. Entſcheidend für die Frage, ob aus 
dem Stammvermögen gem. 8 213 HGB. gezahlt 
iſt, iſt ſtets, ob der Geſellſchaft vor, bei oder 
nach der Eingehung der Leiſtungspflicht eine 
vollwertige Gegenleiſtung zugeflofſen iſt, ſo daß 
die Leiſtung ohne Minderung des zur Erhaltung 
des Stammkapitals erforderlichen Vermögens 
der Geſellſchaft möglich war. 


II. Ein allgemeines Schadenserſatzrecht der 
Geſellſchaftsgläubiger gegenüber den Organen 
der Geſellſchaft wegen Verletzung der denjelben 
obliegenden Sorgfaltspflicht beſteht nicht, da 
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dieſe Sorgfaltspflicht den Organen nach dem 
Geſetz gegenüber der Geſellſchaft, nicht aber den 
Gläubigern obliegt. Der Konkursgläubiger kann 
aber auch das neben dem Recht der Geſellſchaft 
beſtehende Recht der Geſellſchaftsgläubiger gem. 
sg 241 Abſ. 1, 249 Abſ. 3 HGB. geltend machen, 
ſoweit auf Grund dieſer Vorſchriften den Gläu⸗ 
bigern Erſatzanſprüche erwachſen ſind; außer⸗ 
vertragliche Schadenserſatzanſprüche gem. 8 826 
BGB. aus einer gegen die Geſellſchaftsgläubiger 
begangenen unerlaubten Handlung gehören 
nicht dazu. 


I. Der Kl. gründet die Klageanſprüche auf die 88 213, 
215, 217 HGB. Das BG. ſieht dieſen Klagegrund in bezug 
auf drei Bekl. nicht als gegeben an auf Grund der Erwägung, 
daß als „Einlage“ i. S. des § 213 HGB. nur die Leiſtung 
des „erſten Erwerbers“ der Aktien an die AktG. gelten könne. 
Das BG. glaubt, ſich für ſeine Auffaſſung über den Inhalt 
des 8 213 auf eine ſeit dem Urt. v. 1. Mai 1908 in RG. 68, 
309 — JW. 1908, 469 ſtändig feſtgehaltene Rſpr. des RG. 
ſtützen zu können. 

Die Rev. des Kl. wendet ſich dagegen. 

Der Standpunkt der Rev. iſt zutreffend. 


Die Unterſcheidung, die neuere Entſcheidungen des RG. 
bzgl. der Anwendung des § 213 HGB. zwiſchen dem Erſt⸗ 
aktionär und einem ſpäteren Erwerber des Aktienrechts machen, 
hat in der Rechtslehre überwiegend Ablehnung gefunden. 
Schlegelberger⸗-Quaſſowski⸗Schmölder, Anm. 48 
zu § 226 HGB.; Nord: 8 Bl R. 1931, 178 ff.; auch Bro d⸗ 
mann, Anm. 3 zu 8 213 hält die Begründung der Unter⸗ 
ſcheidung nicht für überzeugend und meint, es wäre beſſer 
geweſen, bei der früheren Rſpr. zu bleiben, die eine ſolche 
Unterſcheidung nicht machte. 


Die Schwenkung in der Rſpr. iſt anſcheinend darauf 
zurückzuführen, daß das RG. einen Ausgleich geſucht hat 
zwiſchen der Vorſchrift des §8 213 HGB. und allgemeinen 
Rechtsvorſchriften, deren Anwendung ſich für die AktG. 
namentlich dann ergab, wenn die Aktien auf Grund eines 
Kaufvertrages mit der AktG. erworben wurden. Bezeichnend 
iſt in dieſer Richtung RG. 71, 97 JW. 1909, 433 (1. Ziv⸗ 
Sen.); dort handelt es ſich um den Erwerb eigener Aktien der 
AktG. durch einen Dritten; die Unterſcheidung zwiſchen Erſt⸗ 
nehmer und ſpäterem Erwerber in der Anwendung des § 213 
wird damit begründet, daß die AktG. im Verkehr keine Vor⸗ 
rechte gegenüber dem Aktionär genieße, der ihr nur als 
Käufer gegenübertrete. Dieſer Begründung iſt entgegenzu⸗ 
halten, daß es ſich doch gerade fragt, ob ein ſolches „Vor⸗ 
recht“ nicht aus 8 213 folgt, der doch gewiß nicht in erſter 
Linie dem Intereſſe der Geſellſchaft dient. Daß das Beſtreben, 
einen ſolchen Ausgleich zwiſchen allgemeinen Rechtsgrund⸗ 
ſätzen und Aktienſonderrecht zu finden, der Grund für die 
Anderung der Rſpr. war, ergeben auch andere Entſcheidungen. 
So heißt es in RG3. 88, 188 (2. ZivSen.), die früheren Ent⸗ 
ſcheidungen des 1. ZivSen. „gingen nur darin zu weit, daß 
ſie keinen Unterſchied machten zwiſchen der urſprünglichen Be⸗ 
teiligung an der Geſellſchaft und einem mit ihr oder einem 
Dritten über den rechtlich beſtehenden Anteil geſchloſſenen 
Kaufvertrag“. In RZ. 88, 271 = JW. 1916, 1194 
(3. Ziv Sen.) hatte ein Aktionär eigene Aktien der Geſellſchaft 
von dieſer erworben; er verlangte Rückzahlung des Kauf⸗ 
preiſes für die wertlos gewordenen Aktien als Schadenserſatz 
gem. 8 45 Börſch., weil er durch unrichtige, für die Be⸗ 
urteilung des Wertes der Aktien erhebliche Angaben in dem 
von der Geſellſchaft ausgehenden Proſpekt betrogen worden 
ſei. Das RG. billigt ihm den Anſpruch zu und ſagt, daß 
die Ausnahme, die für den Erſterwerber von Aktien in dieſer 
Hinſicht von den allgemeinen Grundſätzen gemacht worden ſei, 
„aus wirtſchaftlichen Gründen nicht ausgedehnt werden darf, 
daß es vielmehr — in dem gedachten Falle — bei den allge⸗ 
meinen Grundſätzen des Verkehrsrechts ſein Bewenden haben 
muß“; dabei wird ausdrücklich auf RG. 71, 97 = ZW. 1909, 
433 hingewieſen. RG. 87, 339 JW. 1916, 491 betraf 
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ein Verkaufsgeſchäft über ein Fabrikunternehmen an eine 
Akt G., bei dem der Kaufpreis durch Hingabe eigener Aktien 
beglichen werden ſollte, die Geſellſchaft aber zugleich verſprach, 
die Aktien zu einem beſtimmten Kurſe nach Ablauf einer ge⸗ 
wiſſen Friſt einzulöſen. Das RG. (2. Ziv Sen.) hält die Ab⸗ 
rede für gültig und bemerkt, es halte an den in zwei Ent⸗ 
ſcheidungen für die GmbH. vertretenen Anſchauungen feſt, 
„daß unterſchieden werden muß, ob das Verſprechen dem 
Aktionär in Verbindung mit der Gründung oder Kapital⸗ 
erhöhung erteilt wurde, oder ob es einem die Aktien betreffen⸗ 
den Umſatzgeſchäft als Beſtandteil angehört; nur im 
erſten Fall greift $ 213 HGB. Platz und hat die Nichtig⸗ 
keit der Einlöſungsgarantie zur Folge“. Eine ganz ähnliche 
Formel kehrt in RGG3. 121, 106 JW. 1928, 2613 (5. Ziv⸗ 
Sen.) wieder bei der Beurteilung eines im Zuſammenhange 
mit einem Grundſtückskaufgeſchäft mit der AktG. als Käuferin 
abgeſchloſſenen Dividendengarantievertrages. Auch die bereits 
erwähnte Entſcheidung in RG. 71, 97ff. ſpricht von einem 
auf Erwerb der Aktien gerichteten „Umſatzvertrag“, durch den 
die Anwendung des 8 213 HGB. ausgeſchloſſen werde. 

Nach dem Inhalt der vorſtehend behandelten Rſpr. des 
RG. muß angenommen werden, daß bisher die Unterſcheidung 
zwiſchen Erſtaktionär und nachträglichem Erwerber der Aktie 
im Hinblick auf 8 213 HGB. nur da gemacht worden iſt, wo 
die AktG. aus allgemeinen Rechtsgründen zu Maßnahmen 
verpflichtet war oder ſich verpflichtete, die im Erfolg eine 
Ausſchüttung von Stammvermögen an den Aktionär zur 
Folge haben mußten oder hatten. Hier ſoll 8 213 vorgehen, 
wenn ſolche Verpflichtung bei der erſten Begründung des 
Aktienrechts geſchaffen wurde, dagegen ſoll es bei den allge⸗ 
meinen Rechtsgrundſätzen verbleiben, wenn das nicht der Fall 
war. Für die gegenteilige Anſicht kann man ſich nicht auf 
die Entſcheidung des RG. v. 30. Mai 1930: JW. 1930, 37301 
berufen. Dort iſt ein Fall entſchieden, wo eine AktG. einen 
Aktionär, der ſeine Aktien an einen anderen Aktionär ver⸗ 
kauft hatte, aus ihrem Vermögen für den Kaufpreis befriedigt 
hat; dieſes Verhalten iſt als Verſtoß gegen § 213 HGB. 
angeſehen. Allerdings wird in dem Urt. geſagt, der Aktien⸗ 
verkäufer ſei ein Erſtaktionär geweſen. Aber die Begründung 
des Urt. iſt in keiner Weiſe auf dieſen Umſtand geſtützt, und 
es wird auch nicht etwa erklärt, die Sache wäre anders zu 
entſcheiden geweſen, wenn der Verkäufer nicht Erſtaktionär 
geweſen wäre. Das Urt. wird auch in der Fußnote in der 
IW. in dieſem allgemeinen Sinne, d. h. nicht eingeſchränkt 
auf den Erſtaktionär, verſtanden. In dem gleichen allgemeinen 
Sinne muß die Begründung des Urt. auch des 2. Ziv Sen. in 
NGZ. 107, 161ff. verſtanden werden. Dort wird ein Fall 
behandelt, in dem ein Treuhänder das ganze Vermögen einer 
AktG. übernahm und ſich verpflichtete, den Aktionären ent⸗ 
weder das Stammkapital auszuzahlen oder ihnen die Erträg⸗ 
niſſe des Vermögens — nicht bloß den bilanzmäßigen Ge⸗ 
winn — zukommen zu laſſen. Das RG. billigt dort die Ent⸗ 
ſcheidung des BG., das die Abrede als gegen SS 213, 215 
HGB. verſtoßend erklärt hatte. Richtig iſt auch hier, daß es 
ſich zur Zeit des Vertrages tatſächlich um Erſtaktionäre han⸗ 
delte. Aber in den Gründen des Urt. wird auf dieſen Umſtand 
keinerlei Gewicht gelegt; im Gegenteil: das BG. hatte, nach⸗ 
dem es ausgeführt, daß die Anfechtungsklage gem. 8 271 
HGB. begründet ſei, weil die 88 213, 215 HOP. einen ver⸗ 
mögensrechtlichen Anſpruch der Aktionäre auf etwas anderes 
als den bilanzmäßigen Reingewinn für die Zeit des Beſtehens 
der AktG. als Erwerbsvereins ausſchlöſſen, betont, es ſei für 
die Beurteilung bedeutungslos, ob die Zuwendungen den 
gegenwärtigen oder zukünftigen Aktionären zugute kommen 
ſollten, und das RG. erklärt in faſt unmittelbarem Anſchluß 
daran, die Ausführungen des BG. ließen einen weſentlichen 
Rechtsirrtum nicht erkennen. — Auch in der Entſcheidung des 
1. ZivSen. in RG. 77, 71 ff. wird in der Begründung mit 
keinem Worte erklärt, daß die Einlöſungszuſage der beklagten 
AEG. gem. 8 213 HGB. deshalb für nichtig erklärt worden 
ſei, weil ſie dem erſten Übernehmer der Aktien erteilt ſei, 
was allerdings nach dem Sachverhalt der Fall war. Es wird 
vielmehr ohne Einſchränkung auf den Erſtaktionär dort aus⸗ 
geführt, daß die von einer AktG. ihrem Aktionär gegenüber 
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übernommene Verpflichtung, ihm die Aktien gegen Entgelt 
wieder abzunehmen, eine Verpflichtung zur Zurückzahlung 
ſeiner Einlage darſtelle, eine ſolche aber, ſolange die Geſell⸗ 
ſchaft beſtehe, ausgeſchloſſen ſei, weiter: daß jede Vertrags⸗ 
beſtimmung, die eine derartige Verpflichtung der AktG. zum 
Gegenſtande habe, mit dem Grundſatz des $ 213 HGB. une 
vereinbar ſei. Auch die bereits erwähnte Entſcheidung des 
3. ZivSen. in RGZ. 88, 271 ff. = ZW. 1916, 1194 erklärt in 
Übereinſtimmung hiermit, RGZ. 77, 71 „beſage nur, daß die 
von der AktG. ihren Aktionären gegenüber eingegangene Ver⸗ 
pflichtung zur Zurücknahme der Aktien eine mit dem Grund⸗ 
ſatze des $ 213 HGB. unvereinbare Verpflichtung zur Zurück⸗ 
zahlung der Einlage enthalte“. 

Auch in den zu 830 GmbHG., der ebenfalls das Verbot 
der Ausſchüttung von Stammkapital der Geſellſchaft enthält, 
ergangenen Entſcheidungen in RGZ. 133, 393 JW. 1932, 
725; RGzZ. 136, 261 — JW. 1932, 26023 und RG. 142, 
286 — ZW. 1934, 976 wird im Hinblick auf dieſe Geſetzes⸗ 
vorſchrift, nach der das zur Erhaltung des Stammkapitals er⸗ 
forderliche Vermögen der Geſellſchaft nicht an die Geſellſchafter 
ausgezahlt werden darf, nicht der von dem BG. in bezug auf 
§ 213 HGB. geforderte Unterſchied gemacht. Vielmehr wird 
unter Bezugnahme auf die übereinſtimmende bisherige Rſpr. 
in RG. 80, 148 = ZW. 1913, 48 und 133, 393 = JW. 
1932, 725 in der zweiten obigen Entſcheidung ausgeſprochen, 
daß die übernahme der Verpflichtung zur Erfüllung einer 
der Geſellſchaft an ſich fremden Verbindlichkeit, ſo der aus 
Erwerb von Geſchäftsanteilen von einem Geſellſchafter durch 
den anderen entſtandenen Kaufpreisſchuld, gegen $ 30 GmbHG. 
verſtoßen kann, und daß entſcheidend iſt, ob eine Leiſtung auf 
geſellſchaftsrechtlicher oder ob fie auf rein obligatoriſcher 
Grundlage, wie ſie auch im Verhältnis zu einem Dritten be⸗ 
ſtehen kann, bewirkt wurde. Dort iſt weiter ausgeführt, daß 
die Einräumung einer Sicherungshypothek durch die GmbH. 
für eine Kaufpreisforderung, die einem Geſellſchafter aus dem 
Verkauf ſeines Geſchäftsanteils an einen anderen Geſellſchafter 
zuſteht, „eine Auszahlung“ i. S. der 88 30, 31 Gmbh. dar⸗ 
ſtellt, da S 30 ſeinem Sinn und Zweck nach nicht nur ein 
Verbot der Barzahlung enthält, ſondern für die Herausgabe 
von Vermögenswerten jeder Art und in jeder rechtlichen 
Form, überhaupt für jede das Stammkapital vermindernde 
Leiſtung gilt. 

Im vorliegenden Falle handelt es ſich nun aber nicht 
um ein ſolches „Umſatzgeſchäft“, das nach der oben inhalt⸗ 
lich wiedergegebenen, richtig verſtandenen neueren Rſpr. des 
RG. zu SS 213, 215 HGB. die Anwendung der allgemeinen 
Rechtsgrundſätze rechtfertigen würde, auch wenn dies im Er⸗ 
folge eine Ausſchüttung von Stammvermögen an den Aktionär 
zur Folge haben würde. Eine Konkurrenz von aktienrechtlichen 
Vorſchriften mit Bindungen, die die AktG. nach allgemeinen 
Rechtsgrundſätzen auf ſich genommen hatte, kommt hier über⸗ 
haupt nicht in Frage. 

Der Tatbeſtand einer nach den 88 213, 215 HGB. ver⸗ 
botenen Rückzahlung der Einlage an einen Aktionär iſt hier⸗ 
nach gegeben. (Wurde weiter ausgeführt.) Der gegenteilige 
Standpunkt des BG., der auf der rechtsirrigen Auffaſſung 
beruht, daß der Tatbeſtand der verbotenen Rückzahlung der 
Einlage deshalb nicht vorliege, weil der Aktionär nicht Erſt⸗ 
zeichner der Aktien geweſen ſei, iſt verfehlt. Die Verpflichtung 
zur Rückerſtattung der zu Unrecht empfangenen Zahlungen iſt 
durch 8 217 Abf. 1 HGB. geregelt. Danach haften die 
Aktionäre für die Verbindlichkeiten der Geſellſchaft, ſoweit ſie 
den Vorſchriften des HGB. entgegen Zahlungen von der Ge⸗ 
ſellſchaft empfangen haben. Dieſen Anſpruch der Gläubiger 
kann der Kl. als Verwalter des Konkurſes über das Ver⸗ 
mögen der Gemeinſchuldnerin nach $ 217 Abſ. 2 HGB. gel⸗ 
tend machen. 

Darauf, ob ein Aktionär bei der Annahme der Zahlungen 
ohne Fahrläſſigkeit nicht gewußt hat, daß er damit die Ein⸗ 
lage i. S. des 8 213 HGB. zurückerhielt, kann kein ent⸗ 
ſcheidendes Gewicht gelegt werden. Denn der gute Glaube wird 
nach der ausdrücklichen Beſtimmung des § 217 Abſ. 1 Satz 2 
a. a. O. nur hinſichtlich der Zahlungen geſchützt, die der 
Aktionär als Gewinnanteil oder als Zinſen bezogen hat. 


Entſcheidend für die Frage, ob aus dem Stammvermögen 
einer AktG. einem Aktionär in einer nach 8 213 HGB. une 
zuläſſigen Weiſe Werte zugeführt worden ſind, iſt ſtets, ob 
der Geſellſchaft vor, bei oder nach Eingehung der Leiſtungs⸗ 
pflicht eine vollwertige Gegenleiſtung zugefloſſen iſt, ſo daß 
die Leiſtung der Geſellſchaft ohne Minderung des zur Erhal- 
tung des Stammkapitals erforderlichen Vermögens der Geſell⸗ 
ſchaft möglich war (RG 3. 133, 393 ff.; 136, 261 ff. — JW. 
1932, 2602; 142, 286 ff. IW. 1934, 976 zum 8 30 Gmb o.). 

II. Der weitere Klageanſpruch aus dem Geſichtspunkt 
des Schadenserſatzanſpruchs der Gläubiger gem. $ 826 
BGB. iſt nicht gegeben. Das BG. hat für die Geltendmachung 
eines ſolchen Anſpruchs dem Kl. als Konkursverwalter die 
Sachbefugnis mit Recht abgeſprochen. 

Dagegen wendet ſich die Rev. in erſter Linie unter Be⸗ 
rufung auf RG. 97, 108; 120, 192 = ZW. 1928, 1143; 
74, 429 JW. 1911, 223; JW. 1930, 27998, 37301. 
Dieſer Angriff iſt nicht begründet. Allerdings iſt der Konkurs⸗ 
verwalter zur Geltendmachung von Erſatzanſprüchen der Ge⸗ 
meinſchuldnerin ſelbſt ohne weiteres befugt. Hier ſtehen aber 
der Gemeinſchuldnerin ſolche Anſprüche nicht zu, liegen daher 
auch nicht in der Maſſe. Ein allgemeines Schadenserſatz⸗ 
recht der Geſellſchaftsgläubiger gegenüber den Organen der 
Geſellſchaft wegen Verletzung der denſelben obliegenden Sorg⸗ 
faltspflicht beſteht nicht, da dieſe Sorgfaltspflicht den Or⸗ 
ganen nach dem Geſetz gegenüber der Geſellſchaft, nicht 
aber gegenüber den Gläubigern, obliegt (vgl. Urt. vom 
20. Sept. 1929, II 620/28 = %3. 1930, 720). Der Konkurs⸗ 
verwalter iſt ferner allerdings berechtigt, im Konkurs auch 
das neben dem Recht der Geſellſchaft beſtehende Recht der 
Geſellſchaftsgläubiger aus 88 241 Abſ. 4, 249 Abſ. 3 HGB. 
auszuüben. Jedoch reicht eben dieſe Befugnis nur ſo weit, als 
den Gläubigern Rechte aus SS 241 Abſ. 4, 249 Abſ. 3 HGB. 
überhaupt zuſtehen. Um Anſprüche dieſer Art und auf dieſer 
Grundlage handelt es ſich jetzt aber nicht. Denn der Kl. will 
hier aus §8 826 BGB. einen außervertraglichen Schadens- 
erſatzanſpruch aus unerlaubter Handlung, begangen gegen die 
Gläubiger der Geſellſchaft, herleiten. Er will inſoweit An- 
ſprüche geltend machen, die in deren Perſon, nicht etwa auf 
ſeiten der Gemeinſchuldnerin erwachſen ſind. Ein ſolcher An⸗ 
ſpruch gehört jedenfalls nicht zum Geſellſchaftsvermögen. An⸗ 
ſprüche, die aus 8 826 BGB. etwa einzelnen Gläubigern 
der Gemeinſchuldnerin gegen den Bekl. zu 4 zuſtehen ſollten, 
kann der Kl. als Konkursverwalter nicht geltend machen. Die 
Klagebefugnis, die $ 217 Abſ. 2 HGB. für die dort bezeich⸗ 
neten Anſprüche einräumt, kann auf etwaige Anſprüche, die 
auf Grund des § 826 BGB. in der Perſon von Gläubigern 
entſtanden wären, alſo rechtlich ganz anderer Art fein würden, 
nicht ausgedehnt werden. Dieſe Rechtsauffaſſung liegt auch 
dem bereits erwähnten Urt. des erk. Sen. v. 20. Sept. 1929 
zugrunde, in dem ausdrücklich betont wird, daß dem Konkurs- 
verwalter für derartige Anſprüche die Sachbefugnis fehle. 

Die Rev. glaubt, ſich für ihre gegenteilige Auffaſſung 
auf RG. 97, 108 und 120, 192 — ZW. 1928, 1143 berufen 
zu können. Das erſte trifft aber ſchon um deswillen nicht zu, 
weil dort unzweifelhaft eine vorſätzliche ſittenwidrige Schädi⸗ 
gung der AktG. als ſolcher vorlag, mithin ein Schadens⸗ 
erſatzanſpruch, der zur Maſſe gehörte, erwachſen war, der als 
ſolcher daher auch vom Konkursverwalter geltend zu machen 
war. Hier ſteht aber, wie dargelegt, der Gemeinſchuldnerin 
ein ſolcher Anſpruch nicht zu. Auch auf RGZ. 120, 192 
kann ſich die Rev. nicht berufen. Dort hatten nach den Klage⸗ 
behauptungen die damaligen Bekl. in Kenntnis der Zahlungs⸗ 
einſtellung des ſpäteren Gemeinſchuldners, eines Einzelkauf⸗ 
manns, und ſeines bevorſtehenden wirtſchaftlichen Zuſammen⸗ 
bruchs dazu mitgewirkt, Vermögensgegenſtände des Gemein⸗ 
ſchuldners beiſeitezuſchaffen und der Konkursmaſſe zu ent⸗ 
ziehen. Davon kann hier keine Rede ſein. Auch auf die Aus⸗ 
führungen Hornkeſſels: JW. 1934, 881 ff. beruft ſich die 
Rev. zu Unrecht; er lehnt gerade die Sachberechtigung des 
Konkursverwalters zur Geltendmachung von Anſprüchen der 
Art grundſätzlich ab. Auch das von der Rev. weiter heran⸗ 
gezogene Urt. des OLG. Köln: JW. 1930, 2799 verneint 
für Schadenserſatzanſprüche aus unerlaubter Handlung, be⸗ 
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gangen zum Nachteil von Geſellſchaftsgläubigern, die Sach⸗ 
berechtigung des Konkursverwalters. 

(Urt. v. 19. Okt. 1934; II 8/34. — Düſſeldorf.) (v. B.] 
= RG. 146, 84.) 
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**11. 88 700 ff. 9 G B.; 8319 BGB. Die Dispache 
bei der Abwicklung einer großen Haverei iſt an 
ſich ein von einem Sachkundigen aufgeſtellter, 
gutachtenartiger Vorſchlag. Iſt er im Wege eines 
Schiedsgutachtens erfolgt, fo ift 8319 BGB. 
dafür anwendbar, wonach er nur wegen offen⸗ 
barer Unbilligkeit anfechtbar iſt. Bei der Scha⸗ 
densfeſtſtellung iſt der Marktwert der beſchä⸗ 
digten Ladungsgüter zur Zeit der Trennung 
von Schiff und Ladung zugrunde zu legen; be⸗ 
ſteht ein ſolcher nicht, ſo ſind die Koſten der 
Neuverfrachtung mit heranzuziehen, außerdem 
die bei Weiterverfrachtung drohende Ver- 
ſchlechterung des Gutes. 


Das dem Bekl. gehörige M.⸗S. Vega geriet auf der 
Reiſe von Danzig nach Poole am 21. April 1930 auf der 
Höhe von Gjedſer in Brand. Der D. „Gerzen“ kam der Vega 
mit feinen Schläuchen zu Hilfe und ſchleppte fie nach Hol⸗ 
tenau⸗Reede, wo fie am 22. April 1930 eintraf. Im Kieler 
Freihafen wurde darauf die Ladung gelöſcht, die aus 
181,9 Standard Holz beſtand, das zum Teil auch auf Deck 
verladen geweſen war. Die Entlöſchung erfolgte unter Auf⸗ 
ſicht der Sachverſtändigen A. und L. und dauerte v. 28. April 
bis zum 3. Mai 1930. Die vom Löſchwaſſer naß gewordene 
und zum Teil auch beſchmutzte Ladung wurde bis zum 
23. Mai 1930 auf Stapel gelegt. Sie wurde dann nach Poole 
verfrachtet und dort von dem Sachverſtändigen R. beſichtigt. 
A. hat den Wert der zum Preiſe von 2637.13.11 4 cif 
Poole verkauften Ladung zur Zeit der Entlöſchung in Kiel 
auf 2231.14.11 £ geſchätzt, R. hat ihren Wert zur Zeit der 
Entlöſchung in Poole mit 1000.10.1 £ angegeben. 

Im Frachtvertrag wie im Konoſſement waren die Pork⸗ 
Antwerpener Regeln von 1924 als maßgebend bezeichnet 
worden. Die gemäß dieſen in Kiel am 30. April 1930 auf⸗ 
gemachte Dispache legte die Schadensſchätzung der Kieler 
Sachverſtändigen zugrunde. 

Die Ladungseigentümer hatten die Ladung bei den 
Kl. verſichert. Die Verſicherer haben die Eigentümer eutſchä⸗ 
digt und damit vertragsgemäß alle Anſprüche gegen Dritte 
erworben. Sie haben der Dispache widerſprochen und im 
Wege der Klage beantragt, dem Widerſpruch dahin ſtattzu⸗ 
geben, daß in der Dispache betr. D. Vega der Wert der La⸗ 
dung in beſchädigtem Zuſtande ſtatt mit 2231.14.11 mit 
1000.10.1 £ unter entſprechender Abänderung der Dis pache, 
insbeſ. des Beitragswerts, des Havariegroſſeſchadens und 
der Vergütung der Ladung eingeſetzt werde. 

Das LG. hat die Klage abgewieſen. 

Im zweiten Rechtszuge haben die Kl. in erſter Linie 
beantragt, den Widerſpruch gegen die Dispache in Höhe von 
1231.4.10 £ für begründet zu erklären, in zweiter Linie dem 
erſtinſtanzlichen Antrage ſtattzugeben. 

Der Angriff der Kl. gegen die Dispache geht im weſent⸗ 

lichen dahin: die ihr zugrunde gelegte Schätzung der Kieler 
Sachverſtändigen ſei offenbar unbillig und daher unverbind⸗ 
lich, weil dieſe Sachverſtändigen nicht berückſichtigt hätten, 

1. daß die Hölzer in Kiel mangels eines Marktes über⸗ 
haupt nicht hätten abgeſetzt werden können und daher nach 
England hätten weiterverfrachtet werden müſſen, 

2. daß die Weiterverſendung eine weitere Verſchlechterung 
des Holzes und ſonſtigen Schaden mit ſich gebracht hätte, 

3. daß beſchädigte Ware häufig überhaupt keinen Käu⸗ 
ie finde, ein Umſtand, der den jetzt erzielten Preis weiter⸗ 
rücke. 

Die Berufung iſt zurückgewieſen worden. 

Die Rev. muß Erfolg haben. 

Im Eingang der Entſcheidungsgründe führt der Berk. 
aus: Wenn im vorl. Rechtsſtreit die Kl. an Stelle der La⸗ 
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dungseigentümer geltend machten, der Dispacheur habe ſie bei 
der Schadensverteilung zu hoch belaſtet, ſo handele es ſich da⸗ 
bei um die Verfolgung eines Rechts aus $ 319 BGB., ge 
ſtützt auf die Behauptung, die dem Dispacheur als einem 
Dritten übertragene Beſtimmung über den Umfang ihrer 
Schadensbeteiligung ſei offenbar unbillig. Da die Dispache 
hinſichtlich der ſtreitigen Höhe des Ladungsſchadens auf dem 
Gutachten der Sachverſtändigen A. und L. beruhe, ſo ſei der 
Erfolg der Anfechtung der Dispache abhängig davon, daß die 
Kl. die offenbare Unbilligkeit der von dieſen Sachverſtändigen 
getroffenen Schadensfeſtſtellung bewieſen. 

Hierzu iſt folgendes zu bemerken: 

Die Dispache iſt, wie ſich aus 88 716, 727, 728 HGB. 
ergibt, der bei der Abwicklung einer großen Haverei auf⸗ 
geſtellte Verteidigungsplan, in welchem der auf jeden Ge⸗ 
noſſen der großen Haverei gem. 88 700-724 HGB. oder 
gem. vertraglicher Grundlage, wie z. B. vorliegend auf Grund 
der York⸗Antwerpener Regeln von 1924 (weiterhin mit LA. 
bezeichnet), entfallende Anteil an der großen Haverei nach 
Maßgabe der zu vergütenden Schäden⸗ und der beitrags⸗ 
pflichtigen Werte berechnet iſt. Sie iſt daher ein von einem 
Sachkundigen (Dispacheur) aufgeſtellter gutachtenartiger Vor⸗ 
ſchlag, wie die durch die große Haverei entſtandenen Rechts⸗ 
beziehungen gem. den maßgebenden Grundſätzen zu bereinigen 
ſeien (JW. 1896, 177 4), ein Vorſchlag, der unter beſonderen 
Umſtänden (88 155, 156, 158 366.) zur Grundlage einer 
Zwangsvollſtreckung werden kann. Bei der Dispache ſelbſt 
handelt es ſich danach nicht um die Beſtimmung einer Lei⸗ 
ſtung i. S. des 8 319 BGB. Dem entſpricht, daß dem Wider⸗ 
ſpruch gegen eine Dispache in 88 155, 156 FGG. irgend⸗ 
welche einſchränkende Beſtimmungen nicht hinzugefügt ſind 
(vgl. auch RG. 3, 17). 

Einer Beſchränkung muß allerdings der Widerſpruch 
gegen eine Dispache unterliegen, ſoweit die Parteien die 
Schätzungen, welche die Dispache zur Grundlage ihrer Be⸗ 
rechnung nimmt, nicht oder doch nur unter beſtimmten Vor⸗ 
ausſetzungen angreifen können. Das nimmt das BG. an hin⸗ 
ſichtlich des Schadens, welchen die Eigentümer von Ladungs⸗ 
gut durch eine zur großen Haverei gehörige Beſchädigung 
dieſes Gutes erlitten haben; es betrachtet die Schätzung dieſes 
Schadens nur im Falle offenbarer Unbilligkeit für an⸗ 
fechtbar. 

Dieſer Schaden beſtimmt gem. Regel XVI VAR. die dem 
Eigentümer erwachſenden Vergütungsanſprüche und iſt mittel⸗ 
bar gem. Regel XVII auch von Bedeutung für die Beſtim⸗ 
mung der beitragspflichtigen Werte. Iſt inſofern eine Feſt⸗ 
ſtellung des Schadens durch Sachverſtändige im Wege des 
Schiedsgutachtens alſo mit bindender Wirkung erfolgt, 
io handelt es ſich allerdings um die Beſtimmung von Grund⸗ 
lagen der Leiſtung, die für die Beſtimmung der Leiſtung 
ſelbſt von entſcheidender Bedeutung ſind. Das rechtfertigt 
die Anwendung der Grundſätze des $ 319 BGB. auf ein ſol⸗ 
ches Schiedsgutachten (RGWarn. 1915 Nr. 137). 

Regel XVI VAR. beſtimmt nun, daß die Ladungsbeſchä⸗ 
digung auf Grund des Marktwertes der Güter zu berechnen 
ſei. Nichts dagegen iſt in dieſer Regel darüber beſtimmt, wie 
bei Zweifeln uͤber den Marktwert oder dann zu verfahren iſt, 
wenn ein ſolcher nicht vorhanden iſt. Auch aus dem ſonſtigen 
Inhalt der Regeln, der in erſter Linie zu ihrer Auslegung 
heranzuziehen iſt (vgl. zu dieſer Frage JurRdſchPrVer. 1928, 
298; Heuer: HanſgichZ. 1928 Sp. 575; Hochgräber: 
Neumanns ZVerſWeſ. 1928, 1092, 1122/23; 1929, 42, 1386; 
Sieveking: Hanſ Rg. 1928 Sp. 654; Schulze⸗Smidt: 
HanNCZ. 1928 Sp. 711; Neumanns VerſWeſ. 1929, 356; 
Ülrich⸗Hochgräber Bd. II S. 116—118, 192 nebſt Nach⸗ 
trag), kann in dieſer Hinſicht nichts entnommen werden. In 
ſolchem Fall hat inſoweit das Recht am Ort der Trennung 
von Schiff und Ladung Anwendung zu finden (Ulrich⸗ 
Hochgräber Bd. II S. 192). Es kommt daher im vorl. 
Falle die Beſtimmung des § 712 HGB. in Betracht, nach 
welcher der Verkaufswert der Güter in beſchädigtem Zuſtande 
durch Sachverſtändige zu ermitteln iſt. Daß es ſich in ſolchem 
Falle um eine Beſtimmung des in Betracht kommenden Werts 
im Wege eines Schiedsgutachtens handelt, kann zunächſt in 
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Rückſicht auf die Faſſung dieſer Vorſchrift nicht angenommen 
werden, wenn man dazu die Beſtimmung des $ 709 HGB. in 
Vergleich zieht, in welcher ausdrücklich beſtimmt iſt, daß die 
Taxe des Schadens an Schiff und Zubehör grundſätzlich maß⸗ 
gebend iſt. Anders wäre die Rechtslage zu beurteilen, wenn 
im vorl. Falle angenommen werden müßte, daß die Parteien 
ſich in dem Sinne geeinigt hätten, es ſollten die Sachver⸗ 
ſtändigen in dieſem Punkt als Schiedsgutachter entſcheiden. 
Nach dem Vorbringen der Bekl. ſind nun die beiden Sach⸗ 
verſtändigen nicht nur als Schiedsgutachter mit der Feſt⸗ 
ſtellung des Ladungsſchadens im Verhältnis zwiſchen Abladern 
und Verſicherern, beauftragt worden, bei welchen ihnen gem. 
den vorausſichtlich in Betracht kommenden Seeverſicherungs⸗ 
bedingungen von 1919 8 93 Abſ. 2, § 74 Abſ. 8 eine ſolche 
Rolle ohnehin zugefallen wäre, eine Unterwerfung unter das 
Gutachten ſoll vielmehr auch im Namen des Reeders erfolgt 
fein. Die Kl. räumen ein, daß die Feſtſtellung des nach 8 711 
HGB. (alſo des im Verhältnis zwiſchen Ablader und Reeder 
für die große Haverei) in Betracht kommenden Schadens durch 
die Sachverſtändigen habe erfolgen ſollen. Es muß jedoch als 
zweifelhaft erſcheinen, ob die Kl. damit auch haben zugeben 
wollen, daß die Feſtſetzung des Schadens auch in Hinſicht auf 
die große Haverei mit bindender, nur im Falle offenbarer 
Unrichtigkeit anfechtbarer, Wirkung hat erfolgen ſollen. Sie 
haben im Rechtsſtreit allerdings dieſer Auffaſſung nicht wider⸗ 
ſprochen. Nach dem Tatbeſtand des BU. haben fie jedoch ſpäter 
auch geltend gemacht, es habe ſich bei der Schätzung nur um 
den Verſicherungsſchaden gehandelt. Das BG. äußert ſich ent⸗ 
ſprechend in einer Weiſe über die Stellung der Sachverſtän⸗ 
digen, die ſie als nur für die Ablader und Verſicherer tätig 
kennzeichnet. Eine ſolche Stellung der Sachverſtändigen würde 
nicht ohne weiteres rechtfertigen, ihr Gutachten für nur be⸗ 
ſchränkt nachprüfbar zu erachten, ſoweit es ſich um die große 
Haverei handelt. Die Darlegungen des BG. ſind danach nicht 
ſchlüſſig. Die beſtehende Unklarheit über die Stellung der 
Sachverſtändigen bedarf der Aufklärung, da ſie nach den ge⸗ 
gebenen Darlegungen von Bedeutung dafür iſt, unter wel⸗ 
chen Vorausſetzungen die Wertannahme der Sachverſtändigen 
mit Erfolg angegriffen werden kann. 

Der BerR. hat zum Streitſtoff weiter folgendermaßen 
Stellung genommen. 

Er geht davon aus, daß für die Schadensberechnung gem. 
Regel XVI VAR. der Marktwert des beſchädigten Holzes zur 
Zeit der Trennung von Schiff und Ladung feſtzuſtellen ge⸗ 
weſen ſei. Er führt dem weſentlichen Inhalt ſeiner Dar⸗ 
legungen nach ferner aus: Deswegen, weil die fragliche Holz⸗ 
ladung in Kiel wegen der in Deutſchland ungebräuchlichen Ab⸗ 
meſſungen der einzelnen Hölzer nicht oder doch nur unter 
Schwierigkeiten abzuſetzen geweſen ſei, ſei die Feſtſetzung des 
Marktpreiſes der beſchädigten Ladung für dieſen Platz nicht 
unmöglich geweſen, es habe dabei nur berückſichtigt werden 
müſſen, daß die Ladung aller Wahrſcheinlichkeit nach nach 
England habe weiter verfrachtet werden müſſen. Das hätten 
die Sachverſtändigen auch berückſichtigt. Bei genauer Berech⸗ 
nung hätten ſie allerdings aus dieſem Grunde nicht lediglich 
die Fracht Kiel-Poole abſetzen, ſondern auch in Betracht 
ziehen müſſen, daß die Neuverfrachtung des Holzes nach 
England verhältnismäßig mehr koſten werde, als der abge⸗ 
ſetzte Frachtbetrag ausmachte. Es handele ſich aber inſoweit 
um einen im Verhältnis zum Geſamtwert ſehr geringen Unter- 
ſchied. Ein grober Verſtoß gegen die Schätzerpflicht liege daher 
inſoweit nicht vor. Die Sachverſtändigen hätten ferner nicht 
berückſichtigt, daß eine Verfrachtung nach England weitere 
Schäden (in der Beſchaffeuheit des Holzes) mit ſich bringen 
würde. Sie hätten nicht in Rechnung zu ziehen brauchen, daß 
das Holz bei der Weiterverfrachtung noch weſentlich leiden 
werde. Das Holz habe offenbar in der Zeit von der Ent⸗ 
löſchung in Kiel bis zur Entlöſchung in Poole viel mehr ge⸗ 
litten, als nach verſtändigem Ermeſſen in Kiel vorauszuſehen 
geweſen ſei. Jeder ſachverſtändige Holzhändler hätte vor der 
Weiterverſendung des Holzes nach England durch Austrocknen⸗ 
laſſen des Holzes und weiter durch Vornahme der Weiter⸗ 
ſchaffung bei geeignetem, nicht gerade, wie geſchehen, bei 
heißeſtem Wetter, dafür geſorgt, daß nicht eine ſolche Schädi⸗ 


gung des Holzes eintreten könnte, wie ſie der engliſche Be⸗ 
ſichtiger feſtgeſtellt habe. Der an ſich drohenden Weiterver⸗ 
ſchlechterung des Holzes ſei, wie A. bekundet habe, dadurch 
Rechnung getragen, daß der Preis des beſchädigten Holzes 
recht umfangreich heruntergeſetzt worden ſei. 

Mit Recht hätten die Kieler Sachverſtändigen ferner 
außer Betracht gelaſſen, daß der Preis beſchädigten, binnen 
möglichſt kurzer Friſt abzuſetzenden Holzes ſchon an ſich durch 
dieſe Tatſachen gedrückt werde. Denn zur Zeit der Entlöſchung 
ſei feſtgeſtelltermaßen die Beſchädigung des Holzes nur gering 
und eher mit einer Verbeſſerung als mit einer Verſchlech⸗ 
terung des Holzes zu rechnen geweſen. Aus dieſem Grunde 
hätten die Sachverſtändigen eine weitere Preisdrückung auf 
Grund der angegebenen Umſtände nicht in Rechnung zu ziehen 
brauchen. Jedenfalls liege aber auch inſoweit nicht eine ſich 
dem Blick eines ſachkundigen und unbefangenen Beurteilers 
ſofort aufdrängende Unrichtigkeit der Schätzung vor. 

Selbſt wenn eine Beſchädigung der Decksladung entgegen 
der Auffaſſung der Beſichtiger in der Dispache zu berückſich⸗ 
tigen geweſen ſein ſollte, mache die Außerachtlaſſung einer 
etwaigen Beſchädigung in dieſer Richtung die Schätzung noch 
nicht offenbar unbillig. Nach dem Sachhergang ſei die Decks⸗ 
ladung nur in ganz geringem Umfange durch Löſchwaſſer be⸗ 
ſchädigt worden. Das ergebe ſich ſchon daraus, daß nach dem 
Gutachten nur ein Teil der Decksladung hätte luftig geſtapelt 
zu werden brauchen. Demgegenüber hätten die Kl. beweiſen 
müſſen, daß eine für die Schätzung in Betracht kommende 
Beſchädigung der Deckslaſt durch eine in großer Haverei er⸗ 
folgte Handlung verurſacht worden ſei. Einen ſolchen Beweis 
hätten die Kl. indes nicht angetreten. 


Wenn man mit dem BG. davon ausgeht, daß die Scha⸗ 
densfeſtſetzung nur bei offenbarer Unbilligkeit angreifbar wäre, 
geben dieſe Darlegungen zu Rechtsbedenken Anlaß. 

Nicht zu beanſtanden iſt allerdings die Auffaſſung des 
Bl., daß die Schadensfeſtſtellung gem. Regel XVI IAR. auf 
Grund des Marktwertes der beſchädigten Ladungsgüter zur 
Zeit der Trennung von Schiff und Ladung ſtattzufinden hatte. 
Denn dieſe Trennung erfolgte, wie unbedenklich zugrunde ge⸗ 
legt werden kann, im Zeitpunkt der Beendigung des Unter⸗ 
nehmens, da auf der Vega nach dem Seeproteſt der Schiffs⸗ 
führerraum und der Motorraum nebſt dem Motor ſchweren 
Feuerſchaden erlitten hatten. Hat nun bei ſolcher Sachlage 
die Ware am Entlöſchungsort aus irgendwelchen Gründen 
keinen oder doch nur einen ſehr geringen Markt, ſo iſt auch 
das eine wertherabſetzende Folge der großen Haverei. Beſteht 
begründeter Anlaß zu der Annahme, daß an einem anderen 
Platze auch unter Hinzurechnung der entſtehenden Weiter⸗ 
ſchaffungskoſten ein beſſerer Preis zu erzielen ſein werde, ſo 
erſcheint es in ſinnentſprechender Anwendung der Regel an⸗ 
gemeſſen, das bei der Wertfeſtſetzung zu berückſichtigen. Der 
Marktwert muß in ſolchem Falle unter Berückſichtigung des 
Kaufpreiſes geichäßt werden, der von einem die Weiterver⸗ 
ladung in Rückſicht ziehenden Käufer zu erhalten geweſen 
wäre. Daher müſſen dabei nicht nur die Koſten der Weiter⸗ 
verladung, ſondern auch die dabei etwa zu erwartende Weiter⸗ 
verſchlechterung der Ware in Betracht gezogen werden, aller⸗ 
dings nur in dem Maße, wie ſie bei fachkundigem, ſorg⸗ 
fältigem Vorgehen in Rechnung zu ſtellen war. In Betracht 
gezogen werden muß ferner auch dabei der Umſtand, daß bal⸗ 
digen Abſatzes bedürftige, mangelhafte Ware ſchon durch 
dieſen Umſtand an ſich im Preiſe gedrückt zu werden pflegt. 
Wenn die RevBegr. darauf hinauswollen ſollte, daß in ſol⸗ 
chem Falle der Wert der Ladung auf jeden Fall mangels 
eines Marktes am Orte der Entlöſchung gleich Null oder doch 
faſt gleich Null bemeſſen werden müſſe, ſo kann ihr nicht ge⸗ 
folgt werden, da darin eine im Vertragsverhältnis nicht 
begründete Bevorteilung des Abladers liegen würde. Dem 
Sinn feiner Darlegungen nach wollte dagegen anſcheinend der 
BerR. von den dargelegten Geſichtspunkten ausgehen. 

Gegen dieſe Grundſätze haben, das verkennt auch der 
BerR. nicht, die Sachverſtändigen zunächſt verſtoßen, indem 
ſie die tatſächlichen Koſten der Neuverfrachtung nicht in 
Rechnung geſtellt, ſondern lediglich einen verhältnismäßigen 
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Frachtabzug gemacht haben. Soweit es auf offenbare Un⸗ 
billigkeit der Schätzung ankoremt, alſo darauf, ob, betrachtet 
vom Zeitpunkt der Schätzung aus, eine ſich dem fachkundigen 
unbefangenen Beobachter, wenn auch erſt nach einer Beweis⸗ 
aufnahme, aufdrängende Unrichtigkeit der Schätzung in einem 
nach Treu und Glauben erheblich erſcheinenden Umfange vor⸗ 
liegt (RG. 69, 167 JW. 1908, 565; 96, 57 [62]; RG⸗ 
Warn. 1909 Nr. 395 S. 368; 1913 Nr. 356 S. 420, Nr. 357 
S. 422), mag eine ſolche hierin allein vom BG. mit Recht 
noch nicht erblickt worden ſein. 

Der Ber. meint aber, eine fo weſentliche Ver⸗ 
ſchlechterung, wie in England feſtgeſtellt, hätten die Sachver⸗ 
ſtändigen, die von ſachverſtändigerer Behandlung des Holzes 
hätten ausgehen dürfen, nicht in Rechnung zu ſtellen brauchen. 
Rechtliche Bedenken ſtehen dieſer Auffaſſung nicht entgegen. 
Dagegen kann die weitere Feſtſtellung, es ſei der an ſich zu 
erwartenden Verſchlechterung Rechnung getragen worden, nur 
auf Verkennung der Angaben des A. beruhen, auf welche ſich 
dieſe Feſtſtellung ausdrücklich gründet. A. hat nach dem hierzu 
in Betracht kommenden Teil ſeiner Vernehmung v. 18. April 
1932 nur bekundet: Es habe ganz ſicherlich dem Umſtande 
Rechnung getragen werden müſſen, daß in Deutſchland 
ein Käufer nur ſchwer auftreibbar geweſen ſei. 
Das ſei bei der Schätzung ausreichend dadurch geſchehen, daß 
der Preis des beſchädigten Holzes recht umfangreich herab⸗ 
geſetzt worden ſei. Der bei Weiterverfrachtung 
drohenden Verſchlechterung des Holzes iſt danach 
alſo nicht Rechnung getragen worden. In ſeiner Außerung 
vom 6. Februar 1933 verwahrt ſich A. ſogar gegen die 
Einſetzung des für die Weiterverſchiffung anzunehmenden 
Schadens. Es liegt inſofern ein offener Widerſpruch zwiſchen 
dem vom BerR. zugrunde gelegten Sachverhalt und feinen 
darauf fußenden Erwägungen vor. Es bleibt danach zum min⸗ 
deſten offen, ob nicht auch in dieſem Punkt die Schätzer ſach⸗ 
widrig verfahren find. Ob in ſolchem Falle nicht, insbeſ auch 
i. Verb. m. der Ungenauigkeit bei der Abſchätzung der Koſten 
der Weiterverfrachtung, eine zu offenbarer Unbilligkeit ge⸗ 
ſteigerte fehlerhafte Schätzung vorliegt, iſt zur Zeit nicht 
zu überſehen. Ein Wertrückgang, wie ihn der engliſche Sach⸗ 
verſtändige feſtgeſtellt hat, mag möglichenfalls dabei nicht in 
vollem Umfang in Betracht kommen und zum Teil auf be⸗ 
ſonderen Umſtänden beruhen. Bemerkt ſei jedoch, daß auch die 
ſchadenvergrößernde Wirkung ungünſtiger Witterung bei der 
Weiterverſchiffung in Rechnung zu ziehen iſt, wenn die Wei⸗ 
terverſchiffung gegenüber längerer Lagerung vorausſichtlich 
das kleinere Übel darſtellt. 

Freilich haben nach weiterer Feſtſtellung des BG. die 
Sachverſtändigen geglaubt, zur Zeit der Löſchung mit einer 
Verbeſſerung der Ware rechnen zu können. Anſcheinend geht 
dieſe Feſtſtellung auf eine Außerung des Sachverſtändigen G. 
in ſeinem Gutachten v. 10. März 1933 zurück, daß der 
Waſſerſchaden durch luftige Stapelung zum Teil wieder hätte 
behoben werden können. Auch bei ſolcher Sachlage hätte 
immerhin von den Sachverſtändigen, wenn ſie davon aus⸗ 
gingen, eine Weiterverſchiffung des Holzes ſei notwendig, um 
einen angemeſſeneren Preis zu erzielen, gegenüber dieſer 
Verbeſſerung die mit der Verſchiffung einſetzende Verſchlech⸗ 
terung in Rückſicht genommen werden und in Betracht gezogen 
werden müſſen, ob nicht in Rückſicht darauf doch ein Herab⸗ 
drücken des Preiſes der Ware zu befürchten war. 

(U. v. 9. Febr. 1935; I 258/34. — Kiel.) [K.] 


* 

12. Geſ. v. 18. Dez. 1933 über Schiedsabreden 
in Kartellverträgen; 88 1027, 1039 3 PO. Obiges 
Geſetz befreit von dem Formzwang des $ 1027 
n. F. nur, ſoweit ſich die Schiedsabrede auf eine 
Verpflichtung der in §1 Kart VO. bezeichneten 
Art ſelbſt bezieht, nicht aber hinſichtlich irgend⸗ 
welcher im Kartellvertrag nicht geregelter 
Rechtsfolgen (hier Schadenserſatzpflichtfolgen), 
die nach bürgerlichem oder Handelsrecht aus 
der behaupteten Verletzung einer ſo ein⸗ 
gegangenen Verpflichtung hergeleitet werden. 
Wenn das Schiedsgericht ein „Zwiſchenurteil“ 
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nach der Art eines Urteils über den Grund des 
Anſpruchs und dann ein „En durteil“ erlaſſen 
hat, müſſen beide Schiedsſprüche zugeſtellt und 
niedergelegt werden. Sie müſſen aber nicht zu— 
ſammen niedergelegt werden. f) 

(U. v. 11. Jan. 1935; VII 229/34.) 
Abgedr. ZW. 1935, 1088 11. 


Anmerkung: A. Anm. Walther: JW. 1935, 1088. 


B. I. Die Bedenken, die Walther gegen den erſten Teil der 
Entſch. erhebt, kann ich nur nachdrücklich unterſtreichen. 

Das KartSchiedscher . v. 18. Dez. 1933 beſagt, daß Schieds⸗ 
abreden in Kartellverträgen, „ſoweit ſie ſich auf Verpflichtungen der 
in 81 KartVO. bezeichneten Art beziehen“, der qualifizierten Schrift⸗ 
form des § 1027 Abſ. 1 YPD. nicht bedürfen. Sprachlich iſt das letzten 
Endes nicht ganz genau, denn Schiedsabreden können ſich niemals 
auf Verpflichtungen, ſondern immer nur auf Streitigkeiten 
über Verpflichtungen beziehen. Über eine Verpflichtung beſteht aber 
ſowohl dann Streit, a) wenn es einer Partei um die Feſtſtellung des 
Inhalts der Verpflichtung zu tun iſt, wie auch, b) wenn ein Teil 
die Erfüllung der Verpflichtung begehrt, wie endlich dann, e) wenn 
ein Teil aus einer angeblichen Nichterfüllung Anſprüche herleitet. 
Aus dem „Soweit“ eine einſchränkende Auslegung dahin zu ent⸗ 
nehmen, daß von den drei Fällen nur der Fall b und allenfalls 
noch der zu a fallen ſoll, ſcheint auch mir nicht haltbar. Mit dem 
„Soweit“ hat allerdings eine Grenze gezogen werden ſollen, aber nicht 
zwiſchen Anſprüchen auf Erfüllung und ſolchen aus Nichterfüllung uſw., 
ſondern zwiſchen Streitigkeiten auf dem Gebiet des 8 1 KartVO. 
und ſolchen außerhalb dieſes Gebiets. Mag man auch grundſätzlich 
mit dem RG. für eine ſtrenge Auslegung der Vorſchriften über den 
Formzwang bei Schiedsabreden ſein, ſo legt hier doch das RG. eine 
einſchränkende Unterſcheidung in die Beſtimmungen hinein, die ſich 
weder aus dem Wortlaut noch aus der allgemeinen Grundtendenz der 
Regelung ergibt und die — das kann ich bezeugen — den Verfaſſern 
des KartSchiedsGerGG. jedenfalls völlig ferngelegen hat. 

Nicht recht erſichtlich iſt übrigens, weshalb das RG. hier über⸗ 
haupt zu der Frage Stellung genommen hat. Wenn die Nichtunter⸗ 
ſtellung der konkreten Schiedsabrede ſchon aus § 1027 Abſ. 2 zu fol⸗ 
gern war, ſo beſtand kein Anlaß, ſich bei der Unterſuchung, ob das 
gleiche Ergebnis etwa auch aus dem KartSchieds Ger. zu entnehmen 
geweſen wäre, in einem beſtimmten Sinne feſtzulegen, zumal die Frage 
in dem Prozeß anſcheinend von keiner Seite angeſchnitten war. Für 
die Entſch. nicht weſentliche Rechtsausſprüche find nicht unbedenklich, 
jedenfalls entbehrlich, und werden auch in der reichsgerichtlichen Rſpr. 
ſelbſt inſofern nicht als vollwertig angeſehen, als man bei ſpäterer 
Abweichung den Fall der Plenarentſch. nicht für gegeben erachtet! — 

II. Dem Prozeſſualiſten gibt auch der zweite Teil der Entſch. 
zu einigen allgemeinen Bemerkungen Anlaß. 

Das SchiedsG. hatte zunächſt eine Vorentſch. über den Grund 
des Anſpruchs nach Art des 8 304 ZPO. und hernach unter Bezug⸗ 
nahme auf dieſe eine Schlußentſch. erlaſſen. Die Sprüche find beide 
alsbald nach Erlaß zugeſtellt und niedergelegt worden. Das RG. 
billigt weder den Standpunkt des BG., daß es für die Frage der 
Formwahrung nach § 1039 allein auf die Endentſch. ankomme, noch 
den der Rev., der die gleichzeitige Zuſtellung und Niederlegung für 
erforderlich erachtet, ſondern verlangt zwar für beide Sprüche Zu⸗ 
ſtellung und Niederlegung, aber nicht Gleichzeitigkeit der Akte. 

Im Ergebnis iſt dem für den vorl. Fall beizutreten. Die Be⸗ 
gründung iſt aber nicht recht klar. Das RG. billigt einmal den Satz 
des BG., „daß der Zwiſchenſchiedsſpruch feine rechtliche Bedeutung 
erſt auf dem Wege über den Schlußſchiedsſpruch erlange, mit dem 
er ein Ganzes bilde“, ſagt aber andererſeits, „daß der Zwiſchen⸗ 
ſchiedsſpruch einem Schiedsſpruch auf Feſtſtellung der Erſatzpflicht 
völlig gleiche und auch der Rechtskraft fähig ſei“. Zwiſchen dieſen 
beiden Sätzen beſteht ein Widerſpruch. Die Entſch. läßt nicht erkennen, 
ob das RG. den Grundſchiedsſpruch als ein ſelbſtändiges Gebilde 
anerkennt oder nicht. Die Verweiſung auf RG. 69, 52 = JW. 1908, 
243 17 beſagt in dieſer Hinſicht nichts, da ſie den Fall eines Zwiſchen⸗ 
urteils nach Art des § 303 ehemal. Faſſ. betrifft. 

M. E. gibt es einen Grundſchiedsſpruch nach Art des 
Grundurteils nach 8304 überhaupt nicht. Begrifflich 
weſentlich iſt für das gerichtliche Grundurteil die Bindung des Ge⸗ 
richts nach 8318. Eine ſolche Bindung beſteht für das 
Schieds G. aber zweifellos nicht. Das SchiedsG. kann, da 
es ſein Verfahren frei geſtaltet, Vorabausſprüche jeder Art — auch 
über die Grenzen des § 304 hinaus, alſo auch nach Art des früheren 
8303 — erlaſſen; es find dies aber immer nur vorläufige Ausſprüche, 
an die für das SchiedsG., gleichviel ob der Vorabausſpruch zugeſtellt 
und niedergelegt wird oder nicht, keinerlei Bindung beſteht, und die 
auch keinerlei Präkluſionswirkungen zu den vorabbeſchiedenen Punkten 
ausüben. Es würde z. B. daraus, daß das Schieds®. hernach von 


1568 


Rechtſprechung 


Juriſtiſche Wochenſchrift 


einem zugeſtellten und niedergelegten Zwiſchenſchiedsſpruch abgeht oder 
noch neues Vorbringen zu den in der Vorabentſcheidung behandelten 
Punkten berückſichtigt, niemals ein Aufhebungsgrund nach 8 1041 
hergeleitet werden können. Der zweite der oben angeführten Leitſatze, 
daß der Vorabausſpruch über den Grund einem feſtſtellenden Schieds⸗ 
ſpruch völlig gleichſtehe, iſt danach — jedenfalls als ſelbſtändiger Satz 
aufgeſtellt — nicht richtig. Träger der Rechtskraftwirkung 
uf. ift immer nur der Schlußſchiedsſpruch. Er muß 
vollſtändig ſein, nach Tenor und Begründung, entweder aus ſich ſelbſt 
heraus oder doch durch Bezugnahme auf einen anderen Ausſpruch. 
Die Bezugnahme kann aber nur dann genügen, wenn dieſer andere 
Ausſpruch eben ſachlich und formell zum Teil des (endgültigen) 
Schiedsſpruchs gemacht iſt. In dieſem Sinne iſt es durchaus zutreffend 
und anſchaulich, wenn das RG. ſagt, der Zwiſchenſchiedsſpruch ge- 
winne erſt „auf dem Wege über den Schlußſchiedsſpruch, mit dem er 
ein Ganzes bilde, ſeine rechtliche Bedeutung“. Wird alſo in einem ein 
Verfahren abſchließenden Schiedsſpruch auf einen vorausgegangenen 
Zwiſchenſpruch in der Weiſe Bezug genommen, daß der Schluß⸗ 
ausſpruch ohne den Zwiſchenſpruch als unvollſtändig oder als nicht 
mit Gründen verſehen anzuſehen wäre, d. h. iſt der Zwiſchenſpruch 
ſachlich weſentlicher Teil des ganzen Spruches, ſo bedarf auch der 
Zwiſchenſpruch der Zuſtellung und Niederlegung, denn Schiedsſpruch 
iſt eben nur Zugeſtelltes und Niedergelegtes. Wiederholt dagegen der 
Schlußſchiedsſpruch das Weſentliche der Vorentſch., jo daß er, für ſich 
allein betrachtet, einen den Streitgegenſtand erſchöpfenden und mit 
Gründen verſehenen Spruch darſtellt, ſo iſt es für feine Wirkſamkeit 
ohne Belang, ob die Vorentſch. ebenfalls zugeſtellt und niedergelegt 
war oder nicht. 

Es kann alſo — das iſt das Weſentliche — in einem Schieds⸗ 
ſpruch auf eine Vorentſch. jeder Art Bezug genommen werden; er⸗ 
forderlich iſt dann aber, daß die Vorentich. ebeufo wie ein ſonſtiger 
Schiedsſpruch durch Zuſtellung und Niederlegung exiſtent geworden 
iſt. Dagegen iſt nicht notwendig ein einheitliches Exiſtentwerden durch 
gleichzeitige Zuſtellungs⸗ und Niederlegungsakte; darüber, daß die 
gegenteilige Anſicht leerer Formalismus wäre, iſt kein Wort zu verlieren. 

Min R. Dr. Jonas, Berlin. 
* 


** 13. 8 4 PatG. Schon in der Verfügung eines 
durch Patent geſchützten Verfahrens kann eine 
Patentverletzung liegen. — Werden an Dritte 
Gegenſtände geliefert, die für ein patentver⸗ 
letzendes Verfahren gebraucht worden ſind und 
hat der Verkäufer die Möglichkeit dieſer unbe- 
fugten Verwendung erkannt, fo liegt eine mit- 
telbare Patentverletzung vor. 


Die Kl. iſt Inhaberin des Patents 300671 auf ein 
„Verfahren zum Betrieb von Saugtrommeln zum Abſondern 
von feſten Stoffen aus Flüſſigkeiten oder breiigen Maſſen“. 
Sie behauptet, daß die Bekl. vorſätzlich Vorrichtungen, die 
dieſes Patent verletzen, feilhalte, Kaufliebhabern vorführe und 
in den Verkehr bringe, und hat Klage auf Unterlaſſung, Rech⸗ 
nungslegung und Schadenserſatz erhoben. Das LG. hat die 
Klage abgewieſen. OLG. und RG. haben der Klage ſtatt⸗ 
gegeben, das RG. unter folgender Faſſung der Urteilsformel: 

Es wurde danach der Beklagten unterſagt, 

a) Saugtrommeln, die für die Bildung einer beſonderen 
Filterſchicht geeignet ſind, unter Anwendung ſolchen Ver⸗ 
fahrens als Abnehmer in Betracht kommenden Perſonen vor⸗ 
zuführen oder unter Erläuterung dieſes Verfahrens anzu⸗ 
bieten oder 

b) Saugtrommeln der zu a bezeichneten Art an ſolche 
im Inland arbeitende nichtlizenzberechtigte Betriebe zu lie⸗ 
fern, bei welchen nach Art der zu bearbeitenden Stoffe die 
gelieferten Filter 

1. ausſchließlich zur Anwendung des bezeichneten Ver⸗ 
fahrens beſtimmt erſcheinen oder 

2. neben anderer Benutzung für die Anwendung des be⸗ 
zeichneten Verfahrens in Frage kommen, in letzterem Fall, 
ſoweit die Bekl. nicht geeignete Vorkehrungen trifft, um eine 
Verletzung des Klagpatents durch ihren Abnehmer zu ver⸗ 
hindern. 

Der Bekl. wurde ferner auferlegt, der Kl. Rechnung 
darüber zu legen, wieviel Saugtrommeln der zu b bezeichneten 
Art ſie unter den dort angegebenen Umſtänden ſeit dem 
2. Mai 1925 geliefert habe und zu welchen Preiſen dieſe 
Lieferungen erfolgt ſeien. Von der Rechnungslegungspflicht 
ſollten diejenigen Saugtrommeln nicht betroffen werden, die 


von den Abnehmern zu einem patentverletzenden Verfahren 
nicht verwendet worden ſeien. 

Die Bekl. hat in einem von Verjährung nicht erfaßten 
Zeitraum zur Hebung ihres Abſatzes ihren Kunden das der 
Kl. geſchützte Verfahren an ihren Filtern gezeigt und auf 
deſſen Vorteile hingewieſen, obgleich ſie wußte, daß ſie dazu 
nicht berechtigt war. Darin liegt bereits, wie dem BG. an⸗ 
ſcheinend entgangen iſt, ein aus Erwerbsrückſichten erfolgtes 
unbefugtes Gebrauchen des Verfahrens (RG3. 46, 14 [17] 
JW. 1903, 248 Nr. 32). Das rechtfertigt bei der zu be⸗ 
jahenden Wiederholungsgefahr ein entſprechendes Unter⸗ 
laſſungsgebot. 

In der Lieferung von Saugtrommeln, die zur Aus⸗ 
führung des geſchützten Verfahrens geeignet ſind, liegt kein 
Inverkehrbringen des Verfahrens (RG. 65, 157 [159] 
= 3.1907, 185; 101, 135 [139] JW. 1921, 1534). 
Nicht nur für ein Unterlaſſungs⸗, ſondern auch für ein Rech⸗ 
nungslegungsgebot ſind die Vorausſetzungen jedoch dann ge⸗ 
geben, wenn die von der Bekl. an Dritte gelieferten Filter, 
die an ſich ja in gleicher Weiſe auch für ein das Patent frei⸗ 
laſſendes Verfahren geeignet ſind, von den mit Benutzungs⸗ 
recht nicht ausgeſtatteten Abnehmern im Inland für ein auch 
nur objektiv patentverletzendes Verfahren gebraucht worden 
find, und wenn die Bekl. trotz Erkenntnis der möglichen Ab⸗ 
ſicht ſolch unbefugter Verwendung die Lieferung bewirkt hat. 
Die frühere Rſpr. hat auch für ſolche Fälle, jedenfalls aus⸗ 
drücklich nicht uur lediglich für Fälle, in welchen auch auf 
ſeiten der Abnehmer ein vorſätzliches Handeln feſtgeſtellt war, 
den Geſichtspunkt der Beihilfe zur Patentverletzung heran⸗ 
gezogen (RGZ. 65, 157; 101, 135). Nach Begriff und Vor⸗ 
ausſetzungen iſt hier jedoch richtiger der Geſichtspunkt der 
mittelbaren Patentverletzung zu verwenden, der bereits in 
dem Urt. des erk. Sen. v. 25. Jan. 1928, I 214/27 (MuW. 
1927/28, 272) Erwähnung findet (vgl. auch Krauße: 
MuW. a. a. O. S. 555). Die bezeichneten Vorausſetzungen 
liegen, wie entgegen den Ausführungen der Rev. zu bemerken 
ift, nach den vom BG. getroffenen Feſtſtellungen vor. Sofern, 
wie im vorliegenden Fall vom BG. für das abnehmende Werk 
zugrunde gelegt wird, nach der Art der verſchiedenen Abwäſſer 
eine Benutzung der Saugtrommel mit und ohne Anwendung 
des geſchützten Verfahrens in Betracht kommt, kann ohne Be⸗ 
denken angenommen werden, daß ein Verkäufer, der, wie die 
Bekl., ausdrücklich auf die Anwendung feiner Saugtrommel 
zur Benutzung dieſes Verfahrens ohne Rückſicht auf eine 
etwaige Berechtigung der Abnehmer zu verweiſen pflegt, auch 
mit der ihm bekannten Möglichkeit ſolcher Verwendung rechnet. 
Bei der Vervollſtändigung des Tatbeſtands durch unberechtigte 
Benutzung des Verfahrens auf ſeiten der Abnehmer ſind dann 
die Vorausſetzungen der mittelbaren Patentverletzung erfüllt. 
In ſolchem Fall iſt auch inſoweit nicht nur ein Unterlaſſungs⸗ 
anſpruch gegeben, zu deſſen Begründung ſchon die dem Ver⸗ 
kaufer bekannte Beſorgnis der Patentverletzung durch den 
Abnehmer genügen würde, ſondern auch ein Rechnungs⸗ 
legungsgebot berechtigt. Zur Entſcheidungsformel iſt im 
einzelnen noch folgendes zu bemerken: 

Sofern bei einem Abnehmer nebeneinander erlaubte und 
verbotene Anwendungsarten in Frage kommen, iſt nach den 
vorſtehenden Ausführungen das Verbot der Lieferung berech⸗ 
tigt, wenn nach den Umſtänden des Falles die Saugtrommel 
auch zur Benutzung des unerlaubten Verfahrens beſtimmt 
erſcheint (vgl. auch JW. 1927, 1557 Nr. 1). In ſolchen 
Fällen muß der Bekl., wenn ſie Saugtrommeln lediglich zu 
der erlaubten Benutzungsart liefern will, überlaſſen werden, 
durch geeignete Maßnahmen, z. B. durch Ausbedingung einer 
Vertragsſtrafe für den Fall unberechtigter Benutzung, ernſt⸗ 
liche Vorſorge dafür zu treffen, daß die Maſchinen nicht zu 
einem in den Schutzumfang des Klagpatents eingreifenden 
Verfahren verwendet werden. Ein bloßer Hinweis auf die 
Möglichkeit einer Patentverletzung genügt in ſolchen Fällen 
nicht ſchlechthin (Mu W. 1927/28, 273). Auch das war in der 
Entſcheidungsformel zum Ausdruck zu bringen. 


(U. v. 31. Jan. 1931; J 228/30. — Hamm.) 


[8.] 
RE. 146, 26) 
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64. Jahrg. 1935 Heft 21] 


14. 8 4 PatG. Bei der Beſtimmung des Ge- 
genſtandes einer Erfindung iſt die Geſamtheit 
der Merkmale ins Auge zu faſſen. Auch für das 
einzelne Merkmal kann ein ſelbſtändiger Schutz 
beanſprucht werden, wenn es erfinderiſch neu 
iſt und gegenüber vorbekannten Einrichtungen 
einen techniſchen Fortſchritt bedeutet. f) 


Der Kl. war zur Zeit der Klagerhebung Inhaber des mit 
Wirkung v. 19. Juli 1918 erteilten, im Laufe des Rechtsſtreits 
auf die D.⸗Werke Adolph D. GmbH. in Bremen umgeſchrie⸗ 
benen DRP. Nr. 323 334 ſowie der beiden Zuſatzpatente 
Nr. 323335 und 347114. Der Patentanſpruch des einen 
Rollgang für Schiebetüren und andere Laſten betreffenden 
Hauptpatents lautet: 


Rollgang für Schiebetüren und andere Laſten dadurch 
gekennzeichnet, daß am Befeſtigungseiſen ein Block ange⸗ 
bracht iſt, in dem unter Belaſſung einer Rückwand zur Auf⸗ 
nahme der Laufkugel oder Laufrolle mit den ihr als Lager 
dienenden Tragkugeln eine vorn durch eine Platte ver- 
ſchloſſene zylindriſche Bohrung ausgearbeitet iſt, die unten 
einen Schlitz für den Eintritt der Laufſchiene beſitzt. 

Die Rev. rügt mit Recht, daß die Begr., mit der das BG. 
dazu gelangt iſt, die blockartige Geſtaltung des Rollgang⸗ 
gehäuſes als für den Schutzumfang des Hauptpatents des Kl. 
unerheblich zu kennzeichnen, von rechtlichen Irrtümern nicht 
frei iſt. Das BG. erkennt an, daß dieſe blockartige Geſtaltung 
des Gehäuſes etwas Neues war, durch das ſich die Vorrich⸗ 
tung des Streitpatents von vorbekannten Einrichtungen, bei 
denen der Rollgang entweder in einem ſeitlich und unten 
offenen Bügel oder in einer aus zwei gepreßten Blechſchalen 
beſtehenden Doſe untergebracht war, unterſchied. Es ſtellt ſo⸗ 
dann die Frage, ob ſchon die blockartige Geſtaltung des Roll⸗ 
ganggehäuſes für ſich allein den Gegenſtand des Patentes bilde, 
und verneint dies mit der Begr.: in der Patentſchrift ſei mit 
keinem Wort die Blockform als ſolche, alſo das Starre und 
Ungeteilte, das dieſer Geſtaltung eigne, als etwas Neues her⸗ 
vorgehoben. Daß der Kl. ſelber auf die Starrheit und Un⸗ 
geteiltheit keinen Wert gelegt und darin den Löſungsgedanken 
ſeines Patents nicht gefunden habe, beweiſe ſeine Anmeldung 
des Zuſatzpatents Nr. 347114, in der er von der Blockform 
völlig habe abſehen und das Gehäuſe durch zwei aus gepreßtem 
Blech gepreßten Teilen habe herſtellen wollen. Das, was der 
Kl. als das Neue und Erfinderifche angeſehen habe und was 
auch in der endgültigen Formulierung des Patentanſpruchs 
zum Ausdruck komme, ſei die Beziehung der beiden (ſenkrecht 
zur Achſe der Laufrolle liegenden) Abſchlußwände zum Kugel⸗ 
lager. Dieſe Beziehung beſtehe darin, daß dieſe Wände als 
ſolche, ohne daß beſondere Lagerringe oder Lagerſchalen nötig 
ſeien, unmittelbar zur Abſtützung der Tragkugeln dienten. 
Dabei ſei es gleichgültig, ob von den beiden Wänden die eine 
einen Teil des Blockes bilde oder ob beide Wände geſondert 
angefertigt und erſt nachträglich mit feſtem oder loſem Sitz 
eingeſetzt würden. Unerheblich ſei es auch, ob der Berührungs⸗ 
punkt zwiſchen Laufrolle und Laufſchiene innerhalb oder 
außerhalb des Gehäuſes liege. Weſentlich ſei nur die glatte 
(flache) Geſtaltung der Abſchlußwände. Dieſe Begr. gibt ſchon 
inſofern zu rechtlichen Bedenken Anlaß, als das BG. den 
Gegenſtand der Erfindung unter Herausgreifen eines einzelnen 
Merkmals der geſchützten Vorrichtung beſtimmen will. Bei 
der Beſtimmung des Gegenſtandes der Erfindung mußte das 
BG. das Rollganggehäuſe als Ganzes ins Auge faſſen, die 
Aufgabe erörtern, die der Anmelder des Patents ſich geſtellt 
hatte, und prüfen, welche Mittel zur Löſung er angegeben hat. 
Das BG. erkennt ſelber an, daß der Gedanke, den Rollgang in 
einem blockartigen Gehäuſe unterzubringen, neu war. Seine 
Auffaſſung, daß der Erfinder trotzdem auf die blockartige Ge⸗ 
ſtaltung des Gehäuſes keinen Wert gelegt und darin nichts er⸗ 
finderiſch Neues geſehen habe, iſt mit der Faſſung des Patent⸗ 
unſpruchs und dem Inhalt der Patentbeſchreibung nicht zu 
vereinbaren. Im Patentanſpruch iſt als erſtes Merkmal der 
geſchützten Vorrichtung der an einem Befeſtigungseiſen an⸗ 
gebrachte Block genannt, und in der Patentbeſchreibung ſind 
die Geſtalt des Blocks und die Vorzüge, die ſie für eine billige 
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und zweckmäßige Herſtellung des Rollganges bieten, mit Nach⸗ 
druck hervorgehoben. 

Bei dieſer Sachlage hätte das BG. der blockartigen Ge⸗ 
ſtaltung des Rollganggehäuſes die Bedeutung für die Beſtim⸗ 
mung des Schutzumfanges der ſtreitigen Patents nur dann ab⸗ 
ſprechen können, wenn in dieſer Form des Gehäuſes, die nach 
der Feſtſtellung des BG. neu war und die Vorrichtung des 
Klagepatents von vorbekannten Vorrichtungen unterſchied, ein 
erfinderiſcher Fortſchritt nicht gefunden werden könnte. Es 
iſt in der Rſpr. anerkannt, daß bei einer durch mehrere Merk⸗ 
male gekennzeichneten Erfindung ein ſelbſtändiger Schutz für 
ein einzelnes Merkmal beanſprucht werden kann, wenn es er⸗ 
finderiſch neu iſt und einen techniſchen Fortſchritt gegenüber 
vorbekannten Einrichtungen darſtellt (Pietzcker, Anm. 62 zu 
84 PatG.; Krauße, Anm. 8 II zu 84 Pat.). In dieſer 
Hinſicht hat das BG. die Rechtslage bisher aber nicht aus⸗ 
reichend geprüft. Es hat lediglich erörtert, ob der Anmelder 
des ſtreitigen Hauptpatents ſelber dem Merkmal der block⸗ 
artigen Geſtaltung des Gehäuſes eine erfinderiſche Bedeutung 
beigemeſſen hat. Aber abgeſehen davon, daß der ſelbſtändige 
Schutz eines einzelnen Merkmals eines Kombinationspatents 
nicht davon abhangig iſt, ob ein dahin zielender Willen des 
Anmelders im Erteilungsverfahren hervorgetreten iſt (Pietz⸗ 
cker, Anm. 62 b zu 84 Pat.), hat das BG. für ſeine Auf⸗ 
faſſung, der Anmelder des Klagepatents habe der blockartigen 
Geſtalt des Rollganggehäuſes eine erfinderiſche Bedeutung 
nicht beigemeſſen, eine ausreichende Begr., wie ſchon bemerkt, 
nicht gegeben. Das BG. hätte prüfen müſſen, ob in der Ver⸗ 
wendung des blockartigen Gehäuſes ein techniſcher, nicht von 
jedem Fachmann ohne erfinderiſche Tätigkeit zu vollziehender 
Fortſchritt gefunden werden kann. In der Patentſchrift iſt 
als Vorzug der geſchützten Vorrichtung die Möglichkeit einer 
ſehr einfachen und billigen Herſtellung des Rollganges ge⸗ 
nannt und hervorgehoben, daß der volle Block lediglich eine 
glatte zylindriſche Bohrung zu erhalten brauche. Daß dieſer 
Vorzug in Wirklichkeit nicht beſtände, hat das BG. nicht feſt⸗ 
feſtgeſtellt. 

(U. v. 2. Febr. 1935; 1179/34. — Stuttgart.) [K.] 


Anmerkung: Bei der vorl. Entſch. handelt es ſich um den 
Schutz der Elemente einer Kombination. Nach der herrſchenden Regel 
genießen in einem Kombinationspatent diejenigen Elemente, die neu 
ſind und einen Fortſchritt von erfinderiſcher Bedeutung bringen, auch 
dann einen ſelbſtändigen Schutz, wenn der Anmelder dieſen Schutz 
nicht ausdrücklich verlangt und das Pat A. die Schutzfähigkeit des 
Elements, losgetrennt von der Kombination, nicht geprüft hat. Hat 
das Pat A. im Erteilungsverfahren ſich über die Frage der Schutz⸗ 
fähigkeit eines Kombinationselements geäußert und erklärt, daß nur 
die Kombination als ſolche, nicht aber die einzelnen Elemente, ge⸗ 
ſchützt ſein ſollen, ſo ſind die Gerichte bei der Beſtimmung des Schutz⸗ 
bereichs des Patents an die Erklärung gebunden. Iſt eine derartige 
Erklärung des RPatA. nicht erfolgt, wie in dem vorl. Fall, fo hat 
das Gericht von ſich aus die Schutzfähigkeit der Elemente zu prüfen. 
Zu dieſem Zweck wird es ſich — wie auch hier — eines Gutachters, 
der auf dem betreffenden Zweig der Technik ſachverſtändig iſt, be⸗ 
dienen. Dem Sachverſtändigen, der über die Neuheit und den Er= 
findungscharakter des in Frage ſtehenden Elements ſich zu äußern 
hat, ſteht in der Regel nicht das druckſchriftliche Material zur Ver⸗ 
fügung, das das Pat A. bei der Prüfung desſelben Gegenſtandes be⸗ 
rückſichtigt hätte. Auch aus anderen Gründen dürfte das Ergebnis 
ſeines Gutachtens von dem Ergebnis einer Prüfung derſelben Frage 
durch das Pat A. abweichen. So z. B. beſitzt er in der Regel nicht 
die Erfahrungen in der Beurteilung der Erfindungshöhe wie der 
Prüfer des Pat A. Je nachdem er Wiſſenſchaftler oder Praktiker iſt, 
wird er hierbei verſchiedene Anforderungen ſtellen. Schließlich kann 
auch der Richter, insbeſ. wenn es ſich um eine komplizierte techniſche 
Materie handelt, nicht beurteilen, ob die Ausführungen des Gutachters 
richtig ſind. Die Möglichkeit allein, daß er ihnen folgen kann, genügt 
zur Bildung eines ſelbſtändigen Urteils nicht. Deshalb iſt auch der 
Ausſchuß für den gewerblichen Rechtsſchutz der Akademie für Deut⸗ 
ſches Recht zu der Anſicht gelangt, daß ein ſelbſtändiges Urteil des 
Gerichts zu den Fragen der Abhängigkeit, des Schußumfangs, des 
Standes der Technik u. a. nur dann möglich iſt, wenn in dem Gericht 
Richter vorhanden ſind, die ein genügendes techniſches Wiſſen beſitzen 
(vgl. Ztſchr. der Akademie für Deutſches Recht 1934, 65). 

Da die Frage nach dem Schutz der Elemente einer Kombination 
zu der Frage nach dem Schutzbereich des Patents gehört, ſo wird 
auch hier erſt eine Befriedigung eintreten, wenn dem Vorſchlag der 
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Akademie für Deutſches Recht Rechnung getragen wird, ſei es durch 
die Berufung beamteter techniſcher Richter in die Patentkammern und 
-jenate oder durch Verweiſung der Feſtſtellungs⸗ und Abhängigkeits⸗ 
klagen an das RPat A., fo wie es in Hſterreich ſchon fett Jahr⸗ 
zehnten üblich iſt. 

Pat Anw. Dr. A. Ullrich, Berlin. 


* 


** 15. 88 7, 9 Wbz GG.; 86 Pariſer Unionsver⸗ 
trag, Madrider Abk. vom Jahre 1891. Die Vor⸗ 
ſchrift des 89 WbzG., wonach das Warenzeichen 
nach deutſchem Recht mit dem Geſchäftsbetrieb 
zu dem es gehört, untrennbar verknüpft ſein, 
Inhaber und Träger des Zeichens auch Be⸗ 
triebsinhaber ſein müſſen, betrifft die öffent⸗ 
liche Ordnung i. S. des 86 des Pariſer Union⸗ 
vertrages in ſeiner jetzt geltenden Faſſung. 
Der gem. 8 9 Nr. 2 Wbz GG. gegebene Anſpruch iſt 
eine Popularklage, gegen die perſönliche Ein- 
reden, namentlich auch der Einwand der Argliſt, 
nicht zugelaſſen ſind. Die Erhebung dieſer Klage 
kann nicht vertraglich ausgeſchloſſen werden. 
Bei international regiſtrierten Marken tritt an 
Stelle der Löſchung die Entziehung des Schutzes 
im deutſchen Reichsgebiete. f) 


Für die Bekl. und zwei andere Perſonen iſt das deutſche 
Warenzeichen Nr. 157393 in die Zeichenrolle des RPat d. 
eingetragen auf Grund der Anmeldung v. 7. Nov. 1911 am 
16. April 1912, das Zeichen iſt für ſie ferner international 
regiſtriert unter Nr. 68 966. Als Geſchäftsbetrieb der Zeichen⸗ 
inhaber iſt in der Zeichenrolle „Herſtellung und Vertrieb von 
Getränken“ und als geſchützte Waren ſind Liköre angegeben. 
Die klagende GmbH., die ihren Sitz in Mainz⸗Kaſtell hat, be⸗ 
hauptet, daß die Bekl. in Wahrheit keinen Geſchäftsbetrieb 
habe, und verlangt deshalb Löſchung des deutſchen Waren⸗ 
zeichens ſowie Entziehung des Schutzes der international regi⸗ 
ſtrierten Marke im Gebiete des Deutſchen Reiches. Ihrer 
Angabe nach haben die genannten beiden anderen Zeichen⸗ 
inhaber ihr Einverſtändnis mit der Löſchung und der bean⸗ 
tragten Schutzentziehung erklärt. 

Die Bekl. hat geltend gemacht, daß ſie i. J. 1918 in Ita⸗ 
lien die Fratelli Br. AktG. mitgegründet habe, in die fie In⸗ 
ventarien, insbeſ. Maſchinen, der bisher beſtehenden Fami⸗ 
lienfirma Fratelli Br. miteingebracht habe, und der ſie die 
Benutzung der Fabrikationsgeheimniſſe ſowie der genannten 
Warenzeichen geſtattet habe, ohne daß eine Übertragung des 
Zeichenrechts erfolgt ſei. Sie habe nach wie vor einen Ge⸗ 
ſchäftsbetrieb, da die Fabrikationsgeheimniſſe ſowie beſtimmte 
Rezepte mit in ihrem Eigentum verblieben und der Fratelli 
Br. AktG. nur zur Benutzung überlaſſen worden ſeien. Auch 
beſtehe das entſprechende Warenzeichen, das als Grundlage 
für die Eintragung des deutſchen Zeichens gedient, noch in 
Italien. Die Bekl. iſt der Anſicht, daß deshalb eine Anfech⸗ 
tung des deutſchen Zeichens infolge ſeiner akzeſſoriſchen Na⸗ 
tur nicht möglich ſei, daß zum mindeſten aber die Kl., die 
nach der weiteren Behauptung der Bekl. eine Tochtergeſell⸗ 
ſchaft der Fratelli Br. AktG. iſt, die Löſchung infolge der mit 
dieſer AktG. beſtehenden Abmachungen nicht verlangen könne. 


Der Klage iſt ſtattgegeben worden. 


J. Das deutſche Zeichen: 


1. Das BG. ſieht die Löſchungsklage gegen das in die 
deutſche Zeichenrolle eingetragene Warenzeichen Nr. 157393 
nach § 9 Ziff. 2 WbzG. als begründet an. Dabei geht es in 
Übereinſtimmung mit dem LG. davon aus, daß der Fort⸗ 
beſtand des inländiſchen Schutzes für ſolche Zeichen, die auf 
Grund eines ausländiſchen Markenſchutzes in die deutſche 
Zeichenrolle eingetragen worden ſind, ſich deshalb, weil ſie 
hier eingetragen find, ausſchließlich nach deutſchem Recht 
richtet. 

Die Rev. greift dieſe Auffaſſung an. Ihrer Anſicht nach 
hätte das BG. nach dem Sachvortrag und unter Berückſichti⸗ 
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gung der mitvorgetragenen Warenzeichenakten des Patel. 
prüfen müſſen, ob nicht Art. 6 der Pariſer Verbandsüberein⸗ 
kunft dem Löſchungsbegehren entgegenſtehe. Die Rev. weiſt 
darauf hin, aus dieſen Akten des Pat A. ergebe ſich, daß bei 
der am 7. Nov. 1911 erfolgten Anmeldung des am 16. April 
1912 in die deutſche Zeichenrolle eingetragenen Zeichens 
Nr. 157393 die Priorität der Anmeldung in Italien vom 
24. Aug. 1911 auf Grund des Pariſer Unionsvertrages in 
Anſpruch genommen worden ſei, ferner daß dem Pat A. die 
Tatſache nachgewieſen worden ſei, daß die Anmelder des aus⸗ 
ländiſchen Warenzeichens zur deutſchen Zeichenrolle Marken⸗ 
ſchutz an dem gleichen Zeichen in dem Urſprungsland Italien 
für die gleiche Ware, Likör, beſeſſen und dieſe italieniſche 
Marke am 18. Mai 1926 und das in die deutſche Zeichenrolle 
eingetragene Warenzeichen am 18. Nov. 1927 auf drei Perſonen 
als Mitinhaber des deutſchen Zeichens umgeſchrieben worden 
ſeien. Die Rev. meint, daß von den in Art. 6 Abſ. 2 a. a. O. 
aufgeführten Löſchungsgründen als anwendbar auf den hier 
geltend gemachten Fall des Wegfalls eines Geſchäftsbetriebes 
der Mitinhaber der Marke im Urſprungslande Italien allein 
der Löſchungsgrund der Ziff. 3 daſ.: „Marken, die gegen die 
guten Sitten oder die öffentliche Ordnung verſtoßen“ über⸗ 
haupt denkbarerweiſe in Erwägung gezogen werden könnte, 
ſeine Anwendbarkeit aber doch ausgeſchloſſen ſei, weil ein 
Verſtoß gegen die öffentliche Ordnung nicht vorliege, wenn 
der eingetragene Inhaber eines Warenzeichens keinen Ge⸗ 
ſchäftsbetrieb mehr habe, die Zeichenrolle aber trotzdem noch 
mit einem derartigen Zeichen belaſtet ſei. Dazu komme, daß 
nach den vorgetragenen beſonderen Umſtänden des Falles die 
Allgemeinheit ſchlechterdings kein Intereſſe an der Löſchung 
des Zeichens haben könne. 


2. Die Angriffe der Rev. gegen dieſen Teil des BU. 
konnten jedenfalls im Ergebnis keinen Erfolg haben, wenn 
auch die Frage, welches Recht anwendbar ſei, nicht ohne wei⸗ 
teres im Sinne der Vorinſtanzen zu beantworten iſt. Es gilt 
in dieſer Beziehung vielmehr folgendes: 


Nach § 23 Abſ. 3 Satz 2 WbzG. muß das ausländiſche 
Warenzeichen, um zur Eintragung in die deutſche Zeichen rolle 
zugelaſſen zu werden, grundſätzlich allen formellen und ma⸗ 
teriellen Anforderungen des deutſchen WbzG. entſprechen. In 
Betracht kommen in dieſer Beziehung namentlich die Beſt. 
des 8 4 MG. (Hagens, Anm. 18 zu 8 23 WbzG.; 
Baumbach S. 474 Ziff. IV). Eine Ausnahme von dieſer 
Regel bilden etwa abweichende Abmachungen in Staatsver⸗ 
trägen; dieſe würden nach der Vorſchr. des 8 23 Abſ. 3 
Satz 2 vorgehen. Zu dieſen Ausnahmen von der Regel des 
§ 23 Abſ. 3 Satz 2 gehört die Marke telle quelle, die nach 
Art. 6 der Pariſer Verbandsübereinkunft (Pariſer Unionsver⸗ 
trag, PUB.) v. 20. März 1883 zum Schutze des gewerblichen 
Eigentums (rev. in Brüſſel am 14. Dez. 1900, in Waſhington 
am 2. Juni 1911, im Haag am 6. Nov. 1925, in London am 
2. Juni 1934), für Verbandsangehörige gilt. Allerdings ift 
die Marke telle quelle, nachdem in Deutſchland durch das 
geltende WbzG. v. 12. Mai 1894 im Gegenſaß zum früheren 
Marfihb. v. 30. Nov. 1874 die Wortmarke zugelaſſen ift, 
und nach den in Art. 6 Abſ. 2 zugelaſſenen Zurückweiſungs⸗ 
und Löſchungsgründen, auf die unten näher einzugehen iſt, 
nur noch von geringer Bedeutung. Die beiden hier in Be⸗ 
tracht kommenden Länder, Italien und das Deutſche Reich, 
haben den PUB. in der Faſſung vom Haag ratifiziert (vgl. 
die Mitteilung: GewRcSch. 1934, 170 MuwW. 1934, 93, 
Stand vom 1. Jan. 1934). Art. 6 Abſ. 1 PUB. (Marke telle 
quelle) enthält die Beſt., daß jede im Urſprungslande vor⸗ 
ſchriftsmäßig eingetragene Fabrik- und Handelsmarke ſo, wie ſie 
iſt (telle quelle) in den anderen Verbandsländern zur Hinter⸗ 
legung zugelaſſen und geſchützt werden ſoll, alſo ohne Rückſicht 
auf entgegenſtehende Beſt. des inländiſchen Rechts (vgl. Nr. 4 
des Schlußprotokolls zum Pll V.). Danach ſollten abgeſehen von 
dieſer Beſt. (d. h. von der Klauſel telle quelle) die materiel⸗ 
len Zurückweiſungs⸗ und Löſchungsgründe des Warenzeichen⸗ 
rechts der einzelnen Verbandsländer durch den Art. 6 nicht 
berührt werden, ſo daß die Klauſel telle quelle ſich, wie es 
in jener Nr. 4 des Schlußprotokolls heißt, nur auf die Form 
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der Marke beziehe. Dieſe Auslegung iſt jetzt aber nicht mehr 
angängig, da ſchon die Waſhingtoner Faſſung v. 2. Juni 
1911 ſämtliche Zurückweiſungs⸗ und Ungültigkeitsgründe 
unter drei Nummern in Art. 6 Abſ. 2 erſchöpfend aufzählt 
(vgl. Hagens S. 343 Anm. 1 zu Art. 6 PUB. in der Faſ⸗ 
fung von Waſhington). „Dieſe find für das Pat A. und die 
Gerichte gleich maßgebend, treten alſo auch an die Stelle 
der in 8 9 WbzG. angegebenen Löſchungsgründe“ (Baum⸗ 
bach S. 454 Ziff. III). Daher iſt die ältere Rſpr. des RG., 
ſoweit ſie noch Fälle aus der Zeit vor der Waſhingtoner 
Rev. betrifft und auf der übrigens an ſich zweifelhaften 
Unterſcheidung von Vorſchr. über die Form der Marke und 
ſolchen über ihre ſachliche Beſchaffenheit beruhte, heute ohne 
Bedeutung. Das gilt z. B. von dem Urt. des erk. Sen. vom 
11. März 1910, „Die materiellen Erforderniſſe werden durch 
Art. 6 Pu V. nicht berührt“ (Hagens, Anm. 1 zu Art. 6 
Pu V. S. 343 Komm. z. WbzG.). Ebenſo find nach den vor⸗ 
ſtehenden Darlegungen Ausſprüche in den älteren Entſch. wie 
z. B. trotz der akzeſſoriſchen Natur des Inlandsſchutzes bei 
Auslandszeichen ſei, weil die Zeichen in die deutſche Zeichen⸗ 
rolle eingetragen ſeien, das deutſche Recht maßgebend (RGZ. 
51, 268; 46, 129; 73, 234 = JW. 1910, 486), jedenfalls 
nicht in dieſer uneingeſchränkten Faſſung aufrechtzuerhalten. 
Daher iſt der mit jener Auffaſſung übereinſtimmende Stand⸗ 
punkt des LG., dem ſich das BG. ohne jeden Zuſatz einfach 
anſchließt, an ſich rechtlich nicht zutreffend. Vielmehr hätte es, 
wie der Rev. zuzugeben iſt, einer Stellungnahme zu Art. 6 
PV. in der Haager Faſſung, die bereits zur Zeit des Er⸗ 
laſſes des BU. galt, insbeſ. zu dem dal. Abſ. 2 Nr. 3 als 
Löſchungsgrund aufgeführten Verſtoß gegen die öffentliche 
Ordnung bedurft; die übrigen dortigen Löſchungsgründe ſchei⸗ 
den hier wegen ihrer Unanwendbarkeit auf den vorl. Fall 
ohne weiteres aus. Es mag hinſichtlich ihrer (Nr. 1 und 2 
daf.: Das Zeichen iſt geeignet, Rechte Dritter zu verletzen, ſo⸗ 
wie Fehlen der Unterſcheidungskraft und rein beſchreibende 
Merkmale oder Angaben) nur bemerkt werden, daß ſie (außer 
§8 5, 6 WbzG. für die Verfagung) dem § 9 Nr. 1 WbzG. 
und den Löſchungsgründen des allgemeinen Warenzeichen- 
rechts beſonders wegen Verletzung des materiellen Rechts 
eines anderen bzw. den Verſagungsgründen der 88 1, 4 
Nr. 1 WbzG. entſprechen. Auch der Löſchungsgrund des Art. 6 
Abſ. 2 Nr. 3, ſoweit er Zeichen betrifft, die gegen die guten 
Sitten verſtoßen, und daher den deutſchen Vorſchr. in 8 4 
Abſ. 1 Nr. 3 und in 8 9 Abſ. 1 Nr. 3 WbzG. entſpricht, 
kommt hier nicht in Betracht, wo es ſich um den angeblichen, 
Wegfall des Geſchäftsbetriebes des eingetragenen Zeichen⸗ 
inhabers handelt. Es konnte ſich vielmehr nur fragen, ob der 
andere Fall des Art. 6 Abſ. 2 Nr. 3 — Verſtoß der Marke 
gegen die öffentliche Ordnung — hier gegeben iſt. Bei Prü⸗ 
fung und Entſcheidung der Frage, ob eine Marke die öffent⸗ 
liche Ordnung verletzt, iſt von der Beſt. des Art. 6 Abſ. 2 
Nr. 3 Satz 2 PUV. in der Haager Faſſung auszugehen, 
wonach „Einverſtändnis darüber beſteht, daß eine Marke 
nicht ſchon deshalb als gegen die öffentliche Ordnung ver- 
ſtoßend angeſehen werden kann, weil ſie einer Vorſchr. des 
Markenrechts — zu ergänzen iſt: des Landes, in dem die 
zweite Eintragung beantragt bzw. bereits geſchehen iſt, d. i. 
des nationalen Rechts — nicht entſpricht, es ſei denn, daß 
dieſe Belt. ſelbſt die öffentliche Ordnung betrifft“. Darüber, 
ob dies der Fall iſt, entſcheidet allein das nationale Recht, 
alſo hier das deutſche Recht. Art. 6 Abſ. 2 Nr. 3 hält das 
nationale Recht für die Löſchung aufrecht, wenn dieſes „die 
öffentliche Ordnung betrifft“. Nur dieſe Bedingung iſt — 
und zwar nach dem nationalen Rechte — zu prüfen. Wird ſie 
bejaht, ſo ſteht feſt, daß ſich nun nach nationalem Rechte be⸗ 
ſtimmt, ob die Marke beibehalten werden darf oder gelöſcht 
werden muß. Die Vorſchr. des 8I Nr. 2 WbzG. „betrifft die 
öffentliche Ordnung“. Das Geſetz verlangt, daß der in der 
Rolle eingetragene Geſchäftsbetrieb dem ebenfalls daſelbſt 
eingetragenen Inhaber gehört und von ihm ſelbſt auf feinen. 
eigenen Namen geführt wird. Die Vorſchr. will dem Grund⸗ 
ſatz des 8 7 Wb;®., einem der weſentlichſten Pfeiler des deut⸗ 
ſchen Warenzeichenrechts, Geltung verſchaffen, daß das Wa⸗ 
renzeichen mit einem beſtimmten Geſchäftsbetriebe verbunden 


ſein muß und ohne dieſen nicht auf einen anderen übergehen 
kann, weil es ſonſt ſeine Aufgabe nicht erfüllen könnte, auf 
einen beſtimmten Geſchäftsbetrieb hinzuweiſen mit der Folge, 
daß das Publikum in vielen Fällen der Gefahr der Täuſchung 
über die Herkunftsſtätte und damit über den Wert der ge⸗ 
kennzeichneten Waren ausgeſetzt wäre (RG. 56, 371; Ha⸗ 
gens, Anm. 8 zu § 9, Anm. 4 zu 87 WbzG.). Indem hier⸗ 
nach die Vorſchr. des SI Abſ. 1 Nr. 2 WbzG. bezweckt — 
ebenſo wie die des § 4 Abſ. 1 Nr. 3 Fall 2 und des § 9 Abſ. 1 
Nr. 3 —, der Täuſchung des Publikums vorzubeugen, und 
zwar einer Täuſchung über den Geſchäftsbetrieb, zu dem das 
Zeichen gehört, betrifft dieſe Vorſchr. die öffentliche Ordnung. 
Gleicher Anſicht mit gleicher Begr. ſind Hagens, Anm. 3 zu 
Art. 6 PU V. S. 344 a. a. O. und Baumbach a. a. O. S. 454 
Ziff. III. Auch die ſpäter noch näher zu behandelnde Entſch. des 
erk. Sen.: RG. 120, 402 ff. (405) = ZW. 1928, 2075 erklärt, 
daß durch ein wegen Aufgabe des Geſchäftsbetriebs ſeitens des 
eingetragenen Zeicheninhabers unzuläſſig gewordenes Waren⸗ 
zeichen die Allgemeinheit beeinträchtigt wird und 
daher ein öffentliches Intereſſe an der Beſeitigung dieſes un⸗ 
rechtmäßigen Zuſtandes zu bejahen iſt. An dieſer Beurteilung 
des rechtlichen Charakters der Vorſchr. des § 9 Abſ. 1 Nr. 2 
WbzöG. ändert auch der von der Rev. betonte Umſtand nichts, 
daß der Geſetzgeber in dieſem Fall nicht ausnahmslos die 
Löſchung von Amts wegen durch das Pat A. angeordnet hat, 
ſondern beim Widerſpruch des Zeicheninhabers demjenigen, der 
die Löſchung des Zeichens beantragt hat, nur anheimgibt, den 
Löſchungsanſpruch im Wege der Klage zu verfolgen (8 9 
Abſ. 5 Fall 2 a. a. O.). Zu dieſer Regelung hat die Erwägung 
geführt, daß — abgeſehen von dem Fall, wo keine Meinungs⸗ 
verſchiedenheit herrſcht (Abſ. 5 Fall 1) — die zur Beurteilung 
gelangenden, vielfach verwickelteren Verhältniſſe im Rechts⸗ 
ſtreit vor den ordentlichen Gerichten zur erſchöpfenden Wür⸗ 
digung gebracht werden ſollen (vgl. Begr. z. Entw. des 
WbzGG. S. 15; Hagens Anm. 1 zu 8 9). 

Maßgebend für die Entſch. des Klageanſpruchs, ſoweit 
er auf Löſchung des in die deutſche Zeichenrolle unter 
Nr. 157393 eingetragenen ausländiſchen Warenzeichens ge⸗ 
richtet iſt, iſt ſomit die Vorſchr. des $ 9 Abſ. 1 Nr. 2 WbzG., 
wie auch das BG. annimmt. In der Zeichenrolle iſt als Ge⸗ 
ſchäftsbetrieb der Zeicheninhaber für die im Warenverzeichnis 
genannte geſchützte Ware Likör die Herſtellung und der Ver⸗ 
trieb von Getränken angegeben. Die Bekl. beſtreitet nicht, daß 
ein ſolcher Geſchäftsbetrieb der Zeicheninhaber nicht mehr vor⸗ 
handen ſei. Sie wendet aber in erſter Linie ein, daß durch 
das Beſtehen enger wirtſchaftlicher und finanzieller Beziehun⸗ 
gen der Zeicheninhaber zu dem Geſchäftsunternehmen der Kl., 
auf Grund deren dieſe als mittelbare Lizenznehmerin der 
Zeicheninhaber anzuſehen ſei, dem Erfordernis des Vorhan⸗ 
denſeins eines auf die geſchützte Ware gerichteten Geſchäfts⸗ 
betriebes genügt ſei. Ihr Vorbringen in dieſer Beziehung 
läuft nach der Feſtſtellung des BG. in tatſächlicher Hinſicht 
darauf hinaus, daß ſie Eigentümerin bzw. Miteigentümerin 
der Rezepte für Likörherſtellung und auch Eigentümerin bzw. 
Miteigentümerin des in Italien eingetragenen Warenzeichens 
geblieben ſei, daß ſie hieran einer als Familiengründung an⸗ 
zuſehenden Mailänder AG. nur eine „Lizenz“ eingeräumt 
habe, daß die Mailänder AktG. ihrerſeits zu den Gründern 
der in Deutſchland i. J. 1926 gegründeten Kl. gehört habe, 
und daß die Kl. auf dieſe Weiſe gleichfalls zur Lizenznehme⸗ 
rin der Bekl. geworden ſei. Das BG. iſt der Anſicht, daß 
dieſe wirtſchaftliche und finanzielle Beteiligung der Bekl. an 
der Kl. (über die Mailänder AktG.) nicht den vom deutſchen 
Recht für das Fortbeſtehen eines Warenzeichens geforderten 
Geſchäftsbetrieb zu erſetzen vermöge. Zur Begr. führt das 
BG. in Übereinſtimmung mit den Grundſätzen der von ihm 
herangezogenen Entſch. des erk. Sen. v. 9. Juli 1926: RGg. 
114, 276 ff. IW. 1927, 103, insbeſ. S. 278, aus, daß das 
Warenzeichen nach deutſchem Recht (88 1, 7, 9 Nr. 2, 12, 
243 WbzG.) mit dem Geſchäftsbetrieb, zu dem es gehöre, un⸗ 
trennbar verknüpft ſei, und zwar ſo, daß der Inhaber und 
Träger des Zeichens auch der Betriebsinhaber ſein und ſich 
mit den zum Warenverzeichnis angemeldeten und dort ein⸗ 
getragenen Waren ſelbſt befaſſen müſſe, und daß das Waren⸗ 
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zeichen an einen beſtehenden Geſchäftsbetrieb als deſſen Zu⸗ 
behör gebunden ſei. In weiterer Übereinſtimmung mit der 
vorgenannten Entſch. des erk. Sen. betont das BG. dann, 
daß ſelbſt durch engſte finanzielle und wirtſchaftliche Zuſam⸗ 
menhänge zwiſchen Tochter⸗ und Muttergeſellſchaft ſowie Ge⸗ 
ſellſchaft und Anteilseigner der Geſchäftsbetrieb, wenn — wie 
im vorl. Falle — eine eigene Rechtsperſönlichkeit beſtehe, noch 
nicht zu einem gemeinſchaftlichen und einheitlichen werde, und 
daß, da die beſonderen Vorausſetzungen des Verbandszeichens 
nicht vorlägen, das Zeichen für jeden einzelnen Betrieb ein⸗ 
getragen ſein müßte, ſofern dieſer, wie hier, auf eigenen 
Namen und mit eigener Rechtsperſönlichkeit geführt werde. 
Unerheblich ſei es auch, ob die Rezepte für die Likörherſtel⸗ 
lung im Miteigentum der Bekl. verblieben ſeien, wie ſie be⸗ 
haupte, und nur eine „Lizenz“, wie ſie weiter behaupte, zum 
Zwecke der Benutzung der Rezepte von deren Eigentümern 
der Mailänder AktG. und von dieſer wiederum der Kl. ein⸗ 
geräumt ſeien. Denn es komme lediglich auf die Frage an, 
ob die Herſtellung oder der Vertrieb der Ware gerade im Ge⸗ 
ſchäftsbetrieb des eingetragenen Zeicheninhabers ſelbſt erfolge; 
der Betrieb des Lizenznehmers könnte den mangelnden eige⸗ 
nen Betrieb des Zeicheninhabers zeichenrechtlich nicht erſetzen, 
ſtützen oder ergänzen. 

Dieſe geſamte Begr. des BG. ſteht überall in Überein⸗ 
ſtimmung mit der gen. Entſch. des erk. Sen. An den in ihr 
vertretenen Grundſätzen iſt feſtzuhalten. Auf gleichem Stand⸗ 
punkt ſteht auch das Schrifttum, z. B. Hagens, Anm. 9 zu 
89 S. 158. Ebenſo iſt ſchon in der Entſch. des erk. Sen.: 
RG. 101, 407 ff. JW. 1921, 1535 betr. „Simonsbrot“ 
ausgeſprochen, daß die Erteilung von Lizenzen für ein paten⸗ 
tiertes Verfahren zur Herſtellung einer Ware keinen Geſchäfts⸗ 
betrieb im Sinne des Geſetzes darſtelle und daher keine ge- 
eignete Grundlage für ein Warenzeichen bilde. 

3. Auch die Rev. erhebt keinen Angriff gegen dieſe 
grundſätzliche Einſtellung des BG. Die Bekl. hat aber weiter 
unter Ber. auf die von ihr behauptete, vom BG. zu ihren 
Gunſten als beſtehend unterſtellte Lizenzpflicht der Kl. bezüg⸗ 
lich des Warenzeichens Nr. 157393 gegenüber dem Löſchungs⸗ 
anſpruch den Einwand der Argliſt erhoben, den ſie da⸗ 
mit begründet, daß die Kl. ſich durch dieſe Klage ihrer Lizenz⸗ 
gebührzahlungspflicht entziehen wolle. Das BG. ſteht auf dem 
Rechtsſtandpunkt, daß die Bekl. — ganz abgeſehen davon, daß 
nach ihrer eigenen Sachdarſtellung ihr gegenüber eine Zah⸗ 
lungspflicht der Kl. überhaupt nicht beſtehe — mit dieſem 
Einwande nicht zu hören ſei, da die Klage aus 89 Nr. 2 
WbzG. eine Popularklage ſei und die Kl. daher hinſichtlich 
dieſer Klage der Bekl. wie ein Fremder gegenüberſtehe, deſſen 
Vorgehen die Intereſſen der Allgemeinheit wahrnehme. 

Dieſer Standpunkt des BG. ſteht in vollem Einklang 
mit der neueren ſtändigen Rſpr. des erk. Sen. Nach dieſer 
ſind gegenüber der Popularklage aus § 9 Nr. 2 und 3 WbzG. 
Einwendungen nicht zuzulaſſen, die ſich lediglich gegen die 
Perſon des Kl. richten (vgl. die Entſch. v. 21. Okt. 1924: 
RG. 109, 73 ff. [77] = Mu W. 24, 106 ff. [108] betr. 
„Weißer Hirſch“; ferner die bereits oben behandelte Entſch. 
v. 9. Juli 1926: RG. 114, 276 ff. [279] — JW. 1927, 103 
Mu W. 26, 72 [73] betr. „Axa“; ferner Entſch. vom 
17. April 1928: RG. 120, 402 [404] = JW. 1928, 2075 
— Mu W. 27, 453 f. betr. „Bärenſtiefel“, ferner Entſch. 
v. 12. Juni 1931: MuW. 31, 501 ff. 504). An dieſer 
Rechtsauffaſſung war feſtzuhalten, und zwar vor allem aus 
dem in den obigen Entſch. ausgeſprochenen, in zit. RG. 120, 
402 eingehend dargelegten Grunde, daß der aus 89 Nr. 2 
WbzG. die Löſchung verlangende Kl. kein eigenes Intereſſe, 
ſondern das der Allgemeinheit vertritt, daran, daß unzuläſ⸗ 
ſige Warenzeichen nicht eingetragen werden oder bleiben, und 
daß er deshalb inſoweit nicht ſittenwidrig order argliſtig oder 
vertragswidrig handeln kann. Auch das Schrifttum hat ſich 
überwiegend dieſem Standpunkt des RG. angeſchloſſen, ſo 
Baumbach S. 288 unter B; Reimer, Wettb.- u. WZ R. 
1, 363 Anm. 8. 

Die Rev. rügt weiter, das BG. hätte nach S 551 Nr. 7 
ZPO. das Vorbringen der Bekl. bezüglich der Lizenzpflicht 
der Kl. nicht nur unter dem Geſichtspunkt des Einwandes 
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der Argliſt, ſondern auch unter dem der exceptio pacti 
prüfen müſſen. Zur Begr. führt die Rev. aus: Unterſtelle 
man, daß die Kl. Lizenznehmerin der Bekl. geworden ſei, ſo 
könne dies nur auf Grund eines obligatoriſchen Vertrages 
zwiſchen den Parteien geſchehen ſein; dieſer Vertrag aber 
müſſe nach Treu und Glauben dahin ausgelegt werden, daß 
der ſog. Lizenznehmer ſeinerſeits alle Angriffe auf die Waren⸗ 
zeichen zu unterlaſſen habe, an denen ihm die Lizenz ein⸗ 
geräumt ſei. Die Ber. der Bekl. auf das Lizenzabkommen 
bedeute deshalb, daß die Kl. vertraglich verpflichtet ſei, eine 
Klage der vorl. Art nicht zu erheben. Demgegenüber iſt zu⸗ 
nächſt grundſätzlich zu betonen, daß hier in bezug auf die 
Vertragseinrede die gleichen rechtlichen Geſichtspunkte gelten 
wie hinſichtlich der Einrede der Argliſt, da es ſich in Wahr⸗ 
heit nur um verſchiedene Bezeichnungen desſelben Rechts⸗ 
behelfs handelt. Es iſt daher in gleicher Weiſe gegenüber die⸗ 
ſem Angriff der Rev. hinzuweiſen auf die Begr. der oben ge⸗ 
nannten Entſch. des erk. Sen.: RG. 120, 402 ff., beſonders 
405. Dort iſt ausgeführt, daß für den Einwand, die Klage 
verſtoße gegen Vertragsrecht (exceptio pacti), ſchon deshalb 
kein Raum ſei, weil die vertragliche Ausſchließung der Klage, 
d. h. die Übernahme der Verpflichtung, ein nach dem Geſetz 
wegen Wegfalls des Geſchäftsbetriebes, zu dem das Waren⸗ 
zeichen gehört, durch den eingetragenen Zeicheninhaber unzu⸗ 
läſſig gewordenes Warenzeichen als zuläſſig und weiter⸗ 
bejtehend zu behandeln, nach 88 134, 306 BGB. nichtig 
wäre. Aus der Unzuläſſigkeit des Warenzeichens als Folge 
der Einſtellung des Geſchäftsbetriebes, für den der Zeichen⸗ 
ſchutz erworben iſt, folgt aber auch, wie dort weiter hervor⸗ 
gehoben wird, daß der bisherige Zeichenberechtigte in Wahr⸗ 
heit gar kein ſchutzwürdiges Intereſſe an der Geltendmachung 
eines Einwandes hat, um die Klage aus § 9 Abſ. 1 Nr. 2 
WbzÖ. zu Fall zu bringen. — Dieſe Ausführungen ſtellen 
eine weitere zuſätzliche Begr. dar neben dem dort an die 
Spitze geſtellten und in erſter Linie entſcheidenden Grund, 
daß durch das wegen Einſtellung des Geſchäftsbetriebes 
ſeitens des eingetragenen Zeicheninhabers unzuläſſig gewor⸗ 
dene Warenzeichen die Allgemeinheit beeinträchtigt wird, daher 
ein öffentliches Intereſſe an der Beſeitigung dieſes unrecht⸗ 
mäßigen Zustandes zu bejahen iſt, und daß deshalb derjenige, 
der die Popularklage erhoben hat, dem anderen Teil nicht als 
beſtimmte Einzelperſon, ſondern lediglich als Vertreter all⸗ 
gemeiner Intereſſen gegenüberſteht mit der ſich hieraus er⸗ 
gebenden Rechtsfolge, daß von ſeiner Perſon, alſo auch von 
ſeinem früheren Verhalten gegenüber dem anderen Teil und 
von den etwaigen unlauteren Zwecken, die er mit der Klage 
nebenher verfolgt, abgeſehen werden müſſe. Dieſe Ausfüh⸗ 
rungen in R63. 120, 402 ff. find weiter noch dahin zu er⸗ 
gänzen: Die Rechtsordnung überläßt in 8 9 Abf. 1 Nr. 2 
WbzG. Privatperſonen die Wahrnehmung öffentlich⸗ rechtlicher 
Belange; ſie ſetzt auch in keiner Weiſe für beſtimmte Perſonen 
eine Verpflichtung zur Erhebung der Klage auf Löſchung 
eines unzuläſſig gewordenen Zeichens feſt. Aber die Rechts⸗ 
ordnung geſtattet nicht — jedenfalls nicht mit verpflichtender 
Wirkung — Bindungen, die ſolche Wahrnehmung ausſchlie⸗ 
ßen ſollen, da anderenfalls der Zweck der Verfolgung ſtaat⸗ 
licher Intereſſen vereitelt werden würde. Es wäre ein unver⸗ 
einbarer Widerſpruch, einerſeits zwar in dem Weiterbeſtehen 
eines Zeichens für einen Geſchäftsbetrieb, der von dem ein⸗ 
getragenen Zeicheninhaber eingeſtellt worden ift, einen Zu⸗ 
ſtand zu erblicken, der gegen die öffentliche Ordnung verſtößt, 
wie dies oben dargelegt iſt, andererſeits aber das Weiter- 
beſtehen dieſes unrechtmäßigen Zuſtandes durch die rechtliche 
Anerkennung privater Vereinbarungen über den Löſchungs⸗ 
anſpruch zuzulaſſen. Deshalb muß das Recht zur Geltend⸗ 
machung eines Löſchungsanſpruchs aus § 9 Abſ. 1 Nr. 2 
WbzG. von privatrechtlichen Bindungen befreit werden, ohne 
daß dem Kl. der Einwand der unerlaubten Handlung, der 
Argliſt, der Vertragsverletzung oder überhaupt der Ver⸗ 
letzung des Grundſatzes von Treu und Glauben im Verkehr 
entgegengehalten werden könnte. 

Damit erledigt ſich ohne weiteres auch der Hinweis der 
Rev. auf die nach ihrer Anſicht nach Treu und Glauben an⸗ 
zunehmende, von der Kl. als angebliche Lizenznehmerin der 
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Bekl. ſtillſchweigend übernommene Verpflichtung, jedenfalls 
ihrerſeits von der Erhebung der Klage aus $ 9 Abſ. 1 Nr. 2 
WbzGG. abzuſehen, ohne daß es noch des Eingehens auf die 
Frage bedurfte, ob überhaupt zwiſchen den Parteien ein als 
Lizenz zu bezeichnendes Abkommen beſtanden hat und ob ein 
ſolches im Falle ſeines Beſtehens ſich innerhalb des von der 
Rſpr. und dem Schrifttum nur als rechtlich zuläſſig ange⸗ 
ſehenen Rahmens gehalten hat (vgl. Entſch. des erk. Sen.: 
RG. 124, 273 ff. [278 a. E., 279] JW. 1929, 3061). 

Rechtlich unerheblich iſt endlich der Hinweis der Rev. 
darauf, daß nach dem vom BG. feſtgeſtellten Tatbeſtand die 
Löſchung des italieniſchen Zeichens auf Grund der Beſt. des 
italieniſchen Rechts nicht zu geſchehen hätte. Es handelt ſich 
im vorl. Rechtsſtreit — abgeſehen von der international regi⸗ 
ſtrierten Marke, auf die unten einzugehen iſt — um das in 
die deutſche Zeichenrolle eingetragene Warenzeichen. 


II. Die international regiſtrierte Marke: 
Nach Art. 4 des Madrider Abk. v. 14. April 1891 betr. 
die internationale Regiſtrierung von Fabrik- und Handels⸗ 
marken, dem das Deutſche Reich durch Gef. v. 12. Juli 1922 
(RGBl. II, 669) beigetreten iſt, und nach §7 der VO. über 
die internationale Regiſtrierung von Fabrik- und Handels⸗ 
marken v. 9. Nov. 1922 (RG Bl. II, 778) hat die internatio⸗ 
nale Regiſtrierung einer ausländiſchen Marke für Deutſch⸗ 
land die gleiche Wirkung, wie wenn die Marke für die dabei 
angegebenen Waren in die Zeichenrolle des RPat A. einge⸗ 
tragen worden wäre. Der danach an ſich in Deutſchland be⸗ 
ſtehende Schutz der für die Bekl. und die im Eingange des 
Tatbeſtandes genannten beiden anderen Perſonen internatio⸗ 
nal regiſtrierten Marke Nr. 68 966, die identiſch iſt mit dem 
oben unter 1 behandelten, in die deutſche Zeichenrolle ein⸗ 
getragenen, aber nach 8 9 Nr. 2 WbzG. wegen Aufgabe des 
Geſchäftsbetriebes durch die eingetragenen Zeicheninhaber un⸗ 
zuläſſig gewordenen und daher zu löſchenden Warenzeichen 
Nr. 157 393, verſagt aus dem gleichen Grunde, nämlich gem. 
8 9 Nr. 2 Wbz ch., aus dem die Löſchung des deutſchen 
Warenzeichens geboten iſt. An Stelle der Löſchung tritt auf 
Grund des 5 10 der genannten, für Deutſchland geltenden 
VO. v. 9. Nov. 1922 unter anderem in dem Falle des 8 9 
Abſ. 1 Nr. 2 WbzG. die Entziehung des Schutzes im Gebiete 
des Deutſchen Reiches (vgl. Urt. des erk. Sen. v. 20. Sept. 
1927: Mu W. 27, 96 ff.). Im übrigen aber gilt alles das, 
was in den vorſtehenden Ausführungen (unter I) für das 
Warenzeichen geſagt worden iſt, auch für die internationale 
Marke 68 966. 
(U. v. 18. Jan. 1935; II 266/34. — Berlin.) [K.] 
<= R. 146, 325.) 


Anmerkung: Das Urteil bezieht ſich auf eine Ausländer⸗ 
marke, die auf Grund einer italieniſchen Heimateintragung ſowohl 
durch die deutſche Zeichenrolle als auch durch internationale Regi⸗ 
ſtrierung in Bern ſchutzrechtliche Wirkſamkeit erlangt hatte. Aus der 
Begründung ſind bedeutſame Richtlinien zu entnehmen, die zum Teil 
auch für Inländerzeichen Gültigkeit haben. 

Soweit ſich das RG. mit der Frage befaßt, nach welchen Grund⸗ 
ſätzen der Anſpruch auf Löſchung des in Deutſchland eingetragenen 
Zeichens eines Ausländers zu beurteilen iſt, gilt das ſich aus dem 
Unionvertrag (UV.) ergebende Recht, wenn der Heimatſtaat des Aus⸗ 
länders zur Pariſer Union gehört. Es iſt diejenige Faſſung maß⸗ 
gebend, in welcher der UV. im Verhältnis zwiſchen Deutſchland und dem 
betreffenden Heimatſtaat ratifiziert worden iſt. Da der UV. (Art. 6) 
den Anſpruch auf Löſchung eines Zeichens wegen mangelnden Ge⸗ 
ſchäftsbetriebes nicht kennt, ſo ergab ſich als entſcheidende Frage die, 
ob die Löſchungsklage nach $ 9 Ziff. 2 WbzGG. (wegen Einſtellung des 
Geſchäſtsbetriebes) unter den im Art. 6 UV. vorgeſehenen Verſagungs⸗ 
grund fällt, ob alſo eine Markeneintragung ohne Ge⸗ 
ſchäftsbetrieb „gegen die öffentliche Ordnung ver⸗ 
ſtößt“. Das hat das NG. in obiger Entſch. mit Recht bejaht, auch 
gegenüber dem zweiten Abſatz des Art. 6 Ziff. 3 UV, wonach im 
„Einverſtändnis der Vertragsländer eine Marke nicht ſchon deshalb 
gegen die öffentliche Ordnung verſtoßen ſoll, weil ſie einer Vorſchrift 
des Markenrechtes nicht entſpricht, es ſei denn, daß dieſe Beſt. ſelbſt 
die öffentliche Ordnung betrifft“. Nunmehr ijt klar ausgeſprochen 
worden, daß 8 9 Abſ. 2 eine Vorſchrift der „öffentlichen Ordnung“ 
iſt. Dieſe Entſch. war nach der bisherigen Rſpr. des RG. zu erwarten. 
Denn aus der Popularklage, die das Geſetz für die Löſchung von 
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ſolchen Zeichen vorgeſehen hat, hinter denen kein Geſchäftsbetrieb 
mehr ſteht, folgert zwangsläufig, daß der Kl. im Dienſte der öffent⸗ 
lichen Ordnung handelt. 

Im Urteil des RG. iſt nichts darüber geſagt, daß der Geſchäfts⸗ 
betrieb des Ausländers ſich auch auf das Inland erſtrecken muß oder 
daß ein Benutzungszwang für den Ausländer beſteht, ſich der Marke 
zu bedienen. Die in Art. 5 Abſ. 7 UV. enthaltene Vorſchrift, daß die 
Eintragung einer ungebrauchten Marke „erſt nach Ablauf einer an⸗ 
gemeſſenen Friſt und nur dann für ungültig erklärt werden kann, 
wenn der Beteiligte keine Gründe für ſeine Untätigkeit dartut“, 
ſtand demgemäß nicht zur Erörterung. 

Die Frage, ob ein Geſchäftsbetrieb von dem Zeichen⸗ 
inhaber in ſeinem Heimatſtaate ausgeübt wurde, iſt nicht nach 
italieniſchem, ſondern nach deutſchem Recht beurteilt worden. Auch 
das ift richtig. Denn es handelt ſich um die Schutzwirkung eines in 
Deutſchland eingetragenen Zeichens bzw. einer internationalen Marke 
lediglich für das deutſche Hoheitsgebiet. 

Was über den Geſchäftsbetrieb in tatſächlicher Beziehung feſt⸗ 
geſtellt wurde, iſt folgendes: 

Urſprünglich hatte die Zeicheninhaberin einen eigenen Geſchäfts⸗ 
betrieb, der aber i. J. 1918 in eine AktG. eingebracht wurde, an der 
die Zeicheninhaberin beteiligt war. Es hätte nahegelegen, das zu 
dem Geſchäftsbetrieb gehörende Zeichen auch auf die AktG. zu über⸗ 
tragen. Die Übertragung des Zeichenrechts hätte ſogar noch nach⸗ 
geholt werden können — auch während des Prozeſſes, und zwar mit 
der Folge, daß dann die Löſchungsklage gegenſtandslos geworden 
wäre. Aber an Stelle der Übertragung des Zeichens auf die AktG. 
hatte die Zeicheninhaberin eine Vereinbarung getroffen, wonach ſie 
im Beſitz des Zeichens bleiben ſollte und deſſen Benutzung der ARt®. 
lediglich „lizenzweiſe“ geftattete. Auch hatte ſie ſich die Eigentumsrechte 
an Fabrikationsgeheimniſſen und beſtimmten Rezepten vorbehalten. 
Dieſen der Zeicheninhaberin verbliebenen Beſitz hat das RG. nicht als 
„Geſchäftsbetrieb“ anerkannt. Es vertritt weiterhin auch die in 
früheren Urteilen niedergelegte ſtrenge Auffaſſung: „der Inhaber 
und Träger eines Zeichens muß auch der Betriebs- 
inhaber ſein und ſich mit den zum Warenzeichen angemeldeten und 
dort eingetragenen Waren ſelbſt befaſſen“ ... „Der Betrieb des 
Lizenzunehmers kann den mangelnden Eigenbetrieb des Zeicheninhabers 
nicht erſetzen, ſtützen oder ergänzen.“ Dieſe Auffaſſung iſt nicht zu 
billigen. Sie entſpricht nicht den Bedürfniſſen des deutſchen Verkehrs 
und der Vielgeſtaltigkeit der wirtſchaftlichen Verhältniſſe. Es kann 
ſogar die Intereſſen des Zeichenbeſitzers gefährden, wenn die ſtarre 
Forderung der Identität des eingetragenen Inhabers und des Be⸗ 
triebsherrn weiterhin beſtehen bleiben ſoll. Hat ein Zeicheninhaber 
einen Betrieb aufgebaut und deſſen Marke bekanntgemacht, ſpäter⸗ 
hin aber aus wirtſchaftlichen Gründen den Betrieb verpachtet, ſo iſt 
nicht einzuſehen, warum er nicht Inhaber des Zeichens bleiben kann. 
Die Verkehrsbekanntheit eines Zeichens iſt vielfach das Ergebnis 
ſchöpferiſcher Leiſtungsfähigkeit. Warum die Zwangsenteignung des 
Zeichenrechtes, wenn das Bedürfnis nach fremder Finanzhilfe be⸗ 
ſondere Rechtsformen für den Betrieb mit ſich bringt? An die Stelle 
einer Verpachtung können auch lizenzähnliche Verhältniſſe treten, 
falls das Zeichen mit einem ganz beſtimmten Artikel oder einem 
ganz beſtimmten Rezept verknüpft iſt. 

Gerade weil bei Anwendung der ſtrengen Grundſätze des RG. 
Härten auftreten können, da der „Popularkläger“ gegen alle Ein⸗ 
reden privatrechtlicher Art (ſogar gegen die exceptio doli) geſichert 
iſt und ſo unter Umſtänden eigennützige Ziele verwirklichen kann, 
die nicht dem Sittlichkeitsbewußtſein des Volkes entſprechen, muß 
hier unbedingt eine Anderung geſchehen. So hat ſich denn die Aka⸗ 
demie für deutſches Recht dieſer Frage bereits angenommen und in 
der Sitzung des Ausſchuſſes für gewerblichen Rechtsſchutz v. 9. April 
1934 für das neue Warenzeichengeſetz eine Beſt. vorgeſehen, wonach 
die Gebrauchsgeſtattung durch den Inhaber eines Warenzeichens an 
Dritte unter beſonderen Vorausſetzungen zuläſſig iſt. Da dieſe Beſt. 
von hoher Stelle befürwortet iſt, ſo kann mit einer Anderung des 
Geſetzes in dieſem Sinne gerechnet werden. 

RA. Ernſt Aug. Uteſcher, Hamburg. 
* 

** 16. SS 223, 329, 519 3 PO. 

1. Eine von zuſtändiger Seite einmal er⸗ 
laſſene, das Verfahren betreffende Verfügung 
verliert nicht ohne weiteres ihre Gültigkeit, 
wenn ſich nachträglich herausſtellt, daß ſie un⸗ 
ter einer irrtümlichen Vorausſetzung erlaſſen 
worden iſt. 

2. Die Verfügung, durch die eine Sache zur 
Ferienſache erklärt wird, muß gem. 88 208ff. 
3 PO. zugeſtellt werden, wenn durch ſie eine 
Friſt — z. B. die durch die Gerichtsferien ge⸗ 
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hemmte Berufungsbegründungsfriſt — in Lauf 
geſetzt wird. f) 


Gegen das Urteil des LG. hat der Bekl. rechtzeitig 
am 4. Juli 1934 Berufung eingelegt. Am 15. Aug. 1934 
beantragte der Prozeß bevollmächtigte der Kl. erſter Inſtanz, 
die Sache als Ferienſache zu bezeichnen. Durch Verfügung 
des Vorſitzenden v. 16./18. Aug. 1934 wurde dem Bekl. 
zum Nachweis der Zahlung der Prozeßgebühr eine Friſt 
bis zum 18. Sept. 1934 geſetzt und die Sache zur Ferienſache 
erklärt. Dieſe Verfügung iſt dem Prozeßbevollmächtigten 
des Bekl. am 22. Aug. 1934 formlos perſönlich zugeſtellt 
worden. Dieſer reichte eine Berufungsbegr. erſt am 4. Okt. 
1934 bei dem BG. ein. Er machte geltend, die Verfügung 
des Vorſitzenden v. 16./18. Aug. 1934 ſei hinſichtlich der Be⸗ 
zeichnung der Sache als Ferienſache unwirkſam, weil der be⸗ 
zügliche Antrag nicht von einem bei dem BG. zugelaſſenen 
Anwalt geſtellt worden ſei. Eventuell bat er um Wiederein⸗ 
ſetzung in den vorigen Stand gegen die Verſäumung der Be⸗ 
rufungsfriſt, da er die Mitteilung über die Erklärung der 
Sache zur Ferienſache infolge eines unabwendbaren Zu⸗ 
falls nicht beachtet habe; denn ſie ſei in einem Vordruck betr. 
Friſtbeſtimmung des Vorſitzenden gem. § 519 Abſ. 6 ZPO. 
— mit Tinte eingefügt — enthalten geweſen, und derartige, 
nur Friſten enthaltende Formulare würden ihm zur perſön⸗ 
lichen Bearbeitung nicht vorgelegt, ſondern in ſeinem Büro 
erledigt. Weder dem Anwalt noch ſeinem Perſonal könne zu⸗ 
gemutet werden, in vorgedruckten Formularen Gerichtsbe⸗ 
ſchlüſſe und Verfügungen zu vermuten. 


Das KG. hat das Geſuch des Bekl. um Wiederein⸗ 
ſetzung in den vorigen Stand abgelehnt und ſeine Ber. gem. 
§ 519 Abſ. 2, 519 b ZPO. als unzuläſſig verworfen. Gegen 
dieſen Beſchluß hat der Bekl. ſofortige Beſchwerde gemäß 
88 519 b Abſ. 2, 567 Abſ. 3 ZPO. erhoben. 


Die Beſchw. ift begründet. Ob der Antrag, den Rechts⸗ 
ſtreit zur Ferienſache zu erklären, dem Anwaltszwang i. S. 
878 3PO. unterliegt, iſt nicht näher zu erörtern. Denn 
dem KG. iſt nicht in der Auffaſſung entgegenzutreten, daß die 
Verfügung des Vorſitzenden v. 16./18. Auguſt 1934, durch 
welche die Sache zur Ferienſache erklärt wurde, auch dann 
rechtswirkſam geworden iſt, wenn fie etwa in Ermangelung 
des erford lichen Antrages nicht hätte erlaſſen werden dür⸗ 
fen. Eine von zuſtändiger Seite einmal erlaſſene, das Ver⸗ 
fahren betreffende Verfügung verliert nicht ohne weiteres ihre 
Gültigkeit, wenn ſich nachträglich herausſtellen ſollte, daß ſie 
unter einer irrtümlichen Vorausſetzung erlaſſen iſt. Im vorl. 
Falle wäre, da es ſich nach der Beſt. des § 200 Abſ. 4 
Satz 2 GVG. um eine vorbehaltlich der Entſch. des Gerichts 
erfolgte Bezeichnung der Sache als Ferienſache handelte, das 
KG. in der Lage geweſen, die Verfügung abzuändern. Da 
das Gericht von dieſer Möglichkeit keinen Gebrauch gemacht 
hat, beſtand die Verfügung zu Recht. Zutreffend aber macht 
der BeſchwF. geltend, daß die formloſe Mitteilung der Ver⸗ 
fügung nach § 329 Abſ. 3 Satz 2 BRD. deshalb nicht ge⸗ 
nügte, um die in § 329 Abſ. 3 Satz 1 vorgeſchriebene Zu⸗ 
ſtellung zu erſetzen, weil die Entſch. eine Friſt in Lauf ſetzte. 
Eine Friſt wurde durch die Verfügung inſofern in Lauf ge⸗ 
ſetzt, als die durch die Gerichtsferien gehemmte Berufungs⸗ 
begründungsfriſt nunmehr während der Gerichtsferien ihren 
Fortgang nehmen ſollte. Die Verfügung hätte demnach, 
um gegen den Bekl. rechtswirkſam zu werden, ihm gemäß 
38 208 ff. ZPO. zugeſtellt werden müſſen. Blieb mithin die 
Berufungsbegründungsfriſt weiter durch die Gerichtsferien 
gehemmt (8 223 Abſ. 1 ZPO.), fo hat der Bekl. die Friſt 
nach § 519 Abſ. 2 Satz 2 ZPO. gewahrt, da nach der 
am 4. Juli 1934 eingelegten Ber. die Berufungsbegründung 
am 4. Okt. 1934 bei dem BG. eingereicht worden iſt. Der 
Beſchluß des KG. war daher aufzuheben, ohne daß es eines 
Eingehens auf die Frage der Wiedereinſetzung in den vorigen 
dufte gegen den Ablauf der Berufungsbegründungsfriſt be⸗ 
durfte. 


(Beſchl. v. 7. Febr. 1935; VIB 5/5. — Berlin.) 
Rag. 146, 381.) 
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Anmerkung: Es beſteht ein weſentlicher Unterſchied zwiſchen dem 
Zeitpunkt des Entſtehens und des Wirkſamwerdens von richterlichen 
Entſcheidungen. Dieſer Unterſchied wird beſonders praktiſch, wo die 
richterlichen Entſch. nicht verkündet werden, alſo bei nichtverkündeten 
Beſchlüſſen des Gerichts und Verfügungen des Richters. Die vorl. Entſch. 
behandelt dieſen Unterſchied bei einer richterlichen Verfügung. Im 
erſten Teil ſpricht ſich das RG. zu der Frage des rechtlichen Beſtandes, 
im zweiten Teil über die Frage der Rechtswirkſamkeit der Verfügung 
des Gerichtsvorſitzenden aus. 


Es iſt richtig, wenn das RG. der Mangelhaftigkeit des Ver⸗ 
fahrens oder dem Irrtum des entſcheidenden Richters keinerlei Ein⸗ 
fluß auf den rechtlichen Beſtand der Verfügung beimißt. In der Ver⸗ 
fügung des Gerichtsvorſitzenden wirkt ſich, wie in allen richterlichen 
Entſch., die Staatshoheit aus. Ein Akt der Staatshoheit kann aber 
nicht ſchlechthin nichtig ſein, nur deshalb, weil das ihm vorangegangene 
Verfahren mit Mängeln behaftet war oder der entſcheidende Richter 
ſich in einem Irrtum über tatſächliche Vorausſetzungen befand. Die 
Nichtigkeit des Staatshoheitsakts würde der Staatsautorität Abbruch 
tun. Solange nicht von der Möglichkeit der Abänderung einer Ver⸗ 
fügung Gebrauch gemacht iſt, die in unbeſchränktem Maße in die 
Hand des betreffenden Richters und wie im vorl. Falle auch des 
Gerichts gelegt iſt, hat die Verfügung rechtlichen Beſtand. Die Staats⸗ 
hoheit, die in der richterlichen Verfügung ihren Ausdruck findet, deckt 
Mängel des Verfahrens und Irrtümer des Richters. Für die Partei 
beſteht das Korrektiv gegenüber dieſer autoritären Stellung des 
Staatshoheitsakts in der Möglichkeit, durch Gegenvorſtellungen den 
Richter auf die Mängel des Verfahrens oder auf ſeinen tatſächlichen 
Irrtum hinzuweiſen und ihn um Abänderung zu erſuchen. Eines 
förmlichen Rechtsmittels bedarf es in der Regel nicht, ein ſolches iſt 
aber unter Umſtänden in der einfachen Beſchwerde nach $567 BGB. 
auch noch gegeben. 


Von dem rechtlichen Beſtande der richterlichen Verfügung iſt die 
Frage ihrer Rechtswirkſamkeit ſcharf zu trennen. Der Partei gegen⸗ 
über erlangt die richterliche Verfügung erſt dann rechtliche Wirkſam⸗ 
keit, wenn ſie ihr mitgeteilt wird. Erſt von dieſem Zeitpunkt an 
treten die Rechtswirkungen für die Partei ein, die die Verfügung kraft 
ihres Inhalts oder kraft Geſetzes herbeiführen ſoll. Früher war die 
Rechtswirkſamkeit nichtverkündeter Verfügungen an die förmliche Zu⸗ 
ſtellung der Verfügung geknüpft. Zur Vermeidung eines allzu großen 
Formalismus hat man jedoch dieſe Vorſchrift gelockert. Die förmliche 
Zuſtellung iſt nur noch in beſonderen Fällen geſetzlich vorgeſchrieben, 
nämlich dann, wenn die Entſch. der ſofortigen Beſchwerde oder der 
befriſteten Erinnerung gem. § 577 Abſ. 4 ZPO. unterliegt, wenn fie 
einen Vollſtreckungstitel gegen die Partei bildet, eine Terminsbeſtim⸗ 
mung enthält oder eine Friſt in Lauf fest ($ 329 Abſ. 3 ZPO.). In 
den Fällen, in denen das Wirkſamwerden richterlicher Verfügungen an 
die förmliche Zuſtellung gebunden iſt, äußert die Verfügung keinerlei 
Rechtswirkungen, wenn die Partei auf andere Weiſe, etwa durch form⸗ 
loſe Mitteilung, Kenntnis von dem Inhalt der Verfügung erhält. Die 
Partei kann dann wohl dem richterlichen Befehl nachkommen, jedoch 
können gegen ſie irgendwelche nachteiligen Folgerungen aus der Nicht⸗ 
beachtung des richterlichen Befehls dann nicht hergeleitet werden. 

Wenn das RG. auf die Notwendigkeit der förmlichen Zuſtellung 
im vorl. Falle ſo beſonderen Nachdruck legt, ſo bedeutet das keines⸗ 
wegs eine Überſpannung oder einen unnötigen Formalismus. Das 
Verfahrensrecht kaun nun einmal ganz beſtimmte Formen nicht ent⸗ 
behren. Gerade wo es ſich, wie im vorl. Falle, um den Lauf von 
Friſten handelt, muß der Beginn des Friſtenlaufs ganz einwandfrei 
aus den Akten urkundlich nachgewieſen werden können. Hierzu ſind 
die Urkunden, die über die förmliche Zuſtellung aufgenommen bzw. 
erteilt werden, das gegebene Mittel. Bei formloſer Mitteilung kann 
der Friſtbeginn nicht durch Urkunden ermittelt, ſondern müßte durch 
Beweismittel anderer Art feſtgeſtellt werden. Dieſe ſind aber gegen⸗ 
über dem Urkundenbeweis nicht ſicher genug. Dies iſt der maßgebende 
Grund, weshalb das Geſetz in den angegebenen Fallen von der form⸗ 
lichen Zuſtellung nicht abgeſehen hat. Es iſt dem RG. nur bei⸗ 
zuſtimmen, daß es auf die Notwendigkeit der Einhaltung ſolcher Form⸗ 
vorſchriften, die das Geſetz keineswegs überflüſſigerweiſe aufgeſtellt 
hat, großen Nachdruck legt und die Nichtbeachtung durch die Inſtanz⸗ 
gerichte rügt. 

RA. Dr. Roquette, Königsberg i. Pr. 


* 


** 17. Der aus einem Urt. in Auſpruch Genom⸗ 
mene kann eine Meinungsverſchiedenheit über 
die Tragweite des Urt. durch eine Feſtſtellungs⸗ 
klage zum Gegenſtand eines Rechtsſtreites ma⸗ 
chen. Liegt ein Anerkenntnisurteil vor, ſo iſt für 
ſeinen Inhalt nur das Klagevorbringen und die 
Anerkenntniserklärung maßgebend. Innerhalb 
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eines Patentverletzungsſtreites kann ſich die 
Rechtskraft des Urt. nur auf die beanſtandete 
Verletzungsform beziehen. f) 


Die Bekl. iſt die Inhaberin einer ausſchließlichen Lizenz 
an dem DRP. 382 917 auf eine Selbſtanſchluß⸗Fernſprech⸗ 
anlage. Der Anſpruch 1 dieſes Patents lautet: 


Selbſtanſchluß⸗Fernſprechanlage, in welcher Wähler ſo⸗ 
wohl Verbindungen mit Ortsteilnehmerleitungen herſtellen 
als auch aus einer Gruppe von Verbindungsleitungen, die 
nach Selbſtanſchlußämtern und nach Handämtern führen, 
eine freie Leitung herausſuchen können, dadurch gekennzeich⸗ 
net, daß beim Herausſuchen einer nach einem Selbſtanſchluß⸗ 
amt führenden Verbindungsleitung Stromſpeiſebrücken in 
Wähler abgeſchaltet werden und eine ununterbrochene me⸗ 
talliſche Verbindung hergeſtellt wird. 


Die Bekl. hat die Kl. i. J. 1929 außer wegen Verletzung 
eines anderen Patents auch wegen Verletzung dieſes Schutz⸗ 
rechts auf Unterlaſſung, Rechnungslegung und Schadenserſatz 
verklagt. Als Verletzungshandlung hat ſie in der Klage be⸗ 
zeichnet die Herſtellung und den Vertrieb von Fernſprecher⸗ 
anlagen mit einer Schaltungsanordnung. Als verletzend waren 
im Klagantrag bezeichnet: Selbſttätige oder halbſelbſttätige 
Fernſprechanlagen, in welchen Wähler ſowohl Verbindungen 
mit Ortsteilnehmerleitungen herſtellen als auch aus einer 
Gruppe von Verbindungsleitungen, die nach Selbſtanſchluß⸗ 
ämtern führen, eine freie Leitung herausſuchen können und 
beim Herausſuchen einer nach einem Selbſtanſchlußamt füh⸗ 
renden Verbindungsleitung Stromſpeiſebrücken im Wähler 
abgeſchaltet werden und eine ununterbrochene metalliſche Ver⸗ 
bindung hergeſtellt wird (Anſpruch 1 des DRP. 382 917). 


Die Kl. ſtellte unter Bezugnahme auf eine am 13. Dez. 
1928 hinſichtlich des Patents 382 917 ergangene Entſch. der 
Nichtigkeitsabteilung des RPat A. jede Verletzung des Patents 
in Abrede. 


Auf Grund von Vergleichsverhandlungen, die ſich auch 
auf andere Streitfälle erſtreckten, erklärte dann jedoch am 
28. Jan. 1930 die Bekl. ihre Anſprüche auf Schadenserſatz für 
erledigt, und die Kl. erkannte die Unterlaſſungsanſprüche an. 
Auf Antrag erließ das LG. an dieſem Tage ein Anerkenntnis⸗ 
urteil, deſſen Urteilsformel hinſichtlich des Patents 382917 
dem Klageantrage wörtlich entſprach. 


Im Okt. 1932 hat die Bekl. beantragt, die Kl. wegen 
Verſtoßes gegen das Unterlaſſungsgebot des Anerkenntnis⸗ 
urteils, ſoweit es das DRP. 382 917 betrifft, in eine Geld⸗ 
ſtrafe zu nehmen. Als gegen das Unterlaſſungsgebot ver⸗ 
ſtoßend bezeichnet fie die Schaltungsanordnung CAS 014/38. 
Mit Beſchl. v. 31. Okt. 1933 ſetzte das LG. eine Strafe von 
1000 AM feſt. Die dagegen gerichtete Beſchw. wurde am 
14. März 1934 zurückgewieſen. 


Die Kl. hat im Dez. 1932 die Klage, um die es ſich vor⸗ 
liegend handelt, erhoben. Sie vertritt darin die Auffaſſung, 
daß die Schaltungsanordnung CAS 014/38 nicht in den 
Schutzbereich des Patents 382 917 und nicht unter die Urteils⸗ 
formel des Anerkenntnisurteils falle. Sie hat daher beantragt: 


feſtzuſtellen, daß die Schaltung gem. der Zeichnung CAS 
014/38 das DAB. 382 917 nicht verletzt; 

hilfsweiſe: 
feſtzuſtellen, daß ſich das Anerkenntnisurteil v. 28. Jan. 
1930 nicht auf eine Schaltung gemäß der Zeichnung CAS 
014/38 beziehe. 


Die Bekl. hat Klagabweiſung und ferner widerklagend 
beantragt: 2 


1. feſtzuſtellen, daß die Widerbeklagte verpflichtet iſt, 
der Widerklägerin allen Schaden zu erſetzen, der dadurch 
verurſacht iſt, daß ſie nach dem 28. Jan. 1930, gerechnet 
vom Zeitpunkt drei Jahre vor Erhebung der Widerklage, 
ſelbſttätige oder halbſelbſttätige Fernſprechanlagen gewerbs⸗ 
mäßig hergeſtellt, feilgehalten, in Verkehr gebracht oder 
gebraucht hat, in welchen Wähler ſowohl Verbindungen mit 


Ortsteilnehmerleitungen herſtellen als auch aus einer Gruppe 
von Verbindungsleitungen, die nach Selbſtanſchlußämtern 
führen, eine freie Leitung herausſuchen können und beim 
Herausſuchen einer nach einem Selbſtanſchlußamt führenden 
Verbindungsleitung Stromſpeiſebrücken im Wähler abge⸗ 
ſchaltet werden und eine ununterbrochene metalliſche Ver⸗ 
bindung hergeſtellt wird. 


2. Rechnung zu legen unter Angabe der Zahl der Teil⸗ 
nehmeranſchlüſſe, der Zeiten und der Preiſe. 
Die Inſtanzgerichte haben der Klage entſprochen, RG. 
hat aufgehoben. 


(Es folgen techniſche Ausführungen.) 


Der Zuläſſigkeit des Hilfsfeſtſtellungsantrages können 
vorliegendenfalls Bedenken nicht entgegenſtehen. 


Bereits in der Entſch. RG. 48, 371 iſt ausgeſprochen, 
daß der aus einem Urt. als Schuldner in Anſpruch Genom⸗ 
mene bei einem Streit über die Tragweite des Urt. durch 
Klage eine Feſtſtellung des Gegenſtandes der Verurteilung 
herbeizuführen berechtigt ſei. Die Entſch. RGZ. 82, 161 (164) 
ſchließt ſich dem im allgemeinen an (vgl. auch noch JW. 1889, 
306 1, 1900, 131° — GruchBeitr. 44, 1193; RGUrt. vom 
13. Dez. 1930, 1143/30: Mitt. 31, 75), führt aber noch als 
weitere Vorausſetzung auf, es dürfe der Streit nicht durch 
Auslegung des Urt. ſeitens der Vollſtreckungsorgane zu be⸗ 
heben ſein. Es kann dahingeſtellt bleiben, welche Bedeutung 
dieſer Einſchränkung in anderen Fällen beizulegen iſt. In 
einem Falle wie dem vorliegenden, in welchem der Frage, ob 
die nunmehr angegriffene Schaltungsanlage der Urteilsſchuld⸗ 
nerin unter das Urt. falle, Bedenken entgegengeſetzt werden 
können, die ſich nicht ohne weiteres als unerheblich abtun 
laſſen, und in welchem die Urteilsſchuldnerin die negative 
Feſtſtellungsklage zeitlich ungefähr gleichzeitig mit dem An⸗ 
trage auf Zurückweiſung des Antrages auf Straffeſtſetzung 
wegen Zuwiderhandlung gegen das Urt. erhoben hat, kann 
jedenfalls der Zuläſſigkeit der Feſtſtellungsklage nicht ent⸗ 
gegengehalten werden, es ſei ja die Feſtſtellung der Trag⸗ 
weite des Urt. in dem anhängigen Verfahren auf Straffeſt⸗ 
ſetzung zu erwarten. Durch die Ausſicht auf ſolche Entſch. 
kann das aus § 256 ZPO. zu entnehmende Recht der Ur⸗ 
teilsſchuldnerin nicht beſeitigt werden, den Streit darüber, ob 
das Verbotsurteil ſich auch auf die nunmehr angegriffene An⸗ 
lage erſtrecke, im Wege des ordentlichen Streitverfahrens mit 
den dieſem innewohnenden Rechtsgarantien entſchieden zu 
ſehen. Soweit aus der Entſch. RG. 82, 161 Weitergehendes 
zu entnehmen ſein ſollte, kann ſie nicht aufrechterhalten wer⸗ 
den. Das BG. hat ſich über dieſen Punkt im einzelnen nicht 
ausgelaſſen, vertritt aber erſichtlich eine entſprechende Auf⸗ 
faſſung. 

Beſteht Streit über die Tragweite einer Urteilsformel 
und gibt dieſe ihrer Faſſung nach zu Zweifeln Anlaß, ſo muß 
ihr wahrer Sinn durch Auslegung feſtgeſtellt werden (ſo 3. B. 
in einem patentrechtlichen Fall: Mu W. 11, 53). Im Falle 
eines Anerkenntnisurteils, in welchem Entſcheidungsgründe 
zur Auslegung der Urteilsformel nicht herangezogen werden 
können, iſt zu beachten, daß das Gericht in dem Urt. nur zum 
Ausdruck gebracht hat, was die Parteien übereinſtimmend ge⸗ 
wollt und erklärt haben. Maßgebend für den Inhalt des Urt. 
iſt daher nur das Klagevorbringen und die Anerkenntnis⸗ 
erklärung. Zum Inhalt des Klagevorbringens gehören ſelbſt⸗ 
verſtändlich die ihr angeſchloſſenen Anlagen. Mit Recht hat 
daher das BG. auch die der früheren Klage beigefügte Schal⸗ 
tungsſkizze Anl. 4 der damaligen Verletzungsform zur Be⸗ 
urteilung der Tragweite des Anerkenntnisurteils mitheran⸗ 
gezogen. Der Inhalt der Patentſchrift kann dagegen nur in⸗ 
ſoweit herangezogen werden, als er erforderlich iſt, um den 
Sinn der Klageanträge feſtzuſtellen. Auf den aus ihr etwa 
zu entnehmenden Schutzumfang des Patents im allgemeinen 
kommt es jedoch nicht an. Vergleichsverhandlungen, die zu 
dem Anerkenntnis Veranlaſſung gegeben haben, können nicht 
zu einer Bemeſſung der Tragweite des Urt. über die bezeich⸗ 
neten Grenzen hinaus Veranlaſſung geben. Es iſt daran feſt⸗ 
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zuhalten, daß die Parteien auch im Verhältnis zueinander dem 
Richterſpruch als ſolchem nicht andere Tragweite zu verleihen 
vermögen, als er nach dem Streitſtoff durch den Richter 
ſelbſt erhalten konnte (vgl. dazu RGZ. 46, 338). Im vorl. 
Falle alſo kann nicht als Urteilsinhalt angeſehen werden, was 
die Parteien etwa in den Vergleichsverhandlungen über das 
Vorbringen im Rechtsſtreit hinaus als von einem zu er⸗ 
laſſenden Anerkenntnisurteil erfaßt beſprochen haben ſollten. 
Den weitergehenden Erwägungen des BG. kann nicht bei⸗ 
getreten werden. Aus dem Geſagten ergibt ſich ferner, daß 
es für die Tragweite des Anerkenntnisurteils auch ohne Be⸗ 
deutung iſt, welchen Schutzumfang die jetzige Kl. und damalige 
Bekl. im Vorprozeß dem Patent zugeſtehen wollte. Für den 
Umfang ihres Anerkenntniſſes iſt allein maßgebend, welcher 
Inhalt dem Klageantrag, verſtanden im Sinne des Klagevor⸗ 
bringens, beizulegen war. 

Im vorl. Fall weiſt nun der Klageantrag, dem ſich die 
Urteilsformel anſchließt, eine zweifelsfreie Bezugnahme auf 
die der Klage zugrunde gelegte Verletzungsform dadurch auf, 
daß der im allgemeinen ſich der Faſſung des Patentanſpruchs 
anſchließenden Kennzeichnung des Unterlaſſungsbegehrens an 
den einſchlägigen Stellen Bezugszeichen hinzugefügt ſind, die 
ſich in einer mit der Klage eingereichten zeichneriſchen Wie⸗ 
dergabe der beanſtandeten Schaltungsanordnung finden, und 
daß außerdem ausdrücklich auf dieſe Abbildung hingewieſen 
iſt. Die Faſſung des Klageantrags und damit auch die des 
Urt. befindet ſich damit in Einklang mit der ſtändigen reichs⸗ 
gerichtlichen Rſpr., welche fordert, daß die Verurteilung ſich 
an die beanſtandete Verletzungsform anzuſchließen habe, und 
welche weiter annimmt, daß eine Faſſung der Urteilsformel, 
welche keine Beziehung zu dieſer Verletzungsform hat, bei 
ewöhnlichen Verletzungsklagen, bei denen die mangelnde Be⸗ 
es zur Benutzung des Patents nicht ftreitig ſei, ſinnlos 
und nicht geeignet ſei, eine Sachentſcheidung herbeizuführen 
(vgl. aus der umfangreichen Rſpr. des RG. z. B. Mu W. 26, 
390 [391]; RGUrt. v. 25. April 1934, I 267/33 = JW. 1934, 
1909; Mu W. 1934, 295). 


Nur auf die beanſtandete Verletzungsform kann ſich daher 
auch die Rechtskraft des angef. Urt. erſtrecken (Mu W. 11, 53). 
Die reichsgerichtliche Entſch. RGZ. 125, 287 — JW. 1930, 
148 ſteht dieſer Auffaſſung nicht entgegen, da ſie einen ande⸗ 
ren Sachverhalt, nämlich ein rechtskräftiges Feſtſtellungs⸗ 
urteil, zur Grundlage hat. Danach kann dem Umſtande, daß 
das auf Leitungswähler hinweiſende Bezugszeichen Fs des 
Patentanſpruchs in dem Klageantrag der Urteilsformel fort⸗ 
gelaſſen iſt, entſcheidende Bedeutung nicht dahin beigelegt 
werden, daß das Urt. in dem Sinne einer Erweiterung ſeiner 
Tragweite auch über Wähler der in der Verletzungsform vor⸗ 
liegenden Art hinaus ausgelegt werden dürfte. Die Weglaſ⸗ 
ſung des Bezugszeichens erklärt ſich bereits daraus, daß es 
bei der Verletzungsform nicht Leitungswähler ſind, welche die 
freie Verbindungsleitung zu einem Selbſtanſchlußamt heraus⸗ 
ſuchen, ſondern Gruppenwähler. Der abweichenden Auffaſ⸗ 
fung des BG., daß die Bezugnahme auf die im Klagevor⸗ 
bringen beanſtandete Verletzungsform lediglich die Bedeutung 
einer beiſpielsweiſen Anführung beſitze, das Anerkennt⸗ 
nisurteil darüber hinaus aber alle Schaltanordnungen er⸗ 
faſſe, welche unter den allgemeineren Wortlaut der Urteils⸗ 
formel gebracht werden könnten, kann nicht gefolgt werden. 

Aus der Beſchränkung der Rechtskraft auf die Ver⸗ 
letzungsform darf allerdings nicht gefolgert werden, daß der 
Verletzer durch jede Anderung der Verletzungsform ſich der 
Rechtskraftwirkung des Verbotsurteils zu entziehen vermöchte. 
Es müſſen vielmehr bei der Würdigung der Tragweite eines 
Unterlaſſungsgebots auch folgende Geſichtspunkte berückſich⸗ 
tigt werden. 

Die Patentverletzung kann in der Nachahmung gewiſſer 
Merkmale liegen, die nur einen Teil der Geſamterſcheinung 
der Verletzungsform ausmachen. Wird die Verletzungsform 
nur in einer Weiſe geändert, die dieſen Kern unberührt läßt, 
ſo erſtreckt ſich die Rechtskraftwirkung des Unterlaſſungs⸗ 
urteils auch auf dieſe veränderte Geſtaltung. Die reichs⸗ 
gerichtliche Entſch. MuW. 11, 53 ſpricht weiter aus, es ſeien 
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dem ergangenen Urt. alle Veränderungen der Verletzungs⸗ 
form zu unterſtellen, hinſichtlich welcher kein Zweifel be⸗ 
ſtehen könne, daß das Gericht die veränderte Verletzungsform 
ebenſo beurteilt hätte wie die ihm vorgelegte. Mittelbar wird 
ſich dabei möglichenfalls ein Zurückgehen auf den — im vorl. 
Fall noch nicht gewürdigten — Schutzumfang des Patents 
nicht vermeiden laſſen. Entſprechend iſt im vorl. Fall, in 
welchem es ſich um ein nicht mit Entſcheidungsgründen ver⸗ 
ſehenes Anerkenntnisurteil handelt, jede veränderte Geſtaltung 
als von der Urteilswirkung ergriffen zu betrachten, welche 
zweifelsfrei als von der nach vorſtehenden Grundſätzen aus⸗ 
gelegten Urteilsformel erfaßt angeſehen werden kann. 


(u. v. 2. Febr. 1935; 1120/34. — Berlin.) . 


Anmerkung: Bereits die Entſch. RGZ. 25, 362 erörtert den 
„Einwand des zweifelhaften Urteilsinhaltes“, welcher überhaupt erſt 
während der Vollſtreckung erwachſen könne und mit dem geltend ge⸗ 
macht werde, daß der Titel nicht auf diejenige Leiſtung gerichtet ſei, 
deren Erzwingung durch die Vollſtreckung beantragt werde. Richtiger 
Anſicht nach wird allerdings das Feſtſtellungsintereſſe des 8 256 ZPO. 
nicht auf den Fall begonnener oder drohender Vollſtreckung beſchränkt 
werden müffen, ſondern in allen Fällen gegeben ſein, in denen ein 
Urteil zweifelhaften oder mehrdeutigen Inhaltes nicht rein geſchicht⸗ 
liches Intereſſe hat, ſondern in irgendeiner Weiſe auf Rechte und 
Rechtsbeziehungen der Parteien noch Einfluß nehmen kann. 

Eine Konkurrenz zwiſchen dieſer Urteilsfeſtſtellungsklage und der 
Klage aus 8767 ZPO. kann ſtreng genommen nie vorliegen. Die Klage 
aus 8 767 ZPO. ſoll die Vollſtreckungsgefahr eines materiell erledigten 
Titels beſeitigen. Die Feſtſtellungsklage ſoll klären, welchen ſachlichen 
Umfang der Titel hat. Die in RGZ. 82, 161 geforderte Vorausſetzung 
für eine Klage aus 8 256 3PO., daß der Streit nicht durch Aus⸗ 
legung des Urteils ſeitens der Vollſtreckungsorgane zu beheben ſei, 
entbehrt ſyſtematiſch und praktiſch der Begründung. Inſoweit daher 
die vorl. Entſch. dieſes Erfordernis beizubehalten ſcheint, in dem ſie 
es lediglich dahinſtellt, welche Bedeutung dieſer Einſchränkung in 
anderen Fällen beizulegen ſei, kann ihr m. E. nicht beigetreten werden. 
Keineswegs erſcheinen die Gründe, mit denen die Entſch. in dem vorl. 
Fall die Zuläſſigkeit der Feſtſtellungsklage trotz des prinzipiellen 
Vorranges der ordentlichen Rechtsbehelfe des Vollſtreckungsverfahrens 
ſtützen will, überzeugend. Ob die Bedenken der Schuldnerin gegen den 
von der Gläubigerin in Anſpruch genommenen Urteilsinhalt ohne 
weiteres erheblich oder unerheblich erſcheinen, oder ob die Feſtſtellungs⸗ 
klage zeitlich mehr oder weniger gleichzeitig mit dem Antrage auf 
Zurücktweiſung der begehrten Straffeſtſetzung erhoben worden iſt, kann 
rechtsſyſtematiſch weder für die beregte Konkurrenzfrage ſelbſt noch 
für ihre Löſung irgendwie von entſcheidender Bedeutung fein. Soweit 
in RG. 82, 161 der Feſtſtellungsklage engere Grenzen gezogen ſein 
ſollten, was aber zumindeſt aus dem veröffentlichten Text dieſer Entſch. 
nicht erkennbar iſt, will die vorl. Entſch. ſolche Beſcheänkungen mit 
Recht nicht mehr aufrechterhalten. 

Der ſachliche Umfang einer urteilsmäßigen Entſch. oder Feſt⸗ 
ſtellung ſetzt ſich zuſammen aus dem Streitſtoff, den die Parteien zur 
Entſch. geſtellt haben und über den in der Urteilsformel entſchieden 
worden iſt (NG3. 110, 148 — JW. 1925, 1373). Hierbei iſt maß⸗ 
gebend der erkennbar zum Ausdruck gelangte Wille des Gerichtes, 
nicht ſeine innere Abſicht (JW. 1911, 285 20). Die in den Entſchei⸗ 
dungsgründen enthaltenen katſächlichen und rechtlichen Feſtſtellungen 
nehmen an der Rechtskraft zwar nicht teil (RGB Z. 93, 156 = ZW. 
1918, 614), jedoch iſt eine Heranziehung der Urteilsgründe zur Er⸗ 
läuterung der Urteilsformel zuläſſig und in vielen Fällen geboten. 
Insbeſ. trifft dies zu bei der Abweiſung einer negativen Feſtſtellungs⸗ 
klage zur Klarſtellung der rechtlichen Natur des erhobenen Anſpruchs 
(RG. 97, 121 = ZW. 1920, 28710; 79, 232 = ZW. 1912, 755; 
FW. 1911, 65733; DRG. 26, 4). Beſonders häufig wird ein Bedürf⸗ 
nis zur Auslegung und näheren Begrenzung einer den Klageanſpruch 
dem Grunde nach für gerechtfertigt erklärenden Urteilsformel beſtehen 
(ZW. 1919, 249 19). Maßgebend bleibt bei Widerſprüchen und in 
Zweifelsfällen jedoch die Urteilsformel, die äußerlich die Entſch. kenn⸗ 
zeichnet und begrenzt (RGZ. 93, 156 = JW. 1918, 614). 


Die Klage auf Feſtſtellung eines zweifelhaften Urteilsinhaltes hat 
an ſich mit den verſchiedenen Theorien über die Rechtskraft nichts 
zu tun. Sie ſoll lediglich Zweifel über den ſachlichen Umfang des 
Urteils beheben, die ſich aus dem Urteil ſelbſt' ergeben. Ich kann daher 
Stein⸗Jonas (15. Aufl., Vorbem. II 2, 3 vor 8704 ZPO.) darin 
nicht beiſtimmen, daß in jedem Fall Gegenſtand unſerer Klage die 
Feſtſtellung des materiellen Rechtsverhältniſſes ſei, nicht aber die des 
Inhaltes des erſten Urteils, da dieſes kein Rechtsverhältnis darſtelle 
(gegen RG. 82, 161). Nicht ob der Anſpruch, der durch die erſte 
Entſch. feſtgeſtellt wurde, dieſen oder jenen Juhalt hat, ſteht in dem 
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Feſtſtellungsverfahren zur Entſch., ſondern der Inhalt und Umfang 
des erſten Urteils ſelbſt. Dieſe Unterſcheidung iſt für die Zuläifigkeit 
und den Umfang der Urteilsfeſtſtellungsklage im Rahmen des $ 256 
PO. von prinzipieller Bedeutung. 

Bei einem in der abgekürzten Form des § 313 Abſ. 3 ZED. 
abgeſetzten Anerkenutnisurteil können Zweifel über den Urteilsinhalt 
nakurgemäß leichter entſtehen als bei einem mit Tatbeſtand und 
Gründen ausgeſtatteten Erkenntnis. Die obige Entſch. erklart hier 
nur das Klagevorbringen und die Anerkenntniserklärung als maß⸗ 
geblich für die Beſtimmung des Urteilsinhaltes. Das entſpricht auch 
durchaus der Faſſung des § 307 ZPO. Da aljo nicht etwa ein An 
trag (8 297 Abſ. 1 ZPO.), ſondern der materielle Anſpruch anerkannt 
wird, ſo muß zur Beſtimmung des letzteren auf das geſamte Klage⸗ 
vorbringen zurückgegriffen werden. Es zeigt ſich hier, daß bei nicht 
einfachen, in einem aus ſich heraus verſtändlichen Antrage formulierten 
Klageanſprüchen es vorzuziehen wäre, von der abgekürzten Form der 
Urteilsfaſſung gem. 8 313 Abſ. 3 Satz 5 ZPO. abzuſehen und den. 
Tenor des Urteils ſelbſtändig zu formulieren. 

Der zu berückſichtigende Inhalt des Klagevorbringens erſtreckt 
ſich auch auf die Anlagen zur Klageſchrift, die mit ihr als einheit⸗ 
liches Ganzes (8133 Abſ. 1 ZPO.) das Klagebegehren beſtimmen. 
Weitere Unterlagen außerhalb dieſer Umgrenzung können dagegen 
zur Beſtimmung des Urteilsinhaltes nicht herangezogen werden. Das 
würde der durch § 253 Abſ. 1 Ziff. 2 ZPO. geforderten Beſtimmt⸗ 
heit des Klageanſpruchs, der wiederum den Umfang der Rechtshängig⸗ 
keit abgrenzt, widerſprechen. Die obige Entſch. läßt daher eine Heran⸗ 
ziehung auch des Inhaltes der Patentſchrift mit Recht nur inſoweit 
zu, als es erforderlich iſt, um den (techniſchen) Sinn der Klageanträge 
feſtzuſtellen. Zur Beſtimmung des Umfanges der erhobenen Anſprüche 
kann die Patentſchrift jedoch nicht herangezogen werden. 

Ebenſo muß der Entſch. darin beigetreten werden, daß auch 
Vergleichsverhandlungen, die dem Anerkenntnis vorangegangen ſind, 
ebenſowenig die Tragweite des Urteils mit beſtimmen können, wie 
überhaupt irgendwelche Vorſtellungen, welche ſich die Parteien über 
den Umfang des Anerkenntniſſes gemacht haben. Dieſe mögen im 
allgemeinen für die Rechtsbeziehungen zwiſchen den Parteien von Be⸗ 
deutung fein können, ein gem. 8 307 ZPO. erlaſſenes Anerkenntnis⸗ 
urteil fixiert das Anerkenntnis jedoch immer nur im Rahmen der 
Rechtshängigkeit des erhobenen Auſpruchs (88 253, 263 ZPO.) 

Handelt es ſich, wie vorliegend, um einen Streit, bei dem nicht 
die mangelnde Befugnis zur Benutzung eines Patents, ſondern die 
Tatſache einer beſtimmten Verletzung ſtreitig iſt, erfordert die ſtändige 
Rſpr. des Rh., daß die Urteilsformel ſich an die beanſtandete Ver⸗ 
letzungsform anſchließt. Eine beziehungsloſe Urteilsformel wird mit 
Recht als ſinnlos bezeichnet. Daraus folgt, daß ſich auch die Rechts⸗ 
kraft einer derartigen Entſch. nur auf die beanſtandete Verletzungs⸗ 
form erſtrecken kann. Die abweichende Anſicht ges B., daß die 
Bezugnahme auf die in dem Klagevorbringen beanſtandete Verletzungs⸗ 
form lediglich beiſpielsweiſe Bedeutung habe, würde die notwendigen 
Grenzen der Begriffe Rechtshängigkeit und Rechtskraft zu ſehr ver⸗ 
flüchtigen. Erfreulicherweiſe bringt die Entſch. hierbei jedoch zum Aus⸗ 
druck, daß mit dieſer Begrenzung formalen Umgehungsverſuchen nicht 
die Tür geöffnet werde. Es kommt bei der Erfaſſung und Beſtim⸗ 
mung derjenigen Verletzungsform, welche der Rechtskraft des Urteils 
unterliegt, weniger auf Einzelmerkmale als auf die Geſamterſcheinung 
und den Kern der Verletzungsform an (ogl. über den Umfang des 
Patentſchutzes die Entſch. RG.: JW. 1935, 10158 [Sojabohne ). 


AGR. Dr. Kallfelz, Cottbus. 
* 


17a. 8233 3 PO. Fehler eines gehörig inſtru⸗ 
tierten Sozius des Prozeß bevollmächtigten 
ſtehen der Wiedereinſetzung in den vorigen 
Stand nicht im Wege. 


Durch Beſchluß des KG. iſt die Berufung des Bekl. 
gegen das Urt. des LG. in Berlin v. 13. Nov. 1934 als un⸗ 
zuläſſig verworfen worden, weil die Berufung nicht hin⸗ 
reichend begründet worden ift. Durch einen weiteren Beſchluß 
v. 28. Jan. 1935 iſt die Wiedereinſetzung in den vorigen 
Stand gegen die Verſäumung der Begründungsfriſt zurück⸗ 
gewieſen worden. Hiergegen richtet ſich die in rechter Form 
und Friſt eingelegte ſofortige Beſchwerde. 


Der Wiedereinſetzungsantrag war damit begründet wor⸗ 
den, der Prozeßbevollmächtigte RA. Sch. habe v. 5. Dez. 
bis 24. Dez. 1934 im Krankenhaus gelegen, habe aber vor 
ſeinem Fortgehen ſein Büroperſonal und ſeinen Sozius NA. 
Dr. H. noch beſonders auf die laufenden Berufungsfriſten 


hingewieſen. Trotzdem ſei die Begründungsfriſt nicht beachtet 
worden, weil Dr. H. die neuen Erforderniſſe einer Bes 
rufungsbegründung nicht richtig erkannt und daher nichts 
veranlaßt habe. Deshalb ſei die Sache auch RA. Sch. nach 
ſeiner Rückkehr aus dem Krankenhaus nicht mehr vorgelegt 
worden. 

Seinem erprobten Sozius gegenüber durfte ſich RA. 
Sch. mit dem kurzen Hinweis begnügen. Die entſcheidende 
Unterlaſſung fällt Dr. H. zur Laſt. Für fein Verſchulden 
würde die Partei nur verantwortlich ſein, wenn er ihr Ver⸗ 
treter geweſen wäre. Zur Begrundung der Berufung wäre er 
als beim BG. nicht zugelaſſener Anwalt nicht befähigt ge⸗ 
weſen, er hätte alſo die Sache Dr. Sch., notfalls einem 
anderen Anwalt vorlegen müſſen. Danach muß die An⸗ 
weiſung des Dr. Sch. dahin aufgefaßt werden, daß Dr. H. 
nur in verſtärktem Maße neben dem Büroperſonal auf die 
Einhaltung der Friſten als Hilfsperſon Dr. Sch. achten, aber 
nicht als Bevollmächtigter der Partei tätig werden ſollte. 
Für Fehler ſolcher Hilfsperſonen aber hat die Partei nicht 
einzuſtehen. Da im übrigen hinreichend glaubhaft erſcheint, 
daß Dr. Sch. alles getan hat, um die Einhaltung der Friſt 
ſicherzuſtellen, war dem Wiedereinſetzungsantrage ſtattzugeben. 


(Geschl. v. 28 Febr. 1935 IV B 18/85. — Berlin.) 
b. 


* 


* 17 b. 8 519 Ab ſ. 3 Nr. 2 3 PO. Dem Erfordernis 
des 8519 Abſ. 3 Nr. 2 3 PO. iſt nur dann Genüge 
geleiſtet, wenn die Berufungsbegründung eine 
beſondere Einſtellung auf das angefochtene Ur⸗ 
teil, eine Auseinanderſetzung mit ihm durch An⸗ 
führung der angegriffenen Punkte des Urteils 
und der Gründe, aus denen man die Auffaſſung 
des BG. für unrichtig hält, enthält. Wird nur 
auf das erſtinſtanzliche Vorbringen und ein mit⸗ 
eingereichtes Gutachten verwieſen, ſo mangelt 
es an der Form des 8 519 3PO., weil ein Rechts⸗ 
gutachten als ſyſtematiſch und wiſſenſchaftlich 
aufgebaute Stellungnahme zu dem den Gegen⸗ 
ſtand des Rechtsſtreits bildenden Rechtsfall 
nicht auf das angefochtene Urteil ſpeziell zu⸗ 
geſchnitten iſt. 

Das OLG. hat die Berufung des Kl. als unzuläſſig ver⸗ 
worfen, weil es in dem Schriftſatz v. 20. Juni 1934 keine den 
Erforderniſſen des § 519 Abſ. 3 Nr. 2 ZPO. entſprechende 
Berufungsbegründung erblickt hat. Die hiergegen erhobene 
ſofortige Beſchwerde iſt unbegründet. 

Die Berufungsſchrift des Kl. enthält neben der Be⸗ 
rufungseinlegung und der Erklärung, daß das Urteil des 
LG. in vollem Umfange angefochten werde, nur den Be⸗ 
rufungsantrag. Innerhalb der Berufungsbegründungsfriſt 
reichte der Anwalt des Kl. außerdem noch einen weiteren 
Schriftſatz v. 20. Juni 1934 folgenden Inhalts ein: 

„In Sachen ... wird zur Begründung der Be⸗ 
rufung zunächſt auf das geſamte Vorbringen des Kl. in 
erſter Inſtanz und im übrigen auf das angeſchloſſene Gutach⸗ 
ten von Prof. Dr. H. in T. Bezug genommen, welches hier⸗ 
mit ausdrücklich zum Gegenſtand der Berufungsbegründung 
gemacht wird. 

Der Kl. macht ſich die Ausführungen des Gutachtens in 
tatſächlicher und rechtlicher Hinſicht zu eigen, jedoch mit der 
Maßgabe, daß auch um Nachprüfung des erſtinſtanzlichen 
klägeriſchen Vorbringens rechtlicher Art, ſoweit dieſes den Er⸗ 
gebniſſen des Gutachtens nicht entſpricht (vgl. S. 22, 23, 
66 f. des Gutachtens) gebeten wird. 

Für den Kl. iſt hierbei insbeſ. maßgebend: 

1. Wenn auch das Gutachten eine Verletzung des 8 195 
Abſ. 3 HGB. verneint, fo führt es doch aus, daß die ent⸗ 
gegengeſetzte, der Klagebegründung zugrunde liegende Mei⸗ 
nung im Schrifttum ſtark vertreten und als herrſchend zu 
verzeichnen iſt. 

2. Wie das Gutachten auf S. 3 mit Recht betont, iſt die 
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Belt. des § 192 Abſ. 2 HGB. unter dem Geſichtspunkt der 
Intereſſenkolliſion auszulegen. Demgemäß hat auch bereits 
die Rſpr. dieſe Geſetzesbeſtimmung über ihren Wortlaut hin⸗ 
aus auf die Fälle angewandt, in denen das Vorſtandsmitglied 
der gegründeten AHG. nicht in eigener Perſon Gründer iſt, 
ſondern lediglich in ſeiner Eigenſchaft als geſetzlicher Ver⸗ 
treter einer anderen Geſellſchaft. Der Kl. iſt der Auffaſſung, 
daß eine derartige Intereſſenkolliſion genau ſo eintreten kann, 
wenn das Vorſtandsmitglied der gegründeten AktG, lediglich 
als Bevollmächtigter eines anderen handelt; gerade der vor⸗ 
liegend der Entſch. zugrunde zu legende Tatbeſtand ergibt, 
daß eine derartige Intereſſenkolliſion beſtand. 


3. Das Gutachten lehnt eine Erſatzpflicht der Bekl. bzgl. 
ſog. Verwaltungsſchäden ab, bezweifelt aber ausdrücklich, ob 
dieſer Standpunkt der Rſpr. des NG. entſpricht.“ 


Dem Schriftſatz war ein neunzig Schreibmaſchinenſeiten 
umfaſſendes Rechtsgutachten des Univprof. Dr. H. beigefügt. 

Es kann ganz davon abgeſehen werden, ob die in dem 
Schriftſatz des Kl. v. 20. Juni 1934 enthaltene Bezugnahme 
auf das beigefügte Rechtsgutachten überhaupt geeignet ſein 
würde, eine von dem Berufungsanwalt in eigener Verant⸗ 
wortlichkeit unterzeichnete Berufungsbegründung zu erſetzen, 
oder ob nicht vielmehr auch dieſe Art der Bezugnahme in 
Übereinſtimmung mit dem BG. der gleichen Beurteilung un⸗ 
terliegen muß, wie ſie in der Rſpr. mehrfach in Fällen zum 
Ausdruck gebracht iſt, in denen zur Begründung der Be⸗ 
rufung auf beigefügte oder in den Akten befindliche Armen⸗ 
rechtsgeſuche Bezug genommen war (vgl. RG., Beſchl. vom 
27. Sept. 1934, IV B 46/34: JW. 1934, 297510; Beſchl. 
v. 2. Okt. 1934, II B 15/34: JW. 1934, 3199 12; Urt. vom 
4. Okt. 1934, IV 137/34 [RG. 145, 266]; Urt. v. 5. Nov. 
1934, IV 205/34: JW. 1935, 12112 [RG. 145, 269). 

Auch wenn man von dieſem Bedenken abſieht, kann der 
Inhalt des Schriftſatzes v. 20. Juni 1934 in Verbindung 
mit dem Inhalte des Rechtsgutachtens nicht als eine den Er- 
forderniſſen des § 519 Abſ. 3 Nr. 2 entſprechende Berufungs⸗ 
begründung angeſehen werden. Die Geſetzesbeſtimmung er⸗ 
fordert die beſtimmte Bezeichnung der im einzelnen anzu⸗ 
führenden Gründe der Anfechtung. Sie verlangt damit, wie 
bereits mehrfach in der Rſpr. zum Ausdruck gebracht ift (vgl. 
RG., Beſchl. v. 27. April 1934, VII B 6/34; Beſchl. vom 
5. Juni 1934, VII B 10/34; Beſchl. v. 4. Juli 1934, VB 
15/34: WarnRſpr. 1934 Nr. 84, 112, 145, RArbG., Beſchl. 
v. 7. Dez. 1934, RAG B 67/34) eine beſondere Einſtellung 
auf das angefochtene Urteil, eine Auseinanderſetzung mit ihm 
durch Anführung derjenigen Punkte, in denen der Berl. das 
angefochtene Urteil angreifen will, und durch Angabe der 
Gründe, aus denen er die Auffaſſung des BG. für unrichtig 
hält. Der Anwalt des Berl. ſoll dadurch zu einer ftraffen 
Zuſammenfaſſung des Vorbringens innerhalb der Begrün⸗ 
dungsfriſt angehalten, und es ſoll auf dieſe Weiſe im Inter⸗ 
eſſe der Beſchleunigung des Verfahrens nicht nur der BerR., 
fondern auch der Ber Bekl. in die Lage verſetzt werden, ſich 
möglichſt bald ſchnell und ſicher darüber zu unterrichten, 
welche Gründe im einzelnen gegen die im angefochtenen Ur⸗ 
teil enthaltene tatſächliche und rechtliche Würdigung des 
Streitſtoffes geltend gemacht werden. Daß unter dieſem Ge⸗ 
ſichtspunkt betrachtet der Schriftſatz des Kl. v. 20. Juni 1934 
auch bei Einſchluß des Rechtsgutachtens weder dem Wortlaute 
der Geſetzesbeſtimmung noch ihrem Sinne entſpricht, kann 
einem ernſtlichen Zweifel nicht unterliegen. Das Rechtsgut⸗ 
achten enthält eine groß angelegte ſyſtematiſch und wiſſen⸗ 
ſchaftlich aufgebaute Stellungnahme zu dem den Gegenſtand 
des Rechtsſtreits bildenden Rechtsfall; es erwähnt zwar in 
einzelnen Punkten das angef. Urteil, iſt aber nicht, wie Sinn 
und Zweck der Berufungsbegründung es erfordern, eigens auf 
das angef. Urteil zugeſchnitten, indem es diejenigen Punkte 
klar heraushebt und behandelt, in denen das angef. Urteil an⸗ 
gegriffen werden ſoll. Es iſt nach ſeinem ganzen Inhalte 
ſichtlich auch nicht der Zweck des Rechtsgutachtens geweſen, 
eine den Erforderniſſen des 8 519 Abſ. 2 Nr. 2 ZPO. ent- 
ſprechende Berufungsbegründung zu erſetzen, vielmehr be⸗ 
durfte es, um dieſer Beſt. gerecht zu werden, neben dem 
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Rechtsgutachten noch einer eigenen Stellungnahme des An⸗ 
walts des Berͤl., ob und inwieweit er die wiſſenſchaftlichen 
Ergebniſſe des Rechtsgutachtens zu Angriffen gegen das angef. 
Urteil verwerten wollte. Dieſem Mangel der eigenen, auf die 
beſonderen Angriffspunkte des angef. Urteils eingehenden 
Stellungnahme iſt aber auch nicht etwa dadurch abgeholfen 
worden, daß der Anwalt des Berͤl. der Bezugnahme auf 
das Rechtsgutachten noch einige ſelbſtändige Bemerkungen 
hinzugefügt hat. Sie laſſen weder durch ihren Wortlaut noch 
durch ihren Inhalt erkennen, daß ſie zu dem angef. Urteil in 
Beziehung ſtehen und dazu beſtimmt ſind, die Gründe an⸗ 
zugeben, aus denen das Urteil der Vorinſtanz angegriffen 
werden ſollte. Die Bemerkung 1 befaßt ſich mit der Stellung⸗ 
nahme des Rechtsgutachtens zu dem von dem Kl. mit der 
Klage geltend gemachten rechtlichen Geſichtspunkt, daß § 195 
Abſ. 3 HGB. verletzt worden ſei; ſie hebt hervor, daß das 
Rechtsgutachten eine Verletzung des $ 195 Abſ. 3 HGB. zwar 
verneine, aber doch ausführe, daß die entgegengeſetzte, der 
Klagebegründung zugrunde liegende Meinung im Schrifttum 
ſtark vertreten und als herrſchend zu verzeichnen ſei. Ein Ein⸗ 
gehen auf den tragenden Geſichtspunkt des angef. Urteils, 
daß bei der Zweifelhaftigkeit der Rechtsfrage von einem Ver⸗ 
ſchulden des Regiſterbeamten nicht die Rede ſein könne, wenn 
er die Stellvertretung des Gründers M. durch den Vorſtand 
Sch. nicht beanſtandet habe, enthält die Bemerkung über⸗ 
haupt nicht. Das gleiche gilt von der Bemerkung 2. Auch 
dieſe beſchäftigt ſich lediglich mit einer Darlegung des Rechts⸗ 
gutachtens, daß die Belt. des § 192 Abſ. 2 HGB. unter dem 
Geſichtsvunkt der Intereſſenkolliſion auszulegen ſei. Sie läßt 
aber jedes Eingehen auf das angef. Urteil vermiſſen, deſſen 
tragender Geſichtspunkt auch hier wiederum der iſt, es könne 
dem Regiſterbeamten bei der Zweifelhaftigkeit der Anwend⸗ 
barkeit des § 192 Abſ. 2 HGB. auf den vorl. Fall jeden⸗ 
falls kein Vorwurf daraus gemacht werden, daß er ſich an 
den Wortlaut des § 192 Abſ. 2 HGB. gehalten, eine aus⸗ 
dehnende Auslegung der Vorſchrift unterlaſſen und dem⸗ 
gemäß davon abgeſehen habe, eine Prüfung durch beſondere 
Reviſoren zu fordern. Die Bemerkung 3 endlich knüpft wie⸗ 
derum nur an das Rechtsgutachten an, indem ſie lediglich 
ausführt, dieſes lehne eine Erſatzpflicht bzgl. der ſog. Ver⸗ 
waltungsſchäden ab, bezweifele aber ausdrücklich, ob dieſer 
Standpunkt der Rſpr. des NG. entſpreche. Eine Beziehung 
zu dem angef. Urteile iſt nicht erſichtlich; die Bemerkung 
läßt ohne eingehendes Studium des den Rechtsfall als ſolchen 
nach allen Richtungen wiſſenſchaftlich erörternden und damit 
den Zwecken der Berufungsbegründung nicht unmittelbar die⸗ 
nenden Rechtsgutachtens nicht einmal erkennen, gegen welchen 
Teil des angef. Urteils ſie ſich überhaupt richtet. Es ergibt 
ſich aus alledem, daß der Schriftſatz v. 20. Juni 1934, auch 
ſoweit er ſelbſtändige Ausführungen des Anwalts des Berkl. 
enthält, in keiner Weiſe dem entſpricht, was die Belt. des 
§ 519 Abſ. 3 Nr. 2 ZPO. von einer Berufungsbegründung 
mit klaren unzweideutigen Worten verlangt, eine beſtimmte 
Bezeichnung der im einzelnen anzuführenden Gründe der An⸗ 
fechtung. Es handelt ſich hierbei nicht, wie die ſofortige 
Beſchw. geltend macht, um eine formaliſtiſche Auslegung des 
Geſetzes, ſondern um die einfache Anwendung der klaren Ge⸗ 
ſetzesbeſtimmung, die eine Stellungnahme des Prozeßbevoll⸗ 
mächtigten des BerKl. zum angef. Urteile durch Angabe der 
einzelnen beſtimmt zu bezeichnenden Anfechtungsgründe in⸗ 
nerhalb der Berufungsbegründungsfriſt zwingend erfordert. 
Daß das BG. nach Ablauf der Begründungsfriſt nicht 
ohne weiteres die Berufung als unzuläſſig verworfen hat, 
iſt für die Beurteilung der Zuläſſigkeit der Berufung ohne 
Bedeutung. Das BG. war, auch wenn es zunächſt den Man⸗ 
gel einer der Vorſchrift des 8 519 Abſ. 3 Nr. 2 3 PO. ent⸗ 
ſprechenden Begründung unbeachtet gelaſſen hatte, verpflich⸗ 
tet, in jedem Stadium des Verfahrens die Zuläſſigkeit der 
Berufung auch unter dieſem Geſichtspunkte zu prüfen. 


(Beſchl. v. 15. Jan. 1935; III B 2/35. — Stuttgart.) 
[v. B.] 
= RGB. 146, 250.) 
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18. 8 46 PrG KG.; 88 1, 8,14 UmwandlG. v. 5. Juli 1934 
(REBEL. I, 569). Der Gegenſtandswert eines Geſellſchafter⸗ 
beſchluſſes über die Umwandlung einer Kapitalgeſellſchaft 
beſtimmt ſich nach dem Wert des Geſellſchaftsvermögens 
ohne Abzug der Schulden. f) 

Der Notar Dr. C. hat am 14. Dezember 1934 in der Ge⸗ 
ſellſchafterverſammlung einer Grundſtücksgeſellſchaft mb. das Pro⸗ 
tokoll geführt. Der Kaufmann M. hat als alleiniger Geſellſchafter 
und Beſitzer aller Geſchäftsanteile im Betrage von 20 000 AA fol⸗ 
genden Geſellſchafterbeſchluß gefaßt: 

„Gem. $$ 1, 8, 14 des Gef. v. 5. Juli 1934 wird die Ge⸗ 
ſellſchaft derart umgewandelt, daß ihr Vermögen unter Ausſchluß 
der Liquidation auf mich als den alleinigen Geſellſchafter übertra⸗ 
gen wird.“ 

Nach Inhalt des Protokolls iſt der Umwandlung die auf den 
31. Okt. 1934 aufgeſtellte Bilanz der Geſellſchaft, die M. geneh⸗ 
migt hat, zugrunde gelegt worden. Das Aktivvermögen der Ge- 
ſellſchaft beträgt danach 72 928,60 AM. 

Der Notar hat nach dieſem Wert gem. $$ 32, 46 PrGgch. 
eine 2%-Gebühr von 272 RM und an Schreibgebühren 3,60 RA 
berechnet. 

Die Geſellſchaft hat bei dem Präsidenten des LG. in Ber⸗ 
lin beantragt, die Gebühren gem. § 25 Abſ. 2 NotGebD. feſtzu⸗ 
ſetzen. Von ihr iſt geltend gemacht worden, daß der Gebühren- 
berechnung das Reinvermögen der Geſellſchaft zugrunde zu legen 
ſei, da der Kaufmann M. auch die Schulden übernommen habe. 
Der LGPräſ. hat nach Anhörung der Beteiligten durch Beſchl. vom 
24. Jan. 1935 die Gebühren und Auslagen des Notars auf 
275,60 RM feſtgeſetzt. 

Der Kaufmannn M., der die Eintragung der Umwandlung in 
das Handelsregiſter herbeigeführt hat, hat inſoweit ſofortige Beſchw. 
eingelegt, als die Gebühr aus 8 46 Pr&KG. nach dem Werte des 
Aktivvermögens der Geſellſchaft berechnet worden iſt. Das Rechts- 
mittel hatte keinen Erfolg. 

In dem angefochtenen Beſchluß wird zutreffend ausgeführt, 
daß die Beurkundung des Geſellſchafterbeſchluſſes v. 14. Dez. 1934 
einen beſtimmten Geldwert i. S. des $ 46 Pr&K6. habe. Denn es 
handelt ſich um die Begründung eines neuen Rechtsverhältniſſes, 
das die Übertragung des geſamten Vermögens der Geſellſchaft auf 
den Beſchw§. zum Gegenſtand hat. 

Cem. 814 Satz 1 Ummwandl®. v. 5. Juli 1934 (MOB. I, 
569) finden auf die Umwandlung einer Gmb. die Vorſchriften 
über die Umwandlung einer AktG. entſprechende Anwendung. 
Wird alſo das Vermögen einer GmbH. auf den alleinigen Geſell⸗ 
ſchafter übertragen, ſo vollzieht ſich die Umwandlung in der Weiſe, 
daß die Geſellſchaft ſich auflöſt und ihr Vermögen auf den alleini⸗ 
gen Geſellſchafter übergeht. Der übergang des Vermögens vollzieht 
ſich ohne Liquidation, alſo nicht im Wege von Einzelübertragun⸗ 
gen. Mit der Eintragung der Umwandlung in das Handelsregiſter 
geht das Vermögen mit Einſchluß der Schulden auf den überneh⸗ 
menden Geſellſchafter über. Die umgewandelte Geſellſchaft iſt damit 
aufgelöſt, und es erliſcht ihre Firma. Mithin liegt eine Geſamt⸗ 
rechtsnachfolge vor (Quaſſowski: Dotg. 1934, 560, 568). 
Die Rechtslage iſt derjenigen bei der liquidationsloſen Fuſion 
zweier AktG. gem. 88 305, 306 HGB. ähnlich. Der Senat hat in 
dem Beſchluß 1 a X 69/70/33: IFG., Erg Bd. 12 S. 193 und 
DRotg. 1933, 721, ausgeführt, daß der der Entſch. zugrunde lie⸗ 
gende Fuſionsvertrag ein geſellſchaftsähnlicher Vertrag, alſo ein 
Vertrag ſei, der koſtenrechtlich eine Vereinigung von Leiſtungen be⸗ 
treffe. Denn er bezwecke die Übertragung des Geſamtvermögens 
der untergehenden Geſellſchaft auf die andere Geſellſchaft gegen 

ewährung von Aktien der letzteren an die Aktionäre der erſteren, 
ſo daß dieſe Aktionäre für den ihnen gewährten Aktienbetrag der 
übernehmenden Geſellſchaft in dieſe als Mitgeſellſchafter einträten. 
Die Vermögensübertragung ſtelle ſich alſo gleichſam als eine Ge⸗ 
ſellſchaftseinlage der zur übernehmenden Geſellſchaft übergehenden 
Aktionäre dar. In ſolchen Fällen der Vereinigung von Leiſtungen 
lei aber in Anwendung von § 18 Abſ. 1 Satz 1 i. Verb. m. § 20 
Abſ. 1 Proc. ſtets der Wert des einzubringenden Vermögens 
ohne Abzug der Schulden maßgebend. In dem vorl. Fall, der den 
Übergang des geſamten Vermögens der GmbH. auf den alleinigen 
Geſellſchafter zum Gegenſtand hat, kann allerdings von einer Ge⸗ 
ſellſchaftseinlage nicht die Rede ſein. Aber auch hier iſt der Gegen⸗ 
ſtandswert nach dem Wert des einzubringenden Vermögens ohne 
Abzug der Schulden zu bemeſſen. Denn nach 8 20 Abf. 1 Satz 1 
PrööKG. iſt bei der Berechnung des Wertes einer Sache nur ihr 
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gemeiner Wert in Betracht zu ziehen. Schulden ſind alſo nicht in 
Abzug zu bringen. Daher iſt in allen Fällen, in denen ein Ver⸗ 
mögen den Gegenſtand des gebührenpflichtigen Geſchäfts bildet und 
nach dem Willen des Geſetzgebers die Schulden abgezogen werden 
ſollen, dies ausdrücklich beſtimmt worden (JFG. ErgBd. 12 S. 195). 
Eine ſolche Vorſchrift hat aber der Geſetzgeber für Fälle der vor⸗ 
liegenden Art nicht getroffen. 

Die Anſicht des Beſchw§., daß die gebührenrechtlichen Vor⸗ 
ſchriften, welche für den Fall der Geſamtrechtsnachfolge durch den 
Tod gelten, entſprechende Anwendung zu finden hätten, iſt unrich⸗ 
tig. Die Geſamtrechtsnachfolge, die bei der liquidationsloſen Fu⸗ 
fion zweier AktG. gem. $$ 305, 306 HGB. oder bei der Um⸗ 
wandlung einer GmbH. durch übergang des Vermögens auf den 
alleinigen Geſellſchafter ſtattfindet, iſt zwar dem übergang des Ver⸗ 
mögens des Verſtorbenen auf die Erben ähnlich (R6Z. 123, 289, 
294 und Staub, HGB., 14. Aufl., Anm. 13 zu $ 306). Jedoch 
können die im 5. Abſchn. des 1. Teiles des PrGͤKG. enthaltenen 
Vorſchriften über Nachlaßſachen unb Auseinanderſetzungen keine 
Anwendung finden, da ein Nachlaß im Sinne dieſer Vorſchriften 
nicht vorhanden iſt. Grundſätzlich iſt auch eine entſprechende Anwen⸗ 
dung dieſer koſtenrechtlichen Beſt. nicht ſtatthaft. Selbſt wenn ſie 
aber zuläſſig wäre, müßte der Gegenſtandswert nach dem des Ver⸗ 
mögens der GmbH. ohne Abzug der Schulden bemeſſen werden. 
Denn nach 8 88 Abſ. 1 PrͤKG. werden in der unter den 5. Abſchn. 
fallenden Angelegenheiten die Gebühren von dem Betrage der den 
Gegenſtand des Verfahrens bildenden Vermögensmaſſe ohne Abzug 
der Schulden berechnet. Hiermit wird die durch die vorhergehen⸗ 
den Ausnahmen des § 78 Abſ. 4 — Erteilung des Erbſcheins — 
8 79 Abſ. 3 — Teſtamentseröffnung — und 8 87 Abſ. 2 — Ent⸗ 
gegennahme erbrechtlicher Erklärungen — durchbrochene Regel be⸗ 
ſtätigt. Der Beſchwß beruft ſich zu Unrecht auf OLG. Braunſchweig 
v. 2. Dez. 1932: DNotgZ. 1933, 722. Dort wird zwar ausgeführt, 
daß nach dem BraunſchwͤKcö. die Bewertung des Nachlaſſes 
grundſätzlich unter Abzug der Schulden zu erfolgen habe. Das 
Wr&KG. vertritt aber, wie bereits erörtert, den gegenteiligen 
Grundſatz. 

Der LGPräſ. hat zutreffend ausgeführt, es ſei ohne Be⸗ 
deutung, daß durch das UmwandlStch. v. 5. Juli 1934 (RGBl. J, 
572) i. Verb. ın. der 1. DurchfVO. zu dieſem Gef. v. 7. Juli 1934 
(RG Bl. I, 595) mit der Umwandlung ſteuerliche Vergünſtigungen 
verbunden ſeien. Denn hierdurch werden die für die Berechnung 
der Notargebühren beſtehenden Vorſchriften nicht berührt. 

(KG., ZivSen. la, Beſchl. v. 8. März 1935, 1a WX 235/35.) 
Ber. von KR. Heydtmann, Berlin. 


Anmerkung: Der vorſtehenden Entſch. iſt in vollem Umfange 
zuzuſtimmen. 

Die Umwandlung einer Kapitalgeſellſchaft nach dem Um⸗ 
wandlG. ſtellt nämlich die Begründung eines neuen Rechtsver⸗ 
hältniſſes von beſtimmtem Geldwert i. ©. von § 46 Pr. bar. 
In einem derartigen Fall iſt aber als Wert des Gegenſtandes 
der Vermögensübertragung nur das ganze Aktivvermögen der 
Kapitalgeſellſchaft in ſeinem vollen Umfange, alſo ohne Abzüge der 
Schulden, anzuſehen. Nach zutreffender, feſtſtehender Rſpr. (ogl. 
KG.: 356. 12, 195; TNotg. 33, 722) ſind nämlich in allen 
Fällen, in denen ein Vermögen Gegenſtand des gebührenpflich⸗ 
tigen Rechtsgeſchäfts iſt, die Paſſiva des Vermögens nicht abzu⸗ 
ſetzen, falls das Geſetz nicht ausdrücklich etwas anderes anordnet. 

Die Entſch. entſpricht auch der ungeteilten Meinung in Rſpr. 
(OG. Wuppertal: DNotg. 1935, 149) und Schrifttum (Seybold: 
DNotg. 1934, 721 Anm. 15). 

AGR. Dr. Karl⸗Auguſt Criſolli, Berlin. 
* 


19. 88 2039, 2058 BGB. Streitwert und Gebührenbe⸗ 
rechnung bei Klagen gegen Miterben. Bei Paſſivprozeſſen 
des Nachlaſſes haften alle Miterben geſamtſchuldneriſch. 
Jeder einen Miterben vertretende Anwalt erhält alſo ſeine 
Gebühren nach dem vollen Wert der geltend gemachten 
Forderung, nicht nur nach dem Anteil ſeiner Partei am 
Nachlaß. 5) 

Zugunſten der Bekl. als in ungeteilter Erbengemeinſchafl lebender 
Miterben war eine Aufwertungshypothek von 4250 RA eingetragen. 
Der Kl. hat behauptet, daß dieſe Hypothek getilgt ſei und hat be⸗ 
antragt, die Bekl. zur Bewilligung der Löſchung der Hypothek von 
4250 RM, ferner als Geſamtſchuldner zur Zahlung eines Betrages 
von 500 RM zu verurteilen. Die drei Bekl. ſind im zweiten Rechts⸗ 
zuge jeder durch einen anderen Anwalt vertreten geweſen, deren Koſten 
nach dem vollen vom Kl. geltend gemachten Streitwert die Bekl. auf 
Grund des obſiegenden Urteils erſtattet verlangen. Der Urkundsbeamte 
hat die Koſten antragsgemäß feſtgeſetzt. Hiergegen hat der Kl. Er⸗ 
innerung eingelegt mit der Begründung, daß bei Klagen gegen Mit⸗ 
erben der Streitwert bzgl. eines jeden nur nach ſeinem Jntereſſe, 
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grundſätzlich alſo nur nach ſeinem Anteilsrecht am Nachlaß oder an 
der ſtreitigen Forderung ſich belaufe. Das LG. hat der Erinnerung 
ſtattgegeben. Es geht davon aus, daß in ſinngemäßer Anwendung der 
Srundjag, daß bei Klagen von Miterben der Streitwert nur nach 
dem quotenmäßigen Anteil eines jeden zu berechnen ſei, auch dann 
gelten nrüſſe, wenn die Miterben auf Einwilligung in die Löſchung 
einer Hypothek in Anſpruch genommen werden, da jeder dann in 
Wahrheit nur über den ihm zuſtehenden Anteil verfüge. 

Die hiergegen erhobene Beſchw. mußte Erfolg haben. Für die 
hier zu treffende Entſch. bedurfte es keines Eingehens auf die Streit⸗ 
frage, ob bei Klagen eines Miterben aus § 2039 BOB. auf Leiſtung 
an die Erbengemeinſchaft, d. h. bei Geltendmachung eines Aktive 
rechts des Nachlaſſes, der Streitwert ſich nach dem vollen Wert der 
beantragten Leiſtung oder, wie insbeſ. das NG. (RG. 93, 127) meint, 
nur nach dem Wert bemißt, der dem Anteil des klagenden Miterben 
an dem Nachlaß entſpricht. Denn in dem zur Entſcheidung ſtehenden 
Fall handelt es ſich um einen Anſpruch gegen den Nachlaß, der 
allen Miterben gegenüber geltend gemacht wird. Dieſer Anſpruch iſt 
nicht nach $ 2039 BGB., ſondern nach 8 2058 BGB. zu beurteilen, 
wonach die Erben für gemeinſchaftliche Nachlaßverbindlichkeiten als 
Geſamtſchuldner haften. Die Bedenken des Lch., daß bei der 
Klage auf Löſchungsbewilligung eine eigentliche Geſamtſchuld nicht 
vorliege, werden durch § 431 BGB. zerſtreut. Danach haften auch bei 
einer unteilbaren Leiſtung die mehreren Verpflichteten als Geſamt⸗ 
ſchuldner. Eine irgendwie geartete Teilung des Anſpruchs — ſei es 
auch nur für die Streitwertberechnung — nach dem Anteil der ein- 
zelnen Miterben an dem Geſamtnachlaß iſt daher nicht angäugig und 
würde gegen 8 2058 BGB. verſtoßen. Zwar hat das RG. in einer 
Entſch. v. 25. März 1929 (JW. 1929, 1653) in offenbar abweichen⸗ 
der Beurteilung dahin entſchieden, daß wie bei Klagen aus 8 2039 
BGB. ſo auch bei Klagen des einzelnen Miterben gegen denjenigen, 
der eine Forderung gegen den Nachlaß zu haben behauptet, auf 
negative Feſtſtellung für die Streitwertbemeſſung der Wert des An⸗ 
teils des einzelnen Miterben maßgebend ſei. Zutreffend iſt aber in 
der Anm. zu dieſer Entſch. bereits hervorgehoben, daß es ſich bei 
einer derartigen negativen Feſtſtellungsklage, gleichgültig ob ſie von 
einem Miterben oder der geſamten Erbengemeinſchaft erhoben wird, 
in Wahrheit um einen Paſſivprozeß des Nachlaſſes, alſo un 
einen in § 2058 BGB. geregelten Fall handelt. Immerhin liegt der 
jetzige Sachverhalt inſofern noch etwas anders, als ein Gläubiger des 
Nachlaſſes die geſamte Erbengemeinſchaft in Anſpruch nimmk. Hier 
kaun kein Zweifel darüber beſtehen, daß die geſamten Miterben 
geſamtſchuldneriſch haften, und daß deshalb der Streitwert 
bzgl. jedes einzelnen Miterben nicht nach ſeinem Anteil zu berechnen 
iſt, ſondern der Geſamtforderung an den Nachlaß entſpricht. 

Der Seuat kann daher ſeine in dem früheren Grundſatz 
20 W 11525/32 v. 9. Nov. 1932 (bei Gaede ke, KoſtRſpr., 1934, 
Nr. 299) niedergelegte Auffaſſung, daß bei Klagen gegen Miterben 
wie für die Streitwertfeſtſetzung ſo auch für die Berechnung der 
Anwaltsgebühren hinſichtlich jedes Miterben nur die dieſem zuſtehende 
Ouote maßgebend ſei, nicht aufrechterhalten. Zum mindeſten kann, 
ſoweit es ſich um einen Paſſivprozeß des Nachlaſſes handelt, 
der nach 8 2058 BGB. zu beurteilen iſt, für dieſe Auffaſſung ſelbſt 
dann Rein Raum fein, wenn man ſelbſt im übrigen die reichsgericht⸗ 
liche Anſicht zu § 2039 BGB. für zutreffend erachten will. 

Hier kommt noch hinzu, daß bei einem Teil des Klageanſpruchs, 
nämlich dem auf Zahlung von 500 RA gerichteten Antrag, ohnehin 
alle Miterben ausdrücklich als Geſamtſchuldner in Anſpruch genommen 
werden, und daß inſoweit eine Teilung gar nicht möglich wäre. 

Die Koſtenberechnung der Anwälte der Bell. geht alſo zu Recht 
von einem Streitwert von 4750 AM (4250 ＋ 500) aus. Dieſer iſt 


der Gebührenberechnung bzgl. jedes einzelnen der drei auf ſeiten 


der Bekl. tätig gewordenen Anwälte zugrunde zu legen. 

Daß bei mehreren Streitgenoſſen jeder einzelne ſich durch einen 
beſonderen Auwalt vertreten laſſen kann, iſt allgemein anerkannt 
und folgt auch aus 8 91 Abſ. 2 Satz 1 ZPO., ohne daß es im ein⸗ 
zelnen Falle einer Darlegung darüber bedürfte, aus welchen Gründen 
die mehreren Streitgenoſſen ſich nicht durch ein und denſelben Anwalt 
vertreten laſſen. 

Danach iſt alſo der mit der Erinnerung angefochtene Koſten⸗ 
feſtſetzungsbeſchluß des Urkundsbeamten zu Recht ergangen. 


GG., 20. ZivSen., Beſchl. v. 17. April 1935, 20 W 2212/35). 


Anmerkung: Vgl. die Aufſätze Pein und Weber oben 

S. 1528 ff. ſowie OLG. Kaſſel unten S. 1583 23. 
un 

20. 88 916, 6, 4 3PO. Der Streitwert eines Arreftes 
berechnet ſich gemäß $6 ZPO. nach dem Betrag der zu 
ſichernden Hauptforderung. Ein hierneben etwa geltend 
gemachtes Koſtenpauſchguantum iſt gemäß 84 3PO. auf 
den Streitwert ohne Einfluß. +) 

Der Antragſteller hat gegen den Antragsgegner den Erlaß eines 
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dinglichen Arreſtes wegen einer Forderung von 1290,19 RM zuzüglich 
eines Koſtenpauſchquantums von 300 %% beantragt. Das LG. hat den 
Streitwert für dies Verfahren durch den angef. Beſchl. auf 1290,19 AM 
teftgejegt. Der hiergegen von dem Prozeß bevollmächtigten des Antrag⸗ 
ſtellers mit dem Antrag, den Streitwert auf 1590,19 RM heraufzu⸗ 
ſetzen, eingelegten Beſchw. war der Erfolg zu verſagen. 

Der Sen. ſteht in Übereinſtimmung mit der herrſchenden Anſicht 
auf dem Standpunkt, daß ſich der Streitwert eines Arreſtes gem. § 6 
3 PO. nach dem Betrag der durch den Arreſt zu ſichernden Forderung 
(8 916 ZPO.) berechnet. Die weitere Frage, ob zu dieſem Betrag ein 
etwaiges Koſtenpauſchauantum gem. § 5 ZBD. hinzuzurechnen iſt, hat 
der Sen. bisher verneint (Beſchl. 14 W 2972/33), und er hält dieſen 
Standpunkt auch bei nochmaliger Nachprüfung aufrecht. Der 20. Ziv⸗ 
Sen. des KG. hat allerdings in einem ausführlich begründeten Gut⸗ 
achten v. 20. Dez. 1928 (ZW. 1930, 6441) die Auffaſſung vertreten, 
daß das Koſtenpauſchquantum bei der Streitwertberechnung in vollem 
Umfange zu dem Betrag der Hauptforderung hinzuzurechnen ſei, und 
zwar ohne Rückſicht darauf, ob es ſich auf die Koſten des Arreſtver⸗ 
fahrens oder die Koſten des Hauptprozeſſes bezieht. Demgegenüber hat 
der 25. ZivSen. in einem Beſchl. v. 11. Juni 1931 (JW. 1931, 2581% 
den Standpunkt eingenommen, daß das Koſtenpauſchquantum ſtets un⸗ 
berückſichtigt zu bleiben habe, während der 12. Ziv Sen. in einem nicht 
veröffentlichten Beſchl. v. 24. Febr. 1932 (12 W 10 902/31) ausge⸗ 
ſprochen hat, daß das Koſtenpauſchauantum wenigſtens inſoweit un⸗ 
berücksichtigt zu bleiben habe, als es ſich auf die Koſten des Arreſt⸗ 
verfahrens bezieht. 

Die Entſch. der Frage, ob und inwieweit das Koſtenpauſchquantum, 
bei der Streitwertberechnung zu berückſichtigen iſt, hängt im weſent⸗ 
lichen davon ab, ob es unter „Koſten“ i. S. des § 4 ZPO. fällt; denn 
nach dieſer Beſt. haben Koſten, die als Nebenforderungen geltend ge- 
macht werden, bei der Wertberechnung unberückſichtigt zu bleiben. Daß 
es ſich bei dem neben der Hauptforderung geltend gemachten Koſten⸗ 
pauſchauantum um eine Nebenforderung i. S. des 5 4 3PO. handelt, 
ergibt ſich ohne weiteres daraus, daß es nicht denkbar wäre, daß 
wegen der Hauptforderung das Arreſtgeſuch zurückgewieſen, wegen des 
Koſtenpauſchguantums dagegen der Arreſt angeordnet wird. Es kann 
ſich daher nur darum handeln, ob das Koſtenpauſchzuantum zu den 
Koſten i. S. des 84 ZRO. gehört. Wenn hier im Schrifttum (vgl. die 
Ausfuhrungen in dem Gutachten des 20. Ziv Sen.) geſagt wird, daß 
unter Koſten i. S. des $4 BRD, nicht die Koſten des Verfahrens zu 
verſtehen ſeien, ſo wird dies ſelbſt von den Vertretern dieſer Anſicht 
nicht dahin verſtanden, daß die Koſten des Verfahrens, da ſie nicht 
unter 8 4 ZRD. fallen, nunmehr gem. § 5 ZPO. zu dem Streitwert 
der Hauptſache hinzuzurechnen ſind. Im übrigen findet aber auch dieſe 
einſchrankende Auslegung des Begriffs der Koſten in 8 4 3PO. im 
Geſetz keine Stütze und ſteht auch damit in Widerſpruch, daß ſonſt all⸗ 
gemein dieſer Begriff ſehr weit ausgelegt wird; denn hierzu werden 
heute allgemein gerechnet: „einmal die Aufwendungen, die aus Anlaß 
des der Klage zugrunde liegenden Geſchäfts entſtanden ſind, wie die 
jür Verſendung der Ware, Auflaſſung, Übergabe, Unterſuchung bean⸗ 
ſtandeter Ware, Selbſthilfeverkauf; ferner diejenigen Mittel, die für die 
Durchführung des Anſpruchs aufgewandt worden ſind, wie z. B. für 
Mahnſchreiben, Gutachten als Grundlage zur Schadensberechnung, Pro⸗ 
teſtkoſten, Porti; endlich auch die Koſten eines früheren wegen des 
Auſpruchs geführten Rechtsſtreits, z. B. bei der Inanſpruchnahme des 
Bürgen“ (vgl. das Gutachten des 20, ZivSen. und Lie dortigen Nach⸗ 
weiſe). Hiernach ſteht der erkennende Sen. zunächſt in Übereinſtimmung 
mit dem Beſchl. des 12. ZivSen. auf dem Standpunkt, daß bei der 
Berechnung des Streitwerts für einen Arreſt das Koſtenpauſchguantum, 
ſoweit es die Koſten des Arreſtverfahrens betrifft, ebenſo unberückſich⸗ 
tigt zu bleiben hat, wie ſonſt im gewöhnlichen Prozeßverfahren die 
Verſahrenskoſten außer Betracht bleiben. Darüber hinausgehend trägt 
aber der Sen. auch keine Bedenken, den Begriff der Koſten i. S. des 
54 3PD. weiter dahin auszudehnen, daß er ſich auch auf die Koſten 
des nachfolgenden Hauptprozeſſes erſtreckt. Eine geſetzliche Beſt., die 
einer ſolchen Auslegung entgegenſtände, beſteht nicht. Für dieſe aus⸗ 
dehnende Auslegung ſpricht dagegen die Erwägung, daß Arreſtver⸗ 
jahren und Hauptprozeß injofern eine Einheit bilden, als fie die gleiche 
Hauptforderung zum Gegenſtand haben und das Arreſtverfahren die 
Sicherung der Zwangsvollſtreckung wegen des ſpäter im Hauptprozeß 
ergehenden Urt. bezweckt. Bilden beide Verfahren aber in dieſem Sinne 
eine Einheit, ſo erſcheint es nur billig, bei der Streitwertberechnung 
für das Arreſtverfahren die Koſten beider Verfahren unberückſichtigt zu 
laſſen, und zwar um ſo mehr, als in dem Hauptprozeß die Koſten 
des vorangegangenen Arreſtverfahrens jedenfalls als Nebenforderung 
i. S. des 8 4 3 PO. anzuſehen wären. Es iſt zwar dem Gutachten des 
20. ZivSen. zuzugeben, daß der Arreſtprozeß ſeine Beſonderheiten hat 
und daß dieſe Beſonderheiten vielleicht in konſtruktiver Hinſicht die 
Möglichkeit bieten, das Koſtenpauſchquantum nicht als Koſtenneben⸗ 
ſorderung i. S. des 8 4 ZPO. anzuſehen und es ſomit bei der Streit⸗ 
wertberechnung zu dem Betrage der Hauptforderung hinzuzurechnen. 
Zum mindeſten ebenſogut beſteht aber entſprechend den vorſtehenden 
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Darlegungen die Möglichkeit, auf das Koſtenpauſchguantum die Vorſchr. 
des 8 4 BRD. wenigſtens entſprechend anzuwenden und es ſomit bei 
der Streitwertberechnung unberückſichtigt zu laſſen. Selbſt wenn man 
auch die erſte Möglichkeit als gegeben unterſtellt, muß dennoch die 
Wahl zugunſten der zweiten Möglichkeit ausfallen; denn die erſte Mög⸗ 
lichkeit führt zu dem eigenartigen und dem Volksempfinden ſicher frem⸗ 
den Ergebnis, daß der Streitwert in einem Verfahren, welches ledig⸗ 
lich die einſtweilige Sicherung des Haupt⸗ und des Koſtenanſpruchs 
bezweckt, höher wäre als in einem Verfahren, welches zur endgültigen 
Befriedigung wegen beider Anſprüche führen ſoll. Der erkennende 
Sen. fteht daher im Gegenſatz zu dem Gutachten des 20. ZivSen. und 
in Übereinſtimmung mit der wohl auch heute noch als herrſchend zu be⸗ 
zeichnenden Anſicht (vgl. die ausführlichen Nachweiſe in Gelinsky⸗ 
Meyer, Armenanwaltskoſten, 2. Aufl., S. 21—23) auf dem Stand- 
punkt, daß ſich der Streitwert eines Arreſtes gem. $6 ZPO. nur nach 
dem Betrag der zu ſichernden Hauptforderung berechnet und daß ein 
hierneben geltend gemachtes Koſtenpauſchquantum ſtets gem. $4 ZPO. 
unberückſichtigt zu bleiben hat. 
(KG., Beſchl. v. 4. Jan. 1935, 14 W 8984/34.) 
Ber. von KGR. Friedrich Müller, Berlin. 


Anmerkung: Man kann dieſe Entſch. nur bedauern. Nicht jo 
ſehr allerdings deshalb, weil ſie das Koſtenpauſchquantum nicht zur 
Hauptforderung zuſchlagen und für den Streitwert maßgebend ſein 
laſſen will. Denn über dieſe Frage kann man ſich ſehr wohl ſtreiten. 
Die Entſch. hat auch zweifellos inſoweit Recht, als ſie die Auffaſſung 
des 20. ZivSen. des KG. über den Begriff der Koſten i. S. des 8 4 
ZPO. bemängelt. Hier iſt allerdings der 20. Ziv Sen offenbar einem 
Irrtum erlegen. Denn zu den Nebenforderungen gehören auch die 
Koſten des Verfahrens ſelbſt, in welchem die Hauptſache geltend ge⸗ 
macht wird. Daraus kann aber zwingend für die obige Entſch., daß 
für den Streitwert des Arreſtverfahrens die Koſten beider Verfahren 
unberückſichtigt zu bleiben haben, nichts gefolgert werden. Mit Recht 
muß nämlich obige Entſch. zugeben, daß der Arreſtprozeß ſeine Be⸗ 
ſonderheiten hat und daß dieſe die gegenteilige Auffaſſung des 20. Ziv⸗ 
Sen. durchaus zu rechtfertigen vermögen. Das tun ſie in der Tat. 
Der Sicherungszweck des Arreſtprozeſſes bringt es mit ſich, daß der 
Arreſtgläubiger in der Hand hat, die erſtrebte Sicherung nur auf 
den Betrag ſeiner Forderung oder darüber hinaus auch auf den 
Betrag der durch die Geltendmachung dieſer Forderung ihm erwachſen⸗ 
den Koſten auszudehnen. Er iſt ja nicht genötigt, ſich auch wegen 
eines Koſtenpauſchquantums zu ſichern. Tut er es aber, dann erhöht 
ſich damit ſein Intereſſe um den Betrag der Koſten, ſo daß in dieſem 
Zuſammenhang für den Unterſchied zwiſchen Haupt⸗ und Neben⸗ 
forderung i. S. des § 4 kein Bann iſt. 

So ſcheint mir die von vbiger Entfch. abgelehnte Auffaſſung des 
20. Ziv Sen. des KG. entſchieden den Vorzug zu verdienen. 

Nicht aber deshalb habe ich die vorſtehende Entſch. als bedauerlich 
bezeichnet. Bedauerlich iſt vielmehr daran, daß ein Senat desſelben 
Ober. ohne wirklich zwingende Gründe von der Entſch. bzw. der 
offiziell verlautbarten Auffaſſung eines anderen Senats abweicht. Daß 
ſolche zwingenden Gründe nicht vorhanden ſind, gibt die beſprochene 
Entjch. ausdrücklich zu. Es läßt die Wahl zugunſten ſeiner Auffaſſung 
nur deshalb ausfallen, weil — angeblich — die gegenteilige Auf⸗ 
faſſung zu einem dem Volksempfinden fremden Ergebnis führen 
würde. Dazu muß denn aber doch mit aller Deutlichkeit geſagt wer⸗ 
den, daß das Volksempfinden viel mehr Verſtändnis für die Zu⸗ 
rechnung des Koſtenpauſchquantums zur Hauptforderung als für ein 
derartiges Gegeneinanderarbeiten von Abteilungen oder Kammern 
gar — und das ganz beſonders — von Senaten desſelben Obcher. 
hat, die eigentlich dazu berufen ſein ſollten, die Einheitlichkeit 
der Rſpr. zu wahren. Gerade dieſe iſt ein für das Vertrauen des 
Volkes zur Rechtspflege nicht zu unterſchätzender Faktor. 

Aus derſelben Erwägung heraus habe ich bereits anläßlich einer 
Beſprechung der Entſch. vom OS. Köln: JW. 1934, 32257, das 
nicht nur ohne zwingende, ſondern ſogar mit nachweislich ſchlechterer 
Begründung von einer guten Entſch. des KG. bewußt abwich, zum 
Ausdruck gebracht, daß die OLG. unbedingt darauf ſehen müßten, 
untereinander die Einheitlichkeit der Rſpr. nach Möglichkeit zu wahren. 
Dieſe Forderung darf aber für die Rſpr. innerhalb desſelben OLG. 
in erhöhtem Maße erhoben werden. 

RA. u. Notar Kubiſch, Lübben (Spreewald). 
* 
Hamburg 

21. Pflicht des Handelsmaklers zur Aufbewahrung 
von Proben. 

Kl. (Hamburg) kaufte von C. durch Vermittlung des bekl. 
Handelsmaklers 100 t Fiſchmehl „El Sabalo ungefähr Type 220“, 
die am 8. Mai 1934 in Hamburg eintrafen. Am 9. Mai meldete 
fie Qualitätsarbitrage an. Sie wurde aber mit ihrem Minde- 
rungsanſpruch abgewieſen, da die dem Bekl. am 8. Mai aus 


gehändigte Probe, von der dieſer einen Teil der Kl. ausgehändigt 
hatte, im gegebenen Zeitpunkt beim Bekl. nicht mehr vorhanden 
war, die von der Kl. vorgewieſene unverſiegelte Probe aber nicht 
als identiſch anerkannt wurde. Mit der Klage verlangte ſie Er⸗ 
ſtattung von 1450 % (Minderwert) und von 435 7%, (Schied3- 
gerichtskoſten), die der Bekl. wegen Verſäumung der in $ 96 HGB. 
vorgeſehenen Aufbewahrungspflicht ihr zu erſtatten habe. Klage 
und Ber. blieben erfolglos. 

Das LG. führt aus: Bekl. ſei berechtigt geweſen, die Probe 
wenige Tage nach Ablauf der Rügefriſt, die es auf fünf Tage be⸗ 
mißt, alſo etwa am 16. Mai 1934 zu vernichten. Aber ſelbſt wenn 
er ſie pflichtwidrig ſchon vorher vernichtet haben ſollte, ſo wäre 
doch dies Verhalten nicht urſächlich für den Schaden der Kl. ge⸗ 
weſen, da dieſer auch dann eingetreten wäre, wenn Bekl. die Probe 
erſt nach Ablauf der Aufbewahrungsfriſt, jedoch vor Empfang 
der Rügemitteilung der Kl. (die erſt am 23. Mai erfolgt iſt) ver⸗ 
nichtet hätte. 

Es kann dahinſtehen, ob das LG. die Pflichten aus § 96 
HGB. hinreichend ſtreng bemißt (gewichtige Zweifel in dieſer Be⸗ 
ziehung können nicht unterdrückt werden). Denn auch bei Unter⸗ 
ſtellung eines nicht völlig korrekten Verhaltens des Bekl. muß 
man zur Klagabweiſung gelangen, da das bei weitem überwie⸗ 
gende urſächliche Verſchulden jedenfalls auf ſeiten der Kl. liegt. 
Dies Verſchulden liegt erſtlich darin, daß ſie es unterließ, die 
vom Bekl. ihr übergebene Probe fofort ſiegeln zu laſſen, wie 
dies der Sorgfalt eines ordentlichen Kaufmanns entſprochen hätte 
(denn eine unverſiegelte oder erſt ſpäter verſiegelte Probe iſt im 
Ernſtfalle wertlos); zum zweiten aber darin, daß ſie es nicht 
für nötig hielt, den Bekl. von der beantragten Arbitrage unver⸗ 
züglich zu verſtändigen, dies vielmehr erſt am 23. Mai, alſo zwei 
Wochen ſpäter tat — ein Verhalten, das gleichfalls als ausgeſpro⸗ 
chen unachtſam bezeichnet werden muß. Hätte Kl. in dieſen beiden 
Richtungen ſich ſachgemäß verhalten, ſo hätte der behauptete Scha⸗ 
den nicht entſtehen können. Kl. hat alſo den angeblichen Schaden 
in der Hauptſache ſich ſelbſt zuzuſchreiben, was bei ſinngemäßer 
Anwendung des § 254 BGB. zur völligen Verſagung des Klage⸗ 
anſpruchs führen muß. Eine Argliſt des Bekl. iſt nicht behauptet, 
auch nicht anzunehmen. 

Im übrigen ſei bemerkt, daß auch ein ſchlüſſiger Beweis da⸗ 
für, daß das Schiedsgericht falſch geurteilt habe, nicht angetreten 
iſt. Denn das Schiedsgericht hat 17 Entſch. zutreffend darauf 
abgeſtellt, daß mangels ſachdienlicher Bekundungen der vernom⸗ 
menen Zeugen ein Minderwert ſo lange nicht feſtzuſtellen ſei, als 
die Probe nicht beigebracht iſt. Dieſe kann aber auch jetzt nicht bei⸗ 
gebracht werden. Das OLG. würde ſich mithin vor derſelben Be⸗ 
weisſchwierigkeit ſehen wie das Schiedsgericht. Die Folgen der 
Beweisfälligkeit aber würden auch im gegenwärtigen Verfahren 
die Kl. treffen, da ein Satz des Inhaltes, in Fällen der vorl. 
Art (nichtargliſtige Beſeitigung eines Beweismittels) kehre ſich 
die Beweislaſt um, nicht anerkannt werden kann. Dies vorliegend 
um ſo weniger, da, wie dargelegt, an der Unbeibringlichkeit des 
Beweismittels die Kl. ſelbſt, und zwar vorwiegend die Schuld 
trägt. 

(OGG. Hamburg, 2. Ziv Sen., Urt. v. 26. Mürz 1935, 2 U 19/35.) 
Ber. von OLGR. Prof. Dr. Reichel, Hamburg. 


* 


Hamm 

22. § 22 Gen®. Die verbotswidrige Verpfändung des 
Geſchäftsguthabens an die Genoſſenſchaft iſt nicht nichtig; 
ebenſowenig iſt die Sicherungsabtretung des Geſchäfts⸗ 
guthabens an die Genoſſenſchaft nichtig, f) 

Die Kl. iſt eine eingetragene Genoſſenſchaft mıbY., deren Ge⸗ 
ſchäftsbetrieb auf den Einkauf von Waren für gemeinſchaftliche Rech⸗ 
nung und deren Abgabe zum Handelsbetrieb an die Mitglieder ge⸗ 
richtet iſt. Der Bekl. zu 1 iſt als Alleininhaber der Firma S. B. 
Genoſſe. Er bezog von der Kl. in laufender Geſchäftsverbindung 
Waren. Am 21. Sept. 1926 trat er zur Sicherheit für ſeine Waren⸗ 
ſchulden die Forderung aus ſeinem Geſchäftsguthaben, das er bei der 
Kl. hatte, und aus einem gleichfalls bei der Kl. beſtehenden Bauſtein⸗ 
konto an die Kl. ab. Am 13. Nov. 1933 wurde über das Vermögen 
des Bekl. zu 1 das Konkursverfahren eröffnet. Zu dieſer Zeit betrug 
die Forderung der Kl. aus Warenlieferungen insgeſamt 7429,22 RM. 
Sie meldete dieſe Forderung in voller Höhe zum Konkurſe an, er⸗ 
mäßigte ſie aber ſpäter um den Betrag des vereinbarungsgemäß auf⸗ 
gelöſten, noch nicht fälligen Banſteinkontos auf 6429,22 N.. Der 
Konkursverwalter des Bekl. zu 1 erkannte die Forderung nur als 
Konkursforderung für den Ausfall an. 

Die Kl. hat beantragt, den Konkursverwalter zu verurteilen, 
die Forderung der Kl. unbedingt in Höhe von 6429,22 N., und 
nicht nur in Höhe des Ausfalls bei der Sicherung durch abgetretenes 
Geſchäftsguthaben von 3000 AA anzuerkennen. 
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Das LG. hat die Klage abgewieſen. 

Nach Erlaß dieſes Urt. iſt das Konkursverfahren nach rechts⸗ 
kräftiger Beſtätigung des Zwangsvergleichs v. 17. Okt. 1934 auf⸗ 
gehoben worden. In dieſem Zwangsvergleich iſt der Bekl. zu 2 zum 
Treuhänder beſtellt worden. 

Die Kl. hat gegen das Urt. Berufung eingelegt. Sie richtet 
nunmehr die Klage gegen den urſprünglichen Gemeinſchuldner und 
den Treuhänder und beantragt, feſtzuſtellen, daß die Forderung der 
Kl., die im Konkurſe S. B. mit 7429,22 RM angemeldet war, in 
dem im Konkursverfahren des S. B. abgeſchloſſenen Zwangsvergleich 
in Höhe von 6429,22 AM und nicht nur in Höhe des Ausfalls bei 
der Sicherung durch das abgetretene Geſchäftsguthaben von 3000 RA 
zu berückſichtigen iſt. 

Die Berufung konnte keinen Erfolg haben. 

Die Anſicht der Kl., die Sicherungsabtretung v. 21. Sept. 1926 
ſei nichtig und könne deswegen für ſie im Konkurſe des Zedenten, 
des Bekl. zu 1, kein Abſonderungsrecht begründen, iſt irrig. Die 
Zuläſſigkeit der Abtretung bedingter Forderungen — um eine ſolche 
handelt es ſich bei der Forderung des Genoſſen gegen die Genoſſen⸗ 
ſchaft aus ſeinem Geſchäftsguthaben — iſt allgemein anerkannt. 

Ebenſowenig iſt die Forderung des Bekl. zu 1 an die Kl. aus 
ſeinem Geſchäftsguthaben durch ihre Abtretung an die Kl. im Wege 
der Konfuſion erloſchen. Die Abtretung iſt nur fiduziariſch geſchehen 
— die Zuläſſigkeit der fiduziariſchen Forderungsabtretung iſt all⸗ 
gemein anerkannt und findet ihre geſetzliche Grundlage im 8 223 
Abſ. 2 BGB. —, hat alſo einen endgültigen Übergang der For⸗ 
derung auf die Kl. und damit eine definitive Vereinigung von 
Forderung und Schuld in einer Perſon nicht bewirkt; ein Erlöſchen 
des Schuldverhältniſſes findet aber nur bei endgültiger Vereinigung 
von Forderung und Schuld in einer Perſon ſtatt. 

Schließlich iſt die Sicherungsabtretung v. 21. Sept. 1926 auch 
nicht wegen Verſtoßes gegen 8 22 Abſ. 2 GenG. nichtig. Nach dieſer 
Beſtimmung darf die Genoſſenſchaft das Geſchäftsguthaben des Ge⸗ 
noſſen im geſchäftlichen Betriebe nicht zum Pfande nehmen. Ob ſie 
es ſich auch nicht zur Sicherheit übertragen laſſen darf, iſt nicht aus⸗ 
drücklich geſagt. Will man dieſe Beſtimmung wegen der Ahnlichkeit 
von Sicherungsabtretung und Verpfändung auch auf die Sicherungs⸗ 
abtretung anwenden und hieraus die Nichtigkeit der verbotswidrig 
vorgenommenen Sicherungsabtretung herleiten, fo bedarf es zunächſt 
der Prüfung, ob die verbotswidrig vorgenommene Verpfändung 
nichtig iſt. Nur wenn die Verpfändung nichtig iſt, kann man ans 
nehmen, daß auch die der Verpfändung verwandte Sicherungsabtretung 
des Geſchäftsguthabens in entſprechender Anwendung des § 22 Gench. 
unwirkſam iſt. 

Wer, wie Pariſius⸗Crüger und Krakenberger in 
ihren Kommentaren zum Gen., als Folge einer Zuwiderhandlung 
gegen die Beſtimmungen des 8 22 Gen. ſchlechthin die Nichtigkeit 
des vorgenommenen Rechtsgeſchäfts annimmt, verkennt den Unterſchied, 
den der Geſetzgeber ſelbſt in der verſchiedenen Ausdruchsweiſe im 
Abſ. 2 u. 3 des 8 22 gemacht hat, indem in Abſ. 2 von „darf nicht“, 
und in Abſ. 3 von „kann nicht“ geſprochen wird. Die Terminologie 
des Geſetzgebers iſt aber regelmäßig folgende: Wird geſagt, ein Akt 
dürfe nicht vorgenommen werden, jo iſt die verbotswidrige Vor⸗ 
nahme regelmäßig gültig und zieht nur andere Nachteile nach ſich, 
während der Ausdruck „kann nicht“ die Nichtigkeit des verbotswidrig 
vorgenommenen Rechtsgeſchäfts bedeutet. Wenn es nun auch richtig 
iſt, daß in älteren, vor der Abfaſſung des BGB. liegenden Geſetzen 
verſchiedentlich der Ausdruck „darf nicht“ für „Kann nicht“ gebraucht 
wird, jo hätte doch gerade im vorl. Fall die verſchiedene Ausdrucks- 
weiſe in ein und demſelben Paragraphen keinen Sinn, wenn der 
Geſetzgeber hierbei nicht an die verſchiedenen Rechtsfolgen einer ſolchen 
verſchiedenen Ausdrucksweiſe gedacht hätte. Auch iſt der Text des 
Geſ. betr. die Erwerbs- und Wirtſchaftsgenoſſenſchaft durch die Faſſung 
v. 20. Mai 1898 mit dem Wortlaut des BGB. in Einklang ge⸗ 
bracht worden. 

Gegen eine abweichende Auslegung des 822 Gench. ſpricht auch 
ein Vergleich mit 8 226 HGB. Es war früher allgemein anerkannt, 
daß der verbotswidrige Erwerb eigener Aktien nicht nichtig ſei. In 
der neuen Faſſung des § 226 HGB. iſt das ausdrücklich ausgeſprochen, 
indem es dort heißt, daß ein Verſtoß gegen die Beſtimmungen des 
Abſ. 1, wonach die AktG. über einen beſtimmten Betrag hinaus eigene 
Aktien nicht erwerben darf, die Wirkſamkeit des Erwerbs eigener 
Aktien nicht berührt. 

Die Beſtimmung des 8 22 Abf. 2 GenG. muß deswegen dahin 
ausgelegt werden, daß die verbotswidrige Verpfändung des Geſchäfts⸗ 
guthabens an die Genoſſeuſchaft ebenſowenig nichtig iſt wie der ver⸗ 
botene Erwerb eigener Aktien durch eine Akt., ſondern daß ſie 
nur andere Rechtsnachteile nach ſich zieht. 

Iſt aber die Verpfändung des Geſchäftsguthabens an die Ge⸗ 
noſſenſchaft nicht nichtig, dann kann es die Sicherungsabtretung des 
Geſchäftsguthabens auch nicht ſein. Die Forderungsabtretung v. 21. Sept. 
1926 iſt daher voll wirkſam. 


Nach allgemeiner und richtiger Anſicht gewährt die gültige 
Sicherungsabtretung im Konkurſe des Sicherungsgebers entſprechend 
ihrer fiduziariſchen Natur kein Ausſonderungsrecht, ſondern ein Ab⸗ 
ſonderungsrecht nach Art desjenigen, wie es ein Pfandrecht gewährt. 
Die Kl. iſt daher wirkſam abſonderungsberechtigte Konkursgläubigerin 
geworden; der Konkursverwalter darf daher ihre Forderung gemäß 
$64 KO. grundſätzlich nur in Höhe des Ausfalls als Konkurs⸗ 
forderung anerkennen. 

Lediglich, wenn die Kl. auf ihr Abſonderungsrecht verzichtet 
hätte, könnte ſie mit ihrer ganzen Forderung im Konkursverfahren 
berückſichtigt werden. Ein ſolcher Verzicht muß eine vorbehaltloſe Auf⸗ 
gabe der das Abſonderungsrecht der Kl. begründenden Rechte ſein, 
derart, daß die der Kl. bisher verfangenen Maſſewerte ſo frei wer⸗ 
den, daß der Konkursverwalter darüber verfügen kann. Der Konkurs⸗ 
verwalter kann aber über eine abgetretene Forderung erſt dann wieder 
verfügen, wenn ſie ihm zurückzediert iſt. Es iſt unſtreitig, daß die 
Kl. bisher die fragliche Forderung nicht zurückzediert hat. Solange 
das nicht geſchehen iſt, iſt die Forderung noch nicht wieder zur Maſſe 
gekommen, ſondern bleibt der Kl. verhaftet, die ſich daher auch vom 
Konkursverwalter auf abgeſonderte Befriedigung aus dieſer Forderung 
verweiſen laſſen muß. 


Dieſes Ergebnis ändert ſich auch dann nicht, wenn man die 
Sicherungsabtretung v. 21. Sept. 1926 ſchlechthin als Verpfändung 
anſieht, die nach den obigen Ausführungen nicht unwirkſam ift. Die 
Kl. hätte auf dieſes Pfandrecht durch formfreie Erklärung gegenüber 
dem Konkursverwalter gem. 88 1273 Abſ. 2, 1255 BGB. verzichten 
können. Aus ihrer Forderungsanmeldung v. 26. Jan. 1934, in der 
ſie ausdrücklich darauf hinweiſt, daß ſie als Sicherheit die ab⸗ 
getretene Forderung aus dem Geſchäftsguthaben beſitze, ergibt ſich 
indeſſen, daß ſie ihre Rechte aus dieſer Sicherungsabtretung, die ſie 
damals noch entgegen der jetzt von ihr vertretenen Auffaſſung für 
gültig gehalten zu haben ſcheint, gewahrt wiſſen und keinesfalls 
darauf verzichten wollte. Auch die Klageſchrift läßt nicht erkennen, 
daß die Kl. durch die Klagerhebung auf ihr Pfandrecht habe ver⸗ 
zichten wollen. Im Gegenteil bezeichnet ſie ſelbſt als Streitpunkt die 
Frage, ob der Verwalter ... auf abgeſonderte Befriedigung verweiſen 
kann und erſt nach Verzicht auf abgeſonderte Befriedigung die For⸗ 
derung unbedingt anzuerkennen hat, und gibt hiermit klar zu er⸗ 
kennen, daß ſie bisher auf das ihr Abſonderungsrecht begründende 
Pfandrecht nicht verzichtet hat und auch nicht verzichten will. Die 
gleiche Feſtſtellung läßt ſich ſchließlich aus der Tatſache treffen, daß 
die Kl. auf den Hinweis der Klagebeantwortung, ihre Forderung 
könne, ſolange fie nicht verzichtet habe, nur als Ausfallforderung 
anerkannt werden, nicht geantwortet hat. 

Möglicherweiſe würde auch in einer Aufrechnungserklärung ein 
Verzicht auf das Recht auf abgeſonderte Befriedigung geſehen werden 
können. Die Kl. gibt auch zu erkennen, daß ſie aufrechnen will. Sie 
hat aber die Aufrechnung nicht erklärt, ſondern nur vorgetragen, daß 
ſie demnächſt einmal aufrechnen wolle. Das iſt ebenfalls kein Verzicht. 
Solange ſie nicht ausdrücklich oder durch ſchlüſſige Handlungen ver⸗ 
zichtet oder die Forderung zurücküberträgt, ſcheitert auch eine Auf⸗ 
rechnung daran, daß der Warenforderung der Kl. keine Forderung 
des Gemeinſchuldners, gegen die aufgerechnet werden könnke, gegen⸗ 
überſteht, da bis dahin die Kl. auch Inhaberin der ihr übertragenen 
Forderung iſt. 

Das ganze Verhalten der Kl. läßt erkennen, daß ſie ihre Sicher⸗ 
heit ſo lange behalten will, bis ſie wegen ihrer Forderung die größt⸗ 
mögliche Befriedigung erlangt hat. Daß ſie auf dieſe Weiſe ihren 
Zweck nicht erreicht, kann eine andere Beurteilung nicht rechtfertigen. 
Hat aber die Kl. das in ihren Händen befindliche Pfandobjekt nicht 
zur Konkursmaſſe zurückgegeben, dann bleibt ſie abſonderungsberech⸗ 
tigte und daher dem Ausfallgrundſatz des 864 KO. unterworfene 
Konkursgläubigerin und muß ſich vom Konkursverwalter auf ab⸗ 
geſonderte Befriedigung verweiſen laſſen. Sie kann daher nur in⸗ 
ſoweit an der Verteilung teilnehmen, als ſie bei der abgeſonderten 
Befriedigung ausfällt. Da aber der Konkursverwalter inſoweit ihre 
Forderung anerkannt hat, ſie aber ſelbſt andererſeits nicht behauptet 
hat, ſie habe auf abgeſonderte Befriedigung verzichtet, iſt ihre auf 
Feſtſtellung ihrer ganzen Forderung als Konkursforderung gerichtete 
Klage nicht ſchlüſſig. 

(OLG. Hamm, 11. ZivSen., Urt. v. 14. Febr. 1935, 11 U 201/34.) 
Eingef. von RA. Dr. Herr, Hamm i. W. 


Anmerkung: I. Die Frage nach der Gültigkeit der Sicherungs⸗ 
abtretung war für den Ausgang des Prozeſſes nicht von entſcheiden⸗ 
der Bedeutung. Denn auf jeden Fall ſtand der klagenden Genoſſen⸗ 
ſchaft die Befugnis zur Aufrechnung zu, und nach der wieder⸗ 
holt vom RG. ausgeſprochenen Anſicht (RG Z. 80, 409 — JW. 1913, 
215; 124, 8 JW. 1929, 1379 18) wirkt, ein beſtehendes Aufrech⸗ 
nungsrecht im Konkurſe wie ein Abſonderungsrecht. Der Konkurs⸗ 
verwalter braucht daher die Forderung nur als Konkursforderung für 
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den Ausfall anzuerkennen. Anders vermöchte ſich auch ein Konkurs⸗ 
verwalter gegen einen ſolchen Gläubiger, der von ſeinem Aufrechnungs⸗ 
recht keinen Gebrauch macht und gewiſſermaßen aus zwei Schüſſeln 
zugleich eſſen will, nicht zu wehren. Denn der Konkursverwalter kann 
ſeinerſeits nicht die Aufrechnung erklären. 


Das Guthaben eines Genoſſen gewährt, ſolange der Genoſſe noch 
nicht ausgeſchieden iſt, dem Genoſſen kein irgendwie geartetes For⸗ 
derungsrecht. Auch als bedingte Forderung, wie das OLG. Hamm (in 
Übereinſtimmung mit Pariſius⸗Crüger $7 Anm. 8 und anderen) 
meint, iſt es nicht anzuſehen (jo auch Rieß in Ehrbg. Hdb. III, 2 
S. 140; Waldecker, Lehrb. S. 149). Das iſt ja offenbar auch der 
Grund, warum die Genoſſenſchaft nicht von Anfang an den einfacheren 
Weg der Aufrechnung beſchritt, ſondern ſich mit der umftändlicheren 
Sicherungsabtretung begnügte. Da jedoch die Entſtehung der For⸗ 
derung aus dem Guthaben nur von dem Willen des Genoſſen abhängt 
— durch Austritt und Ausſcheiden aus der Genoſſenſchaft wird der 
Anſpruch auf Auszahlung des Auseinanderſetzungsguthabens erzeugt —, 
ſo kann 854 KO., der die Aufrechnung zwiſchen bedingten oder be- 
tagten Forderungen im Konkurs zugunſten des Konkursgläubigers 
zuläßt, immerhin rechtsähnlich angewandt und die an ſich künftige 
Forderung des Genoſſen wie eine bedingte behandelt werden. Denn 
es wäre unbillig, der Genoſſenſchaft die Verrechnung des Guthabens 
nur deshalb zu verſagen, weil der Schuldner es unterlaßt, den Aus⸗ 
tritt aus der Genoſſenſchaft zu erklären und damit das Guthaben zu 
realiſieren. Dagegen ſteht dem Konkursverwalter keinesfalls die Auf⸗ 
rechnung zu, da für ihn die Vergünſtigung des § 54 KO. nicht gilt 
und die ausſchließlich maßgebenden Vorausſetzungen des $ 387 BGB. 
nicht zutreffen. 

Daß die Aufrechnungsmöglichkeit der Genoſſenſchaft deshalb aus⸗ 
geſchloſſen fein ſoll, weil die Genoſſenſchaft infolge der vollzogenen 
Sicherungsabtretung ſelbſt Inhaberin des Guthabens iſt, iſt entſchieden 
zu beſtreiten. Solche formalen Bedenken ſind hier unangebracht. Auch 
ſonſt betrachtet man ja den Gegenſtand der Sicherungsübereignung oder 
Sicherungsabtretung als wirtſchaftlich noch zum Vermögen des Schuld⸗ 
ners gehörend und billigt dem Schuldner ſogar im Konkurs des 
Sicherungsgläubigers ein Ausſonderungsrecht zu. Es iſt deshalb auch 
nichts dagegen einzuwenden, iſt ſogar ein Gebot der dem Sicherungs⸗ 
gläubiger im internen Verhältnis obliegenden Pflicht, den Schuldner 
als rechtlichen Inhaber des Sicherungsgegenſtands zu behandeln, wenn 
dem Gläubiger das Aufrechnungsrecht gegenüber der ihm zur Sicher⸗ 
heit übereigneten Forderung des Schuldners zugeſprochen wird. Sobald 
dem Sicherungsglaubiger das Befriedigungsrecht hinſichtlich des Siche⸗ 
rungsgegenſtands zuſteht, darf ihm auch die Aufrechnungsbefugnis nicht 
verſagt bleiben. 


An dieſem Ergebnis, daß die Genoſſenſchaft als Aufrechnungs⸗ 
und damit Abſonderungsberechtigte im Konkurs zu behandeln iſt, 
ändert ſich auch dann nichts, wenn die vollzogene Sicherungsabtretung 
als unwirkſam anzuſehen iſt. Dann würde erſt recht ein Zweifel an 
der Aufrechnungsbefugnis der Genoſſenſchaft im Konkurs nicht beſtehen 
können. Doch iſt die Frage nach der Zuläſſigkeit der Abtretung des 
Guthabens an die Genoſſenſchaft praktiſch ſo außerordentlich wichtig, 
daß eine grundſätzliche Stellungnahme hierzu angebracht iſt. 


II. Es iſt ohne weiteres richtig, daß die Sicherungs⸗ 
abtretung bezüglich des Guthabens nur dann als un⸗ 
gültig betrachtet werden kann, wenn ſchon die Verpfändung des Gut⸗ 
habens an die Genoſſenſchaft mit rechtlicher Wirkung nicht vor⸗ 
genommen werden kann. Die Begründung jedoch, mit der das OSG. 
die Verpfändung für wirkſam hält, beruft auf einer reinen Wort⸗ 
interpretation, die niemals allein ausſchlaggebend ſein kann. Das 
OLG. iſt ſich auch der Brüchigkeit feiner Beweisführung durchaus 
bewußt, wie ſein eigener Hinweis auf den ſehr verſchiedenen Sprach⸗ 
gebrauch des Geſetzes ergibt. Die richtige Antwort kann nur aus Zweck 
und Sinn der Verbotsbeſtimmung des § 22 Abſ. 2 Gen®. ermittelt 
werden. Der Vergleich mit den Beſtimmungen des Aktienvec)t3 über 
den Erwerb eigener Aktien geht fehl. Erwirbt die Aktcß. eine eigene 
Aktie, ſo hat ſie damit einen regelmäßig wieder realiſierbaren Ver⸗ 
mögensgegenſtand in der Hand, deſſen Veräußerung die zunächſt 
zurückgewährte Einlage des Aktionärs wieder hereinbringt. Läßt ſich 
dagegen die Genoſſenſchaft das Geſchäftsguthaben eines Genoſſen ab- 
treten — gegen einen entſprechenden Gegenwert —, ſo zahlt ſie damit 
lediglich das Guthaben aus ohne die Möglichkeit, ihr Grundkapital 
durch Aufnahme eines neuen Mitglieds wieder auf die gleiche Höhe 
zu bringen. Der Unterſchied liegt eben darin, daß mit der Veräuße⸗ 
rung der Aktie die Mitgliedſchaft des Aktionärs verlorengeht, der 
ſein Guthaben abtretende Genoſſe dagegen die Mitgliedſchaft weiter⸗ 
behalt. Es hat deshalb feinen guten Sinn, wenn das Geſetz den Er⸗ 
werb eigener Aktien in gewiſſen Grenzen geſtattet, der Genoſſenſchaft 
aber den Erwerb von Guthaben der Genoſſen ftrikte verbietet. Würde 
man die Abtretung des Guthabens an die Genoſſenſchaft für rechtlich 
wirkſam erachten, ſo wäre die Genoſſenſchaft in der Lage, ihr Ver⸗ 
mögen in wertloſe Erſatzforderungen gegenüber dem pflichtwidrig han⸗ 
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delnden Vorſtand und Aufſichtsrat aufzulöſen. Ein ganz unmögliches 
Ergebnis! Die Verpfändung des Guthabens an die Genoſſenſchaft und 
die ſpätere Verwertung des Pfandobjekts gegenüber dem nicht zah⸗ 
lenden Schuldner — wie ſollte dieſe überhaupt techniſch durchzuführen 
ſein? — kommt aber der Rückzahlung der Einlage durchaus gleich: 
Die Genoſſenſchaft befriedigt ſich wegen einer Forderung gegen den 
Genoſſen aus dem Vermögen, das rechtlich ihr zuſteht; fie büßt eine 
gegenwärtige Forderung ein und gewinnt dafür die entfernte Aus⸗ 
ſicht, fpäterhin nach dem Ausſcheiden des Genoſſen deſſen Guthaben 
nicht auszahlen zu müſſen. Der Genoſſe nimmt bis dahin an dem 
Verluſt der Genoſſenſchaft nicht mehr teil. Die Gläubiger der Ge⸗ 
noſſenſchaft, zu deren Gunſten das Genoſſenſchaftsvermögen vor einer 
Verflüchtigung an die Mitglieder bewahrt bleiben ſoll, werden dadurch 
unmittelbar geſchädigt — ihre Sicherung durch ein Nachſchußverfahren 
iſt nicht dieſelbe wie durch gegenwärtig greifbares Vermögen der Ge⸗ 
noſſenſchaft — und vor allem werden die übrigen Genoſſen gegenüber 
dem durch vorzeitige Verwertung ſeines Guthabens bevorzugten Ge⸗ 
noſſen ungebührlich benachteiligt. Schon der Grundſatz der Gleich⸗ 
behandlung aller Mitglieder ſchließt jede vorzeitige Flüſſigmachung des 
Guthabens eines Genoſſen aus. Das OLG. ſpricht wohlweislich nur 
von der Verpfändung des Guthabens an die Genoſſenſchaft und er⸗ 
klärt nur dieſe für wirkſam, vermeidet es aber, auch bezüglich der 
Auszahlung des Geſchäftsguthabens und des Erlaſſes von 
Einzahlungen die gleichen Folgerungen zu ziehen, obwohl alle 
drei Maßnahmen von derſelben Verbotsbeſtimmung („darf nicht“) 
betroffen werden. Iſt nach § 22 Abſ. 2 die Verpfändung des Gut⸗ 
habens wirkſam, ſo können alle Geſchäftsguthaben der Genoſſen 
ebenſo wirkſam ausgezahlt und geſchuldete Einzahlungen erlaſſen werden. 
Würden ſolche Folgerungen allgemein anerkannt, ſo wäre der 
Genoſſenſchaft damit die Kreditunterlage entzogen. Man könnte ein⸗ 
wenden, daß für die Genoſſenſchaft die Aufrechterhaltung des durch 
die Geſchäſtsguthaben repräſentierten variablen Grundkapitals nicht 
ſo wichtig iſt wie für die Kapitalgeſellſchaft, da ja hinter der un⸗ 
mittelbaren Haftung des Genoſſenſchaftsvermögens noch die Nachſchuß⸗ 
pflicht der Genoſſen ſteht. Aber es kann den Gläubigern — und ebenſo 
den Mitgliedern der Genoſſenſchaft — keineswegs gleichgültig ſein, 
ob unmittelbar greifbares Vermögen vorhanden iſt oder dieſes in die 
Taſchen der Genoſſen bzw. eines Teils von ihnen zurückgefloſſen iſt. 
Denn die Nachſchußpflicht kann gegenüber durchweg unvermögenden 
Genoſſen leicht verſagen und ſie belaſtet die vermögenden Genoſſen 
um ſo ſtärker, je weniger bei den übrigen Genoſſen zu holen iſt. 
Es iſt daher im Intereſſe der gedeihlichen Entwicklung des 
Genoſſenſchaftsweſens zu hoffen, daß die verfehlte Anſicht des OLG. 
Hamm, die von der herrſchenden Meinung nicht geteilt wird, nicht 


Schule machen wird. 
Prof. Dr. Ruth, Halle a. d. S. 
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Kaſſel 

23. 8 2039 BGB.; 88 3, 6 ZPO. Bei Klagen eines Mit⸗ 
erben auf Leiſtung an alle Erben beſtimmt ſich der Streit- 
wert nicht nach ſeinem Erbanteil, ſondern nach der ganzen 
eingeklagten Leiſtung. f) 

Der Streitwert iſt zwar grundſätzlich nach freiem Ermeſſen feſt⸗ 
zuſetzen ($3 ZRO.). Doch beſtehen eine Reihe von Ausnahmen. Bei 
Geldforderungen iſt ſchlechthin der verlangte Geldbetrag maßgebend. 
Das iſt allgemein anerkannt; es folgt aus der Natur der Sache und 
cuch aus dem 8 6 3PO., der das Ermeſſen des Gerichts ſogar ſchon 
dann ausſchließt, wenn es ſich nur um die Sicherſtellung einer 
Geldforderung handelt. Ebenſo iſt, wenn um den Beſitz einer Sache 
geſtritten wird, nach der ausdrücklichen Vorſchrift des 8 6 ZPO. der 
Wert der Sache entſcheidend. Geht man von dieſen Grundſätzen aus, 
ſo ergibt ſich für das natürliche Rechtsempfinden der zwingende Schluß, 
daß auch bei Klagen eines Miterben auf Leiſtung an die Erbengemein⸗ 
ſchaft der volle eingeklagte Betrag — Entſprechendes gilt hier und 
im folgenden für den Wert der herausverlangten Sachen — den 
Streitwert bildet. Denn Gegenſtand des Rechtsſtreits iſt nach 8 2039 
BGB. notwendigerweiſe der volle, den ſämtlichen Miterben ge- 
bührende Betrag; auf ihn richten ſich auch die Verurteilung und die 
Zwangsvollſtreckung. 

Auch dem Weſen der deutſch⸗rechtlichen Gemeinſchaft zur ge⸗ 
ſamten Hand, der die Erbengemeinſchaft des BGB. mit geringen Ab⸗ 
weichungen nachgebildet iſt, widerſpricht die Rechtsanſchauung, die den 
Streitwert nur nach dem Anteil des klagenden Miterben bemeſſen will. 
Wo Geſamthand beſteht, gehören alle Rechte grundſätzlich den fümt- 
lichen Teilhabern miteinander ungeteilt und unteilbar; bie 
Verfügungsmacht des einzelnen iſt durch die Notwendigkeit der Mit⸗ 
verfügung aller übrigen beſchränkt. Demgemäß konnte urſprünglich 
nur die Geſamtheit der Genoſſen für die Gemeinſchaft handeln („mit 
verſchlungenen Händen“). Später haben ſich zwar bei den verſchiedenen 
Geſamthandſchaften mannigfache Vertretungsmöglichkeiten heraus⸗ 
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gebildet; doch handelt dann der einzelne Geſamthänder immer nur 
als Vertreter der eine Einheit bildenden Gemeinſchaft (Gierke, 
Deutſches Privatrecht I S. 663 ff., 687). Dem entſpricht es, wenn 
9. 2039 zwar jedem einzelnen Miterben ein Klagerecht gibt, dabei 
aber nur die Geltendmachung des ganzen der Erbengemeinſchaft 
zuſtehenden Anſpruchs zuläßt; auch hier iſt der einzelne nur Vertreter 
der Geſamtheit (ebenſo Staudinger 82039 Anm. 4; Kreß, Erben⸗ 
gemeinſchaft S. 74 Anm. 9). Der einheitliche und unteilbare Anſpruch 
iſt aber auch einheitlich, nach dem vollen Betrage, zu bewerten. 


Dem ſteht nicht entgegen, wenn das RG. die dem einzelnen 
Miterben in 8 2039 gewährte Befugnis als „ein von dem gleichen 
Rechte der übrigen Miterben unabhängiges Sonderrecht“ bezeichnet 
(WarnRſpr. 1913 Nr. 235 S. 294). Wäre hier ein ſachlich⸗recht⸗ 
liches Sonderrecht des Miterben geſchaffen, ſo könnte das vielleicht 
für die Gegenanſicht ſprechen. In Wahrheit iſt jenes Sonderrecht aber 
lediglich formeller (prozeßrechtlicher) Art. Nur aus Zweckmäßigkeits⸗ 
gründen, insbeſ. weil einzelne Miterben ihre Mitwirkung bei der 
Prozeßführung ohne triftigen Grund verweigern könnten, hat man 
den § 2039 geſchaffen. Er gewährt „lediglich eine Prozeßlegitimation“ 
und berührt nicht darüber hinaus auch die ſachliche Regelung (Prot. 5, 
864 f. Kreß a. a. O. S. 71, 74; JW. 1912, 534; RG. 65, 8). Dieſe 
enge Auslegung des 8 2039 ift um jo mehr geboten, als er eine Aus⸗ 
nahmevorſchrift darſtellt. 


Die Gegenmeinung beruft ſich u. a. darauf, daß das nach 8 2039 
erwirkte Urteil keine Rechtskraft für und gegen die anderen Miterben 
ſchafft. Hierdurch wird indes die Annahme nicht erſchüttert, daß der 
Miterbe den Geſamtanſpruch aller Erben geltend mache. Auch 
ſonſt kommt es vor, daß das Urteil nicht für und gegen den Inhaber 
des eingeklagten Rechtes wirkt; ſo z. B. bei der Geltendmachung eines 
zum eingebrachten Gute der Frau gehörenden Rechts durch den Ehe- 
mann, wenn er nicht befugt war, ohne Zuſtimmung der Frau darüber 
zu verfügen ($ 1380 Satz 2 BGB.). Vor allem aber find gerade im 
Fall des $ 2039 die Rechtskraftwirkungen derart, daß fie irgendwelche 
Folgerungen zugunſten der Gegenanſicht ausſchließen. Für und gegen 
den klagenden Miterben wirkt das Urteil in vollem Umfang, nicht 
etwa nur zu einem dem Erbteil des Kl. entſprechenden Teile. Für 
und gegen die anderen Miterben wirkt es überhaupt nicht, auch nicht 
hinſichtlich des Teilbetrages, der dem Anteil des rechtskräftig ab⸗ 
gewieſenen Miter en am Nachlaß entſpricht. Dort alſo Rechtskraft⸗ 
wirkung in voller Höhe, hier Verſagung der Rechtskraftwirkung 
wiederum in voller Höhe; wie groß der Anteil des klagenden Mit⸗ 
erben iſt, ſpielt dabei keine Rolle. Wird dieſelbe Summe erſt von 
einem und dann nochmals von einem anderen Miterben eingeklagt, 
und dringt auch nur eine der beiden Klagen durch, ſo erhält auch 
der bereits rechtskräftig Abgewieſene den ganzen ihm nach dem inneren 
Verhältnis der Erben gebührenden Teil genau ebenſo, wie wenn 
feine Klage nicht geweſen wäre. Hätte der § 2039 ein ſachlich⸗ 
rechtliches Sonderrecht geſchaffen, ſo würde deſſen rechtskräftige Ab⸗ 
weiſung ſich doch irgendwie auch ſachlich auswirken müſſen. Hier zeigt 
ſich alſo wiederum, daß § 2039 nur eine Prozeßlegitimation gewährt. 
Eine ſolche iſt nicht geeignet, für die Wertbemeſſung nach dem Au- 
teile des Kl. die Grundlage zu bilden. 


Ebenſowenig überzeugt der Hinweis darauf, daß das mit der 
Klage verfolgte „unmittelbare Intereſſe“ des einzelnen Erben nur 
ſeinem Anteil am Nachlaß entſpreche. Der Wert des Streitgegen⸗ 
ſtandes und das Intereſſe des Kl. find ſcharf zu trennen. Wie ſchon 
erwähnt, iſt nach anerkannten Grundsätzen allgemein bei Streitigkeiten 
um eine beſtimmte Geldſumme oder um den Beſitz einer Sache das 
Intereſſe des Kl. ohne Einfluß auf die Wertbemeſſung. Wird z. B. 
auf Leiſtung unter Erbietung zur Gegenleiſtung geklagt, fo entſcheidet 
der Wert der geforderten Leiſtung, nicht das unter Abzug der Gegen⸗ 
leitung errechnete Intereſſe; wird die Herausgabe eines Grundſtücks 
gefordert, ſo entſcheidet deſſen Verkehrswert, ohne Abzug der darauf 
ruhenden Laſten; dieſe Beiſpiele ließen ſich beliebig vermehren. Dem⸗ 
gemäß muß auch im Falle des 8 2039 das Intereſſe des Kl. außer 
Betracht bleiben. Wird ſonſt auf Zahlung an einen Dritten geklagt, 
fo bildet die geforderte Summe den Streitgegenſtand; es ift nicht ein⸗ 
zuſehen, weshalb etwas anderes gelten ſoll, wenn ein Miterbe Zah⸗ 
lung an die Erbengemeinſchaft verlangt. Zu alledem läßt ſich nicht 
einmal ſagen, daß das Intereſſe des klagenden. Erben demjenigen Teil 
der Forderung gleichzusetzen ſei, der ſeinem Anteil am Geſamknachlaß 
entſpricht. Den auf ihn entfallenden Betrag der Forderung wird der 
Kl. nur dann erhalten, wenn die ganze Summe unter den Erben 
verteilt werden kann; ſchon deshalb hat jeder Miterbe ein Intereſſe 
am Eingang des vollen Betrages. 

Auch Billigkeitsgründe ſprechen für die hier vertretene Meinung. 
Das zugunſten eines Miterben ergangene Urteil kommt tatſachlich 
allen Erben zugute. Kaum jemals wird es noch zu einem zweiten 
Rechtsſtreit über dieſelbe Forderung kommen. Nach der Gegenanſicht 
hätten die Miterben es in der Hand, auf dem Wege des 8 2039 ein 
Urteil mit unverhältnismäßig geringen Koſten zu erwirken; bei wirt⸗ 
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ſchaftlich gleichem Erfolge würde die Höhe der Koſten von Zufällig⸗ 
keiten abhängen, je nachdem ob der Erblaſſer ſelbſt geklagt hat oder 
ob ein zu einem hohen oder ein zu einem geringen Anteil berechtigter 
Miterbe klagt. Andererſeits bedeutet die hier bekämpfte Rſpr. eine 
außerordentliche Härte für den Bekl., der zu der ganzen Leiſtung 
verurteilt wird, gleichwohl aber nicht die dem Werte dieſer Leiſtung 
entſprechenden Rechtsmittel einlegen kann. Auf dieſe unerfreuliche 
Folge könnten die Miterben dadurch, daß nur einer von ihnen klagt, 
ſogar bewußt hinarbeiten; ſie ſelbſt würden hierbei keine Gefahr 
laufen, da bei ungünſtigem Ausgang des einen Rechtsſtreites noch 
immer das Klagerecht der anderen Miterben bliebe. Der Bekl. kann 
auch nicht durch Erhebung einer Widerklage die übrigen Erben zur 
Teilnahme an dem Rechtsſtreit zwingen (JW. 1917, 721 20). Ob nicht 
ſogar eine ſelbſtändige Feſtſtellungsklage des Schuldners gegen die 
übrigen Miterben auch im Falle ſeines Obſiegens wirkungslos bleiben 
müßte, wenn er auf die Klage des einen Miterben rechtskräftig ver⸗ 
urteilt worden iſt, erſcheint tro RG. 93, 130 zum mindeſten zweifel⸗ 
haft. Jedenfalls ſind hiernach auch die prozeſſualen Auswirkungen 
der Gegenanſicht unbefriedigend. 

Mithin muß bei Klagen aus § 2039 BGB. der Streitwert nach 
dem vollen Geldbetrage und nach dem vollen Wert der Sache be- 
meſſen werden. Zwar iſt die Einheit der Rſpr. dringliches Gebot. 
Aber auch die Rückſicht hierauf kann zu keiner anderen Entſch. führen. 
Dafür find ſchon zu viele Entſch. in dieſer Frage gegen das NE. 
ergangen, jo z. B. von den OLG. Düſſeldorf (erwähnt bei Soergel 
Ripr. 1933, 198), Hamburg (JW. 1934, 137151), Karlsruhe (Baddtpr. 
14, 16, erwähnt bei Willenbücher, 11. Aufl., § 10 Anm. 17) und 
Zweibrücken (erwähnt in Jahrb DR. 1935 Heft 1 S. 148). Der Auf- 
faſſung des Rch., deſſen letzte Entſch. immerhin — ſoweit erſichtlich — 
ſchon mehrere Jahre zurückliegt, tritt auch der RRKomm. entgegen 
(8 2039 Anm. 2). Die Auffaſſung des KG., das dem RG. folgt (bei 
Gaedeke, KoftRipr. des KG., 1934, Nr. 299), wird auch von dem 
Verfaſſer des genannten Buches, KR. Dr. Gaedeke, bekämpft 
(JW. 1934, 22749), 

(OLG. Kaſſel, 3. ZivSen., Beſchl. v. 22. Febr. 1935, 3 W 21/35.) 


Ber. von OLGR. Dr. Münzel, Kaſſel. 


Anmerkung: Vgl. Aufſätze Pein oben S. 1528, Weber 
S. 1530 und KGG. S. 1579 19. 


Stuttgart 

24. 88 935, 940 3PO.; 8 12 KraftfG. Einſtw Vfg. auf 
Abſchlagszahlung wird nur für fortlaufenden Schaden 
gewährt. f) 


Ein Architekt ſtieß mit ſeinem Kraftrad gegen einen Opel⸗ 
wagen, wurde am Bein verletzt und verlangt EinſtwVerf. auf Zah⸗ 
lung von 5000 RA auf Verrechnung mit den Anſprüchen aus dem 
Unfall. Er hat die Hauptſache noch nicht anhängig gemacht, weil 
die Berechnung Schwierigkeiten mache. Seinen Ausfall durch die 
Beinverletzung rechnet er vorläufig zu 11000 RM; die 5000 AM 
brauche er zur Anſchaffung eines Kraftwagens und zur Wieder⸗ 
herſtellung ſeines Betriebs, ſeine Erſparniſſe ſeien durch die Koſten 
der Krankheit aufgezehrt. Das LG. ſprach ihm 3000 RM zu. Es 
nahm an, daß ihm Aufträge in Höhe von 3500 AM entgangen und 
zum Beſuch ſeiner Kunden und ſeiner Bauſtellen ein Kraftwagen 
notig ſei, weil er wegen der Beinverletzung das Kraftrad nicht 
mehr benützen könne. 


Auf Berufung ermäßigte das OSG. auf 1500 RM, indem es 
eine Abſchlagszahlung für die Vergangenheit ablehnte. Die 3PO. 
kennt zwei Arten von EinſtwVerf. zu Sicherungszwecken: § 935 
bezweckt Sicherung eines gefährdeten Anſpruchs auf eine Indi⸗ 
vidualleiſtung. $ 940 ſoll einen einſtw. Zuſtand in bezug auf ein 
ſtreitiges Rechtsverhältnis bei Gefahr der Störung regeln. Daneben 
hat nun die Rſpr. unter dem Geſichtspunlet der Abwendung er⸗ 
heblicher Nachteile in bezug auf ein dauerndes Rechtsverhältnis bei 
fortlaufenden Bezügen, auf die der Gläubiger zu ſeinem Unterhalt 
angewieſen iſt, insbeſ. bei familienrechtlichen Unterhaltsanſprüchen, 
Haftpflichtentſchädigungen, Gehältern uſw. die einſtw. Verurteilung 
zu Abſchlagszahlungen zugelaſſen. Dagegen hat ſie bei einmaligen 
Geldleiſtungen, denen Rückſtände von Renten gleichzuſtellen ſind, 
EinftwBerf. verſagt (ſo OLG. Karlsruhe, Frankfurt und Kiel: JW. 
1930, 2068; 1932, 3728; 1933, 2925). Deshalb kann die Einftiv- 
Vfg. nur erlaſſen werden für eine Rente, inſoweit als der Ver⸗ 
letzte durch den Unfall für die Zukunft in ſeiner Erwerbsfähigkeit 
bejcjränkt iſt. Da hier die Frage einer Haftung gem. § 254 BGB. 
noch nicht geklärt iſt und nach $ 12 KraftfG regelmäßig nur eine 
Rente von 125 ZH monatlich vorgeſehen iſt, jo ſind, wenn man 
die Dauer des Hauptprozeſſes auf ſechs Monate annimmt, ſechs 
Monatsraten glaubhaft gemacht. Was die Anſchaffung eines Kraft 
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wagens betrifft, ſo kann es ſich, da der Antragſteller ſich bisher 
mit einem Kraftrad begnügt hat, nur um einen kleinen Wagen 
handeln. Einen ſolchen kann er auf Abzahlung kaufen, dafür ge⸗ 
nügen ebenfalls 750 KA. 


(OLG. Stuttgart, 4. Ziv Sen., Urt. v. 3. Dez. 1934, U 722/34.) 


Anmerkung: Der Entſch. iſt im weſentlichen zuzuſtimmen. 

1. Die Zubilligung vorläufiger Geldleiſtungen im Wege der 
Einſtwyfg. hat der Theorie ſehr viel Schwierigkeiten gemacht, 
weil die EinſtwVerf. ihrer Belt. und ihrem Weſen nach nicht dazu 
dienen ſoll, eine endgültige Befriedigung des Kl. herbeizu⸗ 
führen, ſondern ihm nur die Möglichkeit der Sicherung zu bieten 
beſtimmt iſt. 

Die Praxis hat ſich über dieſe Schwierigkeiten hinweggeſetzt 
und hinwegſetzen müſſen. Denn die Scheidung begehrende Ehefrau 
muß von dem zahlungsunwilligen Ehemann auch während des Schei⸗ 
dungsprozeſſes Unterhalt bekommen können, und zwar raſcher, als 
es im ordentlichen Verfahren möglich iſt. Auch bei Haftpflichtpro⸗ 
zeſſen, die oft jahrelang dauern und in Verurſachung und Unfall⸗ 
folgen oft zunächſt ſehr ungeklärt erſcheinen, muß die Möglichkeit 
bestehen, einen Geſchädigten vor dem Hungertode oder der Armen⸗ 
fürſorge oder auch vor der Unmöglichkeit, etwas zur Heilung ſei⸗ 
nes Leidens zu tun, zu bewahren. Dieſe zwingenden praktiſchen 
Gründe haben denn auch zur allgemeinen Anerkennung der Zu⸗ 
läſſigkeit der EinſtwVfg. auf Leiſtung von Geld geführt (ogl. 
Stein⸗Jonas 8 940 III; Baumbach Anm. 3B und Stein- 
Jonas, Vorbem. IV zu 8 916). 


2. Die Ausnahme dieſer Zubilligung bedingt aber, wie die 
Entſch. richtig ausführt, eine Beſchränkung des Umfanges der 
zu zahlenden Beträge und eine genaue Prüfung, ob die Zahlung im 
Wege der EinſtwVfg. unbedingt notwendig erſcheint. An dieſer 
genauen Prüfung laſſen es manche Gerichte fehlen: Insbeſ. erſcheint 
häufig der Autrag auf Erlaß einer EinſtwVfg. für aufgelaufene 
Arztkoſten, um den Antragsgegner vergleichsbereiter zu machen. In 
dieſen Fällen müßte die EinſtwVfg. abgelehnt werden, insbeſ. 
wenn plötzlich Befreiung von längſt entſtandenen und nicht nachweis⸗ 
bar ernſthalt geltend gemachten Anſprüchen von behandelnden 
Arzten verlangt wird. 

Dementſprechend hat das OLG. Stuttgart mit Recht die Be⸗ 
rückſichtigung von entgangenen Aufträgen abgelehnt und weiter 
mit Recht ausgeſprochen, daß auch die Frage des 8 254 BGB. bei 
Bemeſſung der Höhe der Rente proviſoriſch zu berückſichtigen ſei. 

OL. Kiel hat JW. 1933, 292510 zutreffend ausgeführt: 
„Verfügungskläger erſtrebt, weil ihm der Hauptprozeß zu lange 
dauert, eine Abſchlagszahlung, um ſeine bereits in der Vergangen⸗ 
heit entſtandenen, ihn drückenden Schulden bezahlen zu können, 
um ſo zu vermeiden, daß ihm durch die Nichtbegleichung dieſer 
Schulden Nachteile erwachſen.“ 

Mit Recht ift in dieſer Entſch. auch darauf hingewieſen, daß 
hierzu keine Möglichkeit nach dem Geſetz, aber auch kein Anlaß 
beſtehe, weil eine derartige Bevorzugung einer gewiſſen Gruppe 
von Kl. gegenüber anderen (etwa Darlehnskl. oder Warengläu- 
bigern) nicht zu rechtfertigen ſei. 

3. Bedenken könnten nur inſoweit beſtehen, als die Entſch. 
dem Kl. die Anſchaffung eines Wagens auf Abzahlung zumutet. 
Es iſt nicht zu verkennen, daß es für einen erwerbsbeſchränkten 
Kl., der den Zeitpunkt der völligen Wiederherſtellung ſeiner Ar⸗ 
beitsfähigkeit nicht überſehen kann, einen ſchweren Entſchluß be⸗ 
deuten mag, neue Schulden in erheblicherem Umfange einzugehen, 
um ſich einen Kraftwagen zu kaufen. Aber auch inſoweit iſt die 
Entſch. richtig. Denn der Kl. hat den Wagen zu Eigentum erwor⸗ 
ben, und es iſt ihm eine erhebliche Anzahlung darauf zugeſprochen 
worden. Der Bekl. hat aber andererſeits ebenfalls ſchutzwürdige 
Intereſſen, und es kann ihm nicht zugemutet werden, einen Kraft⸗ 
wagen für den Kl. im Wege einer Einſtwyfg. vollſtändig zu 
bezahlen. Im allgemeinen würde die richtige Abwägung der Inter⸗ 
eſſen ſogar dazu führen müſſen, daß der Kl. ſich einen Kraftwagen 
mietet und daß nur dieſe Koſten in monatlichen oder mehrmonat⸗ 
lichen Teilbeträgen von dem Bekl. zu erſetzen wären. Denn der 
Kl. bedarf ja der Beförderung, nicht aber des eigenen 
Wagens. Es kann aber auch Fälle geben, in denen die Anmietung 
eines Wagens entweder überhaupt nicht oder nur zu ſo hohen 
Koſten möglich iſt, daß die Bewilligung eines Anzahlungsbetrages 
als die richtigere Löſung für beide Teile anzuſehen iſt. 

4ð᷑. Ich perſönlich bin übrigens der Auffaſſung, daß der Kl. 
einen Zahlungsanſpruch hinſichtlich des Kraftwagens im Wege der 
Einſtwöfg. nur fo verfolgen kann, daß er Zahlung an die Liefer⸗ 
firma unmittelbar verlangt. Damit wird ſeinen Intereſſen ge⸗ 
nügt. Die Intereſſen des Bekl. fordern m. E. eine derartige Ein⸗ 
ſchräukung. 

N. Hermann Carl, Düſſeldorf. 
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25. $ 302 Abf. 4 HGB. Wann iſt die Wiedereintra⸗ 
gung einer nach beendigter Liquidation gelöſchten AktG. 
erforderlich? 5) 

Eine AktG. war nach beendigter Liquidation im Regiſter ge⸗ 
löſcht. Nach der Löſchung ſtellte ſich heraus, daß auf ihren Namen 
noch eine Hypothek eingetragen war. Das Reger. hielt den letzten 
Liquidator zur Abgabe der Löſchungsbewilligung für berechtigt und 
durch einen Regiſterauszug legitimiert, in dem alle Eintragungen ge⸗ 
rötet und der Löſchungsvermerk eingetragen war. Das GBA. erkannte 
die Löſchungsbewilligung nicht an und verlangte die Wiedereintragung 
der AktG. nach 8 302 Abſ. 4 HGB. Das LG. hat das AG. ange⸗ 
wieſen, die Wiedereintragung zu bewirken mit folgender Begründung: 

Die Ausführungen des AG. ſtehen beiſpielsweiſe auch mit der 
Anm. 19 zu § 302 Staub in Widerſpruch, wo es ausdrücklich 
heißt, daß das Amt des bisherigen Liquidators — im Gegenſatz zur 
GmbH.: Joh. 45, 185 — beim Auftauchen von Vermögen nicht 
wieder auflebt, und daß neue Liquidatoren ernannt werden müſſen. 
Daß die Wiedereröffnung Mühe und Koſten verurſacht, kann nicht 
zu einem anderen Ergebnis führen, wie auch das KG.: Joh. 31, 267 
ausgeſprochen hat. Auch der Kommentar von Güthe-Triebel 
zur GBO, ſpricht in Anm. 14 zu 835 auf S. 798 aus, daß zur Lö⸗ 
ſchung einer Verfügungsbeſchränkung, die zugunſten einer inzwiſchen 
im Handelsregiſter gelöſchten ARt®. eingetragen iſt, von dem Grund⸗ 
ſtückseigentümer die Wiedereröffnung der Liquidation beantragt wer- 
den muß. 


(LG. Berlin, Beſchl. v. 8. Febr. 1935, 408 J 402/35.) 
Ver. von AGR. Nebelung, Berlin. 


Anmerkung: Dieſe Entſch. widerſpricht nicht nur der überein⸗ 
ſtimmenden Praxis ſämtlicher Berliner Regiſterrichter und der meiſten 
Gel., ſondern auch den Bedürfniſſen eines neuzeitlichen Rechts⸗ 
verkehrs, der mehr denn je einem zweckloſen Formalismus abhold iſt. 
Daß ſie unrichtig iſt, ergeben folgende Gedankengänge: Die Eintra⸗ 
gung der Löſchung einer AktG. wirkt nicht konſtitutiv, gleich 
ob fie nach 88 31 Abſ. 2, 302 HGB. oder dem Gef. v. 9. Okt. 1934 
erfolgt (val. Criſolli⸗Groſchuff⸗Kaemmel, Umwandlung 
und Löſchung uſw., Anm. 14 ff. zu § 2 S. 161f.). Daher be⸗ 
ſteht die Geſellſchaft auch nach der Löſchung fort, wenn ſich 
herausſtellt, daß die Liquidation nicht beendigt it ($ 302 HGB.) 
oder die Geſellſchaft noch Vermögen beſitzt ($ 31 Abſ. 2 HGB., 
Geſ. v. 9. Okt. 1934), und zwar mit allen ihren Organen 
(Vorſtand, Aufſichtsrat, GenVerſ.), es ſei denn, daß Vorſtand und 
Aufſichtsrat ordnungsmäßig ausgeſchieden find (z. B. durch 
Tod, Amtsniederlegung, Abberufung). Es können trotz der Löſchung 
GenVerſ. abgehalten werden, ja ſelbſt Prozeſſe geführt werden (KG. 
1b X 907/32). Der letzte Liquidator oder Vorſtand ſcheidet mit der 
Löſchung der Geſellſchaft nicht aus, ſondern iſt nicht nur be⸗ 
rechtigt, ſondern auch verpflichtet, die AktG. auch weiterhin zu ver⸗ 
treten, ſolange bis er ordnungsmäßig ausſcheidet. Es iſt jedenfalls 
ſolange nicht möglich, für die gelöſchte AktG. einen Vorſtand oder 
Liquidakor gemäß § 29 BGB. zu beſtellen, weil die Geſellſchaft eben 
noch eine Vertretung hat. Fraglich kann alſo nur ſein, ob der Liqui⸗ 
dator oder Vorſtand auch formell durch einen Regiſterauszug i. S. 
des § 15 HGB. legitimiert iſt, in dem ſich der Löſchungsvermerk be⸗ 
findet und in dem alle Eintragungen gerötet ſind. Dieſe Frage muß 
unbedingt bejaht werden. Das Vorhandenſein des Löſchungsvermerkes 
beſagt gar nichts, da er eben nicht konſtitutiv wirkt. Wenn der Li⸗ 
quidator oder Vorſtand Erklärungen für die Geſellſchaft abgibt, ſo 
gibt er damit zu erkennen, daß die Geſellſchaft noch beſteht, der Lö⸗ 
ſchungsvermerk alſo unrichtig iſt. Da ſeine Eintragung als Vorſtand 
nicht gelöſcht ift, beſteht fie i. S. des 8 15 HGB. noch zu Recht. 
Daß ſämtliche Eintragungen im Regiſter gerötet find, iſt vollends 
unerheblich, da die Rötung nur den Zweck hat, bei Erteilung von 
Auszügen Eintragungen fortfallen zu laſſen, welche durch ſpätere 
Eintragungen überholt und bedeutungslos find und die Überſichtlich⸗ 
keit des Regiſters ſtören, nicht aber die, daß eine gerötete Eintragung 
rechts unwirkſam wird. Was hat es nun bei dieſer Rechtslage 
für einen Zweck, gemäß § 142 Fo. das umſtändliche Löſchungs⸗ 
verfahren mit dem Endziel der Löſchung des Löſchungsver⸗ 
merks einzuleiten, um genau dasſelbe wieder im Regiſter einzu⸗ 
tragen, was auch aus dem gegenwärtigen Auszug ſich ergibt? Iſt das 
nicht eine Überſpitzung des Formalismus? Im vorl. Falle iſt die 
Wiedereintragung auf Anweiſung des LG. erfolgt und ſchon nach 
wenigen Tagen wieder gelöſcht. Wozu das? Der Antragſteller hat 
nur etwa 50 ., allein an Gerichtsgebühren zwecklos aufgewendet. 

Damit ſoll nicht geſagt fein, daß die Vorſchrift des § 302 Abſ. 4 
HGB. ihre Bedeutung verliert. Sie iſt aber nach dem ganzen Inhalt 
und Geiſt nur dann anzuwenden, wenn wirklich eine Nachtrags⸗ 
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liquidation beabſichtigt ift, was unter 100 Fällen noch nicht ein- 
mal vorkommt, da es ſich ausnahmslos ſonſt nur um die Wahr⸗ 
nehmung der Rechte der Geſellſchaft in einem beſtimmten Falle 
handelt und nicht um ein „der Verteilung unterliegendes Vermögen“. 

Anders liegt die Sache natürlich, wenn — was hier nicht zur 
Debatte ſteht — der Liquidator oder Vorſtand ausgeſchieden iſt. 
Aber auch in dieſem Falle wird ſich die Wiedereintragung meiſtens 
erübrigen, weil der Vorſtand vom Gericht gemäß § 29 BGB. mit 
Beſchränkung auf einen beſtimmten Wirkungskreis 
beſtellt wird und feine Eintragung nach 8 235 Abſ. 2 HGB. deshalb 
nicht in Frage kommt. 

AGRat Peus, Berlin. 


* 
Hamburg 


26. I. 8 139 HG B. Übernahme einer OH®.- Beteiligung 
durch den Erben als Kommanditiſten. 


II. 88 139 Abſ. 4, 176 HGB. Die Haftung des Erben 
für Geſellſchaftsſchulden, die nach der Einräumung der 
Kommanditiſtenſtellung aber vor der Eintragung entſtan⸗ 
den find, beſtimmt ſich nach dem allgemeinen Haftungs- 
grund ſatz des § 176 HGB. }) 


I. Im Sept. 1932 iſt der Geſellſchafter H. der nach ihm be⸗ 
nannten Op G. geſtorben. Der Tod 9.3 iſt zunächſt weder von L., 
dem weiteren Geſellſchafter, noch von der Witwe H., der Teſtaments⸗ 
erbin, dem Handelsregiſter angemeldet worden. Nach mehrfachen 
Erinnerungen und Mahnungen iſt am 2. Okt. 1933 von L. und der 
Witwe H. dem Handelsregiſter eröffnet, daß „der Geſellſchafter H. 
am 23. Sept. 1932 aus der Geſellſchaft durch Tod ausgeſchieden iſt. 
Mit dem gleichen Tage iſt ſeine Witwe als Kommanditiſtin mit 
einer Vermögenseinlage von 8000 ½,% in die Geſellſchaft einge- 
treten. Die Geſellſchaft wird damit vom Todestage an als Komm⸗ 
Geſ. fortgeſetzt.“ 

Die Eintragung der Umwandlung der Geſellſchaft hat ſich 
bis Ende Juli 1934 hinausgezögert, da die vom Handelsregiſter 
geforderte Unbedenklichkeitsbeſcheinigung des Fin A. für Verkehrs⸗ 
ſteuern nicht eher beigebracht worden iſt. 


Schon am 6. Juli 1934 iſt von einem Geſellſchaftsgläubiger 
der Antrag geſtellt worden, das Konkursverfahren über das Ver⸗ 
mögen der OHG. und über das Vermögen der beiden Geſellſchafter 
zu eröffnen. Das Konkursgericht hat zunächſt nur über das Ver⸗ 
mögen der KommGeſ. und über das Vermögen des perſönlich haf⸗ 
tenden Geſellſchafters L. das Konkursverfahren eröffnet. L. iſt am 
1. Aug. 1934 nach einem Selbſtmordverſuch geſtorben. Am 24. Juli 
1934 iſt auch über das Vermögen der Witwe H. der Konkurs er⸗ 
öffnet worden. Gegen dieſen letzten Beſchluß richtet ſich die recht⸗ 
zeitig eingelegte ſofortige Beſchw. der Witwe. 

II. a) Zwiſchen dem Antragſteller und der Beſchwß. iſt 
ſtreitig geweſen, ob ſchon zu Lebzeiten des Ehemannes H. eine Ver⸗ 
einbarung zwiſchen dem Geſellſchafter H. und L. über die Fort⸗ 
ſetzung der Geſellſchaft nach H.s Tode getroffen worden iſt. Die 
zur Klarung dieſer Frage angeſtellte Beweisaufnahme hat ergeben, 
daß eine derartige Vereinbarung tatſächlich getroffen iſt. Gehört 
worden ſind zu dieſer Frage die Witwe H. und deren Nichte. Beide 
haben übereinſtimmend bekundet, daß kurz vor dem Tode His zwi⸗ 
ſchen dieſem und L. eine Beſprechung ſtattgefunden habe, in der 
vereinbart worden ſei, daß nach dem Tode 9.8 deſſen Witwe als 
Kommanditiſtin in die Firma eintreten ſollte. Beide Zeuginnen 
haben einen glaubhaften Eindruck gemacht. Daß die Vereinbarung 
über die Fortſetzung der Firma nach dem Tode His nicht ſchriftlich 
getroffen worden iſt, erſcheint dann nicht mehr ungewöhnlich, wenn 
berückſichtigt wird, daß H. der Onkel des L. war, und daß er zu 
ſeinem Neffen unbedingtes Vertrauen gehabt hat. Auch der ur⸗ 
ſprüngliche Geſellſchaftsvertrag iſt nur mündlich geſchloſſen worden. 

Tatſächlich iſt daher feſtzuſtellen, daß kurz vor dem Tode H.s 
eine Abänderung des Geſellſchaftsvertrages vereinbart worden iſt, 
durch welche die Fortſetzung der Geſellſchaft zwiſchen L. und Frau 
H. nach dem Tode H.s geregelt worden iſt. In dieſer Vereinbarung 
iſt eine Beſt. i. S. des § 139 Abſ. 1 HGB. zu erblicken. 


b) Nach $ 139 Abſ. 1 HGB. iſt der Zeitpunkt von Bedeutung, 
in dem die Forderung des Glaubigers entſtanden iſt. Hierzu hat 
der Konkursverwalter bekundet, daß am Todestage H.s ein Saldo 
zugunſten des Antragſtellers beſtanden hat. Der von der Gläubi⸗ 
gerin vorgelegte Kontoauszug enthält jedoch keinen Saldovortrag, 
ſondern führt als erſten Schuldpoſten den Reſtbetrag einer Rech⸗ 
nung vom 16. Okt. 1933 an. Danach muß die früher beim Tode H.s 
beſtandene Schuld getilgt worden ſein. Die im Konkurs geltend 
gemachte Forderung der Gläubiger von über 42 000 RAM ift dem⸗ 
nach in voller Höhe erſt nach dem Tode H.s und dem unmittelbar 
danach erfolgten Eintritt der Witwe in die Geſellſchaft entſtanden. 
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c) Die weiteren Vorausſetzungen des $ 139 find gegeben. Die 
Witwe hat von ihrem Recht, als Kommanditiſtin in die Geſellſchaft 
einzutreten, nach ihrer Angabe unmittelbar nach dem Tode ihres 
Ehemannes Gebrauch gemacht. Die Friſt von drei Monaten (§ 139 
Abſ. 3 HGB.) iſt alſo gewahrt. L. hat den Antrag der Frau H. auch 
rechtzeitig angenommen. Die Witwe hat daher innerhalb der Drei⸗ 
monatsfriſt die Stellung einer Kommanditiſtin erlangt. Die Ein⸗ 
tragung iſt hierzu nicht erforderlich (vgl. SS 173, 176 Abſ. 2 HGB.). 

Die Tatſache, daß nach den Feſtſtellungen des Konkursverwal⸗ 
ters die Geſellſchaft beim Tode H.s ſchon überſchuldet geweſen iſt, iſt 
für die Frage, ob eine Kommanditgeſellſchaft entſtanden iſt, ohne 
Bedeutung. Was das Geſetz als Gewinnanteil i. S. des $ 139 BGB. 
anſieht, iſt ſtreitig. Das Bei. ſchließt ſich der auch bei 
Ritter, 2. Aufl. 1932, S. 326 ff., im Ergebnis gebilligten An⸗ 
ſicht an, daß auch dann eine Fortſetzung der Geſellſchaft als Kom⸗ 
manditgeſellſchaft in Betracht kommen kann, wenn an ſich der Ver⸗ 
mögensſtand der Geſellſchaft paſſiv iſt. Durch die Feſtſtellung, daß 
beim Tode His bereits eine Unterbilanz beſtanden hat, wird daher 
die Anwendung des § 139 HGB. nicht beeinträchtigt. 

d) Es iſt alſo davon auszugehen, daß die Witwe nach § 139 
HGB. Kommanditiſtin geworden iſt. Die Frage, in welcher Weiſe 
ſie haftet, ob mit dem geſamten Nachlaßvermögen oder nur mit 
ihrer Einlage von 8000 %, kann unerörtert bleiben, da ſich in 
dem hier zur Entſch. ſtehenden Tatbeſtand die Haftung nach dem 
§ 176 HGB. beſtimmt. Die Bedeutung dieſer Vorſchr. im Verhält⸗ 
nis zu der Beſt. des § 139 Abi. 4 HGB. iſt ſtreitig (ogl. 
Kretzſchmar: Z Bl. 17, 8; Wieland: Handelsrecht 1931, 
Anm. 25, S. 688 und S. 765; Ritter, 2. Aufl. 1932, S. 328 
und S. 387). 

Dieſer Streit betrifft jedoch im weſentlichen Rechtsfragen, die 
für den zu beurteilenden Tatbeſtand nicht von entſcheidender Be⸗ 
deulung ſind. Hierfür iſt nur eines zu beachten: daß durchaus über⸗ 
wiegend die Anſicht vertreten wird, daß der Erbe, wenn er ſich ein⸗ 
mal für den Eintritt in die Geſellſchaft entſchieden hat, ſchnellſtens 
die Eintragung ſeiner Kommanditiſteneigenſchaft herbeiführen muß, 
wenn ihn nicht die Haftung aus § 176 HGB. treffen ſoll (vgl. z. B. 
RG. 128, 181 JW. 1930, 2659, Rieſenfeld S. 121ff.; 
Kretzſchmar S. 8; a. M.: Wieland S. 687ff.). 

Dieſer Anſicht iſt beizutreten. $ 139 Abſ. 4 HGB. erfaßt ſchon 
nach ſeinem Wortlaut nur die bis zur Einräumung der Komman⸗ 
ditiſtenſtellung entſtandenen Geſellſchaftsſchulden. Dem Erben ſoll 
die Möglichkeit einer Haftungsbeſchränkung gewahrt werden, ſo 
lange er ſich noch nicht entſchieden hat. Hat er aber eine Erklärung 
abgegeben, ſo beſteht zu einem beſonderen Schutz keine Veranlaſſung 
mehr. Er iſt jetzt zu behandeln wie jede andere Perſon, die einer 
Handelsgeſellſchaft beitritt. Das Motiv des Beitritts iſt unbeacht⸗ 
lich. Aus ihm iſt eine Sonderſtellung für die Zeit nach der Ein⸗ 
räumung der Kommanditiſtenſtellung nicht mehr gerechtfertigt. 
Dem widerſpricht der Grundgedanke des $ 176 HGB., daß jeder, 
der als Geſellſchafter auftritt, im Suteggile der Sicherheit des 
Handelsverkehrs ſich unbeſchränkt als ſolcher behandeln laſſen muß. 


SS 139 Abſ. 4, 176 HGB. verfolgen zwei ganz verſchiedene 
Ziele. Die erſte Vorſchr. will den Erben ſchützen, $ 176 HGB. da⸗ 
gegen hat den Zweck, die Sicherheit im Geſchäftsleben zu gewähr⸗ 
leiſten. $ 139 HGB. verliert dann feine Geltung, wenn der Erbe 
ſelbſt eine Verfügung getroffen hat, die ſeinen Erbteil zum Gegen⸗ 
ſtand des Handelslebens macht. Von dieſem Zeitpunkt an gilt allge⸗ 
meines Haftungsrecht, alfo auch $ 176 HGB. 

III. Dieſe Auffaſſung führt auch nicht zu einem unbilligen 
Eraebnis. Selbſt wenn man berückſichtigt, daß die Beſchwß. als 
ältere geſchäftsungewandte Dame, die noch dazu durch ihren Nef⸗ 
fen, den Mitgeſellſchafter L., ſchwer getäuſcht worden iſt, beſonders 
ſchutzbedürftig iſt, ſo kann doch das Ergebnis mit Rückſicht darauf, 
daß auch die Beſchw. vom Handelsregiſter wiederholt darauf auf⸗ 
merkſam gemacht worden iſt, daß die Eintragung noch nicht er⸗ 
folgt ſei, und daß noch Erklärungen gegenüber dem Handelsregiſter 
abgegeben werden müßten, nicht als unbillig angeſehen wer⸗ 
den. Unter dieſen Umſtänden durfte die BeſchwF. ſich nicht 
einzig und allein nahezu zwei Jahre lang auf L. verlaſſen, 
ſondern mußte auch von ſich aus Schritte zur Klarſtellung unter⸗ 
nehmen. Hinzu kommt noch, daß die BeſchwF. auch während der 
geſamten Zeit, ſeit dem Tode ihres Ehemannes bis Mitte 1934, 
regelmäßig Beträge von etwa 400 , monatlich aus dem Ge- 
ſchäft erhalten hat, die einen für eine alleinſtehende Dame beträcht⸗ 
lichen Unterhaltsſatz darſtellen. Die BeſchwF. hat alſo den Nutzen 
aus dem Geſchäft und ihrer Geſellſchafterſtellung gezogen, dann 
muß ſie auch die Nachteile auf ſich nehmen. 

Es iſt alſo davon auszugehen, daß die BeſchwF. für die Ge- 
ſellſchaftsſchulden zwiſchen der Erlangung der Kommanditiſten⸗ 
ſtellung und der Eintragung ins Handelsregiſter nach $ 176 HGB. 
gleich einem perſönlich haftenden Geſellſchafter haftet. Dann iſt 
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aber auch die Eröffnung des Konkursverfahrens über ihr Privat⸗ 
vermögen gerechtfertigt. Die gegen dieſen Beſchluß eingelegte 
Beſchw. iſt demnach unbegründet. 
(LG. Hamburg, 1. 3K., Beſchl. v. 8. Dez. 1934, KB 32/34.) 
Ber. von Aſſ. Dr. H. Vogel, Hamburg. 


Anmerkung: Dem Urteil liegt folgender Tatbeſtand zu⸗ 
grunde: 


Der Geſellſchaftspvertrag einer DH®. enthielt die Verein⸗ 
barung, daß die Geſellſchaft zwiſchen dem überlebenden Geſellſchaf⸗ 
ter und der Witwe des Verſtorbenen fortgeſetzt werden ſolle. In⸗ 
nerhalb der Friſt von drei Monaten nach dem Tode des einen 
Geſellſchafters wurde ſeiner Witwe die Stellung einer Komman⸗ 
ditiſtin eingeräumt. Die Anderung der Geſellſchaftsverhältniſſe 
wurde erſt ein Jahr ſpäter zum Handelsregiſter angemeldet, aber 
dort nicht eingetragen, weil die Unbedenklichkeitsbeſcheinigung des 
Fin A. nicht beigebracht wurde. Nach dem Eintritt der Witwe 
als Kommanditiſtin entſtanden Geſellſchaftsſchulden in Höhe von 
42 000 RA. Wegen dieſer Schulden wird die Kommanditiſtin per⸗ 
ſönlich in Anſpruch genommen, indem die Eröffnung des Kon⸗ 
kursverfahrens gegen ſie beantragt wird. 

Das LG. erklärt die Inanſpruchnahme der Witwe für be⸗ 
rechtigt. 

1. Das Urteil führt zunächſt aus, die Kommanditgeſellſchaft 
entſtehe bereits dann, wenn der überlebende Geſellſchafter ſich mit 
den Erben des Verſtorbenen über die Einräumung der Komman⸗ 
ditiſtenſtellung geeinigt habe, ohne daß es einer Eintragung ins 
Handelsregiſter bedürfe. Dem iſt zuzuſtimmen. Denn es iſt kei⸗ 
nerlei Beſt. erſichtlich, wonach die Eintragung der Umwandlung 
des Geſellſchaftsverhältniſſes aus einer OHG. in eine Kommandit⸗ 
geſellſchaft konſtitutiver Natur ſein ſoll. Es greift vielmehr die 
allgemeine Regel ein, daß im Zweifel die Eintragung ins Han⸗ 
delsregiſter immer nur deklaratoriſche Bedeutung hat. Mit Recht 
beruft ſich das LG. hierfür auch auf die Vorſchr. der 88 173, 176 
Abſ. 2 HGB. 

2. Das LG. führt weiter aus, § 139 HGB. ſei auch dann 
anwendbar, wenn die Kommanditgeſellſchaft im Zeitpunkt ihres 
Entſtehens überſchuldet ſei. Dem iſt mit der heute durchaus h. A. 
zuzuſtimmen. Jedoch kommt es für die Entſch. des vorl. Falls 
auf die Stellungnahme zu dieſer Frage überhaupt nicht an. 
Würde man die Anwendbarkeit des § 139 HGB. leugnen und 
eine Kommanditgeſellſchaft nicht entſtehen laſſen, ſo wäre durch 
den Beitritt der Witwe eine OHG. entſtanden und die perſönliche 
Haftung der Witwe ergäbe ſich ohne weiteres aus $ 128 HG 

3. Schließlich nimmt das LG. an, ſobald der Erbe Komman⸗ 
ditiſt geworden ſei, müſſe er wie jeder andere Kommanditiſt, der 
einer beſtehenden Geſellſchaft beitrete, behandelt werden; es finde 
auf ihn alſo $ 176 Abſ. 2 HGB. Anwendung, jo daß er vom 
Zeitpunkt der Erlankgung der Kommanditiſteneigenſchaft bis zu 
deren Eintragung im Handelsregiſter einem perſönlich haften⸗ 
den Geſellſchafter gleichſtehe. Auch dieſer Auffaſſung iſt zuzuſtim⸗ 
men. § 139 HGB. will dem Erben drei Monate lang Zeit geben, 
um ſich über ſeine zukünftige Stellung in der Geſellſchaft klarzu⸗ 
werden. Hat er ſich entſchieden, ſo entfällt der Anlaß für einen 
weiteren Schutz. Hat der Erbe die Stellung eines Kommanditiſten 
gewählt, ſo wird er nunmehr wie jeder andere Kommanditiſt be⸗ 
handelt und unterliegt deshalb der Haftung des § 167 Abſ. 2 
HGB. Aus welchen Gründen die Eintragung der Kommanditiſten⸗ 
ſtellung unterblieben iſt, ob der Erbe ſelbſt dafür verantwortlich 
iſt, und ob ihn ein Verſchulden trifft, iſt unerheblich. Darauf wird 
in § 176 Abſ. 2 HGB. nicht abgeſtellt. Die Haftung würde nur 
dann entfallen, wenn dem Gläubiger die Stellung der Witwe als 
Kommanditiſtin bekannt war. Das aber hätte von ihr behauptet 
und bewieſen werden müſſen, was nach dem Sachverhalt nicht ge- 
ſchehen iſt. 

RA. Dr. Ernſt Boeſebeck, Frankfurt a. M. 
* 
Köslin 

27. § 158 BGB. Geſ. über Erleichterung der Ehe⸗ 

ſchließung. Wird in einem Kaufvertrage zwiſchen einem 

öbelhändler und einem Brautpaare vereinbart, daß der 
Kaufpreis für die Möbel ganz oder zu einem größeren 
Teil mit Bedarfsdeckungsſcheinen des Eheſtandsdarlehns 
bezahlt werden ſolle, ſo iſt die Wirkſamkeit des Vertrags 
o bedingt, daß das Brautpaar das Eheſtandsdarlehn 
erhält. K 

Die Bekl. iſt verlobt. Für den künftigen Haushalt kaufte ſie 
von der Kl. Schlafzimmer, Küchen⸗ und Eßzimmermöbel durch 
Beſtellſchein v. 20. März 1934, den ihr Verlobter mitunterſchrieb, 
zum Preiſe von 785 .,. In dieſem Beſtellſchein heißt es: „Bond.: 


600 e in Bedarfsdeckungsſcheinen, Reſt Dreimonatsakzept., Lie⸗ 
ferung auf Abruf“. Die Ehe der Bekl. iſt bisher nicht zuſtande 
gekommen, da die von ihrem Verlobten in Ausſicht genommene 
Stellung als Grundlage für die Exiſtenz einer Familie nicht ge⸗ 
eignet war, was ſich nachträglich herausgeſtellt hat. Die Ehe⸗ 
ſchließung iſt daher auf unbeſtimmte Zeit hinausgeſchoben, und 
die Bekl. hat daher noch keine Bedarfsdeckungsſcheine erhalten. 
Infolgedeſſen hat die Bekl. die Abnahme der Möbel und die Zah⸗ 
lung des Kaufpreiſes 3. Z. verweigert. Der Kl. macht Schadens⸗ 
erſatz wegen Nichterfüllung geltend. Die Bekl. iſt vom AG. zur 
Zahlung von 208 %% verurteilt worden. Die Ber. hatte Erfolg. 
Dem Kl. ſtehen Schadenserſatzanſprüche wegen Nichterfüllung des 
Kaufvertrages nicht zu. Gegen die Rechtswirkſamkeit des Ver⸗ 
trages beſtehen allerdings keine Bedenken. Auf dem Beſtellſchein 
iſt der vorgedruckte Vermerk des Eigentumsvorbehaltes und die 
Bezugnahme auf die auf der Rückſeite ſtehenden allgemeinen Ver⸗ 
kaufsbedingungen, die u. a. auch das Nähere über den Eigentums⸗ 
vorbehalt enthalten, deutlich durchſtrichen. Damit iſt zum Aus⸗ 
druck gebracht, daß dieſe Beſt. für den Kauf nicht gelten. Es kann 
alſo dahingeſtellt bleiben, welchen Einfluß ein ſolcher Eigentums⸗ 
vorbehalt auf die Gültigkeit des Vertrages gehabt haben würde. 
Der Kaufvertrag iſt aber als ein aufſchiebend bedingt geſchloſſener 
Vertrag anzuſehen, der wegen Nichteintritts der Bedingung noch 
nicht wirkſam geworden iſt. Allerdings iſt in dem Vertrage keine 
Belt. enthalten, in der ausdrücklich ausgeſprochen iſt, daß die 
Wirkſamkeit des Vertrages dadurch, daß die Bekl. Bedarfsdeckungs⸗ 
ſcheine erhalte, bedingt ſei. Jedoch muß eine ſolche Bedingung 
aus dem oben mitgeteilten Satze betreffend die Zahlungsweiſe ent⸗ 
nommen werden. 


Es iſt allgemein bekannt, daß Eheſtandsdarlehen deshalb ge⸗ 
währt werden, um minderbemittelten Volksgenoſſen, die die erfor⸗ 
derlichen Mittel zur Einrichtung einer Häuslichkeit nicht beſitzen, 
durch dieſes Darlehn die Eheſchließung zu ermöglichen. Das iſt ins⸗ 
beſ. den Kaufleuten, welche, wie der Kl., die Berechtigung zur 
Annahme von Bedarfsdeckungsſcheinen haben, ſich zur Annahme 
ſolcher ausdrücklich erbieten und in erheblichem Umfange Aus⸗ 
ſteuern verkaufen, ſelbſtverſtändlich bekannt. Wird daher in einem 
Kaufvertrage zwiſchen einem Möbelhändler und einem Brautpaare 
vereinbart, daß der Kaufpreis für die Möbel ganz oder zu einem 
en Teil mit Bedarfsdeckungsſcheinen bezahlt werden jolle, 
ſo ſind ſich beide Teile darüber klar, daß dem Käufer die Be⸗ 
zahlung des Kaufpreiſes nur und erſt dann möglich iſt, wenn 
er Bedarfsdeckungsſcheine erhält. Beide Vertragsteile ſind ſich dar⸗ 
über klar, daß nur in dieſem Falle der Vertrag durchgeführt wer⸗ 
den kann. Der Kaufvertrag iſt in ſolchem Falle dadurch, daß die 
Bedarfsdeckungsſcheine dem Käufer gewährt werden, bedingt. Dieſe 
Auslegung entſpricht Treu und Glauben und dem Volksempfinden. 
Es würde eine am Wortſinn haftende Vertragsauslegung ſein, 
wollte man den Vertrag mit Rückſicht darauf, daß die Bedingtheit 
in ihm nicht förmlich zum Ausdruck gebracht iſt, für unbedingt 
halten. Das muß um ſo mehr gelten, als es ſich hier um einen 
Vertrag auf einem veralteten, für ein Abzahlungsgeſchäft geſchaf⸗ 
fenen und für den vorl. Fall gar nicht paſſenden Vordruck handelt, 
bei dem es aus räumlichen Gründen kaum möglich iſt, Abände⸗ 
rungen und Zufätze vorzunehmen. Wollte der Kl. den Vertrag nur 
unbedingt ſchließen, ſo mußte er das in dieſem Falle ausdrücklich 
aufnehmen. Daß die Bekl. die Eheſchließung bisher mutwillig auf⸗ 
geſchoben und den Eintritt der Bedingung des Erhalts der Be⸗ 
darfsdeckungsſcheine damit wider Treu und Glauben verhindert 
habe ($ 162 BGB.), hat der Kl. ſelbſt nicht behauptet. Der Kl. 
kann daher aus dem Vertrage wenigſtens zur Zeit keine Er⸗ 
füllung und keinen Schadenserſatz wegen Nichterfüllung verlangen. 
Ob der Kl. in Rückſicht auf die Länge der verfloſſenen Zeit 
überhaupt noch bzw. wie lange er an den Vertrag gebunden iſt, 
iſt hier nicht zu entſcheiden. 

(SG. Köslin, 1. 3 K., Urt. v. 8. Jan. 1935, 1 8 77/34.) 


Eingeſ. von RA. Dr. Köhler, Köslin. 


Amtsgerichte 


Berlin 

28. 88 1 — 3 AbzG.; 88 13, 29, 38, 276 und 331 Abi. 2 
ZPO. Für die Klage des Abzahlungsverkäufers auf Rück⸗ 
gewähr des Kaufgegenſtandes iſt nicht der im Kaufvertrage 
vereinbarte Gerichtsſtand maßgebend. 


Die Kl. hat den Bekl. ein Radiogerät auf Abzahlung unter 
Eigentumsvorbehalt und gemäß den im Beſtellſchein enthaltenen 
Bedingungen verkauft und geliefert. Im Beſtellſchein heißt es 
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Rechtſprechung 


Juriſtiſche Wochenſchrift 


u. a.: „Erfüllungsort und Gerichtsſtand iſt das AG. Berlin“. Die 
Kl. iſt vom Vertrage zurückgetreten. Unter Berufung auf den ver⸗ 
einbarten Gerichtsſtand verlangt ſie Herausgabe des Radiogerätes 
und beantragt gegen die ſäumigen Bekl. Erlaß des Verſänm⸗ 
nisurteils. 

Das angerufene AG. Berlin iſt für die Entſch. über den 
Klageanſpruch örtlich unzuſtändig. Wegen mangelnder örtlicher 
Zuſtändigkeit des Gerichts iſt die Klage, da ein Verweiſungsan⸗ 
trag nicht geſtellt worden iſt, gem. §§ 276, 331 Abſ. 2 ZPO. als 
unzuläſſig abzuweiſen. 

Aus der Säumnis der Bekl. iſt nicht eine ſtillſchweigende 
Vereinbarung der Parteien über die Zuſtändigkeit des angerufenen 
Gerichts zu folgern. Sie könnte erſt nach mündlicher Verhandlung 
zur Hauptſache angenommen werden ($ 39 ZPO.). 

Die von der Kl. aufgeſtellten tatſächlichen Behauptungen 
rechtfertigen nicht die Zuſtändigkeit des AG. Berlin. Auf deſſen 
vertraglich vereinbarte Zuſtändigkeit beruft ſich die Kl. zu unrecht. 
Der in dem Beſtellſchein geregelte Gerichtsſtand betrifft Anſprüche 
aus dem zwiſchen den Parteien geſchloſſenen Kaufvertrage. Aus 
dieſem macht die Kl. aber keinen Anſpruch geltend, vielmehr will 
ſie die Rechtsfolgen des Verkaufes durch ihre Rücktrittserklärung 
beſeitigen. Ihr Herausgabeanſpruch leitet ſich nicht aus dem Kauf⸗ 
vertrage her, ſondern aus dem durch die Rücktrittserklärung ent⸗ 
ſtandenen Rückgewährverhältnis nach 88 1—3 Abz®. Hinſichtlich 
dieſes Rückgewährverhältniſſes iſt in dem Beſtellſchein ein Ge⸗ 
richtsſtand nicht vereinbart worden. Für den . 
der Kl. iſt der Gerichtsſtand gem. SS 13, 29 ZPO, i. Verb. m. 
§ 269 BGB. ſelbſtändig zu beſtimmen. Er iſt bei demjenigen Ge⸗ 
richt gegeben, in deſſen Bezirk der Erfüllungsort für die Rück⸗ 
gewährpflicht der Bekl. liegt. Das iſt Idar⸗Oberſtein als der 
Ort, wo ſich das Radiogerät zur Zeit befindet (vgl. Criſolli, 
Abzahlungsgeſchäfte zu 8 1 Anm. 106—108; Sydow⸗-Buſch, 
20. Aufl. zu § 29 Anm. 4). 

Für die Zuſtändigkeit des AG. Berlin greift auch nicht die 
Erwägung durch, daß das Rückgewährverhältnis eine Auswirkung 
des Kaufvertrages und daher für den Herausgabeanſpruch der 
Verkäuferin der für den Kaufvertrag vereinbarte re 
maßgebend ſei. Eine ſolche über feinen Bereich hinausgreifende 
Wirkung kommt dem Kaufvertrage nicht zu. Sie iſt ſchon mit 
Rückſicht auf den Schutz des ſozial ſchwächeren Käufers abzulehnen, 
dem der an ſeinem Wohnort gegebene allgemeine Gerichtsſtand, 
ſoweit er nicht ausdrücklich abgedungen iſt, zu erhalten iſt. Im 
übrigen beſteht eine ſolche fernwirkende Gerichtsſtandsvereinbarung 
auch nicht für das ähnlich gelagerte Rückgewährverhältnis bei dem 
allgemeinen Rücktritt nach SS 346 ff. BGB. oder bei der Wand⸗ 
lung (vgl. RGRKomm. zu § 346 Anm. 3; Staudinger zu 
§ 348 Anm. 8). 

(Ach. Berlin, Abt. 20, Urt. v. 27. Nov. 1934, 20 C 1827/34.) 
Ber. von GerAſſ. Jaſt row, Berlin. 
* 
Kirchhundem 

29. 1. 8 1 Kart VO. Zwiſchen vorübergehend gebil- 
deten „Ringen“ und dauernden Kartellverträgen iſt hin⸗ 
ſichtlich der Anwendung der Kart®D kein Unterſchied zu 
machen. 

2. Auch ein Vertrag zwiſchen nur zwei gewerblichen 
Unternehmern kann ein Kartell i. S. des §8 1 Kart VO. fein. 

3. Submiſſionskartelle fallen nicht immer unter § 138 
BG B. f) 

Der Kl. und der Bekl, vereinbarten bei der Vergebung von 
Dachdeckerarbeiten für die Schulen in S. und O., daß jeder von 
ihnen ein beſtimmtes Gebot, und zwar der Bekl. 4,10 7% und der 
Kl. 3,90 , pro qm einreichen follte, daß man ſich aber den 
Spaß teilen wollte, ganz gleichgültig, wem der Auftrag übertra⸗ 
gen würde. Die Arbeiten ſollten gemeinſchaftlich ausgeführt wer⸗ 
den, und zwar ſollte jeder ſelbſtändiger Unternehmer bleiben. 

Der Kl. behauptet, der Bekl. habe den Auftrag für die Be⸗ 
ſchieferung der Schule in S. erhalten, er habe jedoch die Arbeiten 
allein ausgeführt. 2 

Der Anſpruch des Kl. iſt unbegründet. Die zwiſchen den 
Parteien getroffene Vereinbarung iſt nämlich eine Kartell i. S. 
des § 1 KartBO. v. 2. Nov. 1923. Danach bedürfen Verträge 
und Beſchlüſſe, welche Verpflichtungen über die Handhabung der 
Erzeugung oder des Abſatzes, die Anwendungen von Geſchäfts⸗ 
bedingungen, die Art der Preisfeſtſetzung oder die Forderung von 
Preiſen enthalten (Syndikate, Kartelle, Konventionen und ähn⸗ 
liche Abmachungen) der ſchriftlichen Form. 

Die Parteien verfolgten mit ihrer Vereinbarung den Zweck, 
auf die Preisbildung einen Einfluß auszuüben. Unerheblich iſt 
es dabei, ob ſich die Preiſe im gegebenen Falle im Rahmen der 
Angemeſſenheit bewegt haben. Selbſt, wenn auch Angebote an⸗ 


derer auswärtiger Handwerker gemacht werden konnten und auch 
in Wirklichkeit abgegeben worden ſind, ſo bleibt dennoch der freie 
Wettbewerb dadurch nicht gewahrt, denn es iſt eine gerichts⸗ 
bekannte Tatſache, daß von ſeiten der Gemeinde in allererſter Linie 
bei Vergebung von Gemeindearbeiten die in der Gemeinde anfäf- 
ſigen Handwerker berückſichtigt werden, ſogar auch dann, wenn 
ihre Angebote um ein Geringes höher liegen ſollten als die der 
auswärtigen Handwerker. Auch der Einwand des Kl., die Kart⸗ 
VO. wolle nur die Bildung wirtſchaftlicher Machtſtellungen verhin⸗ 
dern, d. h. ſolcher Unternehmungen, die beſtimmt ſeien, einen 
dauernden Einfluß auf die Preisgeſtaltung auszuüben, kann nicht 
als richtig angeſehen werden. Im Schrifttum herrſcht nahezu 
Einigkeit darüber, daß zwiſchen vorübergehendem „Ringen“ oder 
„Schwingen“ und dauernden Kartellverträgen für die Anwendung 
der KartVO. kein Unterſchied zu machen iſt. Auch eine Gelegen⸗ 
heitsſchöpfung kann unter § 1 Kart O. fallen. Es kommt auch 
nicht auf die größere oder kleinere Anzahl der Vertragsbeteiligten 
an, vielmehr kann auch ein Vertrag zwiſchen nur zwei gewerb⸗ 
lichen Unternehmungen den Kartellbegriff der VO. erfüllen. Aus⸗ 
ſchlaggebend iſt nur, daß es ſich um einen Geſellſchaftsvertrag 
handelt, alſo um einen Vertrag zur Erreichung gemeinſchaftlicher 
Zwecke im gemeinſamen Zuſammenwirken durch Übernahme geſell⸗ 
ſchaftlicher Verpflichtungen und Bindungen (vgl. RG. 114, 264 
JW. 1926, 2912). Unerheblich iſt fernerhin auch, ob die Par⸗ 
teien überhaupt in der Lage waren, durch ihre Abmachungen den 
Markt tatſächlich zu beinfluſſen, jedenfalls iſt aber gerade in die⸗ 
ſem Falle die Gefahr des Mißbrauchs einer wirtſchaftlichen Macht⸗ 
ſtellung um deswillen beſonders groß, weil die Parteien im hie⸗ 
ſigen Gemeindebezirk die einzigen Unternehmer dieſer Art ſind. 


Die Vereinbarung bedurfte danach zu ihrer Wirkſamkeit der 
Schriftform. Wegen mangelnder Form iſt der Vertrag aber nichtig. 
(AG. Kirchhundem, Urt. v. 12. April 1934, 2 0 31/34.) 
Eingef. von RA. Wurm, Altenhundem. 


„Anmerkung: I. Die Entſch. entſpricht der herrſchenden und 
richtigen Anſicht, von der nur zeitweilig in Entſch. abgewichen 
wurde (vgl. JW. 1927, 2085). 


§ 1 KartVO. muß im heutigen Staat alle marktbeeinfluſ⸗ 
ſenden Verbände und Verabredungen der ſog. privaten Wirtſchaft 
umfaſſen, damit für den Einſatz aller Kräfte für ftatt gegen das 
Gemeinwohl Gewähr gegeben ift. Dazu gehören fraglos auch die 
Abreden der in der Entſch. genannten Art, auch ſoweit ſie für 
die Durchführung nur eines Geſchäftes abgeſchloſſen wurden. 
Ebenſo iſt es gleichgültig, ob es ſich dabei um Abreden zwiſchen 
Großfirmen oder Handwerkern handelt und zwiſchen wieviel Un⸗ 
100 Abrede getroffen iſt (vgl. RZ. 114, 262 JW. 


Bei der Abrede liegt ein Submiſſionskartellvertrag vor. Das 
AG. verneint die Anwendung von § 138 BGB. gegenüber dieſem 
Vertrage, weil ſich nicht alle Dachdecker der Abrede angeſchloſſen 
hätten. Meines Erachtens iſt dieſe Begr. nicht ſtichhaltig. Es 
kommt m. E. vielmehr auf folgendes an: 


Ausgangspunkt für die Frage der Sittenwidrigkeit muß die 
nationalſozialiſtiſche Rechts⸗ und Weltanſchauung ſein. In der 
Wirtſchaft iſt es Zweck der Unternehmen, zur Sicherung, Erhal⸗ 
tung und Förderung der Volksgeſamtheit zu wirken. Es iſt denk⸗ 
bar, daß ſolches Wirken im Einzelfall Abreden der genannten Art 
notwendig macht, z. B. wenn irgendein ausſchreibender Konzern 
oder eine fiskaliſche Stelle, die das nationalſozialiſtiſche Gedanken⸗ 
gut des gerechten Preiſes noch nicht in ſich aufgenommen hat, 
preisdrückend wirkt. Dann, aber nur dann ſind ſolche Abreden vom 
Recht zu ſchützen. Dort dagegen, wo ſie lediglich dem Gedanken 
„Branchennutz vor Gemeinnutz entſpringen“, können ſie nicht den 
Schutz des Rechtes finden; und dafür bietet $ 138 BGB. eine 
Handhabe. Übrigens entſpricht dies auch der ſeitherigen Recht⸗ 
ſprechung des Rö. das in früheren Entid. die planmäßige Irre⸗ 
führung des Beſtellers zwecks Erzielung höherer Preiſe als ſitten⸗ 
widrig erklärt hat (RGG.: JW. 1914, 9765; 1913, 734 5). 


II. Inzwiſchen iſt dieſe nationalſozialiſtiſche Rechtsauffaſ⸗ 
fung durch eine Maßnahme des Preiskommiſſars über Ver⸗ 
dingungskartelle auch geſetzlich verankert. Nach der BO. vom 
29. März 1935 ſind alle Verhandlungen oder Vereinbarungen 
unter Bewerbern über die Abgabe oder Nichtabgabe von Ge⸗ 
boten, Preisforderungen, Gewinnbeteiligungen, Feſtſetzungen oder 
Empfehlungen von Preiſen, Entrichtung von Ausfallentſchädigun⸗ 
gen bei Vergebung öffentlicher Aufträge ohne Genehmigung der 
Behörde für nichtig erklärt und unter Strafe geſtellt. Dement⸗ 
ſprechend wird eine Vereinbarung der Art, wie ſie das Urteil 
behandelt, auch aus dieſem Rechtsgrunde in Zukunft nichtig fein. 


RA. Dr. Hans Peter Dauielcik, Berlin. 
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30. Verſagung der Deviſengenehmigung; Einfluß auf 
den Fortbeſtand ſchwebender Verträge. 

Die Bekl. kaufte von der Kl. kaliforniſche Walnüſſe cik Ham⸗ 
burg, Abruf Auguſt. Am 21. Aug. 1934 rief ſie die Ware ab und 
ſügte bei: „Zahlung erfolgt netto Kaſſe gegen Dokumente.“ Sie nahm 
jedoch die im Sept. 1934 angedienten Dokumente mangels Deviſen⸗ 
genehmigung nicht auf. Auf Schadenserſatz verklagt, beantragte ſie 
zunächſt Ausſetzung des Verfahrens bis zur Entſch. der Deviſenſtelle 
(839 Gef. betr. Deviſenbewirtſchaftung v. 4. Febr. 1935), im übrigen 
Klageabweiſung, da höhere Gewalt vorliege. Verurteilung, Gründe: 

1. Der Ausſetzungsantrag muß abgelehnt werden. Maßgebend 
iſt nicht § 39, ſondern 840. Dieſer beſtimmt, im ſchieds gerichtlichen 
Verfahren könne der Vollſtreckbarkeitsbeſchluß erſt ergehen, wenn 
die erforderliche Genehmigung erteilt iſt. Daraus folgt, daß das 
ſchieds gerichtliche Verfahren durch Vergleich oder durch Schieds⸗ 
ſpruch abgeſchloſſen werden kann, ohne daß eine Genehmigung bei- 
zubringen wäre. 

2, Die Auffaſſung des Schiedsgerichts deckt ſich mit dem 
Standpunkt, den die Reichsſtelle für Deviſenbewirtſchaftung in ihrem 
Runderlaß v. 16. Jan. 1935 eingenommen hat. Grundſätzlich ſtellt die 
Reichsſtelle feſt, daß der Anſpruch des ausläudiſchen Exporteurs auf 
Schadenserſatz dann unbegründet iſt, wenn die Nichterfüllung des 
Vertrages auf die mangelnde Deviſenzuteilung oder andere Maß⸗ 
nahmen der Deviſenbewirtſchaftung zurückzuführen iſt. Andererſeits 
wird jedoch feſtgeſtellt, daß der Anf pruch auf Schadenserſatz dann 
gerechtfertigt iſt, wenn den deutſchen Schuldner ein Verſchulden trifft, 
darüber hinaus aber auch dann, wenn nach Geſetz oder auf Grund 
beſonderer Verkaufsbedingungen eine Haftung übernommen iſt, die 
ein ſchuldhaftes Verhalten des Schuldners nicht vorausſetzt. In Über⸗ 
einſtimmung mit dieſem Runderlaß ſtellt das Schiedsgericht feſt, daß 
die Deviſenreſtriktionen grundſätzlich als höhere Gewalt anzuſehen 
find, die gem. § 323 BGB. die Ausführung des Vertrages unmöglich 
machen und beide Vertragsparteien von ihren Leiſtungen befreien. In 
jedem einzelnen Fall iſt jedoch zu prüfen, ob ein ſchuldhaftes Ver⸗ 
halten einer Vertragspartei vorliegt oder ob eine Vertragspartei bei 
oder nach Abſchluß des Vertrages eine beſtimmte Erfolgshaftung über⸗ 
nommen hat. Ein ſchuldhaftes Verhalten des Importeurs liegt insbeſ. 
dann vor, wenn er bei Abſchluß des Vertrages die Unmöglichkeit der 
Ausführung desſelben gekannt hat oder hätke erkennen müſſen, oder 
wenn er bei Abwicklung des Vertrages Erklärungen abgegeben hat, 
die er mit Rückſicht auf die veränderte Rechtslage, insbeſ. die Er⸗ 
ſchwerung der Deviſenbeſchaffung, nach Sachlage nicht hätte abgeben 
dürfen. Der letztere Fall iſt hier gegeben. Die Belkl. hat am 21. Ang. 
zu einem Zeitpunkt, als die Ausnutzungsquote für die Kaſſakoutin⸗ 
gente bereits auf 5% zuſammengeſchrumpft war und äußert gefährdet 
erſchien, die klare Erklärung abgegeben, daß ſie „netto Kaſſe gegen 
Dokumente“ zahlen wolle und daß die Abladungen Rontraktgenäl; 
vorzunehmen ſeien. Auf Grund dieſer präziſen Erklärung iſt die Kl. 
verpflichtet geweſen, die Abladungen Rontraktgemäß vorzunehmen. 
Der Ablader wird durch die deutſche Geſetzgebung in gleicher Weiſe 
wie der Importeur geſchützt. Wenn nach Abſchluß des Kontraltes eine 
weſentliche Veränderung der Rechtslage, insbeſ. eine erhebliche Er⸗ 
ſchwerung der Deviſenzuteilung an den deutſchen Importeur, eintritt, 
ſo kann er ſich darauf berufen, daß ihm die Ausführung des Ver⸗ 
trages mit Rückſicht auf die ſtarke Gefährdung der Erfüllung des⸗ 
ſelben nicht zugemutet werden könne. Der Ablader iſt jedoch nicht 
berechtigt, ſchlechthin fich von feinen Vertragsverpflichtungen zu löſen. 
Die Verpflichtung eines jeden Kontrahenten zur Vertragstreue macht 
es erforderlich, daß der Ablader ſich bei Abrufgeſchäften zunächſt mit 
dem Importeur ins Benehmen ſetzt und dieſen auffordert, eine klare 
Verladedispoſition zu erteilen und eine präziſe Erklärung über die 
beſtehenden bzw. nicht beſtehenden Erfüllungsmöglichkeiten abzugeben. 
Fällt die Erklärung des Importeurs unbefriedigend aus, jo ſteht dem 
Ablader das Recht zu, von dem Vertrag zurückzutreten. Fordert der 
Importeur jedoch den Ablader zur Verladung auf und gibt er ihm 
gegenüber eine den Umſtänden nach befriedigende Erklärung über die 
Erfüllungsmöglichleiten ab, fo iſt der Ablader, wenn er in die 
Bonität des Importeurs keinen Zweiſel zu ſetzen braucht, verpflichtet, 
den Kontrakt zur Ausführung zu bringen und ordnungsgemäß ab⸗ 
zuladen. Einen Anſpruch darauf, daß im Zeitpunkt der Abladung 
bereits alle Vorausſetzungen für die Deviſenzahlung gegeben ſind, 
hat der Ablader nicht. Jusbeſ. kann der Ablader nicht verlangen, 
daß bereits im Zeitpunkt der Abladung die Einfuhrgenehmigung der 
zuſtändigen Überwachungsſtelle vorliegt. Nach Treu und Glauben ſind 
für den Ablader ausſchlaggebend die Erklärungen, die der Importeur 
abgibt. Beſteht unter Beobachtung dieſer Grundſätze eine Verpflichtung 
des Abladers, den Vertrag zu erfüllen, jo muß er auf der anderen 
Seite auch dagegen geſchützt werden, daß der deutſche Importeur Er⸗ 
klärungen abgegeben bzw. Dispoſitionen erteilt hat, die als fahr⸗ 
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läſſig angeſehen werden müſſen. Die Erklärung der Bell. v. 21. Aug. 
1934 iſt nun aber fahrläſſigerweiſe abgegeben worden. Denn die 
Bekl. hätte am 21. Aug. unbedingt erkennen müſſen, daß es ihr nicht 
möglich wäre, unter Inanſpruchnahme ihres Kontingents ihre Zah⸗ 
lungsverpflichtungen am Fälligkeitstermin zu erfüllen. Das Kaſſa⸗ 
kontingent der Bekl. hat per Aug. 1934 nur monatlich etwa 2000 AH 
betragen. Sie hätte demnach damit rechnen müſſen, daß ſie noch weit 
über das Jahr 1935 hinaus die Fakturenbeträge durch monatliche 
nachträgliche Zahlungen hätte abdecken müſſen. Unter den Parteien 
ſind jedoch keine Vereinbarungen über eine ratenweiſe Zahlung ge⸗ 
troffen. Auch hat die Bekl. keinerlei Mitteilung davon gemacht, daß 
ihr Antrag auf Deviſenzuteilung für Aug. und Sept. 1934 geſcheitert 
und damit die Möglichkeit der Ausführung des Kontraktes gemäß 
ihrer Zuſage v. 21. Aug. 1934 ſtark gefährdet ſei. Auch hierin liegt 
ein erhebliches Verſchulden der Bekl... 

(SchiedsG. Hamburg, Schiedsſpruch v. 26. Febr. 1935, Mitt. JHR. 
Hamburg 1935, S. 391.) 


Ber. von OLGR. Prof. Reichel, Hamburg. 


Keichsfinanzhof 


Berichtet von den Senatspräſidenten Arlt und Bodenſtein 
und den Reichsſinanzräten Ott und Sölch 


[ Wird in der amtlichen Sammlung der Entſcheidungen des Reichs⸗ 
finanzhofs abgedruckt] 


31. 88 232 Abſ. 1, 235 Nr. 1 RAbgd. 1931. 


1. Auch unter der Herrſchaft der RAbg. 1931 gilt der 
Grundſatz, daß eine Rechtsmittelentſcheidung nur ange⸗ 
fochten werden kann, wenn der Rechtsmittelführer durch 
das in der Entſch. zuſammengefaßte Ergebnis, nicht etwa 
nur durch die Begr. der Entſch. beſchwert iſt (ogl. RH. 4, 
172), und daß ausnahmsweiſe eine Anfechtung nur der 
Gründe einer Entſch. inſoweit zuläſſig iſt, als dieſe Gründe 
Feſtſtellungen enthalten, die für andere Steuern oder für 
ſteuerrechtliche Verwaltungsmaßnahmen bindend find (vgl. 
RF H. 13, 227; 14, 114; 25, 270). 

2. Die in einem Rechtsmittelverfahren wegen der Ver⸗ 
anlagung zur Körperſchaftſteuer getroffene Verluſtfeſt⸗ 
ſtellung iſt weder für die Bemeſſung des vom Gewinn des 
folgenden Steuerabſchnitts abzugsfähigen Verluſtvor⸗ 
trages noch für die Bemeſſung des zur preußiſchen Ge- 
werbeertragſteuer heranzuziehenden Gewerbeertrags bin- 
dend. .) 

(R Fol., 1. Sen., Urt. v. 20. Febr. 1935, I A 270/34.) 


Anmerkung: Die Entſch. des Rü. befaßt ſich mit zwei wich⸗ 
tigen Fragen, namlich: 

1. wann eine Beſchwer im Sinne des ſteuerlichen Rechtsmittelrechts 
vorliegt und 

2. mit der ſteuerlichen Rechtskraftwirkung von Feſtſtellungen ſteuer⸗ 
licher Vorjahresbeſcheide. 

1. Der Stpfl. Kann einen Steuerbeſcheid nur anfechten, wenn 
er ſich entweder durch die Höhe der feſtgeſetzten Steuer oder durch 
die Bejahung der Steuerpflicht beſchwert fühlt (8 232 RAbgdO.). 
Hieraus folgt, daß nur die Ergebniſſe der Steuerbeſcheide, nicht aber 
die Begründungen anfechtbar ſind (NH. 4, 176). Dieſe Feſtſtellung 
folgt aus der Wortfaſſung, dem Zweck und dem Aufbau des Rechts⸗ 
mittelverfahrens. 

Wer durch die Entſch. alles erreicht hat, was er erreichen konnte, 
iſt nicht mehr beſchwert. Die Rechtsmittelverfahren würden geradezu 
bis ins Ungemeſſene ſich vervielfachen, wenn auch eine Aufechtung 
der Entſcheidungen wegen Nichteinverſtandenſeins mit den Gründen 
erfolgen könnte. Allein, auch im Steuerverfahren wirken in einzelnen 
Fällen ſteuerliche Feſtſtellungen in den Eutſcheidungsgründen auf andere 
Steuern oder ſteuerrechtliche Verwaltungsmaßnahmen ein. 

Hier iſt in der Tat der Stpfl. auch durch die Gründe ſteuerlicher 
Entſcheidungen beſchwert. So hat der Rö H. durch Urt. v. 27. Febr. 
1924 (RF. 13, 229) z. B. an den Fall gedacht, daß ein Vermögens- 
anfall an den Pflichtigen auf feine Berufung hin von der Schenkung⸗ 
ſteuer freigeſtellt wurde und der Pflichtige nunmehr zur Erkenntnis 
Kommt, daß ein nicht unter die Schenkungſteuer fallender Anfall der 
viel höheren Einkommenſteuer unterliegt. Aber auch eine Konkurrenz 
zwiſchen der Schenkungſteuerpflicht und der Grunderwerbſteuerpflicht 
iſt denkbar, wenn es bei einem Vorgang zweifelhaft iſt, ob er als 
Kauf ausſchließlich der Grunderwerbſteuer oder als gemiſchte Schenkung 
zum Teil der Schenkungſteuer unterliegt. 

Jedenfalls kann der Stpfl. innerhalb des Verfahrens ſeine 
Rechtsmeinung ändern, ja ſogar geltend machen, daß von Amts wegen 
über feinen Antrag hätte hinausgegangen werden müſſen (RF H. 6, 13). 
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In den vorbezeichneten beiden Fällen würde die ſteuerliche Be⸗ 
gründung auch ſteuerliche Verwaltungsmaßnahmen nach ſich ziehen, 
und zwar würde bei Freiſtellung von der Schenkungſteuer eine Ein⸗ 
kommenſteuerveranlagung folgen bzw. bei der Freiſtellung von der 
Grunderwerbſteuer eine Schenkungſteuerveranlagung oder auch in 
beiden Fällen umgekehrt. 

Wenn ſteuerlich die zunächſt erfolgte Entſch. der Steuerfreiſtellung 
von einer Steuerart noch nicht Rechtskraft macht für die Steuerpflicht 
der zweitmöglichen Beurteilungsweiſe, jo iſt dennoch das ſicher fol- 
gende Steuerfeſtſetzungsverfahren hinſichtlich der zweitmöglichen Be— 
trachtungsweiſe eine Beſchwer. In ſolchen Fällen iſt daher ein Rechts⸗ 
mittel auch gegen freiſtellende Entſcheidungen gegeben (RFH. 14, 115). 
Es handelt ſich in der erwähnten Entſch. um einen Fall, in welchem 
im Rechtsmittelverfahren darum geſtritten wurde, ob beſtimmte Ein⸗ 
nahmen als gewerbliches Einkommen oder ſonſtiges Einkommen an⸗ 
zuſehen ſeien. Die Rückwirkung beſtand darin, daß für die Gewerbe⸗ 
ſteuer der von den Reichsſteuerbehörden ermittelte gewerbliche Ein- 
kommensbetrag (für Württemberg) zugrunde gelegt wurde. Außerdem 
wurde auch die Feſtſetzung der Höhe der damals geltenden Rhein- 
Ruhrabgabe von der Feſtſtellung der Höhe des gewerblichen Ein— 
kommens abhängig gemacht. Dieſe Rſpr. iſt durch RF. 25, 270 und 
durch das heute zur Beſprechung ſtehende Urt. aufrechterhalten worden, 
ſo daß inſoweit eine einheitliche Judikatur beſteht. Sie iſt unbedingt 
zu billigen, da fie den praktiſchen Bedürfniſſen weitgehendſt entſpricht. 

2. Die Gründe finanzamtlicher Entſcheidungen nehmen an der 
Rechtskraft nicht teil. Hieraus folgt, daß auch die Unterlagen, die 
die Finn. der Beſteuerung zugrunde legen, ebenfalls nicht an der 
Rechtskraft teilnehmen (RStBl. 1929, 82 u. 280). Infolgedeſſen ift 
in einem neueren ſteuerlichen Veranlagungsverfahren der Stpfl. nicht 
an die Unterlagen der Vorjahrsperiode gebunden. 

Eine fo enge Verknüpfung dergeſtalt, daß alle Steuerunterlagen. 
eines Jahres auch für die Beſteuerung des nächſten Jahres bindend 
ſind, gibt es im Reichsſteuerrecht nicht. (Dieſe Feſtſtellung hat nichts 
zu tun mit der Bilanzänderungseinſchränkung des § 5 Abſ. 2 EinkStG.) 

Aus der Tatſache, daß die Unterlagen nicht in Rechtskraft über⸗ 
gehen, wird vom NFH. weiter gefolgert, daß nach der jetzt geltenden 
Ausgeſtaltung der preuß. Gewerbeertragſteuer auch im preuß. Ver⸗ 
fahren eine beſondere Ermittlung des gewerblichen Gewinnes zu er- 
folgen hat. Eine verfahrensrechtliche Verbindung zwiſchen 
der Feſtſtellung des gewerblichen Einkommens nach den Reichsſteuer⸗ 
geſetzen und nach der preuß. Gewerbeſteuer iſt bisher nicht eingeführt. 
Lediglich ſind für die materielle Ermitllung des Umfangs der Steuer⸗ 
pflicht im weſentlichen die gleichen ſachlichen Beſtimmungen an⸗ 
wendbar, verfahrensrechtlich aber in zwei Steuerverfahren zu ermittelt. 

Der Standpunkt des NFH. ift ſteuerrechtlich richtig; aber es 
dürfte glücklicherweiſe damit zu rechnen ſein, daß im Zuge der voraus⸗ 
ſichtlich 1940 beendeten Steuerreform, wahrſcheinlich ſchon mit Wir⸗ 
kung v. 1. April 1937 ab, auch ein einheitliches Verfahren eingeführt 
wird; denn es iſt ein alter berechtigter und von der Reichsfinanz⸗ 
verwaltung anerkannter Wunſch der Stpfl., daß die Vielzahl der 
Steuerfeſtſetzungsverfahren und der Steuerfeſtſezungsbehörden möglichſt 
verringert wird. 

Es beſteht keinerlei Grund, zwei Behörden mit der Ermittlung 
des gleichen gewerblichen Einkommens zu befaſſen. 

RA. Dr. Dr. Megow, Küſtrin. 
* 


32. 8 12 Abſ. 1 Satz.3 EinkStG. Ein Rechtsanwalt, 
der nach $ 12 Abſ. 1 Satz 3 EinkStG. mit dem Überſchuß 
der Einnahmen über die Ausgaben veranlagt wird, kann 
Rückſtellungen wegen drohender Regreßanſprüche mit 
ſteuerlicher Wirkung nicht vornehmen. 7) 

Der BeſchwF., der den Beruf als RA. und Notar ausübt, 
verſteuert nach Einnahmen und Ausgaben, ohne daß regelmäßige 
Abſchlüſſe gemacht werden. Er beanſprucht für 1932 eine Rück⸗ 
ſtellung wegen drohender Haftpflichtverbindlichzeiten aus ſeiner Tätig⸗ 
keit als Anwalt und Notar. 

Außerdem ſind ſtreitig Autokoſten, die er ſchätzungsweiſe auf 
6000 AM angegeben hat, während das FinGer. nur 5000 RA zu⸗ 
gebilligt hat, und Reiſekoſten, für die BeſchwF. 1500 K. Abſetzung 
verlangt, während das Finder. nur 600 RM anerkennt. 

Die RBeſchw. iſt im Ergebnis nicht begründet. 

Die Aufzeichnungen des BeſchwF. ſind denkbar einfach. Er hat 
bis 31. Dez. 1932 nur die Einnahmen und nicht einmal die Aus⸗ 
gaben vollſtändig aufgezeichnet. Erſt v. 1. Jan. 1933 ab ſollen nach 
dem Prüfungsbericht des Fin A. die Aufzeichnungen fo geführt wer⸗ 
den, daß ſamtliche Einnahmen und auch die Ausgaben in ent⸗ 
ſprechenden Spalten in einem Kaſſenbuch feſtgehalten werden. Danach 
liegen regelmäßige Abſchlüſſe nicht vor. BeſchwF. iſt nach 8 12 
Abſ. 1 Satz 1 Eink&t®. lediglich nach dem Überſchuß der Einnahmen 
über die Ausgaben zu veranlagen. Ein Korrektivpoſten für die Re⸗ 
greßanſprüche kann aus den Erwägungen des Urt. v. 16. Mai 1934, 
VI A 1116/32 = JW. 1934, 2428 3; StW. 1934 Nr. 487 = StGl. 
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1934, 904 nicht angeſetzt werden, zumal hier völlig ungewiß iſt, ob 
oder in welchem Umfange der BeſchwF. wird zahlen müſſen. Die 
Kraftwagenkoſten hat das Finger. mit Recht geſchätzt, weil Nach⸗ 
weiſe nicht beigebracht worden find. Dieſe Schätzung iſt für den RF. 
nach 8 288 RAbg 0. bindend. 

Der BeſchwF. greift aber mit Recht die Entſch. des FinGer. 
wegen der Reiſekoſten an. Das Fincher. hat ſtatt der beantragten 
1500 RM nur 600 RM zugelaſſen, weil die einem Anwalt erwachſe⸗ 
nen Reiſekoſten im weſentlichen der Mandant trüge. Das mag zwar 
ſachlich zutreffen, die daraus vom Finger. gezogene Schlußfolgerung 
iſt aber falſch. Allgemein erhält der RA. von ſeinen Mandanten die 
Reiſekoſten in gleicher Weiſe wie die Gebühren erſtattet, nämlich auf 
beſondere Liquidation hin. Dann erſcheinen die Reiſekoſten aber in 
den Roheinnahmen, fie müſſen deshalb auch unter den Ausgaben 
aufgeführt werden. 

Gleichwohl muß es bei der Vorentſcheidung verbleiben, da ſelbſt 
wenn die 1500 RM voll abgezogen würden, die Steuerſtufe die 
gleiche bliebe. 


(RFH-, 6. Sen., Urt. v. 13. Febr. 1935, VI A 758/34.) 


Anmerkung: Hinſichtlich der Regreßrücklagen hat hiermit der 
Ric. erneut und ausdrücklich feinen bisherigen Standpunkt (Urt. 
v. 16. Febr. 1934: RStBl. 1934, 904) aufrechterhalten. Der bekräfti- 
gende Nachſatz: „zumal hier völlig ungewiß iſt, ob oder in welchem 
Umfang der BeſchwF. wird zahlen müſſen“, fand mit denſelben 
Worten auch ſchon in dem angezogenen Urt. von 1934, obwohl nach 
dem damaligen Sachverhalt dem BeſchwF. bereits im Jahre vorher 
die Geltendmachung der Regreßanſprüche angedroht worden war, 
und obwohl im entſcheidenden Steuerabſchnitt ſelbſt ein Schadens⸗ 
erjabprozeß ſogar ſchon anhängig, alſo die Gefahr einer Regreß⸗ 
pflicht nicht mehr zu beſtreiten war. Nach der Auffaſſung des Ri. 
kann die Gefahr einer Haftung auf Grund der freiberuflichen Tätig⸗ 
keit nur im Rahmen des § 12 Abſ. 1 Satz 1 und des $ 13 Eink&t®. 
durch Einſtellung eines entſprechenden Paſſivpoſtens berückſichtigt 
werden, und zwar bereits in dem Jahre, in welchem die Gefahr der 
Regreßhaftung erkennbar entſtanden ift. Im Rahmen des $ 12 Abſ. 1 
Satz 3 dagegen läßt der NFH. die Berückſichtigung lediglich der 
direkten Iſt⸗Einnahmen und der direkten Iſt⸗Ausgaben gelten. Er 
ſtellt ſich damit neuerdings, wenn auch nicht ausdrücklich in Gegen⸗ 
ſatz zu den Ausführungen Beckers in deſſen Komm. des EinkStGh., 
der hier feiner unterſcheidet und damit zu einem für die freien 
Berufe billigeren Ergebnis kommt. Becker geht nämlich auf die 
ratio legis zurück, wenn er ſagt: „Die Berückſichtigung der Iſt⸗ 
Einnahmen ſtatt Soll⸗Einnahmen wird dem Gedanken gerecht, daß 
es ſich um Vergütung einer perſönlich ausgeübten Tätigkeit handelt, 
und daß es der Verkehrsauffaſſung nicht widerſpricht, die Vergütung 
erſt mit der Zahlung als zugefloſſen anzuſehen“ (Bd. II S. 767). 
Daß dementſprechend auch nur die Iſt⸗Ausgaben in der Regel be⸗ 
rückſichtigt werden ſollen, „hängt ſehr eng damit zuſammen, daß es 
ſich bei den Ausgaben in der Hauptſache um laufend wiederkehrende, 
in der Regel gleichmäßig hohe Ausgaben handelt, und daß die Aus⸗ 
gaben nicht die Bedeutung haben, wie etwa die Wareneinkäufe der 
Kaufleute und die Rohſtoffverſorgung der Fabrikanten“ (Bd. II 
S. 284). Die Verufshaftpflichtſummen jedoch gehören eben nicht zu 
dieſen „regelmäßig wiederkehrenden Berufsausgaben“ eines Anwalts, 
die alljährlich ſich ungefähr auf derſelben Höhe halren, ſondern ſind 
jeweils einmalige, ganz außergewöhnliche Ausgaben. Mit der Be⸗ 
rufung auf die ratio legis kommt Becker folgerichtig zu dem 
Ergebnis, daß die Berückſichtigung der bloßen Iſt⸗Einnahmen auf 
der Einnahmeſeite es „. .. bei der Ausgabenſeite nur rechtfertige, 
zur Ausgleichung laufend wiederkehrende Ausgaben, wie etwa Miete, 
Löhne u. dgl., erſt bei der Verausgabung einzuſetzen. Wenn aber ein 
Anwalt etwa wegen Friſtverſäumung für Schadenserſatz in Anſpruch 
genommen wird, muß dieſer Vorfall im Betrieb ohne Rückſicht auf 
Buchung der Iſt⸗ oder der Soll⸗Einnahmen und ohne Rückſicht auf 
Fälligkeit berückſichtigt werden“ (S. 767), alſo auch ſchon bei bloßer 
Gefahr, genau ſo wie in den Fällen der 8 12 Abſ. 1 Satz 1, 8 13. 
Die Streitfrage iſt nicht etwa durch die Neufaſſung des EinkStG., 
jetzt 8 4 Abſ. 2, beſeitigt. Denn die nunmehr im Geſetz ausdrücklich 
feſtgelegte Möglichkeit, daß „wirtſchaftlich ins Gewicht fallende 
Schwankungen im Betriebsvermögen, die in einem Wirtſchaftsjahr aus⸗ 
nahmsweiſe auftreten, durch Zuſchläge oder Abſchläge berückſichtigt 
werden“, war bisher ſchon Rechtſprechungspraxis des NFH. (vgl. 
RStBl. 1931, 448). Auf dieſe Möglichkeit hat jene Entſch. des 
Jahres 1934 ſogar ausdrücklich Bezug genommen und dennoch ge⸗ 
ſagt: „Da aber hier völlig ungewiß iſt, ob oder in welchem Umfang 
der BeſchwFF. wird bezahlen müſſen, kann nicht anerkannt werden, 
daß eine Schwankung des Betriebsvermögens vorliege, die eines 
Ausgleichs durch Einſatz eines Korrektivpoſtens bedürfte. Es muß 
daher hier bei dem für die Berechnung des Überſchuſſes der Ein⸗ 
nahmen über die Ausgaben maßgebenden Grundſatz bleiben, daß eine 
Ausgabe erſt dann vorliegt, wenn der Betrag tatſächlich ausgegeben 
worden iſt.“ Dieſe ſtark formale und die freien Berufe einſeitig be⸗ 
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laſtende Rechtſprechung verdiente eine ausdrückliche Überprüfung nach 
der ratio legis, wie dies Becker in ſeinem Kommentar bereits ſeit 
Jahren getan hat. 
RA. Dr. Wille, München. 
* 


33. $ 19a Ziff. 1 GrErwStG.; 8 38 Abſ. 3 Ziff. 1 
Fin Aus gl. Die Steuervergünſtigungen des $ 19a Ziff. 1 
GrErwStG. und des 8 38 Abſ. 8 Ziff. 1 Fin AusglG. greifen 
auch dann Platz, wenn bei Umwandlung einer AktG. in 
eine GmbH. auf Grund eines Einbringungsvertrags das 
Eigentum an den zum Vermögen der AktG. gehörenden 
Grundſtücken gemäß 8 81 GmbHG. von Rechts wegen über⸗ 
geht. f) 

Die Firma B. und S. Aktcg. iſt durch Beſchluß ihrer Gen⸗ 
Verſ. am 3. Juni 1933 zum Zwecke der Umwandlung in eine 
Gmbh. aufgelöſt worden. Die beiden Aktionäre B. und S. haben 
ſich mit ihrem geſamten Aktienbeſitz an der von ihnen an demſel⸗ 
ben Tag zwecks Fortbetriebs des Unternehmens errichteten B. und 
S. GmbH., der Beſchwerdegegnerin, beteiligt Die Eintragungen 
in das Handelsregiſter ſind am 23. Juni 1933 erfolgt. Für den 
damit eingetretenen Eigentumsübergang der drei Geſellſchafts⸗ 
grundſtücke hat die Steuerſtelle 3% Reichsſteuern und 2% Ge⸗ 
meindezuſchlag von 279 627 He, Einheitswert, insgeſamt 
13 981,30 AA Steuern feſtgeſetzt. Die Beſchwerdegegnerin bean⸗ 
ſprucht nach § 19a Ziff. 1 GrErwStG. und § 38 Abſ. 3 Fin⸗ 
AusglG. Herabſetzung der Hauptſteuer auf 2 % und Wegfall des 
Til r, d. h. Ermäßigung der Geſamtſteuer auf 5592,50 AM. 
Die Steuerſtelle hat die Steuervergünſtigung verſagt, weil die 
Geſetze den Fall der Umwandlung einer Aft®. in eine GmbH. 
nicht erwähnten und hierbei auch keine Grundſtücke „eingebracht“ 
würden. Das Finger. hat der Beſchwerdegegnerin die Steuerver⸗ 
günſtigung zugebilligt. Hiergegen richtet ſich die RBeſchw. der 

teuerſtelle. i 

Derſelben kann nicht ftattgegeben werden, da dem Bu. hei- 
zutreten iſt. 

Nach § 19a Ziff. 2 GrErwStcf. und § 38 Abſ. 3 Ziff. 1 
Fin AusglG. ermäßigt ſich die Grunderwerbſteuer auf 2% und 
durfen Zuſchläge nicht erhoben werden, wenn Grundſtücke in eine 
Kapitalgeſellſchaft ($ 3 KapVertSt®.) gegen Gewährung von Ge⸗ 
ſellſchaftsrechten eingebracht werden. Die RBeſchw. rügt Verletzung 
dieſer Geſetzesvorſchriften, weil im vorl. Fall das Eigentum an 
den Grundſtücken der B. und S. AktG. auf die GmbH., die Be⸗ 
ſchwerdegegnerin, nach § 81 des Geſetzes betr. die Geſellſchaften 
mit beſchränkter Haftung von Rechts wegen, alſo kraft Geſetzes 
übergegangen ſei und daher kein „Einbringen“ von Grundſtücken 
i. S. des § 19a GrErwStG. und ; 38 FinAusgl®. vorliege. 
Denn ein Einbringen im Sinne dieſer Geſetzesvorſchriften ſetze 
einen Übertragungsakt voraus, der hier fehle. 


Dieſe Ausführungen ſind rechtsirrtümlich. Mit dem Gene⸗ 1 


ralverſammlungsbeſchluß v. 6. März 1933 iſt die B. und S. 
AktG. aufgelöft und in die B. und S. GmbH. umgewandelt wor⸗ 
den. Dieſer Rechtsakt enthält alſo einerſeits die Auflöſung der 
Akt. und andererſeits die Neuerrichtung der GmbH. Der 
Rechtsakt iſt in ſeinem zweiten Teil gleichzeitig der Geſellſchafts⸗ 
vertrag, der die Errichtung der GmbH. zum Gegenſtand hat, und 
ſtellt nach ſeinem Inhalt einen ſchuldrechtlichen Einbringungs⸗ 
vertrag der Gründer der GmbH. dar, und zwar mit der ausdrück⸗ 
lichen Verpflichtung der Gründer, auf ihre Stammeinlage in der 
GmbH. das Vermögen der aufgelöſten Akt. als Sacheinlage an 
Stelle von Bargeld einzubringen. Schuldrechtlich iſt daher 
ein „Einbringen“ des Vermögens der AktG. in die GmbH. gegen 
Gewährung von Geſellſchaftsrechten gegeben. 

Um das Einbringungsgeſchäft ſachen rechtlich zu ver⸗ 
wirklichen, gibt das Geſetz betr. die GmbH. den Beteiligten unter 
den Vorausſetzungen des § 80 dieſes Geſetzes, die hier unſtreitig 
zutreffen, zwei Wege. Die Aktionäre konnen nach der Auflöſung 
der AktG. die Liquidation durchführen und das Vermögen unter 
ſich verteilen (§§ 294 ff., 300 HGB.). In dieſem Falle bedarf der 

bergang des Vermögens auf die GmbH. der geſetzlich vorgeſchrie⸗ 
benen Übertragungsakte, bei Grundſtücken der Auflaſſung und Ein⸗ 
tragung im Grundbuch. Daß bei der Wahl dieſes Weges der Tat⸗ 
beſtand des Einbringens von Grundſtücken gegen Gewährung von 
Geſellſchaftsrechten i. S. des § 19 a Ziff. 1 GrErwStcG. und 8 38 
Abf. 3 Fin AusglGG. zutrifft, beſtreitet die beſchwerdeführende 
Steuerſtelle ſelbſt nicht. 

Die Beteiligten können aber den ſchuldrechtlichen Einbrin⸗ 
gungsvertrag unter den Vorausſetzungen des § 80 des Geſetzes 
betr. die GmbH. auch in der Weiſe verwirklichen, daß fie die 
Liquidation der AktG. unterlaſſen. Wird dieſer Weg eingeſchlagen 
wie hier, ſo geht gem. 5 81 GmbHG. das Vermögen der aufge 
löſten Akt. mit der Eintragung der GmbH. in das Handels⸗ 
regiſter von Rechts wegen auf dieſe über, d. h., es bedarf zum 


Übergang des Vermögens keiner beſonderen Rechtsakte mehr, bei 
Grundſtücken insbeſ. keiner Auflaſſung und Eintragung. Diefer 
zweite Weg iſt den Beteiligten nicht aus ſachenrechtlichen Gründen 
eröffnet worden, ſondern um ihnen das Umwandlungsgeſchäft zu 
erleichtern und um ihnen Koſten zu erſparen (vgl. Brodmann, 
Komm. zum GmbHG., 1930, § 81). Es kann nun unmöglich dem 
Sinn und Zweck des § 19a GrErw Stef. und § 38 Abſ. 3 Fin⸗ 
Ausgl®. entſprechen, wollte man, wenn für das Einbringen von 
Grundſtücken in die umgewandelte GmbH. der erleichterte Weg ge⸗ 
wählt wird, dieſen Weg höher zur Steuer heranziehen als den 
umſtändlicheren Weg. Die Steuervergünſtigung der beiden Ge⸗ 
ſetzesvorſchriften muß daher auch dann gewährt werden, wenn bei 
Umwandlung einer AktG. in eine GmbH. das Eigentum an dem 
zum Vermögen der Akt. gehörenden Grundſtücken gem. 8 81 
GmbHG. kraft Geſetzes übergeht. Der Übergang des Eigentums 
der Grundſtücke kraft Geſetzes muß in dieſem Fall der rechts⸗ 
geſchäftlichen Übertragung gleichſtehen. Denn der Grund der 
Steuervergünſtigung iſt nicht die Rechtsform des Einbringens, ſon⸗ 
dern die Tatſache, daß die Grundſtücke der aufgelöſten Geſellſchaft 
gegen Gewährung von Geſellſchaftsrechten in 
das Eigentum der GmbH. übergegangen find. 

Bet dieſer Sachlage bedarf es keiner weiteren Erörterung 
mehr darüber, warum in § 19a Gr&rivSt®. und § 38 Abſ. 3 Fin⸗ 
Ausgl$. der Fall der Umwandlung einer Kapitalgeſellſchaft in 
eine Kapitalgeſellſchaft anderer Rechtsform nicht ebenſo beſonders 
hervorgehoben worden iſt, wie in dem gleichzeitig Geſetz gewor⸗ 
denen § 12 Ziff. 3 KapVerkStG. 


(RZH., 2. Sen., Urt. v. 14. Dez. 1934, II A 17/34.) 


Anmerkung: Das Urteil iſt vom Standpunkt des Rechts, der 
Billigkeit und der wirtſchaftlichen Einſicht zu begrüßen, ſeinen Er⸗ 
gebniſſen iſt lediglich beizutreten. Für die Praxis wird die Entſch. 
ſeltener bedeutſam werden, weil die Umwandlung einer AktG. in 
eine GmbH. nur vereinzelt vorkommt. Es gehört zu den bekannten 
Unſtimmigkeiten der einſchlägigen Geſetzgebung, daß für den ſel⸗ 
tenen Fall der Umwandlung einer Aft®. in eine GmbH. der Ver⸗ 
mögensübergang im Wege der Geſamtrechtnachfolge geſetzlich vor⸗ 
geſehen iſt, nicht aber in dem häufigen und für die Praxis ungleich 
wichtigeren umgekehrten Fall. Der Umſtand aber, daß die hier be⸗ 
ſprochene Entſch. überhaupt ergehen mußte, beweiſt, daß die Nei⸗ 
gung immer noch lebt, durch ein Spiel mit Begriffen — ſo hier 
mit dem Wort „Einbringen“ — den Sinn des Geſetzes zu erſticken. 

RA. Dr. Bergſchmidt, Berlin. 


Reihspatentamt 


Berichtet von den Oberregierungsräten Dr. Gieſe und 
Bindewald, Berlin 


[* Wird in der amtlichen Zeitſchrift „Blatt für Patent⸗, Muſter⸗ 
und Zeichenweſen“ abgedruckt! 


** 34. 88 3 Abſ. 1, 28 ff. PatG.; Art. 4 Unions vertrag. Im 
Nichtigkeits verfahren iſt nicht nachzuprüfen, ob bei der 
Anmeldung eines Patents die Unionspriorität in der vor⸗ 
geſchriebenen Form beanſprucht worden iſt. Der Nachweis 
dee Übertragung des Prioritätsrechts kann auch noch im 
Nichtigkeitsverfahren erbracht werden. Der amerikaniſchen 
Reiſſue⸗Anmeldung kommt neben der Stammanmeldung 
ſelbſtändige, prioritätbegründende Wirkung nicht zu. 

Der Gegenſtand des angegriffenen Patents iſt zwar durch die 
amerikaniſche Patentſchrift 1261414, die denſelben in den Ver⸗ 
einigten Staaten von Amerika zuerſt angemeldeten Gegenſtand be⸗ 
trifft, vollinhaltlich bekannt geworden. Dieſe Patentſchrift ſcheidet 
aber als entgegenſtehende Vorveröffentlichung aus, wenn dem an⸗ 
gegriffenen Patent die auf Grund der entſprechenden amerika⸗ 
niſchen Anmeldung in Anſpruch genommene Priorität v. 1. Mai 
1916 zukommt. Auf die Behauptung der Kl., daß die Anmelderin 
des angegriffenen Patents die Priorität nicht in der vorgeſchrie⸗ 
benen Form in Anſpruch genommen habe, braucht hierbei nicht ein⸗ 
gegangen zu werden; denn es iſt anerkannten Rechtes, daß im 
Nichtigkeitsverfahren dieſe Frage nicht nachzuprüfen tft (vgl. PatMuſt⸗ 
Zeich Bl. 1926, 221 und Mittpßat A. 1932, 181). Es iſt ſomit allein 
zu prüfen, ob die Anmelderin zur Zeit der Anmeldung des Streit⸗ 
patents tatſächlich Inhaberin des Prioritätsrechtes v. 1. Mai 1916 
war. Das iſt der Fall. 

Die Reiſſue⸗Anmeldung hat keine ſelbſtändige prioritätbegrün⸗ 
dende Wirkung i. S. des Unionsvertrages (vgl. Anm Abt. VIII 
v. 26. Sept. 1905: PatMuſtgeich Bl. 1906, 32). Prioritätsbegründend 
kann nur die Stammanmeldung ſein, die im vorl. Fall den An⸗ 
meldetag v. 1. Mai 1916 hat. Die Prioritätserklärung iſt bei der 
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Rechtſprechung 


[Juriſtiſche Wochenſchrift 


Anmeldung durch die Angabe über Zeit und Land der Reiſſue⸗ 
Anmeldung erfolgt. Der Berichtigungsbeſchluß der Prüfungsſtelle 
v. 3. März 1927, der alsdann die Inanſpruchnahme der Priorität 
v. 1. Mai 1916 feſtgeſtellt hat, unterliegt im vorliegenden Ver⸗ 
fahren gleichfalls nicht der Nachprüfung. „ 
über den Zeitpunkt, wann die Rechtsnachfolge in das Priori⸗ 
tätsrecht nachzuweiſen iſt, iſt weder dem Unionsvertrag noch ſon⸗ 
ſtigen geſetzlichen Beſt. etwas zu entnehmen. Wie in der Entſch. 
der BeſchwAbt. v. 16. Dez. 1905 (PatMuſtgeich Bl. 1906, 127, bei. 
S. 129, r. Sp. Abſ. 8) ausgeführt iſt, kann der Beweis jederzeit 
nachgeholt werden. Nun hatte die Anmelderin bei Anmeldung des 
Streitpatents eine Erklärung des Inhabers der amerikaniſchen An⸗ 
meldung, deren Priorität in Anſpruch genommen wird, eingereicht, 
die indeſſen nicht als Nachweis für die Übertragung des Prioritäts⸗ 
rechts angeſehen werden kann, da ſie im Text unvollſtändig iſt und 
unumgänglich notwendige Angaben darin fehlen. Die im Nichtig⸗ 
keitsverfahren eingereichte eidesſtattliche Erklärung des F. D. W. 
v. 26. Juni 1934 behebt die Mängel. Nach ihr hat der Anmelder 
des amerikaniſchen Patents 1201414 das Prioritätsrecht für 
Deutſchland am 7. Juni 1920 oder vorher an die Anmelderin 
des Streitpatents übertragen, alſo innerhalb der Prioritätsfriſt, 
die bis zum 3. Sept. 1921 lief (8 1 der Bek. v. 6. Juli 1921: 
PatMuſtgeichBl. 1921, 151). Bedenken gegen die Richtigkeit dieſer 
Erklärung beſtehen nicht und ſind auch von der Kl. nicht geltend 
gemacht worden. Daß die Erklärung erſt im Laufe des Nichtig⸗ 
keitsverfahrens ausgeſtellt worden iſt, hindert nicht, ſie als Be⸗ 
meismittel für die Übertragung des Rechts zu verwerten. 
Kommt hiernach dem Streitpatent die Priorität v. 1. Mai 
1916 zu, fo ſcheiden die amerikaniſche Patentſchrift 1201414 und 
die deutſche Patentſchrift 306 830, deren Anmeldetag ſpäter liegt, 

als Veröffentlichungen aus... 
(RPat A., NichtigkSen., Entſch. v. 1. Nov. 1934, B 95051 XII / 47e.) 

Dr. G.] 
* 


35. 8 4 Ziff. 3 WbzG. Verſagung des Warenzeichen- 
ſchutzes für das Wort „Tannenberg“ als eines nationalen 
Symbols. 

1. Beanſtandungsbeſcheid der Prüfungs⸗ 
ſtelle für die Klaſſe 22 b Wz v. 29. Sept. 1934: 

Das angemeldete Zeichen ſtellt den Namen einer großen 
Schlacht in den maſuriſchen Seen dar und iſt der Name der letzten 
Ruheſtätte des verewigten RPräſ. und Generalfeldmarſchalls von 
Hindenburg. Der Name „Tannenberg“ wird in allen Volks⸗ 
kreiſen als nationales Symbol angeſehen, und es würde nicht 
verſtanden werden bzw. Argernis erregen, wenn dieſer Name zu 
privatgeſchäftlichen Zwecken eines Einzelnen geſchützt würde. 

Das Zeichen wird daher vorausſichtlich gem. § 4 Ziff. 3 
W556, abgewieſen werden, wobei bemerkt wird, daß die Eintra⸗ 
gung dieſes Zeichens ſchon wiederholt abgewieſen wurde. 

2. Beſchluß der Prüfungsſtelle v. 12. Nov. 1934: 

Die Anmeldung des Wortzeichens „Tannenberg“ wird 
aus den im Beſcheid v. 29. Sept. 1934 angegebenen Gründen, 
welche durch die Ausführungen der Anmelderin v. 19. Okt. 1934 
nicht widerlegt ſind, zurückgewieſen. 

Die Anmelderin gründet ihre von der Prüfungsſtelle ab⸗ 
weichende Anſicht über die Schutzfähigkeit des angemeldeten Wor⸗ 
tes „Tannenberg“ in der Hauptſache auf die beiden älteren 
Eintragungen Nr. 275512 und Nr. 406 430, die ebenfalls aus 
dem Worte „Tannenberg“ beſtehen und für Waren geſchützt ſind, 
deren Kennzeichnung durch ein Symbol nach Anſicht der Anmel⸗ 
derin noch weniger mit den nationalen Belangen vereinbar ſei 
als bei den Rundfunkempfangsgeraten der Anmeldung. Letzteres 
mag richtig ſein, kann aber dahingeſtellt bleiben. Die Anmelderin 
überſieht, daß die beiden älteren Zeichen aus den Jahren 1921 
und 1929 ſtammen, mithin aus einer Zeit, in der bei der all⸗ 
gemeinen laxen Einſtellung zu vaterländiſchen Dingen das Emp⸗ 
finden für ideelle nationale Werte nicht ſo geſchärft war. Iſt doch 
auch das Geſetz zum Schutze nationaler Symbole 
v. 19. Mai 1933 erſt aus dem Gedankengut der 
nationalſozialiſtiſchen Weltanſchauung ent⸗ 
ſtanden. Das Zeichen Nr. 275 512 iſt überdies bereits ſeit Ende 
1931 erloſchen. 

Die Prüfungsſtelle iſt davon ausgegangen, daß jedenfalls 
alle diejenigen Bezeichnungen als nationale Symbole anzuſehen 
und daher dem auf Erwerb gerichteten geſchäftlichen Leben fern⸗ 
zuhalten find, die in ihrer Bedeutung einem Zeitalter das Ge⸗ 
präge gegeben haben oder Inbegriff einer gewiſſen Hochzeit natio⸗ 


nalen Lebens geworden ſind, ſich alſo dieſe Zeit gewiſſermaßen in 
dem betr. Wort ſprachlich verkörpert findet. Daß das Wort „Tan⸗ 
nenberg“ ein Sinnbild, wenn nicht das Sinnbild der Epoche 
des Weltkrieges für deutſche Anſchauung bildet, vielleicht weil 
ſich hier aus dem Erfolge der Waffen am ſinnfälligſten die Seg⸗ 
nungen für die Heimat ergaben, bedarf keiner weiteren Begr. 
Dann aber kann es keinen Unterſchied machen, für welche wirt⸗ 
ſchaftlichen Güter der Zeichenſchutz erſtrebt wird, wenn er auch 
um ſo unmöglicher wird, je niedriger nach allgemeiner Bewertung 
die menſchlichen Bedürfniſſe ſind, die mit den fraglichen Waren 
gütern befriedigt werden ſollen. 

Als rein geographiſcher Begriff iſt das angemeldete Wort 
„Tannenberg“ von der Prüfungsſtelle nicht beanſtandet worden. 
Inſoweit ſind die Ausführungen der Anmelderin gegenſtandslos. 

Wie geſchehen, war danach dem angemeldeten Wort die Ein⸗ 
tragung gem. § 4 Ziff. 3 WbzG. zu verſagen. 

1 3. Entſch. des 12. Beſchwerdeſenats v. 28. Jan. 
935: 

Die Beſchw. der Anmelderin gegen den Beſchluß der Prü⸗ 
fungsſtelle für Klaſſe 22 b Wz v. 12. Nov. 1934 wird zurück⸗ 
gewieſen. 

Dem angefochtenen Zurückweiſungsbeſchluſſe und ſeiner Begr. 
war entgegen dem Beſchwerdevorbringen der Anmelderin beizu⸗ 
treten. Die Auffaſſung der Prüfungsſtelle entſpricht durchaus der 
Übung des RPat A., wie ſie ſich insbeſ. im Gefolge des RGeſ. 
zum Schutze der nationalen Symbole v. 19. Mai 
1933 entwickelt hat. 

Zur Stützung ihrer Beſchw. weiſt die Anmelderin u. a. dar⸗ 
auf hin, „daß es in Deutſchland noch Hunderte von anderen 
Städten und Orten gibt, die auf irgendeine Weiſe, ſei es durch eine 
frühere Schlacht, ein Denkmal oder ſonſt einen nationalen oder 
geſchichtlichen Vorgang irgendwie wichtig geworden find“. Die 
Anmelderin erinnert hierbei an Orte wie Potsdam, Hohenfried⸗ 
berg, Leipzig, Verſailles, Regensburg (wegen der Walhalla) und 
Nürnberg als die Stadt der Parteitage. Gemäß dem Standpunkte 
der Prüfungsſtelle, ſo meint die Anmelderin, dürfte dann kein 
Warenzeichen mehr eingetragen werden, das einen dieſer Orts⸗ 
namen enthält. Hieran iſt nur ſoviel richtig, daß ein Ortsname 
nicht etwa ſchon deshalb als anſtößig i. S. des Geſetzes von der 
Warenzeichenrolle fernzuhalten ift, weil ſich an den Ort irgend⸗ 
eine beliebige geſchichtliche Erinnerung knüpft. Vorausſet⸗ 
zung für die Anwendung des § 4 Ziff. 3 Wbz®. (Verbot der Ein⸗ 
tragung ärgerniserregender Angaben) in Fällen der vorl. Art iſt 
vielmehr, daß im Einzelfalle aus beſonderen — hier ohne jeden 
Zweifel gegebenen — Gründen zu erwarten ſteht, daß beachtlich 
große Kreiſe vaterländiſch Geſinnter an einer rein geſchäftlichen 
Ausnutzung beſonders denkwürdiger, jedem Deutſchen heiliger 
Namen Anſtoß nehmen werden. 

Ob der Anmelderin, wie ſie angibt, bisher noch keine Klage 
wegen der Verwendung der Bezeichnung „Tannenberg“ für 
ihre Erzeugniſſe zu Ohren gekommen find, iſt unbeachtlich, zumal 
ſie das angemeldete Wort nach ihrer eigenen Angabe erſt ſeit 
einigen Monaten benutzt. 

(Apatgl., 12. BeſchwSen., Entſch. v. 28. Jan. 1935, 834 795/22 b Wa) 
Bd. 
: [Bd. 

36. 88 5, 6, 20 WbzGG. Zur Frage der Verwechſlungs⸗ 
gefahr. „Maſchenzauber“ als Kennzeichnung für Strümpfe 
verwechſelbar mit „Zauberfäden“. Einfluß der begriff- 
lichen Verwandtſchaft. 

Das angemeldete Wort „Maſchenzauber“ wird ebenfo 
wie das Widerſpruchszeichen „Zauberfäden“ von dem Wort 
„Zauber“ als ſeinem weſentlichſten, da allein ſchutzfähigen Beſtand⸗ 
teil beherrſcht; denn in beiden Zeichen ſtellt der weitere Beſtand⸗ 
teil („Maſchen“ und „Fäden“) nur einen phantaſieloſen Hinweis 
auf die mit dem Zeichen verſehene Ware dar. Dazu kommt die 
nahe begriffliche Verwandtſchaft der beiden Geſa mt zeichen. Denn 
zwiſchen einem Strumpf mit zauberhaften Maſchen und einem 
Strumpf mit zauberhaften Fäden beſteht kein nennenswerter 
Unterſchied. Ohne Fäden keine Maſchen! Der Verkehr wird ſich 
daher beide Zeichen an dem Worte „Zauber“ merken und fo leicht 
zu Verwechſlungen kommen. Somit liegt zeichenrechlliche übereine 
ſtimmung i. S. der 88 5 und 20 WbzG. vor. 

Bei der unbeſtritten und unzweifelhaft vorhandenen Waren⸗ 
gleichartigkeit war ſonach die Eintragung des angemeldeten Zeichens 
zu verſagen. 

(RPat A., 12. BeſchwSen., Entſch. v. 21. Febr. 1935, D 32916/3c Wz 
BS XII.) Bd. 
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